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Vereinigungen 
zur heimischen Geschichtsiorschung 
vor der Gründung unseres Vereins. 


Festrede, gehalten bei der Feier des 50jahrigen 
Jubilaeums des Vereins am 17. Oktober 1907 
vom Vorsitzenden Archivdirektor Dr. R. Jung. 


Hochgeehrte Anwesende! 


Gestatten Sie mir, Sie im Namen unseres Vorstandes herz- 
lich zu begrüssen und Ihnen zu danken, daß Sie so zahlreich 
der Einladung zu unserer Festfeier gefolgt sind. Dieser Dank 
richtet sich in erster Linie an den Vertreter der städtischen 
Behörden, Herrn Stadtrat Dr. Ziehen; in seinem Erscheinen 
dürfen wir wohl die Anerkennung sehen, daß auch unser Verein 
zu den gemeinnützigen zählt, wenn er freilich auch keine 
materiellen Werte schafft. Wir danken weiter den Herren Ver- 
tretern von Anstalten und Vereinigungen in unserer Stadt, mit 
denen uns ein Vergangenheitsinteresse eint, und nicht zuletzt 
den Mitgliedern auswärtiger ortsgeschichtlicher Vereine, mit 
denen uns die gemeinsame Forscherarbeit in der Geschichte 
unserer Umgebung verbindet; wir freuen uns insbesondere, 
unter ihnen zwei korrespondierende Mitglieder unseres Vereins 
begrüssen zu dürfen, Herrn Kammerherrn Dr. Freiherrn Schenk 
zu Schweinsberg, den Präsidenten des Darmstädter Vereins, 
und Herrn Geheimrat Prof. Jacobi aus Homburg. 

Es ist füglich kein seltenes Jubilaeum, das wir feiern. Fiinfzig 
Jahre, der höchste Zeitraum für die Arbeit eines Menschen- 
lebens, sind eine kurze Spanne Zeit in der Tätigkeit eines 
Vereins, aber immerhin ein bedeutsamer Abschnitt, der zum 
Rückblick und Ausblick auffordert. Ich möchte Sie heute bitten, 
mit mir zurückzublicken, nicht auf die Geschichte und die Tätig- 
keit unseres Vereins im ersten Halbjahrhundert seines Be- 
stehens — diese Geschichte liegt Ihnen in unserer neuesten 
Veröffentlichung gedruckt vor!) — sondern weiter zurückzu- 
schauen in die Vergangenheit und derer zu gedenken, die 
vor der Gründung unseres Vereins sich der Aufgabe 


1) A. Riese, Rückblick auf die Entstehung und Entwickelung des 
Vereins für Geschichte und Altertumskunde in Frankfurt a. M. 1857—1907 
im Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, Dritte Folge, Band IX, 
S. 1—24. 
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widmeten, in gemeinsamer Arbeit die Geschichte 
unserer Stadt zu erforschen und deren Kenntnis ihren Mit- 
bürgern zu vermitteln. 

Es ist ein Ruhm unserer Stadt, daß sie, soweit wir in die 
Vergangenheit zurückblicken können, der Schauplatz wichtiger 
Ereignisse in der vaterländischen Geschichte gewesen ist, von 
dem glänzenden Konzil, das Karl der Grosse 794 hier ver- 
sammelte, bis zum deutsch-franzdsischen Friedensschluß von 
1871, der im Beginne der jüngsten Epoche deutscher Geschichte 
steht. Mit hohem Stolze erfüllte von jeher diese geschichtliche 
Bedeutung der Stadt unsere Vorfahren; sie gefielen sich darin, 
ihren Heimatort, in dem dem Reiche die Könige und Kaiser 
gekürt und gekrönt wurden, in dem alljährlich zweimal der 
grösste Markt Deutschlands gefeiert wurde, auch als die Haupt- 
stadt des Reiches anzusehen; mit Geringschätzung blickten sie 
herab auf die benachbarten Fürsten- und Bischofstädte und 
die anderen Reichstädte, die sich in ihrer Bedeutung für das 
Vaterland nicht mit Frankfurt messen durften. 

Niemals hat es in Frankfurt an Freunden, an Erforschern 
dieser ruhmreichen Vergangenheit unserer Stadt gefehlt; aus den 
handschriftlichen Aufzeichnungen der Geistlichen und Patrizier, 
aus den gedruckten Darstellungen bis in den Anfang des XIX. 
Jahrhunderts geht hervor, wie alle ihre Verfasser erfüllt waren 
von dem Hochgefühle, durch ihre Arbeiten den von Geschlecht 
zu Geschlecht überlieferten Stolz auf die Vergangenheit ihrer 
Heimat zu mehren. Wenn wir die historiographische Tätigkeit 
dieser langen Reihe von Geistlichen, hochgestellten Beamten 
und Patriziern übersehen, so gewinnen wir ein interessantes 
buntes Bild deutscher städtischer Geschichtschreibung, aber 
auch die Überzeugung, daß es in Bezug auf Wert und Gehalt 
aller dieser Chroniken und Geschichten um die Geschicht- 
schreibung unserer Stadt nicht besonders bestellt war. Bei 
aller gebührenden Verehrung für unseren populärsten Namen 
dürfen wir doch nicht vergessen, daß Lersner von dem wissen- 
schaftlich-historischen Geiste seines grossen Zeitgenossen Leib- 
niz nicht einen Hauch verspürt hat, daß die erste zusammen- 
fassende Darstellung der städtischen Geschichte durch Kirchner 
dem berühmtesten Zeitgenossen Johannes von Müller mehr 
in der Form als im Geiste glich. Das Wort Böhmers, daß 
Frankfurt im Mittelalter keinen Geschichtschreiber aufzuweisen 
hat, gilt bis in den Anfang des XIX. Jahrhunderts, wenn wir 
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alle diese Annalisten und Chronisten und Urkundensammler 
mit dem Maße messen, welches uns das vergangene historische 
Jahrhundert gegeben hat, wenn wir wissenschaftliche Methode 
historische Kritik bei ihnen suchen. 

Der erste Frankfurter Historiker, der vor diesen modernen 
Anforderungen besteht, ist Johann Karl von Fichard, nach 
Geburt ein Baur von Eysseneck, nach Adoption ein Fichard; 
er ist der Vater der wissenschaftlich betriebenen Frankfurter 
Geschichtsforschung. Durchaus selbständig hat er seinen Weg 
und seine Methode gefunden. Er ist nicht wie die auf ihn 
folgende Generation bei der sogenannten historischen Schule 
der Niebuhr, Savigny, Eichhorn in die Lehre gegangen; er ist 
der Altersgenosse dieser Männer, deren Wirken die neuere 
deutsche Geschichtswissenschaft ihre Ausbildung verdankt. Er, 
der mit so liebevoller Ausfiihrlichkeit, mit so grossem Stolze die 
Erlebnisse seiner Standesgenossen, auch der unbedeutendsten, 
aus den zur Ganerbschaft des Hauses Alt-Limpurg gehörenden 
Familien aufgezeichnet hat, er hat es nicht der Mühe wert ge- 
halten, Nachrichten über sein Leben, seinen Studiengang, seine 
wissenschaftlichen Arbeiten zusammenzustellen, so daß wir nicht 
wissen, wie er von der Politik, für die er durch Geburt und 
Erziehung bestimmt war, zur historischen Forschung ge- 
kommen ist. 

Sein Vater Johann Karl Baur von Eysseneck war der Vetter 
und Erbe des letzten derer von Fichard; als dieser 1771 starb, 
trat er in den Besitz des von Fichardschen Fideikommisses und 
führte von da an bestimmungsgemäß den Namen von Fichard. 
Johann Karl von Fichard, sein Sohn, wurde am 16. April 1773 
geboren; über seine Jugend und Jugendbildung ist nichts be- 
kannt. Anscheinend hat er, wie so viele seiner Standesgenossen, 
das Gymnasium nicht besucht; nach alter Patriziersitte ist er 
durch den häuslichen Unterricht von Hofmeistern auf die Uni- 
versität vorbereitet worden. Auch von seinen Hochschulstudien 
wissen wir nur eines: unter der Leitung seines Hofmeisters 
Göritz studierte er 1791 und 1792 in Jena. Dort gehörten beide 
der Tafelrunde jüngerer Freunde an, mit denen sich Friedrich 
Schiller täglich über die Kantische Philosophie unterhielt. 
Zweifellos hat Fichard auch geschichtliche Vorlesungen bei 
seinem Freunde Schiller gehört; seine spätere historische 
Forschung aber zeigt nicht die geringste Spur von der Art, 
wie Schiller Geschichte trieb und schrieb; in der nüchternen 
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kritischen Betrachtung der Quellen, in der mikrologischen Einzel- 
forschung und auch in der starren aristokratischen Auffassung 
steht Fichard im scharfsten Gegensatze zu dem ihm befreundeten 
Dichter. Über dessen Tod hinaus ist er Charlotte von Schiller 
und ihren Töchtern wie auch Karoline von Wolzogen ein treuer 
Freund geblieben. Ausser Jena hat er noch andere Hochschulen 
besucht und dann die bei vielen Frankfurter Patrizierfamilien 
herkömmliche Bildungsreise durch Deutschland, die Schweiz, 
Frankreich und Italien gemacht. 1797 wurde er, noch nicht 
fünfundzwanzigjährig, in den Rat berufen und rückte nach kaum 
einem Jahre auf die Schöffenbank vor, nicht etwa wegen be- 
wiesener Tüchtigkeit, sondern weil ihm als Alt-Limpurger die 
Anwartschaft auf die Stellung als Ratsherr und Schöffe zustand. 
Nach kaum einem Jahre erbat er aus gesundheitlichen Gründen 
seine Entlassung und erhielt sie mit der Erlaubnis, den Titel 
Schöffe weiterzuführen; eine akademische Würde hatte er nicht 
erworben, weil dies den Gepflogenheiten seiner Standes- 
genossen, der Frankfurter Patrizier, nicht entsprach. Die 
wirklichen Gründe, aus denen Fichard so rasch und in so jungen 
Jahren aus dem öffentlichen Leben schied, werden sich kaum 
noch feststellen lassen; anscheinend entsprach der Gang der 
Verwaltung, in deren Leitung die Limpurger immer mehr 
zurückgedrängt wurden, das bürgerliche Element und die 
Syndiker immer mehr hervortraten, nicht seiner politischen 
Anschauung, zumal die Ohnmacht der Stadt in der Franzosen- 
zeit, die fortwährenden Konzessionen an die neuen demokra- 
tischen Anschauungen dem starrgesinnten Alt-Limpurger die 
Freude an den öffentlichen Geschäften verleiden mussten. Nicht 
wenig mag auch zu seinem Entschlusse beigetragen haben, daß 
er gerade in dem Jahre, in welchem er im Rate tätig war, seine 
erste Ehe scheiden ließ. Nur einmal noch, als die Schaffung 
der neuen Verfassung auf Grundlage der alten nach wieder- 
erlangter Selbständigkeit der Stadt zur öffentlichen Erörterung 
stand, griff Fichard 1816 durch eine „Seinen Mitbürgern“ betitelte 
Schrift in die bewegte Diskussion ein, in welcher er für die Bei- 
behaltung der alten Vorrechte des Patriziates und der Zünite auf 
eine bestimmte Anzahl von Ratstellen eintrat; in elegischen Worten 
pries er das Glück seiner Vaterstadt unter den alten Zuständen — 
er ist alle Zeit ein laudator temporis acti se puero geblieben — 
und warnte vor voreiligen Zugeständnissen an den die Gleich- 
heit Aller verlangenden Zeitgeist, der durchaus nicht immer 
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der Geist der Völker sei. Und auch die Schriftsätze der Gan- 
erbschaft, in welchen diese den neuen Bundesrat um den Schutz 
ihrer althergebrachten Rechte ersuchte, sind seiner Feder ent- 
sprossen; denn er war der einzige von diesen Herren, der 
juristischen Scharfsinn mit der genauesten Kenntnis der Ver- 
gangenheit der Stadt und der Ganerbschaft und mit dem Stolze 
auf seinen Stand verband. Er hat das stille Leben des Gelehrten 
dem geräuschvollen und aufregenden des Politikers vorgezogen. 
1804 hielt er sich längere Zeit in Rom auf, wo das schöne 
Porträt von Rössler entstand, das sich jetzt in der Stadtbibliothek 
befindet; sonst lebte er stets in seiner Vaterstadt. Seine zweite 
Ehe war ebenso kurz und unglücklich wie die erste; auch sie 
wurde nach kurzer Zeit getrennt. Erst 1820 fand er in der 
dritten Ehe eine glückliche Häuslichkeit und eine aufopfernde 
Pflegerin: denn bald darauf traf ihn das harte Schicksal, nach 
und nach zu erblinden. Mit heroischer Anstrengung hat er 
dagegen angekämpit, hat mit Hülfe eines jungen Gelehrten, 
eines früheren Mönches, seine Studien fortgesetzt; seinen 
Forschungen aus dieser schweren Zeit merkt man nicht an, 
unter wie schwierigen Umständen sie angestellt werden mussten. 
Er starb am 16. Oktober 1829, tiefbetrauert von seinen treuen 
Genossen, den heimischen Geschichtsforschern, deren allverehrtes 
Haupt er war. 

Wie so viele seiner Standesgenossen hat ihn das Interesse 
für die Geschichte seiner Familie zur Geschichte der Geschlechter 
und endlich zur Geschichte seiner Vaterstadt geführt. Er hat 
die Jahre der Muse um die Wende des XVIII. und XIX. Jahr- 
hunderts benutzt, um alle die inhaltreichen Archive der Gan- 
erbschaft Alt-Limpurg und der zu ihr gehörigen Familien 
durchzuarbeiten; er hatsich eine große Sammlung von Urkunden, 
geschichtlichen und kulturgeschichtlichen Handschriften aller 
Art angelegt und auf Grund dieser authentischen Zeugnisse 
nahm er das grosse Werk in Angriff, für welches ihm die Nach- 
welt am meisten dankt: die Geschichte der Frankfurter Ge- 
schlechter aus dem Hause Alt-Limpurg. Jeder einzelnen Familie, 
so klein, so geschichtlich bedeutungslos sie auch gewesen war, 
hat er ein besonderes Heft bestimmt und von jeder einzelnen 
Persönlichkeit alle ihm bekannt gewordenen Daten und Er- 
lebnisse zusammengestellt. Er hat in diesem Riesenwerke nicht 
etwa lediglich eine genealogische Arbeit geleistet, deren Gerippe 
der Stammbaum ist; die Darstellungen einzelner Persönlich- 
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keiten wachsen oft zu Abhandlungen an, aus den einzelnen 
Heften werden bei den hervorragenderen Familien, wie bei den 
Holzhausen, Frosch, Glauburg u. a., dicke Bände. Das reiche 
Quellenmaterial, das heute zum Teil verloren, zum Teil un- 
zugänglich ist, wird mit grösster Gewissenhaftigkeit, aber auch 
mit schärfster Kritik verwertet. Zum Lesen hat er seine Lebens- 
beschreibungen nicht niedergeschrieben und ausgefeilt; es sind 
chronologisch aneinander gereihte Zusammenstellungen von 
Daten und Tatsachen, trocken und nüchtern zum Lesen, aber 
anregend zum weiteren Forschen. 1806, als Kirchner den ersten 
Band seiner Geschichte von Frankfurt schrieb, lag das Werk 
so ziemlich vollendet vor; er hat in späteren Jahren vielfache 
Nachträge der Handschrift hinzugefügt, ist aber erst gegen das 
Ende seines Lebens mit der Absicht, es durch den Druck zu 
veröffentlichen, hervorgetreten. 

Die Geschlechtergeschichte zeigt auf jedem Blatte den 
hervorragendsten Vorzug der Fichardschen Arbeitsweise: das 
Zurückgehen auf die primären Quellen, auf die Urkunden, die 
nüchterne Verwertung ihres Inhalts. „Keine Wissenschaft“, sagt 
er, „ist dem Historiker, der in die Zeit des Mittelalters ein- 
dringen will, unentbehrlicher, als die Urkundenlehre, sie ist die 
Mathematik der Geschichte, nur durch sie lernen wir die Quellen 
kennen und beurteilen, die allein zu richtigen Resultaten führen 
und den Geist so wie die Sprache früherer Jahrhunderte uns 
im wahren Lichte darstellen.“ Das sind für uns ganz selbst- 
verständliche Sätze, Gemeinplätze; das waren sie nicht für die 
Zeitgenossen, von denen sich zwar mancher, wie z. B. Kirchner, 
dazu bekannt hat — „die Hauptadern in den Goldminen histo- 
rischer Erkenntnis sind die Urkunden selbst“, sagt er in seiner 
bilderreichen Sprache — aber die Fähigkeit, sie richtig zu ver- 
werten, hat er nicht bewiesen und oft statt der historischen 
Kritik seine unerschöpfliche Phantasie ihren Inhalt erklären 
lassen. Zur einzig richtigen Grundlage der Forschung, der 
kritischen Betrachtung der Urkunden, kommt dann bei Fichard 
die Verwendung der von den historischen Hilfswissenschaften 
nach dem Stande der Zeit gebotenen Mittel: der Zeiten-, Wappen- 
und Siegelkunde. So ward die Geschlechtergeschichte zu einem 
Werke ersten Ranges, zu einem Werke, wie es wohl keine 
andere Stadt besitzt; wohl lässt es sich heute noch in vielen 
Teilen berichtigen und vervollständigen: in vielen aber auch 
ist es ein Quellenwerk geworden, weil die urkundlichen Grund- 
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lagen verloren sind, und weil wir der Wahrhaftigkeit und kriti- 
schen Arbeit des Verfassers unbedingt vertrauen dürfen. 

In den Jahren 1811, 1812 und 1815 gab Fichard in drei 
Bänden das „Frankfurtische Archiv für ältere deutsche Literatur 
und Geschichte“ heraus. Es ist die erste periodisch erscheinende 
Zeitschrift, welche fast ausschliesslich der Erforschung der 
städtischen Geschichte gewidmet ist, wenn ihr Programm auch 
einen weiteren, allgemeindeutschen Forschungskreis versprach; 
es ist aber auch das erste Organ gemeinschaftlicher Zusammen- 
arbeit eines kleinen gelehrten Kreises auf dem Gebiete der 
Stadtgeschichte, wenn auch neben dem Herausgeber von Frank- 
furter Namen nur Battonn und Feyerlein genannt werden. In 
bunter Reihenfolge treten in diesen drei Bänden selbständige 
Forschungen, wie z. B. Fichards scharfe Kritik an Kirchners 
Geschichte, Veröffentlichungen von wichtigen Urkunden, Chro- 
niken und Manuskripten autobiographischen Inhaltes, aber auch 
eine Menge kulturgeschichtlich bedeutender Lieder aus alten 
Handschriften auf, meist aus dem Familienarchiv und den 
Sammlungen des Herausgebers. Das im Vorwort des ersten 
Bandes veröffentlichte Programm gibt eine interessante Auf- 
zählung dessen, was der Herausgeber weitschauend als Quellen 
zur Geschichte betrachtet, die damals kaum jemand für solche 
ansah; eine Zusammenstellung, die im Kleinen an das Programm 
unserer grössten Sammlung deutscher Geschichtsquellen erinnert, 
der Monumenta Germaniae Historica. 

Aus der herben Kritik an Kirchners Frankfurter Geschichte 
und aus der Polemik um die althergebrachten Rechte der Gan- 
erbschaft Alt-Limpurg, welche die neue Verfassung der Freien 
Stadt beseitigen wollte und beseitigt hat, ist Fichards scharf- 
sinnige Schrift über die Entstehung von Frankfurt entstanden, 
die er als einziges grösseres Werk 1819 der Öffentlichkeit über- 
gab. Er betrachtet zum ersten Male mit wissenschaftlicher 
Kritik die noch vorhandenen Urkunden zur Entwickelung der 
städtischen Verfassung von den ältesten Zeiten bis in das aus- 
gehende Mittelalter, bis zu der Zeit, da die Formen der reichs- 
städtischen Verfassung im großen Ganzen sich ausgebildet hatten 
und die Vorherrschaft der Geschlechter feststand. Quod erat 
demonstrandum — das begeisterte Lob auf das politische Wirken 
der Patrizier, in welches das Buch ausklingt, bezeichnet deutlich 
den Grund seines Entstehens und seine Tendenz. Bei aller 
dieser Einseitigkeit ist es ein bewunderungswürdiges Werk 
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sowohl in Hinsicht auf die kritische Verwertung der urkund- 
lichen Zeugnisse, wie auf die reichen Ergebnisse nicht nur der 
Frankfurter, sondern auch der allgemein deutschen Städte- 
geschichte. 

Das Jahr 1819 ist von entscheidender Bedeutung für die 
deutsche Geschichtsforschung geworden; es ist das Geburtsjahr 
der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde und ihrer 
grossen Quellenveröffentlichung, der Mon. Germ. Hist. Es war 
Fichard vergönnt, auch an diesem nationalen Werke mitzuwirken; 
er trat in nähere Beziehungen zu dem Gründer und Leiter der 
Gesellschaft, dem Freiherrn vom Stein, und beteiligte sich mit 
Begeisterung an der Feststellung des Grundplans des grossen 
Unternehmens. Der Wunsch, die Ergebnisse seiner langjährigen 
Forschungen zur Frankfurter Geschichte abzuschliessen und zu 
veröffentlichen, und seine körperliche Hinfälligkeit haben aus 
dem Berater keinen Mitarbeiter werden lassen. Wohl war er 
von Anfang an ein eifriges Mitglied und hat auch den vierten 
Band der Zeitschrift der Gesellschaft herausgegeben; doch 
musste er sich in Folge seines Augenleidens bald von diesen 
Arbeiten zurückziehen. Es gelang ihm aber, dem Unternehmen 
in dem jungen Landsmann Johann Friedrich Böhmer eine Kraft 
ersten Ranges zu gewinnen, welche Frankfurt in den Jugend- 
jahren der Gesellschaft glänzend vertreten hat; Fichard war 
es, der seinen Schützling am 11. März 1823 bei Stein einführte 
und ihn fortwährend in seinen Arbeiten für die Gesellschaft 
beriet. Um Fichard selbst aber, den bald, nach seinen eigenen 
Worten, „das härteste Geschick traf, das auf einem literarischen 
Mann zu lasten vermag“, die Erblindung, sammelte sich jetzt 
ein kleiner Kreis von historisch tätigen Gelehrten, die in seinem 
Hause wöchentlich zu wissenschaftlicher Aussprache zusammen- 
kamen; dieses wissenschaftliche Kränzchen, wie wir es heute 
nennen würden, darf wohl als der erste Keim einer Vereinigung 
zu gemeinsamer Arbeit auf dem Gebiete der Stadtgeschichte 
bezeichnet werden, wenn diese auserlesene Schar auch zu klein 
war, um sich in strafferer Organisation zu einem Vereine zu 
entwickeln; zu ihr gehörten Rat Fritz Schlosser, die Senatoren 
Niklas Vogt und Thomas, der Professor Aschbach von der 
Selektenschule und Böhmer. Alle diese Männer, so verschieden 
auch Lebensstellungen und Alter waren, fanden sich in der 
allen gemeinsamen christlich-konservativen Lebensanschauung, 
in der Schwärmerei für die Herrlichkeit des Mittelalters und 
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die Macht der katholischen Kirche, zu der sich ja mehrere von 
ihnen bekannten. Sie alle nahmen lebhaften Anteil am Fort- 
gang der Herausgabe der mittelalterlichen deutschen Geschichts- 
quellen, und diese ihre historisch-wissenschaftliche Betätigung 
war auch von fruchtbarer Wirkung auf das engere Gebiet der 
Lokalgeschichte; das anerkannte Haupt dieser Vereinigung war 
der „gute fromme“ Herr von Fichard, wie Stein ihn nannte, der 
trotz seiner völligen Erblindung sich anschickte, Battonns ört- 
liche Beschreibung von Frankfurt mit seinen eigenen wertvollen 
Zusätzen und seiner Geschlechtergeschichte herauszugeben; 
ihre Zeitschrift sollte die Wetteravia werden zur Aufnahme ein- 
zelner Arbeiten über die Geschichte und Rechtsgeschichte der 
Stadt und ihrer weiteren Umgebung — nur ein Band, von 
Fichard herausgegeben, ist vollendet worden — Böhmers Ur- 
kundenbuch und Thomas’ Rechtsgeschichte sind aus den Be- 
sprechungen dieses Kreises hervorgegangen. Es ist der höchsten 
Bewunderung wert, wie eifrig und tüchtig der Erblindete mit 
Hilfe seines literarisch gebildeten Amanuensis Schweickhardt 
aus Hochheim, eines Schülers von Bodmann, sich seinen 
historischen Forschungen gewidmet, mit welcher Umsicht und 
in welchem Umfange er seine Sammlungen aus noch niemals 
benutzten, zuerst von ihm in ihrem Werte erkannten Beständen 
des städtischen Archivs ergänzt und neue Sammlungen von 
Material angelegt hat. Als Fichard 1829 aus dem Leben 
abgerufen wurde, fand sich niemand, der die neue Zeit- 
schrift fortsetzen und Fichards Pläne ausführen konnte. 
Seinen Freunden aber ist es wenigstens gelungen, der Stadt 
seinen literarischen Nachlaß zu sichern: Battonns Ortsbe- 
schreibung mit Fichards Zusätzen hat unser Verein als seine 
erste Sonderveröffentlichung schon vor beinahe 50 Jahren ver- 
öffentlicht, während die Geschlechtergeschichte noch ungedruckt 
im Archive ruht. 

Ich habe in den vorhergehenden Ausführungen schon mehr- 
fach den Namen des Mannes nennen müssen, der je länger je 
mehr uns als der hochgesinnte, weitschauende Führer der Zeit 
im wiedererwachenden politischen und wissenschaftlichen Leben 
jener Tage erscheint, des Reichsfreiherrn Karl vom und zum 
Stein, dessen 150. Geburtstag wir in den nächsten Tagen 
feiern. Ein nicht geringer Teil seines Lebens und Wirkens 
hat dieser Stadt angehört und darum darf ich wohl bei Steins 
Verhältnis zu unserer Stadt etwas länger verweilen; sie möge 
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nie vergessen, daß sie der Energie dieses Mannes die Wieder- 
gewinnung ihrer staatlichen Selbständigkeit, daß sie seiner Be- 
geisterung für die Aufklärung der vaterländischen Geschichte 
auch die reiche Förderung der eigenen ortsgeschichtlichen 
Forschung verdankt. 

Die Geschichte der freistädtischen Zeit, welche Herr 
Professor Dr. Schwemer im Auftrage unserer neuen Histo- 
rischen Kommission bearbeitet, wird gleich im Anfange nach- 
weisen, daß es niemand anders als Stein gewesen ist, welchem 
die Stadt den Erlaß des von den verbündeten Monarchen ein- 
gesetzten Generalgouverneurs verdankt, nach welchem Frank- 
furt seine Selbständigkeit und seine alte Verfassung wieder- 
bekam. Stein bewirkte diese Verfügung, wie sein Biograph 
Pertz sagt „gegen den Willen mancher Habgierigen, die sich 
der reichen Kaiserstadt zu bemächtigen gedachten und noch 
auf dem Wiener Kongreß jede Frankfurter Seele für sechs 
andere anzunehmen bereit waren.“ Wie er auf dem Kongreß 
zu Gunsten der Stadt und ihrer Unabhängigkeit wirkte, wie er 
in die Verfassungsbewegung eingriff, das werden wir nächstens 
ausführlich von Herrn Prof. Schwemer hören, hier möchte ich 
nur an zwei an sich nicht bedeutende, aber charakteristische 
Ratschläge erinnern, die er der Stadt gab: die medizinische 
Spezialschule des Grossherzogtums Frankfurt in eine städtische 
Anstalt umzuwandeln und ferner, die Pension, welche der in 
solchen Dingenhochgesinnte Dalberg der Witwe Friedrich Schillers 
gewährt hatte, auf die Stadtkasse zu übernehmen. Frankfurt 
hat Steins Verdienste um die Stadt durch die Verleihung des 
Ehrenbürgerrechtes anerkannt; er hat es gern angenommen 
und in ehrenden Worten der Stadt bezeugt, daß sie von jeher 
eine echt deutsche gewesen sei. Der Ehrenbürger wurde den 
Frankfurtern aber auch ein Mitbürger. Beinahe zehn Jahre lang 
hat er die Wintermonate hier zugebracht als Privatmann, denn 
die ihm von Metternich zugedachte Stellung als Präsident des 
neuen Bundestags hatte er ebenso abgelehnt wie Hardenbergs 
Ansinnen, Preussens Vertretung am Bunde zu übernehmen. Die 
Frankfurter Familien, in denen er verkehrte, gehörten der 
geistigen Elite der Stadt an: die Brentano, Willemer, Schlosser; 
mit ihnen verband ihn die Verehrung für Goethe, an eine Dame 
dieser Kreise hat Goethe das schöne Wort über Stein gerichtet: 
„er ist ein Stern, den ich bey meinem Leben nicht möchte 
hinabgehen sehen“. Steins Freundeskreis in Frankfurt um- 
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fasste aber auch eine Anzahl Männer, mit denen ihn das wissen- 
schaftlich-historische Interesse verband. Schon bald nach dem 
Ende der Kriegszeit hatte sich Stein mit historischen Studien 
befasst und zwar mit der Lektüre der Schriitsteller, deren 
Chroniken und Annalen damals als alleinige Quellen für die 
mittelalterliche Geschichte galten. Aus dem Wunsche, diese 
Quellen dem deutschen Volke in einer grossen, vollständigen 
Sammlung und in der besten Überlieferung zugänglich zu 
machen, einem Wunsche, der nicht für einen Einzelnen, nur 
für eine Vereinigung wissenschaftlich gebildeter Männer aus- 
führbar war, sind dann die Vorbereitungen zur Gründung der 
Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde hervorgegangen, 
welche Stein die Wintermonate 1818—1819 hier in Frankfurt 
beschäftigten; ihr Ergebnis war die Konstituierung der Gesell- 
schaft am 20. Januar 1819. Es war die grosse wissenschaftliche 
Tat Steins, die auf dem historischen Gebiete nicht minder um- 
wälzend, nicht minder fruchtbar gewirkt hat wie seine politischen 
Taten auf die äusseren und inneren Geschicke seines Volkes; 
die noch lange nicht vollendete Reihe der Monumenta Ger- 
maniae Historica bedeutet für uns einen gewaltigen Fortschritt 
in der historischen Erkenntnis, unmittelbar und mittelbar sind 
auf dieses Unternehmen alle die Quellenveröffentlichungen, 
‚alle die urkundlichen Forschungen zurückzuführen, die das 
XIX. Jahrhundert in den Stand gesetzt haben, das erste Jahr- 
tausend deutscher Geschichte aufzuklären. Mit Befriedigung 
dürfen wir uns daran erinnern, daß Frankfurt nicht nur der 
Ort war, an welchem dieses nationale Unternehmen entstand 
und mehr als ein Jahrzehnt geleitet wurde, sondern daß es 
auch von Anfang an dem Werke für die Leitung und Mitarbeit 
mehrere hervorragende Männer, wie Fichard, Rat Schlosser, 
Böhmer, zur Verfügung stellte, deren Mitwirkung Stein nach 
vielen seiner Äusserungen ausserordentlich hoch schätzte und 
ohne die das Unternehmen gerade in seinen schwierigen Jugend- 
jahren kaum durchführbar gewesen wäre. 

Diese Zusammenarbeit auf dem Gebiete der allgemeinen 
deutschen Geschichte des Mittelalters hatte aber auch die frucht- 
barsten Wirkungen auf die Erforschung der städtischen Ge- 
schichte. Ich habe vorhin schon gezeigt, wie eifrig Fichard 
und seine Freunde sich in den zwanziger Jahren in die Ge- 
schichte des mittelalterlichen Frankfurt vertieften, zur grössten 
Freude Steins, der den jungen Böhmer zur Herausgabe der 
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ältesten städtischen Urkunden ermutigte, zu dem für die heimische 
Geschichtsforschung grundlegenden Werke, das schon Fichard 
als dringend notwendig verlangt und durch eine eigene Zu- 
sammenstellung vorbereitet hatte. Weder Fichard noch Stein 
haben das Erscheinen von Böhmers Urkundenbuch erlebt; kurz 
nach Fichards Tod ließ Böhmer eine Ankündigung seines Vor- 
habens im Drucke ausgehen, die zugleich ein grosszügiges 
Programm über die Aufgaben der Frankfurter Geschichts- 
forschung enthielt. Das Werk konnte erst im Jahre 1836 er- 
scheinen und durfte seiner Zeit nach der Art der Bearbeitung 
und der Ausstattung als vorbildlich begrüsst werden; wie kein 
anderer war Böhmer nach seiner zwiefachen Ausbildung als 
Jurist und Historiker, nach seiner bisherigen Tätigkeit bei der 
Herausgabe der Monumenta und den Kaiserregesten, nach 
seiner amtlichen Beschäftigung am Archive und der Bibliothek 
der Stadt befähigt, ein gründliches, die wissenschaftlichen An- 
forderungen der Zeit allseitig erfüllendes Werk zu liefern. Unter 
der regen Teilnahme, der fortwährenden Mitwirkung des kleinen 
Kreises der Frankfurter Geschichtsforscher ist es entstanden. 
Der Tod Fichards und Steins hatte diese Vereinigung nicht 
aufgelöst. Aus ihr ist am Ende der bewegten dreissiger Jahre 
der erste Verein zur gemeinsamen Arbeit auf dem Gebiete der 
Frankfurter Geschichte hervorgegangen, der auf breiterer Grund- . 
lage und mit erweitertem Programm demselben Ziele zustrebte 
wie Fichard und seine Freunde. 

Das Erwachen des nationalen Bewusstseins in den Be- 
freiungskriegen, die romantische Schwärmerei für das Mittel- 
alter hat die Lust und Liebe an der Vergangenheit des Vater- 
landes, an der Geschichte seines Werdens, seiner Literatur und 
seiner Kunst in die weitesten Kreise getragen, und nicht nur 
für die zünftige Geschichtsforschung haben die Arbeiten der 
neuen historischen Rechtschule, haben die Veröffentlichungen 
der mittelalterlichen Geschichtsquellen die schönsten Früchte 
gebracht. Den Forschungen auf dem Gebiete der allgemeinen 
deutschen Geschichte, die für die damaligen Forscher noch 
wesentlich politische Geschichte war, stellten sich jetzt die 
ortsgeschichtlichen Studien zur Seite; ihre Träger wurden die 
ortsgeschichtlichen Vereine, aus gebildeten Laien bestehend, 
meist aber von Gelehrten hervorgerufen und geleitet. Lange 
Jahrzehnte hat die zünftige Wissenschaft auf die Tätigkeit 
dieser Vereine herabgesehen und ihre Kleinarbeit bespöttelt; 
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die Vereine aber haben in unverdrossener Arbeit ihre Daseins- 
berechtigung erwiesen, sie haben in einer unübersehbaren 
Menge von Einzelforschungen die Geschichte der engeren 
Gebiete nach allen Seiten hin erhellt und der gelehrten 
Forschung auf grösseren Gebieten ein höchst schätzbares 
Material geliefert; sie vor allem waren es — und das ist ihr 
vornehmstes Verdienst — die das Interesse an der Heimat 
und ihrer Vergangenheit in den weitesten Kreisen wach ge- 
halten haben. In der reichen historischen Arbeit des 
XIX. Jahrhunderts ist die Pflege der Ortsgeschichte durch 
besondere Vereine eine charakteristische Erscheinung; für viele 
Zweige der gelehrten Forschung, besonders. für das grosse 
Gebiet, das wir mit dem Namen der Kulturgeschichte um- 
fassen, ist ihre Tätigkeit zur Voraussetzung geworden. In 
dem geschichtswissenschaftlich so bedeutsamen Jahre 1819 
wurde in Halle der Thüringisch-Sächsische Geschichtsverein 
gegründet: in den 20er und 30er Jahren entstanden in allen 
Teilen Deutschlands eine grosse Anzahl von Geschichtsvereinen: 
der erste Frankfurter Verein hat mehr als 30 Vorgänger gehabt. 

Die Gebundenheit der reichstädtischen Verhältnisse, die 
Abschliessung der bürgerlichen Stände, Berufs- und Interessen- 
kreise unter sich hat es vor den Befreiungskriegen nicht zu 
Vereinigungen der Bürger zu gemeinnützigen, zu wissenschaft- 
lichen Zwecken kommen lassen. Goethe hat wenigstens in Bezug 
auf seine Landsleute und Zeitgenossen richtig geurteilt, wenn 
er sagt: „Die Erfahrung von den ältesten bis in die neuesten 
Zeiten belehrt uns, daß der Bewohner einer freien Stadt sich 
schwer mit Seinesgleichen vereinigt“; er meint eben Ver- 
einigungen zu wissenschaftlichen oder künstlerischen Zwecken. 
Wohl wurden Anfänge zu solchen gemacht, aber nicht weiter 
ausgebildet, sei es, daß der Rat der Stadt solchen Vereinigungen 
misstrauisch oder gar ablehnend gegenüberstand, sei es, daß 
sie, auf enge Fachkreise beschränkt, rasch der Verknöcherung 
anheimfielen; die Akademie der freien schönen bildenden Künste 
und nützlichen Wissenschaften, die 1780 hier errichtet werden 
sollte, und Dr. Senckenbergs Institut sind lehrreiche Beispiele 
dafür. Erst die vom Fürsten Primas Karl von Dalberg 1808 
ins Leben gerufene Museums-Gesellschaft vereinigte die ge- 
bildeten Frankfurter Kreise zu geistiger Arbeit, die freilich 
mehr ein Geniessen als ein Produzieren war und zu viele Gebiete 
des geistigen Lebens umfassen wollte. Dann kam die heiss- 
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ersehnte Friedenszeit nach der wiedererlangten Freiheit der 
Stadt und auf ihrem Boden begann das segensreiche Wirken 
der ersten grossen Vereine zu gemeinnützigem Wirken, wie der 
Polytechnischen Gesellschait, der Senckenbergischen Natur- 
forschenden Gesellschaft, aber auch von Vereinigungen von 
Gelehrten, freierer wie Fichard und seine Schule, und richtiger 
Vereine wie der Frankfurter Gelehrten-Verein für deutsche 
Sprache. Studiis libertati reddita civitas — wie die Inschrift auf 
dem Giebel der Stadtbibliothek lautet — die der Freiheit wieder- 
gegebene Bürgerschaft hat in der politischen Öde der zwanziger 
und dreissiger Jahre die Pflege der Wissenschaft und der Kunst 
keineswegs vernachlässigt; sie hat soweit die dürftigen Mittel 
reichten, ihre wissenschaftlichen und künstlerischen Institute 
weitergebildet und ‚Vereine zur Förderung geistiger Interessen 
gegründet. 

Die politische Bewegung der dreissiger Jahre war ja auck 
verbunden mit der literarischen; und diese Zeit des jungen 
Deutschland war gerade bei uns eine stiirmische. Sie hat 
nicht nur auf das kommunale, sie hat auch auf das geistige 
Leben stark eingewirkt. Eine neue Zeitschrift, die Frankfurter 
Jahrbücher, wurde das Organ aller, die mit Vorschlägen an die 
Öffentlichkeit traten, vereinzelte Bestrebungen aller Art zu- 
sammenzufassen, die Bedeutung der Stadt und ihre Anziehungs- 
kraft zu stärken durch kommunale Verbesserungen und nicht 
zuletzt durch die Förderung ihres geistigen Lebens. Einheimische 
und Zugewanderte wetteiferten darin, die Bürgerschaft fort- 
während durch die Presse aufzurütteln, ihr klar zu machen, 
wie es Gutzkow tat, daß die Museums-Gesellschaft nicht genüge 
zur Zusammenfassung des geistigen Lebens der Stadt, daß es 
einer ganz anderen Tätigkeit bedürfe, damit Frankfurt auch in 
geistiger Beziehung etwas bedeute. In dieser Zeit erregter 
Diskussion, im Sommer 1837, entstand der erste Verein, dessen 
Zweck die Pflege der vaterstädtischen Geschichte war. Die 
wenigen Freunde Fichards, die mit ihm in der Vergangenheit 
Frankfurts geforscht hatten, gehörten zu den Gründern der 
Gesellschaft für Frankfurts Geschichte und Kunst; 
die erste, etwa 160 Personen zählende Mitgliederliste enthält 
die Namen der gesamten Frankfurter Intelligenz aus allen 
bürgerlichen Ständen, aber auch die Namen so mancher Herren, 
welche der Diplomatie des Bundestages angehörten. Wichtiger 
aber als die Namen der Mitglieder ist das Programm des 


u WTS 


Vereins. Als Zweck der Gesellschaft wird an seiner Spitze 
angegeben: „möglichste Verbreitung der Kenntnis und des 
Interesses für die ältere Geschichte und Kunst der Stadt und 
Umgegend“, also etwas, was Fichard und seinen Freunden ferne 
lag, die Arbeit für die Öffentlichkeit, nicht nur für die Gelehrten. 
Arbeitende und zahlende Mitglieder wurden geschieden, die 
ersteren sollten sich in monatlichen Zusammenkünften .aus- 
sprechen, den anderen nur die Veröffentlichungen zukommen. 
Als Forschungsgebiet grenzte sich die Gesellschaft ihrem Namen 
entsprechend nur die Stadt und ihre Umgebung ab; deren 
Vergangenheit aber sollte nach allen Seiten hin erforscht werden, 
neben der politischen Geschichte sollten die bauliche Ent- 
wickelung, das geistige Leben und insbesondere das, was wir 
heute Denkmalpflege im weitesten Sinne nennen, die Arbeits- 
felder des Vereins bilden. Gerade für die Denkmal-Forschung 
und -Erhaltung machte sich eine starke Strömung im neuen 
Verein geltend, unter diesen Männern, die jung waren, als 
Guiollett mit schonungsloser Hand Mauern, Tore und Türme 
um die Stadt auch da niederlegte, wo sie seinem grossgedachten 
Werke nicht im Wege standen. Ihr Führer Thomas hat seine Zeit 
vor allzu heftiger Zerstörung mit den goldenen Worten ge- 
warnt: „Ich neige jederzeit zum Erhalten und halte das Zer- 
stören jedenfalls für eine Impietät, die durch Noth entschuldigt, 
aber nie gerechtfertigt werden kann.“ Für die Veröffentlichungen 
der Arbeiten wurde eine besondere Zeitschrift, das Archiv für 
Frankfurts Geschichte und Kunst, bestimmt. Gemeinverständ- 
lichkeit der Darstellung und möglichste Mannigfaltigkeit des 
Inhaltes der einzelnen Hefte wurden besonders vorgeschrieben. 

Der eigentliche Gründer dieses Vereins war der Schöffe 
Gerhard Thomas, wohl die geistig bedeutendste Persönlich- 
keit im Senate während der ersten Jahrzehnte der freistädtischen 
Zeit. Als Jurist begann er noch in der fürstlichen Zeit seine 
Laufbahn im Dienste der Stadt, indem er mehrere Jahre lang 
das städtische Archiv verwaltete. Die bleibende Frucht dieser 
seiner ersten Tätigkeit waren seine Studien auf dem Gebiete 
der Frankfurter Geschichte und besonders der Rechtsgeschichte 
der Stadt, mit denen der Vielbeschäftigte seine Musestunden 
verbrachte und deren Ergebnisse erst nach seinem frühen Tode 
1838 in seinen Frankfurter Annalen und in seinem Frankfurter 
Oberhof veröffentlicht wurden; die erstere Arbeit eine Art 
Quelienkunde des mittelalterlichen Frankfurt bis 1300 unter 
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Verwertung der neuen Veröffentlichungen der deutschen Ge- 
schichtsquellen, die Rechtsgeschichte aber die erste wissen- 
schaftliche Darstellung der Entstehung des Frankfurter Rechtes 
und Gerichtswesens, die Jakob Grimm mit einer schönen, an- 
erkennenden Einleitung eingeführt hat. Auch um den allseitig 
und tief gebildeten, feinsinnigen Thomas hatte sich in den 
dreissiger Jahren ein regelmässig zusammenkommender Freundes- 
kreis geschart, dessen Bestrebungen allerdings viel umfassender 
waren als die des Fichardschen historischen Kränzchens; alle 
Gebiete der Wissenschaft und Kunst beschäftigten den Thomas- 
schen Kreis, allen Freunden war die romantische Vorliebe für 
die Geschichte, Dichtung und Kunst des deutschen Mittelalters 
gemeinsam, alle standen im politischen Gegensatz zum modernen 
Liberalismus und Radikalismus des jungen Deutschland und 
des jungen Frankfurt, dem die Geschichte der Stadt nichts 
bedeutete, dem die Pilege der Vergangenheitserinnerung keine 
Waffen bot im stürmischen Kampf der Gegenwart. Thomas 
hatte zu den näheren Freunden Fichards und Steins gehört; 
auch er war einer von denen, die Böhmer bei der Zusammen- 
stellung seines Urkundenbuches mit Rat und Tat geholfen 
hatten. Böhmer selbst hat sich an den Arbeiten der Gesell- 
» schaft wenig beteiligt; seine Tätigkeit für die Monumenta Ger- 
maniae Historica, und besonders seine Veröffentlichungen für 
die allgemeine deutsche Geschichte des Mittelalters, die Regesten 
der Kaiser, nahmen ihn vollständig in Anspruch; seiner wissen- 
schaftlichen Arbeit war das Vaterland Frankfurt nunmehr zu 
klein geworden. Dafür traten eine Reihe neuer Kräfte in den 
Vordergrund: die ersten Veröffentlichungen der Gesellschaft 
befassen sich vorzugsweise mit den alten Bauwerken der Stadt 
und mit ihren alten Erzeugnissen an Werken der Kunst: 
Passavant und Hessemer, beide vom Städelschen Institut, liefern 
die ersten kunstwissenschaftlichen Darstellungen, neben ihnen 
die zu den Bundestagskreisen zählenden -Militärs von Radowitz 
und Krieg v. Hochfelden, die besonders die Reste der alten 
Stadtbefestigung anzogen; unter Böhmers literarischem Beistand 
kämpfte die Gesellschaft für die Erhaltung der Halle des Heilig- 
geist-Spitals am Main — leider vergebens; Reiffenstein, der 
erst später literarisch hervortritt, hat damals schon seine herr- 
lichen Bildchen im alten Frankfurt gemalt. Neben der Denkmal- 
forschung wird die Heimatkunde nicht nur in historischer, 
sondern auch in geographisch-naturwissenschaftlicher Hinsicht ge- 
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pflegt; gar manche Mitglieder der Gesellschaft sind später von 
der Geographie zur Geschichtsforschung übergegangen, so 
Rüppell, Stricker, Kriegk. Die alten Burgen und Wehrbauten 
der Umgebung behandeln Usener und Römer-Büchner. In 
den fünfziger Jahren treten dann die kirchengeschichtlichen 
Forschungen von Steitz stark in den Vordergrund und neben 
ihnen die Zusammenstellungen Rüppells über die Münzen und 
Medaillen der Stadt; 1854 erscheint die erste archäologische 
Arbeit von Becker über die römischen Inschriften im städtischen 
Gebiete. Die meisten Beiträge aber steuerte der Mann bei, 
der immer mehr als die treibende Kraft der Gesellschaft er- 
scheint, der junge Jurist Dr. Ludwig Heinrich Euler. 

Ihm, in dem auch wir den Gründer unseres Vereins ver- 
ehren, lassen Sie mich heute ein ausführlicheres Wort der 
Erinnerung weihen. Im Jahre 1813 in Frankfurt geboren, hat 
er in Heidelberg das Recht und die Rechtsgeschichte studiert 
und sich 1835 als Advokat in seiner Vaterstadt niedergelassen. 
Bei der Gründung der Gesellschaft trat er ihr als eines der 
ersten Mitglieder bei und gehörte auch von Anfang an zum 
Komitee der arbeitenden Mitglieder. 1847 folgte er dem 
Schöffen Usener als Sekretär, d. h. als Geschäftsführer der 
Gesellschaft, und bekleidete dieses Amt bis zur Auflösung des 
Vereins. Seine literarische Tätigkeit begann erst 1841: er gab 
damals das von Thomas nicht ganz vollendete Werk über den 
Frankfurter Oberhof heraus und veröffentlichte zu gleicher Zeit 
eine eigene Arbeit über das eheliche Güter- und Erbrecht im 
mittelalterlichen Frankfurt. Er hat damit das geistige Erbe 
von Thomas angetreten und in den folgenden Jahren weitere 
rechtsgeschichtliche Studien für das Archiv der Gesellschaft 
geschrieben; die Rechtsgeschichte aber hat ihn auch zu anderen 
Gebieten der vaterstädtischen Geschichte geführt: keines ist 
ihm fremd geblieben, aus allen hat er in den beinahe 50 Jahren 
seiner literarischen Tätigkeit eine stattliche Reihe einzelner 
Veröffentlichungen, meist in den Schriften der Gesellschaft und 
in denen unseres Vereins, bekannt gemacht. Als er vor nunmehr 
22 Jahren aus einem langen, arbeitsreichen Leben schied, 
haben wir in ihm nicht nur den Nestor der einheimischen 
Geschichtsforscher, sondern auch den besten Kenner unserer 
vaterstädtischen Vergangenheit verloren. Auf dem Gebiete der 
Frankfurter Geschichte, auf dem er begonnen und das er mit 
der feinsten Kenntnis beherrscht hatte, in der Erforschung der 
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Gebiete des geistigen Lebens nicht zuriickzubleiben. Diese 
Bewegung fand am Schlusse des Jahrzehnts in der Begeisterung 
des Schillerfestes, in der Vereinigung einer Reihe angesehener 
Bürger aller Stände zur Gründung des Freien Deutschen Hoch- 
stiftes den deutlichsten Ausdruck. Inzwischen waren auch 
auswärts die Verhältnisse für die Geschichtsvereine und die 
ortsgeschichtliche Forschung bessere geworden: die Gründung 
des Germanischen Nationalmuseums in Nürnberg 1852 mahnte 
an die Sammlung, Erhaltung und Veröffentlichung aller noch 
vorhandenen Gegenstände des deutschen Altertums, die lokalen 
Geschichtsvereine vereinigten sich im gleichen Jahre zu einem 
Gesamtverein zu engerem Zusammenwirken nach gemeinsamem 
Plane; auch dieser Gesamtverein hat gleich nach seiner Gründung 
den deutschen Regierungen und damit auch der Freien Stadt 
die Ehrenpflicht nahe gelegt, die noch vorhandenen Gegen- 
stände der Kunst und des Altertums für die Zukunft zu retten. 
Für die Frankfurter Gesellschaft hatten diese Anregungen 
freilich nur den Erfolg, daß sie sich mit einigen Nachbar- 
vereinen zur gemeinschaftlichen Herausgabe einer in kürzeren 
Zeiträumen erscheinenden Zeitschrift, der Periodischen Blätter, 
verband. 

In den Kreisen der einheimischen Geschichts- und Alter- 
tumsfreunde aber hatte das auswärtige Aufblühen der orts- 
geschichtlichen Tätigkeit mächtig gewirkt. Man verlangte mehr, 
als die Gesellschaft mit ihren knappen Mitteln, mit ihrer kleinen 
Schar arbeitender Mitglieder geboten hatte und bieten konnte: 
man verlangte die Heranziehung aller gebildeten Kreise zur 
Teilnahme an der städtischen Vergangenheit und als vor- 
nehmstes Mittel die Anschauung dessen, was von ihr noch 
übrig war. Im Zusammenhange damit darf ja wohl auch an 
das Wachsen des Kunstsinnes, an das Streben nach Organisation 
in der Künstlerschaft, nach Verbreitung des Kunstinteresses 
erinnert werden, wie es sich in der Neubildung des Kunst- 
vereins und der Gründung der Künstlergesellschaft in den 
fünfziger Jahren ausspricht; damals sammelte ja auch Gwinner 
seine Nachrichten über die Geschichte der Altfrankfurter Kunst, 
die er bald darauf in seinem bekannten Werke veröffentlichte. 
Dieser Gedanke der Popularisierung der Frankfurter Geschichte 
und der Schaffung einer ortsgeschichtlichen Sammlung hat 
unseren Verein in den Jahren 1856—57 entstehen lassen; die 
Auflösung der Gesellschaft nach beinahe zwei Jahrzehnten des 
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Bestehens war damit selbstverständlich geworden, ihr Geschäfts- 
führer Dr. Euler trat an die Spitze des neuen Vereins, der 
auch die Fortsetzung der Zeitschrift des alten übernahm. Der 
Verein für Geschichte und Altertumskunde, dessen 
konstituierende Versammlung am 30. Oktober 1857 stattfand, 
war mehr eine Umbildung der alten Gesellschaft auf erweiterter, 
persönlicher Grundlage und mit erweitertem Arbeitsprogramm 
als eine Neubildung. In persönlicher Hinsicht beschränkte er 
sich mehr auf das gebildete Bürgertum aller Kreise, die Herren 
vom Senate und vom Bundestage traten zurück; in sachlicher 
Hinsicht aber ging er durch die Schaffung eines Museums, 
durch die Veranstaltung öffentlicher Vorträge, durch die Auf- 
nahme der Altertumskunde im Allgemeinen in das Forschungs- 
gebiet über den Rahmen der alten Gesellschaft hinaus. 

Es ist nicht meine Aufgabe, Ihnen heute Abend auch noch 
die Geschichte unseres Vereins in gedrängter Darstellung vor- 
zuführen. Der Jubilaeumsband unserer Zeitschrift, der sich ja 
in Ihren Händen befindet, bringt an erster Stelle eine kurze 
Chronik unseres Vereins, in welcher einer unserer ältesten Mit- 
arbeiter, Herr Professor Dr. Riese, in kurzen, schlichten Worten 
unsere nunmehr 50jährige Tätigkeit dargestellt hat und welcher 
ein Verzeichnis unserer Veröffentlichungen beigegeben ist. 
Ohne Selbstlob dürfen wir wohl sagen, daß unser Verein die 
Kenntnis unserer städtischen Geschichte, wie die vorgeschicht- 
liche und römisch-germanische Vergangenheit unseres heimat- 
lichen Bodens nach allen Seiten ganz wesentlich aufgeklärt hat 
und daß er für die Verbreitung dieser Kenntnis mit grossem 
Erfolg tätig gewesen ist, soweit seine persönlichen und finan- 
ziellen Kräfte dazu reichten; er tat, was er konnte. Der Rück- 
blick, den wir heute Abend auf die ersten 50 Jahre unseres 
Vereins und seines Wirkens werfen, so kurz und so frei von 
Überhebung, wie wir das immer tun wollen, er darf aber nicht 
schliessen, ohne daß wir in tiefer Dankbarkeit derer gedächten, 
die da die Führer unseres Vereins gewesen sind. 

Wenn ich ausser Euler, der beinahe 30 Jahre lang den Vor- 
sitz in unserem Verein innegehabt hat, die Namen Steitz,Kriegk, 
Creizenach, Stricker, Gwinner, Scharff, Rüppell, 
Reiffenstein, Becker, Osterrieth nenne, so erinnere ich an 
die erste Generation unserer Mitglieder, als deren letzter vor 
wenigen Jahren unser Senator von Oven und in diesem Jahre 
unser unvergesslicher Otto Cornill hingeschieden sind, an die 


von lebendigem, historischem Sinn erfüllte Generation, die jung 
war, als in Deutschland allenthalben die geschichtlichen Studien 
aufblühten. Es waren Männer der verschiedensten Berufe, die 
ihre Musestunden, jeder auf seinem eigenen Gebiete, forschend 
und sammelnd der Vergangenheit ihrer Vaterstadt widmeten 
und ihre Mitbürger dafür zu interessieren wussten. Ich kann 
an dieser Stelle die Namen dieser hochverdienten, längst dahin- 
geschiedenen Mitglieder nur flüchtig nennen und muß darauf 
verzichten, jedem einzelnen den ihm gebührenden Zoll der 
Dankbarkeit durch die Darstellung des Verdienstes der einzelnen 
zu entrichten. Wenn wir heute häufig in der Lage sind, ihre 
Arbeiten zu berichtigen oder auch als überholt durch dje in- 
zwischen in emsiger Kleinforschung erworbene Erkenntnis zu 
verwerfen, so wollen wir nicht vergessen, daß uns heute weit 
reichere Quellen an schriftlichen Dokumenten wie aus dem 
Erdboden ausgegrabenen Schätzen zur Verfügung stehen und 
daß unsere historische Schulung eine ganz andere ist, als die 
jener Männer, die meistens — im schönsten Sinne des Wortes 
gemeint — Dilettanten waren. In einem werden sie uns immer 
ein hehres Vorbild bleiben, in der Liebe zu der Vergangenheit 
ihrer Vaterstadt, die sie zu ihrer selbstlosen Forschung führte. 

Von der zweiten Generation unserer Mitglieder wirken 
noch gar manche in unserer Mitte. Ihr dürfen wir nachrühmen, 
daß sie mit grösserer wissenschaftlicher Ausbildung die Kenntnis 
unserer Ortsgeschichte erweitert und vertieft hat, daß sie ins- 
besondere der römisch-germanischen Forschung den ihr ge- 
bührenden Platz in der Arbeit unseres Vereins eroberte. Dankbar 
erinnern wir uns der Zeit, da der Nachfolger Eulers, Stadt- 
archivar Dr. Hermann Grotefend, unser Ehrenmitglied, die 
Tätigkeit des Vereins leitete und ihm eine stattliche Schar 
junger arbeitsfreudiger Historiker gewann, die in herzlichem 
Einvernehmen mit den älteren Mitgliedern frisches Leben in 
unsere wissenschaftliche Arbeit brachten. 

Von den Lebenden nenne ich keine Namen; unsere Mit- 
glieder kennen sie und ihre Verdienste. Auch ihnen sei für 
ihr Wirken ein herzliches Wort des Dankes ausgesprochen, 
den bewährten alten wie den hoffnungsreichen jungen Mit- 
arbeitern des Vereins. Möge es uns nie an solch alten und 
jungen Freunden fehlen und möge die Gesinnung derer, die 
unseren Verein vor einem halben Jahrhundert gegründet haben, 
in ihnen immer lebendig bleiben! 


Die einzige äussere Auszeichnung, mit der unser Verein 
seine verdienstvollen Männer ehren kann, ist die Übertragung 
der Ehrenmitgliedschaft. Nur selten hat unser Vorstand Ehren- 
mitglieder gekürt; er hat diese Würde im Verlaufe seines fünfzig- 
jährigen Bestehens nur dreimal vergeben, und wenn ich die 
Namen Grotefend, von Oven und Cornill nenne, so wissen Sie 
alle, daß es nur ganz hervorragende Verdienste, sei es um 
unseren Verein, sei es um die Erforschung unserer städtischen 
Geschichte gewesen sind, die der Vorstand mit dieser Ehren- 
würde anerkannt hat. Der Vorstand wollte aber die Feier 
unseres Jubilaeums noch dadurch erhöhen, daß er zwei weitere 
hochverdiente Mitglieder zu Ehrenmitgliedern ernannt und mich 
beauftragt hat, ihre Namen in dieser festlichen Versammlung 
bekannt zu geben. 


So nenne ich zuerst den hochverehrten beinahe 80 jährigen 
Senior unseres Vorstandes und unserer arbeitenden Mitglieder, 
der jahrzehntelang an der Leitung des Vereins teilgenommen, 
in einer grossen Anzahl von Vorträgen und Schriften in gründ- 
licher Forschung und mit feinsinniger Darstellung, selbst Künstler, 
die Geschichte der Altfrankfurter Kunst in meisterhafter Weise 
behandelt und die Aufmerksamkeit der grossen Öffentlichkeit 
auf die alten heimischen Meister und ihre Werke gelenkt hat; 
der als Vorsitzender des aus unseren Kreisen hervorgegangenen 
Vereins für das Historische Museum, als Mitglied der städtischen 
Kommission für Kunst- und Altertumsgegenstände hervorragend 
beteiligt war an der Gründung und dem Ausbau des Historischen 
Museums, von dem auch unsere Arbeit und Forschung fort- 
während reiche Förderung erfährt — 


Herrn Professor Otto Donner-von Richter. 


Ich nenne weiter den Namen eines Meisters auf dem Ge- 
biete der Volks- und Staatswissenschaft, der in jüngeren Jahren 
ein eifriges Mitglied unseres Vereins gewesen ist und schon 
damals unseren Kreis in Wort und Schrift in die Anfänge 
seiner epochemachenden Forschungen über die Bevölkerung 
des mittelalterlichen Frankfurt eingeweiht hat; dessen grosses 
Werk über diesen Gegenstand wie kein anderes die Kenntnis 
der inneren Verhältnisse unserer Stadt im Mittelalter erhellt 
und der städtegeschichtlichen Forschung überhaupt neue Wege 
und neue Ziele gewiesen hat — 


Herrn Geheimen Hofrat Professor Dr. Karl Bücher in Leipzig. 
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Es ist eine schöne alte Sitte der ortsgeschichtlichen Vereine, 
verdiente Männer aus den gleichstrebenden Nachbarvereinen zu 
korrespondierenden Mitgliedern zu wählen und so bei festlichen 
Gelegenheiten der gemeinsamen Arbeit dankbar zu gedenken. 
Dieser Gepflogenheit folgend hat unser Vorstand drei aus- 
wärtige Mitarbeiter auf dem Gebiete, auf welchem das Zu- 
sammenwirken mit den Nachbarn die schönsten Erfolge zeitigt, 
zu korrespondierenden Mitgliedern ernannt: 


Drei hervorragende Forscher in der prähistorischen und 
römischen Vergangenheit unserer Umgebung, die als Strecken- 
kommissare der Reichslimeskommission geholfen, eine Reihe 
von Fragen zu lösen, welche für das Verständnis der römischen 
Vorzeit unserer Gegend und Stadt von der grössten Bedeutung 
sind, und die wir öfter bereit gefunden haben, unserem Vereine 
die Ergebnisse ihrer Arbeit in Vorträgen mitzuteilen: 

Herrn Professor Dr. Eduard Anthes in Darmstadt, 

dessen Tätigkeit wir insbesondere die Erforschung des Strassen- 
systems und der ältesten Besiedelung südlich des Maines ver- 
danken, der als Vorsteher des Verbandes west- und süddeutscher 
Altertumsvereine für römisch-germanische Forschung energisch 
und zielbewusst die gemeinsame Arbeit der verbundenen Ver- 
eine leitet; 
Herrn Museumsdirektor Prof. Dr. Emil Ritterling in Wiesbaden, 
den ausgezeichneten Kenner des römischen Heerwesens und 
der Inschriften im gemeinsamen Arbeitsgebiet, den Führer der 
archäologischen Arbeit in Nassau, der insbesondere durch seine 
Erforschung der ältesten Befestigungen in Wiesbaden, Höchst 
und Hofheim anregend und fördernd auf die archäologische 
Erkundung auch unserer Gegend gewirkt hat; 

Herrn Museumsdir. Prof. Dr. Karl Schumacher in Mainz, 
den verdienstvollen Leiter des römisch-germanischen Zentral- 
museums, den gelehrten Erklärer der „Altertümer aus unserer 
heidnischen Vorzeit“, der stets bereit ist, auch unsere Museums- 
verwaltung aus der Fülle seines Wissens in der Bestimmung 
seltener Funde zu unterstützen und fragmentarisch erhaltene 
Stücke in den Werkstätten seiner Anstalt ergänzen zu lassen. 

Mögen die verehrten Mitglieder und Mitarbeiter, deren 
Namen ich eben genannt habe, unserem Vereine und seiner 
Tätigkeit noch lange Jahre ihre freundliche Teilnahme und 
Mitwirkung schenken! 


Unser Verein aber soll auch im zweiten halben Jahrhundert 
auf dem, wie wir ohne Unbescheidenheit sagen dürfen, mit 
Erfolg durchlaufenen Wege weitergehen. Wir wandeln ihn nicht 
mehr wie so viele Jahre allein. Eine Reihe von Vereinigungen 
in unserer Stadt, deren Vertreter wir ja unter uns sehen, be- 
tätigen sich gemeinsam mit uns in der Vergangenheitsforschung, 
jeder in seinem besonderen Zweig, der Kunst- und Bau- 
geschichte, der Denkmalpflege, der ur- und vorgeschichtlichen 
Forschung, der Münzkunde und anderer Gebiete. Wir freuen 
uns insbesondere, daß uns auf unserem hauptsächlichen Arbeits- 
gebiete, der allgemeinen politischen, wirtschaftlichen und Kultur- 
Geschichte unserer Stadt ein neuer Mitstreiter in der städtischen 
Historischen Kommission erstanden ist, die unsere Tätigkeit 
dadurch in dankenswerter Weise ergänzen wird, daß sie 
Arbeiten grösseren Umfanges, denen unsere bescheidenen 
Mittel nicht gewachsen sind, zur Veröffentlichung bringt. Die 
städtischen Behörden, die uns in den letzten zehn Jahren fort- 
während durch ihre finanziellen Unterstützungen und durch 
gleichwerte Förderungen anderer Art zu tieistem Danke ver- 
pflichtet haben, konnten ihr Interesse an den Bestrebungen 
unseres Vereins nicht schöner bekunden, als durch die Er- 
richtung dieser Historischen Kommission. Mit allen diesen 
Vereinigungen in friedlichem Wettbewerb dem gemeinsamen 
Ziele zuzustreben, die Vergangenheit unserer Heimat aufzu- 
klären, sie unseren Mitbürgern lieb und wert zu machen und 
zu erhalten, das soll uns auch fernerhin eine hohe Freude und 
Ehre bleiben! 


Beiträge 
zur Frankfurter Finanzgeschichte 


1. Geschichte der Frankfurter Stadtsteuer 


2. Die Beiträge Frankfurts zum Reichs- 
kammergericht. 


Aus dem Nachlaß von 
Dr. Gottlieb Schnapper-Arndt 


herausgegeben von Dr. Karl Bräuer. 


Inhalt: 


1. Geschichte der Frankfurter Stadtsteuer. 


Einleitung Fe: z et x een Au Seite 33 
Die ältere Zeit x 2 é A š A f . 3 n 34 
Die Verleihungen der Frankfurter Stadtsteuer. . ; ; ai 87 
Die Stadtsteuer während des 30 jähr. Krieges . š . i n Al 
Die weiteren Schicksale der Steuer seit 1649 . F é ; „4 
Die geldgeschichtliche Seite der Frankfurter Stadtsteuer . „ 50 


2. Die Beiträge Frankfurts zum Reichskammergericht. 


Das Reichskammergericht von 1495—1806. Überblick . ‘ Seite 63 

Die finanziellen Grundlagen å » 66 

Die Tätigkeit Frankfurts als Legstadt Gea ihre Beiträge zum 
Reichskammergericht . a A 7 2 ST po <67 


Die Wandlungen der Frankfurter Kammergerichtszieler ; » 69 


Vorbemerkungen des Herausgebers. 


Die beiden Untersuchungen Schnapper-Arndts, die hiermit 
der Öffentlichkeit übergeben werden, stammen aus dem wert- 
vollen und umfangreichen Nachlaß des vor einigen Jahren ver- 
storbenen Frankfurter Gelehrten. Die Schilderung beruht fast 
ausschliesslich auf Akten des Frankfurter Stadtarchivs;!) ihre 
Grundlage bilden zwei Vorträge, welche im „Verein für Ge- 
schichte und Altertumskunde“ in den Jahren 1898/99 gehalten 
wurden;?) sie waren ursprünglich dazu bestimmt, ein besonderes 
Kapitel in Schnapper-Arndts groß angelegtem Werke zu bilden, 
das eine Schilderung der Geschichte der Lebenshaltung, der 
Preise und des Geldverkehrs in Frankfurt am Main geben 
sollte. Teile dieses unvollendet im Nachlaß vorgefundenen 
Werkes werden gegenwärtig von der städtischen historischen 
Kommission herausgegeben und in nicht mehr ferner Zeit er- 
scheinen. 

Die Trennung dieser beiden, mehr selbständigen und 
monographischen Charakter tragenden Arbeiten von dem Haupt- 
werk und ihre selbständige Publikation ist umso unbedenklicher, 
als der Zusammenhang mit den übrigen Teilen des Werkes, 
die nicht so tief ins Mittelalter zurückgehen, immerhin ein 
lockerer ist. Zudem hätte die Veröffentlichung dieser beiden, 
für die Finanzgeschichte der Stadt Frankfurt und des Reichs, 





1) Abteilung „Reichssteuer 14.—18. Jahrhundert“ und „Reichskammer- 
gericht 1495—1806“. Vergl. Jung, Das Frankfurter Stadtarchiv (Ver- 
öffentlichungen der historischen Kommission der Stadt Frankfurt a. Main I.) 
S. 53, 63. 

2) Kurze Referate darüber in „Correspondenzblatt der Westdeutschen 
Zeitschrift für Geschichte und Kunst“ Bd. XVII No. 14, Bd. XVIII No. 44. 


wie die deutsche Geldgeschichte gleich wertvollen Beiträge bis 
auf unbestimmte Zeit verschoben werden müssen, dern die 
Herausgabe des .Hauptwerkes setzt bei der Weitschichtigkeit 
des nachgelassenen Materials umfangreiche Vorarbeiten und 
Änderungen voraus. 

Man wird ohne Schwierigkeiten erkennen, daß der Ver- 
fasser den Schwerpunkt seiner Untersuchungen auf die geld- 
geschichtliche Seite des Problems legt. Nennenswerte Vor- 
arbeiten sind in dieser Beziehung nicht vorhanden, ganz er- 
klärlich, wenn man sich vergegenwärtigt, welche eingehenden 
Kenntnisse der heikelsten geldgeschichtlichen Fragen dazu 
gehören, sich in dem Chaos einigermassen zurecht zu finden. 
Ohne die eingehende Kenntnis des lokalen Geldwesens, dessen 
Erforschung Schnapper-Arndt Jahrzehnte seines Lebens — wenn 
auch nicht ausschliesslich, so doch vorzugsweise — gewidmet 
hat, wären auch die vorliegenden Untersuchungen, die auf sehr 
engem Raum ein gewaltiges Material bewältigen, nicht möglich 
gewesen. Um einen raschen Einblick zu gewinnen in die 
unbeschreibliche Verwirrung unseres deutschen Münz- und 
Geldwesens, um zu zeigen, wie im Verlauf der Jahrhunderte 
die Möglichkeit, einen festen Maßstab für die Wertvergleichung 
zu gewinnen, zeitweise völlig verloren geht, bietet die Geschichte 
der Frankfurter Stadtsteuer ein geradezu klassisches Beispiel. 

Es liegt in der eigenartigen Arbeitsweise Schnapper-Arndts 
begründet, daß ich bei der Vorbereitung für den Druck des 
öfteren in die Darstellung tief eingreifen mußte. Hinsichtlich 
der Form beziehen sich die Eingriffe auf übersichtlichere An- 
ordnung des Stoffes, Anbringen von Überschriften und ins- 
besondere auf die Angabe der Quellen, die mangels genügender 
Anhaltspunkte oft in mühevoller Weise wieder aufgesucht werden 
mussten. Wichtiger sind die Eingriffe in die textliche Schilderung. 
Da mir eine Nachprüfung der Schnapper-Arndtschen Resultate 
vor der Drucklegung notwendig erschien und die benutzten 
archivalischen Quellen zu ermitteln waren, blieb mir nichts 
übrig, als das sehr umfangreiche Material durchzuarbeiten. 
Hierbei ergab sich Gelegenheit, manche Ergänzungen anzu- 
bringen, die zur leichteren Orientierung wie zur Herstellung 
des geschichtlichen Zusammenhangs wünschenswert waren. 

So ist von mir nach den Verleihungsurkunden, der Kor- 
respondenz und den Quittungsbelegen über die Zahlung der 
Stadtsteuer eine Tabelle hergestellt worden, welche die wissens- 
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wertesten Daten hinsichtlich der Verleihung der Stadtsteuer in 
übersichtlicher Weise an einander .reiht. Eine fühlbare Lücke 
war für mich, daß der Verfasser für die interessanteste Zeit 
der Steuer, nämlich die Periode des dreissigjährigen Krieges, 
nur wenige Daten herausgegriffen hatte. Hier habe ich aus- 
führliche Ergänzungen vorgenommen und das Schicksal der 
Steuer auch bis in spätere Zeiten verfolgt; dafür beschränkte 
ich mich bei der Schilderung der geldgeschichtlichen Seite 
dieser Abgabe auf die Einschaltung des Notwendigsten. Aus 
Entwürfen und verstreuten Notizen, die sich im Nachlaß vor- 
fanden, habe ich die Tabelle angelegt, die in möglichst über- 
sichtlicher Weise über die inneren Wandlungen der Stadtsteuer 
Aufschluß geben soll. 

Zum Glück konnte ich mich bei dem Aufsatz über die 
Wandlungen der Kammergerichtszieler mit Änderungen und 
Ergänzungen wesentlich kürzer fassen. Zwar ist auch hier 
der Stoff in übersichtlicher Weise gruppiert worden, allein im 
grossen und ganzen ist nur Schnapper-Arndt zu Wort ge- 
kommen. Die Tabelle, welche über die Wandlungen der 
Kammergerichtszieler Aufschluß geben soll, ist ebenfalls aus 
Fragmenten und Entwürfen des Nachlasses aufgestellt. 

Die von mir vorgenommenen Ergänzungen sind im Druck 
durch eckige Klammern hervorgehoben. Um jedoch den Text 
nicht unnötiger Weise mit Klammern zu belasten, sind kleinere 
Ergänzungen, vor allem solche, die unter Mitbenutzung von 
Nachlaß-Material vorgenommen wurden, nicht äusserlich kennt- 
lich gemacht. 


1. Geschichte der Frankfurter Stadtsteuer. 


Von jenen dunkeln Zeiten her, da Rudolf von Habsburg 
Burgen brach bis zu jener gewaltigen Umsturzzeit, als das 
deutsche Reich in Trümmer ging, tritt uns in der städtischen 
Buchhaltung ein Posten entgegen, der trotz aller Metamorphosen, 
die ihn oft bis zur Unkenntlichkeit verändern, mit einer den 
modernen Menschen in Erstaunen setzenden Regelmässigkeit 
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wiederkehrt. Es ist die von der Stadt Frankfurt an das Reich 
zu entrichtende Stadtsteuer. 

Die Stadtsteuern sind fixierte, dem Reichsoberhaupt zu- 
stehende jährlich zu zahlende Abgaben.') Mit diesen Stadt- 
steuern sind also insbesondere nicht zu verwechseln die auf 
den Reichstagen bewilligten Reichssteuern oder Römermonate, 
welche alle Stände, nicht nur die Reichsstädte in 
wechselnder Höhe zu entrichten hatten. In den späteren Zeiten 
des Reichs, als von den kaiserlichen Einkünften alles, was niet- 
und nagellos war, verschenkt, verkauft, verpfändet, zu Lehen 
gegeben war, machten ein kleiner Rest von Stadtsteuern fast 
noch die einzigen Gefälle aus, welche dem Kaiser verblieben. 
Neben ihnen wussten pedantische Schriftsteller fast nur noch 
Imponderabilien aufzuzählen, wie z. B. die in der Stellung 
liegende Ehre, die Verwaltung des Archivs, was sie alles zu 
den Einnahmen zählten, damit die Liste nicht zu dürftig ausfalle. 


Die ältere Zeit. 


[Die ältesten Nachrichten, die wir mit der Frankfurter 
Stadtsteuer in Verbindung bringen können, stammen aus dem 
Jahre 1241. Durch einen glücklichen Fund von Schwalm wurde 
vor einem Jahrzehnt das sehr wertvolle Eingangsverzeichnis 
von Steuern, welche durch die königlichen Städte zu zahlen 
waren, ans Licht gezogen. Darnach hatte Frankfurt für das 
Rechnungsjahr 1241 — falls die Schwalmsche Datierung zu- 
treffend ist — den Betrag von 250 Mark zu entrichten.?) 
Nächst dieser Urkundenstelle sind wir über die Frankfurter 
Stadtsteuer unterrichtet durch eine Urkunde vom 18. August 1276.] 
Darnach verzeiht König Rudolf den Frankfurter Bürgern eine 
ihnen zur Last gelegte Empörung und macht der Stadt Frankfurt 
die Auflage, ausser einer einmaligen Zahlung von 1200 Mark 
kölnisch in den nächsten vier Jahren an Weihnachten regel- 
mässig 300 Mark zu erlegen.?) Aus einer Urkunde Ludwig des 


1) Über die Terminologie vergl. Zeumer, „Die deutschen Städte- 
steuern, insbesondere die städtischen Reichssteuern im 12. und 13. Jahr- 
hundert“, Schmollers Forschungen Bd. I, Heft 2. 

*) Vergl. Schwalm, Jakob „Ein unbekanntes Eingangsverzeichnis 
von Steuern der königl. Städte aus der Zeit Kaiser Friedrichs II.“ in 
Neues Archiv für ältere deutsche Geschichtskunde 1898, Bd. 23, S. 517 ff. 

5) Boehmer-Lau, Urkundenbuch der Reichsstadt Frankfurt Bd. I. 
S. 180, No. 371. 
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Bayern vom 14. November 1318!) geht hervor, daß die vier 
wetterauischen Reichsstädte Frankfurt, Friedberg, Gelnhausen 
und Wetzlar als Stadtsteuer damals zusammen 1600 Mark zu 
zahlen hatten;?) von diesen 1600 Mark müssen auf Frankfurt, 
wie sich aus späterem schliessen lässt, damals 618 Mark 28!/2 £ 
gekommen sein. 


Grundlegend für die Gestaltung der Frankfurter Stadtsteuer 
sind dann die. beiden Privilegien von 1320 und 1401. Das 
Privileg König Ludwigs vom 30. Mai 1320) verpflichtet die 
vier wetterauischen Städte zur Zahlung von 1600 Mark kölnisch 
= 2880 Pfund Heller.*) Auf Frankfurt fielen, wie oben erwähnt, 
hiervon 618 Mark 28!/s J, d. i. 1114 Pfund Heller minus 31/2 J; 
von den übrigen Städten hatte Friedberg 720 Pfund, Wetzlar 
720 Pfund und Gelnhausen 326 Pfund 31/2 2 zu entrichten. König 
Ruprechts Privileg vom 4. Juli 1401°) soll die Stadt davor 
schützen, daß sie durch Verpfändung der Stadtsteuer seitens 
des Kaisers jemals wieder in „Schaden und Mühe“ komme. 
In der Tat, was hatte nicht die Stadt mit den Überweisungen 
und Verpfändungen im 14. Jahrhundert für Scherereien gehabt. 
Drei Jahre vor Erteilung des Privilegs war es ihr vollends übel 
ergangen. Die Erben des Grafen Günther von Schwarzburg 
behaupten, daß ihnen die Stadtsteuer zustehe, da sie seinerzeit 
ihnen verpfändet worden sei. Sie berufen sich dabei auf eine 
mündliche Zusage.) Aber mit den Frankfurtern hat noch ein 
mächtigerer Herr gesprochen, König Wenzel, der in Frankfurt 
für Stallmiete und andere Sachen ein hübsches Sümmchen 


1) Boehmer-Lau, Bd. II. No. 118, S. 104. 


*) In Anbetracht der grossen Ausgaben für das Reich wurde den 
wetterauischen Städten für dieses Jahr die Steuer erlassen. 

5) Boehmer-Lau Bd. II. No. 139, S. 114. 

+) Nämlich 36 # pro kölnische Mark (triginta et sex solidis hallensium 
pro qualibet marca computandos), das gibt 1 Pfund Heller zu 20 £ 
gerechnet, 2880 Pfund Heller. 

5) Abgedruckt in „Privilegia et pacta des h. Römischen Reichs Stadt 
Frankfurt am Main etc.“ Frankfurt 1728, S. 254. Das Privileg ist nicht 
so selten, wie Zeumer (S. 153) annimmt; es hatten ausser Frankfurt noch 
Privilegien gegen Verpfändung die Städte: Buchhorn (1356), Rotenburg 
(1358), 11 elsässische Städte (1414), Heilbronn (1459), Nürnberg. (Die 
Belegstelle für diese Angabe, die vermutlich aus Moser siammt, war 
nicht mehr aufzufinden. D. H.) 

®) Schreiben vom 19. November 1398, Reichssteuer 1398 No. 1, ferner 
eine Abschrift davon No. 5. 
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schuldig geblieben war. Er hat die Frankfurter angewiesen, 
daß sie diese Schulden „mit der sture ußrichten sulden“.!) 

Das erwähnte Privileg König Ruprechts von 1401 gewährt 
den Herren des Rats das Recht, die Stadtsteuer nur an die 
königliche Kammer zu liefern. Ausdrücklich wird erwähnt, 
daß die Stadt sich nicht daran kehren solle, wenn irrtümlich 
oder aus irgendwelchen anderen Ursachen die Steuer wieder 
an Dritte verliehen oder verpfändet würde. Die Stadt brauche 
nur die Beträge an die Kammer zu entrichten. Wenige Jahre 
später wird die Stadt schon wieder angewiesen, die Steuer in 
Teilbeträgen auch an Dritte zu bezahlen; vergebens beruft 
man sich auf das Privileg und äussert den Wunsch, den Betrag 
lieber an die königliche Kammer zu entrichten.?) 

Besser wurde die Sache nach Ruprechts Tode und unter 
Friedrich III. und Maximilian. Sie hätte vollends gut werden 
müssen unter der Regierung Karls V., denn zu dem Privileg, 
welches im Interesse der Städte gegeben war, trat jetzt noch 
die im Interesse des Reiches getroffene allgemeine und weiter- 
gehende Vorschrift in der Wahlkapitulation. Es soll sogar 
alles, was von Stadtsteuern verpfändet und überwiesen war, 
wieder zu des Reiches Einnahmen gebracht werden. Ach, 
daß im heiligen römischen Reich der Weg zur Hölle immer 
mit so guten Vorsätzen gepflastert war! Es beginnt gerade 
jetzt eine Serie von Übertragungen, Drittelungen und Sechste- 
lungen, die sich zwei Jahrhunderte fortschleppt, sodaß es ohne 
einen förmlichen Stammbaum aufzustellen gar nicht möglich 
ist, sich in der Sache zurecht zu finden. 

Die Steuer war am Martinitag (11. November) jedes Jahres 
zu entrichten, wenigstens steht das für die Zeit nach 1318 fest. 
Nicht selten forderten sie jedoch in der älteren Zeit die Kaiser 
mit vernehmlicher Stimme voraus und erhielten sie auch; so 
z. B. König Ruprecht zu Beginn des Jahres 1401 die Steuer 
pro 1401/02 und im Frühjahr 1404 pro 1404/06. Auch Karl V. 
hätte zuweilen gerne Vorschuß genommen, erhielt ihn aber 
nicht. Im grossen und ganzen muß man sagen, daß die Stadt 
ihren Verpflichtungen nicht zu unpünktlich nachkam. In allen 
Wirrnissen des 16. Jahrhunderts hält sie sich tapfer und erst 


1) Antwortschreiben der Stadt Frankfurt vom 30. November 1398, 
Reichssteuer 1398 No. 3. 

*) Schreiben des Rats an den König vom 23. Jan. 1408. Reichssteuer 
1408 No. 2. 
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im 17. Jahrhundert, infolge des dreissigjährigen Krieges, treten 
bedeutendere Stockungen ein. 


Die Verleihungen der Frankfurter Stadtsteuer. 


[Wie bereits erwähnt wurde, beginnt seit den Zeiten Karls V. 
eine Reihe von Übertragungen und Verleihungen der von der 
Stadt an das Reich zu entrichtenden Steuer, die sich zwei 
Jahrhunderte hindurch fortschleppen. Die eigentlich in die 
kaiserliche Kammer direkt zu zahlende Stadtsteuer wandert von 
Hand zu Hand. Bei diesem komplizierten System von Dritte- 
lungen und Sechstelungen ist das Aktenstudium eine schwierige 
und mühselige Arbeit; unter der Führung der nachfolgenden 
tabellarischen Zusammenstellung dürfte es nicht schwer fallen, 
sich in dem Chaos zurecht zu finden. 

Diese Übersicht ist aufgestellt nach den Verleihungs- 
urkunden, den Quittungen, kaiserlichen Schreiben und dem 
zeitweilig sehr umfangreichen Briefwechsel zwischen dem Rat 
und den Beliehenen. Es ist dabei insbesondere Wert darauf 
gelegt, die Anteile an der Steuer zu erkennen, sowie die 
Person und den Stand der Beliehenen, die Dauer der Beleihung 
und die daran geknüpften Bedingungen festzustellen. Es ist 
also wohl zu beachten, daß die hier aufgeführten Persönlich- 
keiten innerhalb der angegebenen Zeiten infolge von Verleihung, 
Kauf oder Erbschaft die rechtmäßigen Inhaber waren, womit 
allerdings noch nicht gesagt ist, daß die Steuern auch wirklich 
an sie gezahlt worden sind. Wäre die Aufstellung nach den 
städtischen Rechenbüchern gemacht, so würde sie zum Teil 
anders ausgefallen sein, denn wir sehen weiter unten, daß der 
Rat — insbesondere zur Zeit des dreissigjährigen Krieges — 
nicht imstande war, seinen Verpflichtungen pünktlich nach- 
zukommen und daß sich ein Inhaber der Steuer wohl oder 
übel zu Nachlässen bequemen musste. 

Werfen wir noch einen kurzen Blick auf diese beiden Zu- 
sammenstellungen, so ergibt sich folgendes:] 

Erstmals 1530 wird die Steuer von Karl V. in drei Teile 
geteilt und je ein Drittel dem Bischof Balthasar Mercklin von 
Konstanz, Johann Löble, Rat und Pfennigmeister und dem Rat 
und kais. Secretarius Joh. Ferenberger verliehen. Das dem 
Johann Löble zuerkannte Drittel spaltet sich im Jahre 1536 
abermals in zwei Teile, sodaß jedem der beiden Beliehenen 
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ein Sechstel der Stadtsteuer zusteht, bis im Jahre 1556 die 
zwei Sechstel wieder zu einem Drittel vereinigt werden. Bis 
1629 laufen die drei Drittel einander parallel, 1630 kommen 
dann zwei Drittel in eine Hand und erst 1728 vereinigt sich 
wieder die gesamte Steuer in der Hand des Kaisers. 

Mehr als 30 Personen sind in dieser Periode nach einander 
die Berechtigten, geistliche und weltliche Fürsten, Zivilbeamte 
und Militärs, Männer, Frauen, Kinder, berühmte und unberühmte 
Persönlichkeiten. Die berühmtesten darunter waren vielleicht 
der Kanzler Georg Sigmund Seld und der General Lazarus 
von Schwendi, der bescheidenste Calman Helmschmid, der 
Harnischmacher Maximilians und Karls V. Die Steuer wurde 
vergeben bald auf Widerruf, bald auf Lebenszeit, bald zwei 
verbundenen Leben, bald einer bestimmten Person und deren 
Erben, bald diesen Erben nur so lange, bis eine bestimmte 
Summe verabfolgt sein würde. Zuweilen wurde auch die 
Steuer von dem Beliehenen durch Verkauf oder Zession auf 
andere übertragen. Das führte, wenn die Verleihung an be- 
stimmte Klauseln geknüpft war, zu verdriesslichen Prozessen. 


Die Stadtsteuer während des dreissigjährigen Krieges. 


[Von besonderem Interesse ist es, die Schicksale der Stadt- 
steuer, die doch immerhin eine bedeutende finanzielle Leistung 
darstellte, durch die Stürme des dreissigjährigen Krieges hin- 
durch zu verfolgen. Zu Beginn des Krieges war die Steuer 
zu je einem Drittel in Händen des Freiherrn Hermann von 
Questenberg, kaiserlichen Kammerer und Reichshofrat, des 
Herrn Johann Franz Barwitz von Fernemont und der Vormund- 
schaft der Kinder Paul Erstenbergers, kurfürstl. mainzischen 
Kellers, welch letzterer die Steuer von seinem Bruder käuflich 
erworben hatte. Von 1629 ab erhält Questenberg noch das 
zweite, bis dahin von der Erstenbergerschen Vormundschaft 
bezogene Drittel, sodaß er bis zur Beendigung des Krieges 
zwei Drittel und der genannte Joh. Franz von Barwitz ein 
Drittel bezieht. 

In der ersten Hälfte des Krieges ist die Stadt ihren Ver- 
pflichtungen in Bezug auf die Entrichtung der Stadtsteuer stets 
prompt nachgekommen. Das verdient besondere Anerkennung, 
wenn man bedenkt, wie kaum nach Überwindung innerer 
Krisen die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt durch die 


pie Are 


gewaltige wirtschaftliche Krise der Kipper- und Wipperzeit 
geschwächt worden war.] 

A. Der Anteil Questenberg. Bis zum Einzug Gustav 
Adolfs in unsere Stadt — am 27. Nov. 1631 — hatte man 
Questenberg, den Hauptgläubiger, pünktlich bedient, jetzt 
ließ man ihn warten. Die Stadt klagt über die Wunden, die 
ihr der Krieg geschlagen habe und fordert Aufschub; die Be- 
rechtigten drängen um nichts weniger, weil ihnen die Steuer 
jetzt erst recht not tue. Da Questenberg unruhig wurde, 
erkundigte sich der Rat bei der Reichsstadt Nürnberg!) — die 
Reichssteuer Nürnbergs war vom Kaiser ebenfalls Questenberg 
überwiesen worden — wie sie es denn in diesen schwierigen 
Zeiten mit der Bezahlung halte. Der Nürnberger Rat berichtet 
unterm 4. März 1634, daß seit dem Heilbronnischen Concluso 
— das war am 23. April 1633 — dem Herrn von Questenberg 
weder seine Steuern bezahlt, noch seine Schreiben beantwortet 
seien; auch sei der Rat „noch nit gesinnet, etwas dißfalls zu 
bewilligen, sonderlich bei jerigem Geltmangel, bis wir erfahren, 
wie andere Erbare Stätt sich in hoc passu verhalten werden.“ 

Am 1. Januar 1635 zogen die Schweden — bis auf Vitz- 
tum — aus Frankfurt ab und im Februar zahlte man eine Rate 
pro 1632. Am 8. August 1635 bedankt sich Questenberg für 
den in Aussicht gestellten einen Termin von der rückständigen 
Steuer, „ein mehreres“ wäre ihm zwar angenehm, doch wolle 
er sich, falls es die Kräfte der Stadt übersteige, noch einige 
Zeit gedulden. Gleichzeitig hebt er in diesem Schreiben hervor, 
wie er an dem Prager Frieden zwischen dem Kaiser und dem 
Kurfürsten von Sachsen, dem sich auch Frankfurt angeschlossen 
hatte, seinen Anteil gehabt habe. Er lässt auch sehr deutlich 
durchblicken, daß er der Stadt manchen wichtigen Dienst 
erweisen könne; die Stadt werde doch — wie er meint — 
begierig sein, das edelste Kleinod, ihre Freiheit zu erhalten, 
jetzt wo die Ständ andere Absehen haben mögen.“?) 

Der Rat ist zwar von Questenbergs freundlicher Gesinnung 
überzeugt und wünscht auch, daß jetzt die Mittel vorhanden 
seien, um den ausständigen Rest zu bezahlen, allein es sei 
vorläufig ganz unmöglich „wegen erschöpften Aerarii, der noch 
währenden Verhinderung der Commercien, sonderlich wegen 





*) Schreiben vom 24. Februar 1634. 
*) Schreiben vom 27. Dezember 1634. 
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zu Austreibung der schwedischen Garnison angewendeten 
Unkosten.“ 

[Von nun ab klagt Questenberg fortwährend und kann 
nichts bekommen. Er hat zur Klage auch redliche Ursache 
und man darf es ihm wohl glauben, daß er durch die Sistierung 
der erwarteten Zahlungen in eine recht prekäre Lage geraten 
ist. Am 27. August 1637 schreibt er an den Rat, er wolle ja 
gerne zugeben, daß es den Herren in den bedrängten Zeiten 
an Entschuldigungen nicht mangele. Allein sie möchten doch 
auch berücksichtigen, daß seine sämtlichen Landgüter ruiniert 
seien und auch seine sonstigen „Ordinari-Mittel“ völlig aus- 
blieben. Jetzt sei die Stadt mit drei Jahresterminen im Rück- 
stande, kommenden Martini möge man ihm unbedingt vier 
Termine entrichten, mindestens brauche er 3000 fl. 

Die Stadt erklärt sich bereit, trotz der schlimmen Zeiten 
bei der kommenden Messe an der Schuld abzutragen, was 
irgend möglich sei. Endlich, im .Mai 1637 erhält Questenberg 
die Rate pro 1633!) und ein halbes Jahr später diejenige pro 
1634°). Auch im nächsten Jahre darf er wieder über eine 
Zahlung (pro 1635) quittieren?), aber von jetzt ab tritt abermals 
Stillstand der Zahlungen ein, die Stadt kann weder die laufende 
Steuer entrichten, noch von den Rückständen etwas abtragen. 

Da alle gütlichen Ermahnungen, Bitten und Vorstellungen 
nichts helfen, wendet sich Questenberg schliesslich an den 
Kaiser, der in einem Schreiben vom 15. Oktober 1639 den 
Rat auffordert, Questenberg die zu seiner unentbehrlichen 
Notdurft erforderlichen 5000 fl zu bezahlen. Aber auch die 
Autorität des Kaisers vermag bei der trostlosen Finanzlage an 
der Haltung des Frankfurter Rates nichts zu ändern, Martini 
1640 kommt heran und der Gläubiger muß abermals warten. 
Jetzt redet Questenberg eine deutlichere Sprache. Kriegs- 
angelegenheiten — so meint er — könnten die Stadt nicht ent- 
schuldigen, man nenne sie schwedische, hessische, weimarische, 
französische, kaiserliche oder wie man wolle. Sei doch Böhmen 
vielfach in Asche gelegt und dennoch „mussten die Leute 
einander zahlen oder auf gewisse Zeiten .. . moratoria ver- 
willigen“*). Hierauf verbat man sich die „Anzüglichkeiten“, 


*) Quittung vom 2. Mai 1637. 
*) Quittung vom 5. November 1637. 
®) Quittung vom 27. Juli 1638. 
4) Schreiben vom 15. Februar 1640. 
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bewilligte aber wenigstens eine Rate, die dann auch in zwei 
Zahlungen (500-+531 fl.) entrichtet wurde.!) 

Auf wiederholtes Drängen antwortet der Rat am 13. Juni 
1642 Questenberg, daß neben dem leidigen Kriegswesen noch 
grosse Verpflichtungen gegenüber dem Reich beständen, die 
Stadt habe noch „schwere Reichscontributiones“ zu erlegen. 
Neuerlich erst habe man dem Feldkriegsmeister die auf dem 
Reichstag zu Regensburg festgesetzten 60 Monat abgetragen 
und der andern, noch zu zahlenden 60 Monat halber geschähen 
täglich Mahnungen. Trotz dieser schlechten Aussichten hat 
jedoch Questenberg im Jahre 1642 eine Rate (pro 1637) er- 
halten, aber jetzt muß er wieder vier Jahre warten, bis er 
etwas erhält. 

In seiner Bedrängnis wendet er sich abermals an den 
Kaiser und abermals befiehlt der Kaiser der Stadt Frankfurt, 
— es ist jetzt das dritte Mall — den Questenberg zu be- 
friedigen, dieser habe sich beklagt, daß ihm von fünf Jahren 
nichts oder doch nur wenig gereicht worden sei.) Aber auch 
diesmal reicht die gewichtige Persönlichkeit eines Kaisers nicht 
aus, um Questenberg zu dem Seinigen zu verhelfen, er muß 
eben in Geduld warten. Am 20. April 1646 rückt er dem Rat 
abermals zu Leibe und sucht ihn von seiner Notlage zu über- 
zeugen; seine Landgüter in Böhmen und Österreich seien von 
den Feinden in Schutt und Asche gelegt, zur Erhaltung seiner 
wenigen Bedienten wäre oft nicht das liebe Brot vorhanden. 
Er weist auch darauf hin,?) daß die Reichsstadt Nürnberg sich 
redlich bemüht habe, ihm in Anerkennung seiner Bescheidenheit 
und Geduld allmählich die Rückstände zu bezahlen. Daraufhin 
erhält er die Rate pro 1637.4) 

Im Jahre 1647 war die Stadt Questenberg gegenüber mit 
neun Jahresraten im Rückstand, es handelte sich also um 
einen Betrag von 9x 1031 fl. 7 kr = 9280. fl 3 kr. Jetzt hält der 
Rat die Zeit für gekommen, den Gläubiger angesichts der immer 
mehr anschwellenden Summe zu einem teilweisen Verzicht zu 
bewegen. Am 10. Juni 1647 macht er daher Questenberg den 
Vorschlag, sich doch mit einem fünfjährigen Nachlaß einver- 
standen zu erklären. Nach vielem Zögern läßt sich auch 





1) Quittungen vom 20. März und 22. Mai 1640. 
2) Schreiben vom 4. Mai 1644. 

3) Schreiben vom 15. April 1646. 

*) Quittung vom 14. Mai 1646. 
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Questenberg zu einem Verzicht auf die vier Raten pro 1638 
bis 1641 herbei, freilich unter der strikten Bedingung, daß von 
jetzt ab in jedem kommenden Jahr ausser dem fälligen Betrag 
eine rückständige Jahresrate getilgt würde, bis alle Rückstände 
bezahlt seien.!) 

Es scheint, daß diese Lösung der schwebenden Frage 
beide Teile befriedigte. Der Rat hatte einen erklecklichen 
Gewinn zu verzeichnen, denn von Rechteswegen musste er 
die Steuer unter allen Umständen entrichten, und konnte den 
Gläubiger zu einem Verzicht nicht zwingen. Auf der andern 
Seite hatte auch Questenberg den Vorteil, daß er künftig mit 
Sicherheit auf zwei Jahresraten pro Jahr rechnen konnte, was 
ihm offenbar lieber sein musste, als der blosse Rechtsanspruch 
auf eine immer grösser wachsende Schuld, mit der er niemand 
bezahlen konnte. 


Von nun an erhält Questenberg die versprochenen zwei 
Raten pro Jahr pünktlich ausbezahlt, in der Regel durch 
Vermittlung des. Oyer Christoph Völcker. Er vergisst nie, 
sich vor dem Termin anzumelden und den Rat auf sein Ver- 
sprechen hinzuweisen. Er vergisst auch nie, an seinen Verzicht 
auf vier Jahresraten zu erinnern, der Rat muß es in jedem 
Brief, bei jeder Mahnung oder Quittung hören. So ist Questen- 
berg bei Beendigung des dreissigjährigen Krieges im Jahre 1648 
befriedigt bis auf vier rückständige Raten. 


B. Der Anteil Barwitz: Von 1629 ab war der Anspruch 
auf die Stadtsteuer wie wir sehen, so verteilt, daß Questenberg ?/s 
und Johann von Barwitz !/s zu erheben berechtigt war. Barwitz 
war seit 1619 im Besitz der Steuer und hatte ebenso wie 
Questenberg in der ersten Hälfte des dreissigjährigen Krieges 
die ihm zustehende Summe pünktlich erhalten. Aber jetzt muß 
er geraume Zeit warten, bis er von der seit 1633 fälligen 
Steuer etwas erhalten kann. In einem Schreiben vom 17. Sep- 
tember 1638 beklagt er sich, daß er trotz „so lang gehabter 
Patienz“ die ausständigen Quoten nicht bekommen kann. Auch 
er deutet an, wie dies auch Questenberg getan hatte, daß er 
der Stadt in politischer Hinsicht erheblich nützen könne.?) 


1) Erwähnt in der Quittung vom 15. Dez. 1647. 

2) „... woriber ich auch nit unterlassen würd, bei meinem allhiesigen 
Commando an dem Rheinstrumb und denen oberen Reichscraisen denen 
Herrn in andere wege zu dienen“ etc. 
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Als auch das nicht hilft, wendet er sich an den Kaiser, 
der denn auch den Rat in einem geharnischten Schreiben zur 
Zahlung auffordert und dabei rügt, daß man Barwitz von sieben 
rückständigen Raten nur eine bezahlt habe. Das kaiserliche 
Schreiben wirkte vorläufig, denn einen Monat später quittiert 
Barwitz über die beiden Raten pro 1633/34!) und im Jahre 
1640 erhält er die 1635 fällig gewesene Steuer.?) 

Diese Abschlagszahlungen haben jedoch seine Erwartungen 
keineswegs befriedigt. Am 4. Dezember 1640 schreibt er, daß 
er jetzt schon monatelang krank in Frankfurt liege und ohne 
Geld gar nicht wisse, fortzukommen. Aber auch damit vermag 
er den Rat nicht zur Erfüllung seiner Verpflichtungen zu be- 
wegen. Von jetzt ab versucht er alle möglichen Mittel, um zu 
seinem Gelde zu gelangen. 1641 kauft er sich ein Pferd für 
500 fl und weist seinem Gläubiger diesen Betrag auf sein 
Stadtsteuer-Guthaben an;?) in ähnlicher Weise werden andere 
Gläubiger von ihm befriedigt.) Im nächsten Jahre überweist 
er das Steuerguthaben seinem Vetter Joh. Friedr. Welser von 
Stepperg. Dieser wendet sich nun an den Rat mit der Bitte, 
ihm den Rest der an Baron de Fernemont (Barwitz) geschuldeten 
Steuer zu bezahlen; er habe Aussicht auf das Canonicat des 
St. Petersstiftes in Mainz, könne jedoch nur dahin kommen, 
wenn er die nötigen Statutengelder entrichted) Obwohl sich 
für Welser auch der Canonicus Joh. R. Huart ins Mittel legt, 
der von Barwitz zur Erhebung der Steuer bevollmächtigt war, 
lässt sich der Rat darauf nicht ein, sondern zahlt 1643 die 
Steuer (pro 1639) an Barwitz selbst.) 

Bald darauf schreibt der Canonicus Huart in Mainz, der 
Canonicus Welser sei durch seinen Vetter (Barwitz) bei ihm 
für zwei Jahre „in Kost und Losament verdingt“ worden, wofür 
ihm Barwitz 200 fl auf das Stadtsteuerguthaben angewiesen 
habe.‘) Bei den Akten findet sich jedoch kein Nachweis, daß 
diese Summe bezahlt wurde, erst am 24. April 1644 quittiert 
Hans Georg Grambß in Frankfurt, daß er für Rechnung Welsers 


') Quittung vom 15. März 1639, 

2) Quittung vom 12. Okt. 1640. 

5) Schreiben vom 10. Jan. 1641. 

4) Quittungen vom 7. und 11. Mai 1641. 
5) Schreiben vom 15. Dez. 1642. 

6) Quittung vom 26. Juni 1643. 

1) Schreiben vom 10. Okt. 1643. 
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in Mainz 110 fl 48 als Restzahlung pro 1636 erhalten habe. 
Im Jahre 1644 ist die Stadt noch rückständig mit vier Jahres- 
raten pro 1640/43 à 515 fl 24, zusammen 2061 fl 36 kr. Auch 
bis zum Abschluß des dreissigjährigen Krieges ist sie nicht 
imstande, ihre Schuld zu tilgen, es stehen 1648 zugunsten 
Barwitz’ immer noch vier Jahresraten aus.] 

Mit ihren eigenen Schuldnern ging es der Stadt freilich 
auch nicht zum besten. So hatte die Reichsstadt Friedberg an 
Frankfurt allmesentlich 100 fl, die aus einer Pfandschaft her- 
rührten,!) zur Stadtsteuer zu bezahlen, statt des Geldes trafen 
aber bewegliche Briefe ein. „Seit 1620 ist unser Rat wohl zweimal 
ausgestorben — heisst es da in einem Briefe vom 15. Juni 1653 — 
seit elf Jahren haben wir die hispanischen Kriegsvölker im 
Quartier behalten und die spanischen Insolentien aushalten 
müssen, von kaiserlichen, schwedischen, weimarischen und 
hessen-kasselischen Truppen wurden wir belagert, kanoniert, 
erstürmt, geplündert; noch ärger aber war für uns die schreck- 
liche Todesangst, die uns wie oft in die Pfarrkirche als letzten 
Zufluchtsort trieb, um auf den Knien den lieben Gott um Hilfe 
anzurufen. Die Hälfte der Stadt ist zerstört, ihre Bewohner 
sind teils vor Jammer und Herzeleid gestorben, teils von Hunger 
getrieben mit Weib und Kind von Haus und Hof weggezogen. 
Die wenigen Zurückgebliebenen aber wurden durch die unbarm- 
herzigen, habgierigen Kommandanten gänzlich ausgesogen.“ 


Die weiteren Schicksale der Steuer seit 1649. 


[Der verheerende Krieg hatte auch Frankfurt tiefe Wunden 
geschlagen, denn im Grunde spiegeln die ewigen Klagen, 
Drohungen und Reklamationen der Gläubiger wegen der Steuer- 
rückstände doch nur die durch den Krieg verursachte üble 
Finanzlage wieder. Es ist leicht begreiflich, daß die direkten 
Wirkungen auf die städtischen Finanzen noch sehr lange zu 
spüren waren und daß sich die Stadt von dieser Finanzkrisis 
nur langsam und allmählich erholt hat. 

Questenberg, der eine Gläubiger der Stadtsteuer, hat die 
völlige Begleichung der Rückstände nicht mehr erlebt. Nach 


1) Näheres betr. der Friedberger Pfandschaft bei Orth, Abhandlung 
von den berühmten zwoen Reichsmessen, so in der Reichsstadt Frankfurt 
jährlich gehalten werden 1765, S. 692 ff., sowie in den Akten des Frank- 
furter Stadtarchivs über diese Pfandschaft. 
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seinem Tode 1651 tritt seine Gattin in das getroffene Abkommen 
ein, ist also berechtigt, in jedem Jahre ausser der fälligen Rate 
noch eine rückständige zu erhalten. Aber nur einmal, im Jahre 
1652!) gelingt es ihr, die beiden Raten zu bekommen, alsdann 
tritt wieder eine mehrjährige Pause ein.] 

Witwen, denen die Stadtsteuer als Erbschaft zufällt, sind 
allemal kleinlauter, flehender. Sie haben nicht ihre Bedeutung 
im Feld oder in der Kanzlei in die Wagschale zu werfen. So ver- 
sucht es auch Frau Konstanzia von Questenberg mit Schmeichelei. 
Mit dem Hofe zu Leopold I. Krönung in Frankfurt weilend, 
braucht sie dringend Geld zur Heimreise und zur Auszahlung 
der Mitgift an ihren Eidam, den Grafen von Dietrichstein. Die 
löbl. Stadt — so schreibt sie am 15. Mai 1657 — habe sich 
„gegebener Gnad der Nachlassung, so andere Städte begehrt,“ 
nicht bedienen wollen, sondern sich heroisch erzeigt und sich 
angeboten, ihre Schuldner zu bezahlen, wovon man auch jeder- 
zeit rühmlich gesprochen. Auch sie habe sich darauf verlassen. 
[Sie klagt, wie sehr sie in Schulden stecke und wie die Gläubiger 
drängen; sie erinnert den Rat nochmals daran, daß ihr Gatte 
in den betrübten Kriegsjahren etliche Jahre „gutherziger Weis 
und nit aus Schuldigkeit nachgesehen“ habe. Daraufhin erhält 
sie wenigstens die Steuer pro 1652?) ausbezahlt und nach einer 
Abschlagszahlung von 2500 fl pro 1653/57?) endlich auch den 
Rest für diese Jahre.) Aber auch sie stirbt, ehe die Schuld 
ganz abgetragen ist im Jahre 1661 und erst dem Schwieger- 
sohn, der für seine Gattin die Erbschaft antritt, ist es vergönnt, 
am 15. November 1662 alle Rückstände zu erhalten, sodaß die 
Stadt ihren Verpflichtungen von jetzt ab wieder pünktlich nach- 
kommen kann. 

Nach Beendigung des dreissigjährigen Krieges war auch 
Barwitz, der andere rechtmässige Inhaber der Stadtsteuer, 
schlecht genug weggekommen. Aber er wehrt sich seiner Haut, 
und die Stadt findet in ihm einen hartnäckigen Gläubiger, der 
nicht zu bewegen ist, auch nur ein Jota seiner verbrieiten 
Rechte preiszugeben. Er zediert einfach seine Forderung an 
W. von der Hövel Erben in Köln?) und glaubt so am besten 
= ') Quittung vom 2. Februar 1652. 

*) Quittung vom 16. Mai 1657. 
3) Quittung vom 29. Juli 1658. 
+) Quittung vom 2. August 1660. 


5) Schreiben vom 11. Juli 1649 und Quittung des Franz Bayn vom 
17. Mai 1649, 
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zum Ziele zu kommen. Aber die Stadt reagiert nicht auf die 
zahlreichen Aufforderungen zur Zahlung in der Erwartung, von 
dem Gläubiger einen Nachlaß zu erhalten. Sie bittet auch im 
nächsten Briefe, wenigstens auf einen Teil der rückständigen 
Summe Verzicht zu leisten, was ja auch Questenberg bereit- 
willig getan habe. Das lässt jedoch den Herrn von Barwitz 
vollständig kühl. „Nun seint mir des Herrn Questenberg Sachen 
ganz nit wissent“ — meint er — „da sie mich nichts angehen, 
sie kümmern mich nicht und können meiner rechtmässigen 
Forderung kein Hindernus machen.“ Als die Stadt nichts von 
sich hören lässt, wendet er sich einfach wieder an den Kaiser, 
der dem Rat befiehlt, dem Gläubiger seine Restanten unverkürzt 
zu geben.!) Die Stadt mochte wollen oder nicht, sie musste 
ihren Verpflichtungen bis auf den letzten Pfennig nachkommen 
und hat die Forderungen Barwitz’ auch 1662 voll befriedigt. 


Von jetzt ab treten wieder stabilere Verhältnisse ein, die 
alten Schulden sind getilgt und man kann wieder frohen Mutes 
in die Zukunft blicken. In der Zahlung der geschilderten Be- 
träge tritt jetzt jahrzehntelang keine Stockung mehr ein. Eine 
leichte Krisis entstand jedoch wieder in den neunziger Jahren. 
Im Jahre 1690 war Gundacker von Dietrichstein gestorben, der 
eigentlich durch seine Gattin, eine Tochter Questenbergs, die 
Steuer erbte, sie aber durch den Kaiser noch einmal aus- 
drücklich verliehen bekam. In der kaiserlichen Verleihungs- 
urkunde wurde die Klausel, die sich schon eine Zeit lang fort- 
geschleppt hatte, erneuert, wonach den Erben des Inhabers 
nach dessen Tode noch eine bestimmte Summe von der Steuer 
zu entrichten war. 


Nach Gundackers Tode hatte nun der Kaiser die Steuer 
dem Hironimus Scalvinoni zugunsten dessen noch studierenden 
Sohnes verliehen. Jetzt kommt die Stadt in eine unangenehme 
Lage. Auf der einen Seite kommt Scalvinoni und präsentiert 
die kaiserliche Verleihungsurkunde, auf der andern Seite be- 
stehen die Erben Gundackers auf der Zahlung der laut früherer 
Verleihungsurkunde ihnen noch zustehenden Beträge von 9000 
+ 3000 fl. Das war für Scalvinoni natürlich peinlich und er 
wendet sich an den Kaiser. Der Kaiser erinnert sich wohl der 
Klausel zugunsten der Gundackerschen Erben, allein er meint, es 


1) Schreiben vom 14. Januar und 15. Juli 1660. 
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sei doch Herkommens, daß sich „dergleichen Begnadigung nicht 
auf alle Erben, sondern nur auf die descendentes erstrecken“.!) 

Allein die Gundackerschen Erben geben nicht nach und 
verlangen gerichtlichen Austrag. Scalvinoni erholt sich Rat und 
sieht schliesslich ein, daß er den Kürzeren ziehen müsse; wohl 
oder übel entschliesst er sich, auf die 12,000 fl zu verzichten. 
Dafür sucht ihn der Kaiser wenigstens einigermassen zu ent- 
schädigen dadurch, daß er verfügt, die Scalvinonischen Erben 
sollten nach dessen Tode solange die Stadtsteuer erhalten, bis 
diese Summe zurückbezahlt sei. Aber diesmal nur die Erben 
„lineae descendentis“ und „cessante hac linea utruisque sexus“, 
wie der Kaiser ausdrücklich bemerkt, um künftig jeden Zweifel 
hinsichtlich der Interpretation auszuschliessen.?)] 


Die geldgeschichtliche Seite der Frankfurter Stadtsteuer. 


Nach dem oben erwähnten Privileg Ludwigs des Bayern 
hat Frankfurt 1114 Pfund minus 3'/s Schillinge zu zahlen. 
1114 Pfund Heller ist die Zahl, welche noch 400 Jahre später 
dem Frankfurter Rat als die eigentliche Schuld von der Hofburg 
dräuend in die Ohren gerufen wird. Welche formelle Rechts- 
beständigkeit, welches Festhalten an der Form bei häufig so 
laxem Festhalten an der Sache! 

Gar manche höchst merkwürdige Wandlung haben diese 
1114 Pfund Heller erfahren. Diese Wandlungen sind begründet 
teils in einer Reihe von äußeren Umständen, teils in der 
sachlichen Schwierigkeit, eine auf eine bestimmte Weise 
ausgedrückte Schuld durch einen fortwährenden Wechsel der 
Währungen und des kursierenden Geldes hindurchzuführen. 
Die Neigung, an einem einzelnen frappanten Beispiel die 
Wirkung des Währungswechsels zu verfolgen, ist es überhaupt 
gewesen, die mich bei meinen geldgeschichtlichen Studien ver- 
anlaßte, gerade auch der Stadtsteuer eine besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. 

Die Bedeutung geldgeschichtlicher Untersuchungen ist ja 
eine doppelte, eine statistische und eine sozialgeschichtliche. Ihre 
statistische Aufgabe besteht darin, zu untersuchen, welche Be- 
deutung hinter den Geldausdrücken jeder einzelnen Epoche 
verborgen liegt, damit die zu jener Zeit bestehenden Wertver- 


1) Schreiben vom 19. April 1692. 
*) Rescript vom 16. August 1696. 
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hältnisse ermittelt werden können. An und für sich macht es 
für diese Betrachtungsweise nichts aus, ob hinter jenen Geld- 
ausdrücken überhaupt höhere oder niedrigere Metallbeträge 
stecken. Es hat für sie kein Interesse, ob der Gulden zu einer 
Zeit einen höheren Metallwert besaß, als zu einer andern Zeit. 
Erst dann entsteht ein solches Interesse, wenn die Wirkungen 
der Veränderungen auf gewisse soziale Verhältnisse, auf die 
Gestaltung der Preise und Löhne, insbesondere auch die 
Wirkungen auf formell feststehende Schuldverhältnisse unter- 
sucht werden sollen. 

Eine solch feststehende Schuld im strengsten Sinn des 
Wortes war ja eben die Stadtsteuer. Man darf sich indessen 
nicht vorstellen, daß die ursprünglichen 1114 Pfund Heller in 
ebensoviel Säcken (à 267,318 Heller, die zusammen ein Pfund 
wogen) bezahlt worden seien. Wenn im 14. und 15. Jahrhundert 
auf 1114 Pfund Heller quittiert wird, so besagt das nichts 
anders, als daß diese 1114 Pfund Heller oder deren Wert in 
Sorten bezahlt waren. Es ist, wie man aus Dienstbriefen schliessen 
kann, die kurz nach der Zeit des Privilegs Ludwigs zustande 
kamen, z. B. möglich, daß Turnosen gezahlt worden sind. Es 
ist auch nicht einmal ausgeschlossen, daß gleich oder bald 
darnach Goldgulden, je ein Goldgulden für ein Pfund (für dieses 
Verhältnis gibt es zahlreiche Belege) entrichtet wurden. 

Aus dem Jahre 1401 liegt eine unzweideutige Bekundung 
vor, daß damals Geld gegeben wurde. Wir sehen aber zugleich, 
wie trotz dieser Zahlung in Gold die Schuld von Anfang ab 
als eine Schuld in Pfund Heller oder deren jeweiligen Wert 
galt; 1401 werden daher nicht die 1114 Goldgulden gezahlt, 
denen die 1114 Pfund Heller anfangs entsprachen, sondern 
928 Goldgulden, welches deren laufender Wert um 1491 ist. 


Es muß endlich lästig geworden sein, die seit geraumen 
Jahren immer in Gold gezahlte Steuer fortwährend in Pfund 
Heller in die Quittung zu setzen. 1442 fügt der Kaiser in 
seiner Quittung der gezahlten Steuersumme von 1114 Pfund 
Heller minus 3!/2 # den folgereichen Zusatz bei „das macht 
und bringet in Gold neunhundert acht und zwanzig Gulden 
und funfthalben Schilling.“ Folgereich wurde dieser Zusatz 
deshalb, weil von nun ab die Auffassung platzgreift, daß eine 
Abgabe von 928 Goldgulden!) geschuldet sei. 


1) Im Jahre 1453 zum ersten mal 928 fl 2 alt Tornes und 1 haller. 
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Die 1114 Pfund Heller, denen ursprünglich ja weit mehr 
Gold entsprochen hatte, geraten als Maßstab zunächst in den 
Orkus der Vergessenheit. Jetzt sind 928 Goldgulden oder 
deren Wert zu bezahlen. Man darf so gut wie sicher sein, 
daß, solange die Kaiser die Steuer nach jener Umrechnung 
bezogen, der Betrag in kursierenden Goldgulden bezahlt worden 
ist. Im Jahre 1530, als die Herren Ehinger, Löble und Feren- 
berger eintreten, geht die Sache anfänglich ruhig weiter. Aber 
nur so ungefähr. Um 1535, da der Goldgulden nominell steigt, 
da er mit 16 und 17 bz. bezahlt wird, soll man da nicht mit 
den Herren ein kleines Wörtchen reden können? Wäre es 
nicht schön von ihnen, wenn sie ein für alle mal sagen würden: 
16 bz. soll uns ein Goldgulden sein? Wenn wir ihnen Gold- 
gulden durch die Fugger anweisen lassen, so denkt man, werden 
ihnen die Fugger nicht mehr zahlen als 16 bz., wir aber müssen 
den Fuggern mehr geben als 16 bz., und die Fugger werden 
der tertius gaudens sein. 

Jetzt kann noch eine kleine Schraube in Anwendung 

ebracht werden. Die Steuer ist ja eigentlich nur in des 
Kaisers Selbsthand zu liefern, also für die Beliehenen muß es 
besser sein, 16 bz. zu bekommen, als einen Goldgulden nicht 
zu bekommen. Die Angegangenen geben nach. Zwar nehmen 
sie die Fugger in Schutz, die sie ganz ordentlich bedient hätten, 
aber es scheint, sie halten 16 bz. für eine Art justum pretium 
des Goldguldens und bestehen nicht auf Zahlung von Gold- 
gulden, wenn der Kurs über 16 bz. hinausgehen sollte. 


Nun wird eine Reihe von Jahren hindurch weiter auf Gold 
quittiert, denn die Empfänger wollen sich formell ihres Rechtes 
nicht begeben. Der faktische Zustand gestaltet sich jedoch 
ganz genau so, als ob eine Schuld auf 928 Silbergulden à 16 bz., 
d. i. 990 gewöhnlicher Kurrentgulden à 15 bz. vorliege. Diese 
Kurrentgulden werden anfangs in Batzen in natura, in wirk- 
lichen wahrhaften Batzen’), später in allerhand anderen Sorten 
bezahlt, die zu ihrem Kurse allemal auf die zu zahlende Summe 
von 990 Kurrentgulden umgerechnet werden. 

Bei der Verschlechterung der kleinen Kurrantmünze macht 
es nun für die Berechtigten gar nichts aus, daß dabei auch 
oft in groben Münzen, z. B. in Talern, die sich im Gehalte 
nicht verschlechtern, gezahlt wird. Denn wenn der Taler sich 


') Nach Grote Durchschnitt aus 19 Sorten 1,612 g. 
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nicht verschlechtert hat, so ist er doch eben wegen jener 
kleinen Kurrantmünzen im Kurs gestiegen und wird ihnen 
höher angerechnet. Es hilft ihnen auch nichts, daß man schon 
lange gar kein Bedenken mehr hat, wiederum Gold zu zahlen, 
nämlich französisches und italienisches Gold, ja sogar echte, 
blanke Dukaten, denn die Sache hat ja nun einen sehr merk- 
würdigen Umweg genommen. Zuerst hatte man den Be- 
rechtigten bedeutet: wir haben kein Gold, darum bekommt Ihr 
keine 928 Goldgulden, sondern 928 Silbergulden à 16 bz. 
Dann wiederum gibt man ihnen Gold fiir die Silbergulden 
à 16 bz., aber man gibt ihnen immer weniger Gold dafür, weil 
man tut, als wenn nunmehr die Silberschuld, der fl. 4 16 bz. 
das eigentliche, der Maßstab wäre; da sich diese Silbergulden 
a 16 bz. an ihrem innerem Werte immer mehr verringern, 
gebieten sie natürlich über immer weniger Goldmünzen. 

Der Hofmeister Ruprecht von Stotzingen, der ein Drittel 
der Stadtsteuer zu beziehen hat, erhält also um 1590 nicht 
371'!/s Dukaten, was das Drittel von 1114 Dukaten um 1340 
ungefähr ausgemacht hätte, er erhält auch nicht 232 Dukaten, 
was die 309 Goldgulden um 1530 ausgemacht hätten, als man 
Gold in Silber umrechnete, sondern er erhält nur 170 Dukaten, 
weil die Dukaten 29 bz. stehen, also sehr hoch bewertet werden. 
Es ist ein förmliches chasser croiser von Silber zu Gold und 
von Gold zu Silber mit beständigem Verlust für die Berechtigten. 

Mit dem Tode Ruprechts von Stotzingen im Jahre 1600 
tritt ein neuer Wendepunkt ein. So oft ein neuer Kandidat 
auf die Stadtsteuer angewiesen worden war, hatte man ihn 
freundschaftlich bei Seite genommen und ihm bedeutet, daß 
nicht Gold- sondern Silbergulden à 16 bz. zu zahlen seien. 
Man hatte umso leichteren Glauben damit gefunden, je dringender 
die Angewiesenen des Geldes bedurften und je weniger mächtig 
sie waren. 

Nun hatte man aber von dem Herrn Barwitz erfahren, daß 
er sich nicht so leicht würde zufriedenstellen lassen und daß 
er bei Hof in großem Ansehen stünde. Man schrieb ihm daher, 
daß man ihm Goldgulden oder deren Wert bezahlen wolle. 
Also damit fielen für Herrn von Barwitz die Wirkungen der 
Verschlechterung des Kurrantgeldes seit 1530 weg, und es 
wird von neuem der schuldige Betrag an dem Wert der Gold- 
gulden gemessen, zwar nicht ganz genau, aber so ungefähr. 
Man zahlt einen Philippstaler für einen Goldgulden. Der Herr 
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werde mit diesem Vorschlag zufrieden sein, meinte der Rat 
und bittet ihn, „ein solches bei sich in geheim zu halten oder 
da dergleichen von anderen, so auch uf diese Stattsteuer ver- 
wiesen, bei uns gesucht werden solle, uns gegen dieselben zu 
verteidigen.“!) Also nichts verraten dem Erstenberger und 
dem Obernburger, den Inhabern der beiden anderen Linien 
der Stadtsteuer! 

Unglücklicherweise tritt nun aber in die erste Linie mit 
dem Jahre 1619 der nicht minder angesehene Questenberg ein 
und der fängt gleich an, durch den Postmeister Herrn von 
den Birghden, den armen Rat gewaltig drängen zu lassen 
und Goldgulden in specie oder deren laufenden Wert zu ver- 
langen. Wenn aber der Rat nicht willfahrt — schreibt Questen- 
berg 1621?) — dann erfolgt „alsobald ein kaiserliches mandat 
de solvendo und geratet also der Magistrat mit dem kaiserlichen 
Fiscal in Proceß“. Aber die Sache bleibt unter uns, meint 
Questenberg, „damit nit den Barwitzischen und Erstenbergischen, 
welche die ander zwen Dritl haben, zu dergleichen billig 
mässigen Begehren Veranlassung gegeben werde.“ Das Er- 
gebnis ist, daß Questenberg Königstaler erhält, wie Barwitz, 
aber Questenberg hat die Pflicht, den Barwitz und Barwitz den 
Questenberg zu belügen. 1630 fällt Questenberg auch noch 
der Erstenbergische Anteil zu und jetzt wird also die ganze 
Stadtsteuer in Königstalern bezahlt. 

Dabei bleibt es ungefähr so lange, als Questenberg und 
seine Witwe leben. Aber wiederum schleicht sich ein Nachteil 
für die Berechtigten ein. Es zeigt sich, daß die neue Er- 
richtung des Goldmaßstabes eigentlich nur eine momentane 
Rektifikation der zu zahlenden Summe nach ganz vorüber- 
gehender Anlegung dieses Maßstabes war. Denn während nun 
das Silber im Vergleich zum Golde sinkt, die Philippstaler 
also über weniger Gold gebieten, als im Jahre 1600, zahlt 
man doch immer nur weiter Königstaler in specie, einen 
Königstaler für einen Goldgulden. 

Nach dem Tode der Witwe Questenberg wird gar der 
Königstaler selbst zur Rechenmünze. Man zahlt ihn nicht mehr 
in specie, sondern nur immer in 1 fl 40 laufenden Kurrant- 
geldes, sodaß damit die Steuer zwischen den Jahren 1690 





1) Schreiben vom 13. April 1602. 
2) Extract Herman Questenbergs Schreiben (undatiert), Lect. in 
Senatu 9, Jan. 1621. 


und 1718 einen Tiefstand erreicht hat. Herr von Scalvinoni 
protestiert und protestiert, aber vergebens. Er muß zufrieden 
sein, wenn die damals so häufig stockenden Zahlungen über- 
haupt wieder regelmässiger werden. 


Was er nicht erreichte, setzt später das Machtwort des 
Kaisers durch, als dieser 1718 das Öttingensche Teil und 1728 
die Scalvinonischen zwei Drittel übernimmt. Im Verlauf der 
ganzen Angelegenheit entscheiden nicht gelehrte Abhandlungen 
über den Inhalt der Geldschuld, und manchen schweren juri- 
stischen Folianten mögen die Frankfurter Syndici damals ohne 
Zweck von den Regalen herabgenommen haben: 3 fl laufenden 
Geldes sind zu zahlen für den Goldgulden, statt wie bisher 
1 fl 40 und damit basta. Es kann den kaiserlichen Rechten 
nichts präjudizieren, schreibt Karl VI. zornig, wenn Öttingen 
auch den Goldgulden für 2 bz. angenommen oder Euch die 
Steuer ganz geschenkt hätte. 


Dem Rat bleibt nichts übrig, als klein beizugeben. Dabei 
verfällt er auf ein gelungenes Experiment, um dem Schaden 
wieder beizukommen. Haben denn nicht die Juden einen 
Grundzins von ihren Häusern zu zahlen und sollten denn diese 
Gulden, da man doch anno 1460 keine Silbergulden hatte, 
nicht Goldgulden sein? Zahlen sie nicht heute für diesen 
Gulden nur 1 fl 45? Also Baumeister vor das Rechneiamt! 
Am 23. Februar 1719 wird nun verkündet, daß von jetzt ab 
durch die Juden ebenfalls 3 fl pro Goldgulden zu zahlen sei. 


Die Judenschaft protestiert heftig und wendet sich an den 
Reichshofrat. Warum soll auch sie allein für den Schaden 
aufkommen, die aus alter Zeit herrührenden Abgaben der 
Christen sind ja auch nicht erhöht, sondern in laufender 
Währung geblieben. Will denn der Rat an ihnen ein Geschäft 
machen und das wird doch der Fall sein, wenn seine Forderung 
durchgeht, denn er wird von den Juden ein viel grösseres 
Plus herausschlagen, als er durch die Erhöhung der Stadtsteuer 
Schaden hat. 


Die erste Eingabe der Judenschaft bleibt wirkungslos, aber 
man lässt nicht nach, zumal mit Exekution gedroht wird. Eine 
abermalige dickleibige Appelationsschrift hat Erfolg. Maßgebend 
war bei der Entscheidung in Wien, daß für die jüdischen Ab- 
gaben seinerzeit nicht ganz ausdrücklich Goldgulden in specie 
stipuliert worden seien. 


Also 2784 fl Wiener Kurrant zahlt jetzt die Stadt und zwar 
direkt an die kaiserlichen Residenten in Frankfurt. Aber auch 
jetzt tritt eine Wertveränderung der zu zahlenden Beträge zu 
ungunsten der kaiserlichen Kammer ein, denn sie muß sich 
oft mit den in Frankfurt umlaufenden sehr abgeschliffenen sog. 
alten Batzen, d. h. Batzen und Dreibätznern aus dem Ende 
des 17. Jahrhunderts begnügen. Daher neuer Ansturm des 
Wiener Hofes 1758. Der Hoffaktor Susel Meyer Juda, einer 
jener Begnadigten, die vermöge Diploms damals leibzollfrei 
und bewaffnet durch das heilige römische Reich reisen durften, 
und dessen Schwager Arnsteiner aus Wien erschienen vor 
dem Rechneiamt und setzten im Namen des Kaisers in beider- 
seits sehr zäh geführten Verhandlungen eine Begleichung der 
schuldigen 928 Goldgulden à 3 fl 18 Wiener Kurrant fest. 


Von nun an werden in der Regel dem frankfurtischen 
Geschäftsträger in Wien Wechsel in der Höhe von 3062 fl 
24 kr nach dem 20 Gulden-Fuß geschickt; die Höhe des Be- 
trages in Frankfurt richtet sich nach dem Wiener Kurs. Eine 
Bedrohung hatte dabei den Rat besonders gefügig gemacht. 
Wenn Ihr uns nicht den Wert der Goldgulden zahlt — so 
hatte man ihnen von Wien aus zu verstehen gegeben —, dann 
werden wir uns einmal überlegen, ob wir denn überhaupt eine 
Forderung in Gold an Euch haben oder nicht vielmehr eine 
solche auf Pfund Heller. 


Damit hätte sich die ganze Sache wieder zurück entwickelt 
hinter das Jahr 1442 und der Rat hätte erst recht hereinfallen 
können. Ein Pfund Heller soll eigentlich 5 fl 48 Leipziger 
Fuß sein, rief man von Wien aus, einige neuere Münzschriften 
in der Hand. Münzwissenschaftliche Untersuchungen sind auf 
alle Fälle ein verwickeltes, wenn man es aber mit einem Kaiser 
zu tun hat, dessen irrige Zitate man aus eigener Tasche be- 
zahlen soll, ein gefährliches Ding. Der Senat tut klug daran, 
schleunigst nachzugeben und seine 3 fl 18 zu bezahlen. 


Gegen Ende des 18. Jahrhunderts tritt eine neue Wert- 
veränderung der Leistung zugunsten Frankfurts in die Er- 
scheinung, hervorgerufen durch gewisse Fortschritte der 
modernen Wissenschaft, von denen sich die früheren Inhaber 
der Steuer nichts hatten träumen lassen, durch die Erfindung 
des Papiergeldes. Wiener Kurrant ist jetzt Papier und steht 
beispielsweise 1803 auf 75°/o. 
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[Die inneren Wertverschiebungen der geschuldeten Leistung, 
die sich — an kg feinen Goldes bez. Goldreichsmark gemessen —, 
fortwährend verändert, einmal sich sogar auf den dritten Teil 
erniedrigt, soll durch nachstehende Tabelle veranschaulicht 
werden. Da nicht bei jeder einzelnen Zahlung zu ermitteln 
ist, ob sie in Gold oder in Silber geschehen, da auch die Nach- 
prüfung in fast 500 Rechenbüchern eine viel zu mühselige und 
kaum lohnende Arbeit ist, hat die Tabelle beide Möglichkeiten 
berücksichtigt. Es ist für die einzelnen Perioden für den Fall 
der Goldzahlung und der Silberzahlung die in Betracht kommende 
Münzsorte, ihr Feingehalt, das Feingewicht eines Guldens und 
schließlich der Betrag der ganzen Steuersumme in Gewichts- 
mengen feinen Metalls angegeben. Aus der Vergleichung der 
Gewichtsmengen edlen Metalls ergibt sich das Wertverhältnis 
zwischen Gold und Silber. Schließlich sind die Gewichts- 
mengen Goldes zur Veranschaulichung in Reichsgoldmark an- 
gegeben, womit allerdings nur ‘gesagt sein soll, daß, falls 
überhaupt in Gold gezahlt ist, die gezahlten Sorten soviel 
Goldgewicht darstellen würden, als in den angegebenen Gold- 
reichsmark enthalten ist. Keinesfalls soll mit diesem Betrage 
etwa gesagt sein, daß die früher gezahlte Steuer nach der 
Kaufkraft des Geldes der jeweils angegebenen Summe von 
Reichsmark entsprochen hätte. Die Feststellung, welcher Betrag 
heutigen Geldes unter Berücksichtigung der Geldwertänderung 
den früher gezahlten Summen entsprechen würde, ist mangels 
genügender Anhaltspunkte ein Ding der Unmöglichkeit und 
daher entschieden zu verwerfen. 

Wenn wir den Inhalt dieser Tabelle in ganz kurzen 
Zügen zusammenfassen, ergibt sich folgendes als Ursache der 
Schwankungen:] 

Von 1335—1453 bedeutender Rückgang, da im Jahre 1335 
die 1114 Pfund Heller ebensovielen Goldgulden entsprachen, 
welche — Florentiner Gulden angenommen — 3,94 kg ergeben, 
während im Jahre 1453 die 1114 Pfund nur 928 Goldgulden 
ausmachen, die noch dazu viel schwächer ausgeprägt sind. 

Von 1453—1536 leichter Rückgang, weil die Goldgulden 
schwächer geworden sind. 

Von 1536—50 leichter Rückgang aus zwei Gründen: 

1. die Schuldigkeit war im Jahre 1536 auf das Silber- 

aequivalent der 928 Goldgulden gestellt worden, der Silber- 
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Die inneren Wandlungen der Frankfurter Stadtsteuer von 13351803. 



































A. Falls in Gold gezahlt wurde. B. Falls in Silber gezahlt wurde. 
Jahr Nominelle Münzsorte, Feingehalt En a ied Münzsorte, Feingehalt Be e Wartvers 
Schuldigkeit if Guldens | Feingold | Guldens | Feinsilber | hältnis 
1335 |1113,825 Pfd.*)H. 1113,825 in Florentiner | 3,537 g 3,941 kg Turnosen, 12 Stück = 1 fl, 42,444 g 47,270 kg | 1:12 
à 3,537 g fein Prop. 1:12, also ein Turnos 
= 3,537 g Silber 
1453 928,188 fl **) 928,188 Goldgulden à 2,777 g 2,777 g 2,578 kg Turnosen, 10,8 Stiick pro 27,25 g 25,293 kg 1:9,81 
fein Goldgulden 
1500 928,188 fl 928,188 Goldgulden A 2,527 g 2,527 g 2,345 kg desgl. 27,25 g 25,293 kg || 1:10,78 | 
fein 
1536 928,188 fl 928,188 Goldgulden 2,527 g 2,345 kg Batzen; 16 bz. pro I Gold- 25,79 g 23,938 kg | 1: 10,20 
Aequivalent d.Guldens à 16 bz.) gulden gerechnet 
à 2,527 
1550 ca. 990 fl ) franz. Ecus A 23'/2 bz. 1 Stück| 2,064 g 2,044 kg Reichstaler A 31 alb. 22,59 g 22,364 kg | 1:10,83 
zu 3,235 g fein 
) in Gotdgulden à 74 kr. 2,064 g 2,044 kg 1:10,83 
1588 330 fl Dukaten 1,780 g 0,587 275 Reichstaler à 18 bz. 21,65 g 7,144 1:11,53 
660 fl 1,174 618 Reichsgulden à 16 bz. 21,47 g 14,170 ¥ 
1,761 21,314 kg 
1632 | 928 Phil.-Taler Dukaten à 2 fl 50 1,876 kg Philippstaler 29,15 g 27,051 kg | 1: 14,42 
1690 1646 fl 24 Dukaten a 4 fl 1,330 kg Miinzen des 18 fl Fusses 12,99 g 20,088 kg | 1: 15,10 
1732 2895 fl 21 Dukaten à 4/4 fl 0,819 2,371 kg alte Batzen, 19/2 il Fuß 11,99 g 34,715 kg | 1: 14,64 
1755 2874 fl Carolin à 10'/s fl 0,733 2,107 kg alte Batzen, 22 fl Fuß 10,63 g 30,55 kg | 1: 14,52 
1764 3655 fl 6 Carolin à 11 fl 0,683 2,496 kg Laubtaler à 23/4 fl 9,83 g 35,929 kg | 1:14,40 
1803 2939 fl 10 Dukaten à 51/2 fl 0,626 1,839 kg Münzen des 241/2 fl Fusses 9,54 g 28,039 kg | 1:15,24 


*) 1113 Pfund 16/2 B. 


**) 928 Gulden 2 alt Tornes und 1 Heller. 
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gehalt der Kurrantgulden jedoch von 24,18 auf 22,59 
(in Talern à 31 alb. gerechnet), herabgegangen; 

2. ausserdem war Gold im Werte gegen Silber gestiegen; 
wenn für das jetzt als Schuldigkeit betrachtete Silber 
Gold gegeben wurde, brauchte man daher um soviel 
weniger zu geben. 

Von 1550—88 Rückgang aus ähnlichen Gründen wie 
1536—50, 

1. der Kurrantgulden geht von 22,59 auf 21,65—21,47 herab; 

2. Gold steigt auch in dieser Epoche im Wert gegen Silber. 

Von 1588—1632. Der Goldbetrag ist hinaufgegangen, weil 
man von neuem den Goldgulden als die eigentliche Schuldigkeit 
anerkannt hat, und eine bestimmte Silberspecies als deren zu- 
lässiges Aequivalent stipulierte. Nun war diese Species zwar 
das Aequivalent zur Zeit der Stipulation mit Barwitz (1602), 
sie ist es aber nicht mehr im Jahre 1632 wegen der Veränderung 
des Wertverhältnisses zwischen Silber und Gold. Daher kommt 
der Betrag, in Gold gerechnet, doch nicht den 928 Goldgulden 
von 1536 an innerlichem Werte gleich. 

1632—1690. Allmählich war man dazu übergegangen, statt 
der stipulierten Silberspecies, deren Wert in Silberkurrant zu 
zahlen. Dieses Silberkurrant sank aber von 1632 bis 1690 er- 
heblich, nämlich von einem 13!/s fl auf einen 18 fl Fuß; da 
ausserdem noch das Gold im Verhältnis zum Silber etwas 
gestiegen war, musste der Wert der Zahlung in Gold be- 
deutend sinken. 

1690—1732. Die Schuldigkeit ist inzwischen (1728) neu 
reguliert worden nach dem Goldgulden, daher kommt der Wert 
der Zahlung in Gold ungefähr auf den inneren Gehalt der 
928 Goldgulden heraus. 

1732—55. Da die Schuldigkeit 1732 zwar nach dem Geld- 
gulden, nicht aber in Gold bestimmt war, konnte das nominelle 
Silberaequivalent von 1728 in mittlerweile gesunkenen Kurrent- 
gulden gezahlt werden. 

1755—64. Die Schuldigkeit ist von neuem nach dem Gold- 
gulden reguliert worden. 

1803 geschieht die Zahlung in Papierwährung. 

[Versucht man nun, die Leistung der jährlichen Stadtsteuer 
unserer Vorstellung näher zu bringen, so steht man vor einem 
schwierigen Problem. Man kann dieses Problem in eine Reihe 
von Einzelfragen auflösen, von Fragen, etwa welchen Anteil 


der städtischen Gesammtausgaben diese Steuer darstellt, wie 
die Steuer die städtische Finanzwirtschaft beeinflusst, wie sie 
auf die städtische Steuerpolitik gewirkt haben mag u. a. m. Eine 
Reihe von selbständigen Untersuchungen dieser Art könnte uns 
das Wesen dieser finanziellen Leistung, ihre Stellung im Haushalt 
der freien Reichsstadt näher bringen. 

Aber auch in anderer Weise können wir der Vorstellung 
etwas zu Hilfe kommen, nämlich, wenn wir die früher gezahlte 
Summe an den zu beiden zu vergleichenden Zeitpunkten 
üblichen Löhnen messen.] Ein häufiger Tagelohn eines Meisters 
im 15. Jahrhundert ist 4 Schillinge.!) Demnach sind 1114 Pfund 
Heller = 5570 Tagelöhne. Da ein Meisterlohn heute mit minde- 
stens 5 Mark angenommen werden kann, so sind die 5570 Tage- 
löhne, nach diesem Maßstab gerechnet, 5570 X 5 = 27850 
Reichsmark. Aber nur nach diesem Massstab! Also nur unter 
der Voraussetzung, daß der Wert des Geldes an Löhnen ge- 
messen wird, kann man sagen, den 1114 Pfund Hellern im 
15. Jahrhundert würden heute ungefähr 27850 Reichsmark ent- 
sprechen. 

Dabei ist aber die Relation zur Bevölkerung noch nicht 
in Betracht gezogen. Nehmen wir für das Frankfurt des 
15. Jahrhunderts eine Bevölkerung von 10,000 Einwohnern 
an, so machen die 27,850 Reichsmark auf den Kopf der 
damaligen Bevölkerung 2,78 Mark aus. Für die heutige 
Bevölkerung von 350,000 Einwohnern würde dies einen Betrag 
von 2,78 X 350,000=973,000 Mark ergeben.?) 

Die obige Tabelle zeigt, wie die Stadtsteuerschuld an 
innerem Gehalt im Laufe der Jahrhunderte verändert wird. 
An Löhnen und Preisen gemessen würden diese Veränderungen 
natürlich ganz anders ausfallen müssen, wie am Gewicht des 
Edelmetalls gemessen. In ganz anderer Weise hat die fort- 
schreitende Verschlechterung der gemeinen Währung auf die 


’) Vergl. auch u.a. Bücher, Die Bevölkerung von Frankfurt a/Main 
im XIV. und XV. Jahrhundert S. 95 Note 2. 

*) Die Höhe der früher gezahlten Summen, an solchen Maßstäben 
gemessen, kann oft in Erstaunen setzen. Die Kriegsentschädigung von 
Frankfurt nach der Schlacht bei Eschborn (1389) betrug 72,000 Gold- 
gulden. Das ist, wenn man den Tagelohn a 4 £ rechnet, gleich 432,000 
Tagelöhnen, die bei einem heutigen Tagelohn von 5 Mark 2,160,000 Mark 
oder 216 Mark pro Kopf der damaligen Bevölkerung ergeben würden. 
Nach diesem Maßstab gerechnet, hätte Frankreich im Jahre 1872 bei 
36 Millionen Einwohnern 7,776 Milliarden zu zahlen gehabt! 
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Schulden eingewirkt, welche die Stadt gegeniiber Privatpersonen 
eingegangen war, auf die Schulden aus Wiederkaufsgiilten und 
Obligationen. Hier fehlte ja die Macht des Gläubigers, um 
das Sinken wenigstens des Metallwertes der Schuld aufzuhalten, 
bei der Stadtsteuer dagegen erschien der Kaiser von Zeit zu 
Zeit auf dem Plan, um die Uhr wieder richtig zu stellen. 

Im Jahre 1546 z. B. werden dem Weißfrauenkloster um 
200 fl. Kapital 8 fl. jährlicher Wiederkaufsgülten, gelegen auf 
dem Haus zur Sommerwohnung, nachmals neue Kräme 11 
und Paulsplatz 12 verkauft. Im Jahre 1862 werden immer 
noch 8 fl. (jetzt Gulden des 24 fl. Fusses) entrichtet. Im Jahre 
1550 werden dem Kloster von einem Schneider gleichfalls 
8 fl. verschrieben; im Jahre 1856, in welchem die Gülte mit 
144 fl. im 18fachen Wert der Jahresrente abgelöst wird, beträgt 
die Rentenzahlung ebenfalls nur 8 fl. des 24!/s fl. Fusses. 

Wie ist nun diese Entwertung bei den Gültbriefen zu 
erklären? Ganz einfach. Wer sich einen Gültbrief ausstellen 
ließ, der schloß ein Kaufgeschäft, nicht ein Darlehensgeschäft 
ab. Der jeweils vom Inhaber zu erhebende Betrag war nicht 
ein Zins von der hingegebenen Summe, sondern die gegen 
das Hingegebene zu beziehende erkaufte Ware. Daraus folgte, 
daß der Rechtsgrundsatz, wonach die Zinsen aus einer An- 
leihe (als ein Anhang oder Zuwachs der Hauptsumme) von 
gleicher Qualität wie die Hauptsumme sein sollen, für die Ent- 
richtung der Gülte keine Anwendung finden konnte. 

Aus der Qualität der Kaufsumme folgte, wenn im Brief 
nicht ausdrücklich etwas anderes gesagt war, noch nicht ohne 
weiteres eine Norm für die Sorten, in welcher die jährliche 
Gülte zu entrichten war. Für die Qualität der Rente konnte 
nur der Wortlaut des Gültbriefes, nicht die Qualität der Kauf- 
summe maßgebend sein. Nun waren ohnedies die Gülten und 
Zinsen ihrer Natur nach von Seiten des Gläubigers nicht auf- 
kündbar. Das Kapital war vom Gläubiger für immer hin- 
gegeben, wogegen dem Schuldner an vielen Orten — in Frank- 
furt seit 1526, unbestritten seit 1548 — ein Kündigungsrecht 
zustand. 

Aus dieser Möglichkeit einseitiger Kündigung ergab sich, 
daß der Schuldner den ihm jeweils geeignet erscheinenden 
Moment zur Aufkündigung für sich nutzbar machen konnte. 
Der Gläubiger dagegen entbehrte der Drohung der Auf- 
kündigung, falls ihm bei einer Verschlechterung der Währung 


schlechtere Sorten dargereicht würden. Daher machen in der 
Regel die Gülten und Zinsen, falls nicht in der Urkunde aus- 
drücklich versprochen war, die Gülte in einer bestimmten 
Sorte abzutragen, alle Verschlechterungen des Münzfusses mit. 
Bestimmte Sorten waren aber auf den wenigsten Gültbriefen 
bedungen, sie wurden in der Regel auf „gangbare Währung“, 
Stadtwährung und dergl. gestellt. 

Aber auch die Gültbriefe, die auf bestimmte Sorten lauteten, 
wurden zuweilen von der ‘Miinzverschlechterung berührt. Ins- 
besondere wird es öfter vorgekommen sein, daß der Gläubiger 
— auch ausserhalb Frankfurts — aus Unkenntnis oder Nach- 
lässigkeit eine Zeit lang geringere Sorten annahm und alsdann mit 
dem Einwand der eingetretenen Verjährung zu kämpfen hatte. 

Im Gegensatz zu den Gültbriefen hätten bei den Anleihen 
die Zinsen allerdings in den gleichen Sorten gezahlt werden 
müssen. Hätten! Aber erstlich konnte sich der Obligations- 
inhaber nach den bestehenden Rechtsgrundsätzen durch An- 
nahme geringerer Sorten noch rascher präjudizieren, als der 
Besitzer von Gültbriefen. Ferner waren auf den meisten Schuld- 
verschreibungen die Sorten, in denen das Darlehen gegeben 
war, ebensowenig ausgedrückt, wie die Sorten, in welchen die 
Gültzinsen gereicht werden sollten. 

Das ist allerdings merkwürdig genug, aber doch wiederum 
erklärlich, wenn man bedenkt, daß unstabile ‘Verhältnisse den 
Mitlebenden immer weit dauernder erscheinen, als den Nach- 
geborenen. Der Mitlebende glaubt ja weit weniger Anlaß zur 
Vorsicht zu haben, wie der a posteriori Urteilende für nötig 
erachtet hätte. Zudem ist auch zu bedenken, daß aus den un- 
aufhörlich sich folgenden Verschlechterungen nicht gerade mit 
philosophischem Gleichmut auf die Wahrscheinlichkeit weiteren 
Verfalls geschlossen werden kann und umgekehrt. Je grösser 
die Not wurde, umso näher glaubte man, müsse die Hilfe der 
Reichsgewalt sein, umso wahrscheinlicher mochte man vielfach 
die Wiederherstellung der älteren besseren Münzfüsse halten, 
über die man ja fortwährend verhandelte. 

Diese zum Vergleich herangezogenen, bei anderen in festen 
Beträgen fixierten Schulden herrschenden Verhältnisse, dürften 
im Zusammenhang mit der geldgeschichtlichen Seite der Stadt- 
steuer nicht uninteressant sein. Es ist in historischen Unter- 
suchungen allemal verlockend, von dem Bekannten und Er- 
mittelten auf das Unbekannte zu schliessen. Sicher freilich ist 
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das Gefundene selten und das Aufschnüren eines neuen Akten- 
bündels pflegt nur zu oft die geistreichsten Analogieschlüsse 
über den Haufen zu werfen. Das Leben der Vergangenheit war 
vielgestaltig wie das unsrige und alles Vergangene und Ver- 
grabene ist persönlich eitel genug darauf, daß es persönlich er- 
forscht und behandelt werde. 

Immerhin wird man, nach vielen Anzeichen zu schliessen, 
bis auf weiteres annehmen dürfen, daß die Entwicklung der 
Stadtsteuer wenigstens in zahlreichen anderen Reichsstädten 
eine ähnliche gewesen ist. Bezogen doch häufig die auf die 
Frankfurter Stadtsteuer Angewiesenen auch die Stadtsteuer in 
anderen Städten. Versuchten doch die Kaiser, die Währung, 
in der sie zu zahlen war u. a. m. auch anderwärts durch- 
zusetzen. Somit dürfte die vorliegende Untersuchung einen 
kleinen Beitrag zu der noch so wenig ausgebildeten Reichs- 
finanz- und Geldgeschichte liefern, ganz besonders, wenn man 
bedenkt, daß die Frankfurter Währung weit über Frankfurts 
Mauern hinaus von grosser Bedeutung gewesen ist. 


2. Die Beiträge Frankfurts zum Reichs- 
kammergericht. 


Das Reichskammergericht von 1495—1806. Überblick. 


Die kammergerichtliche Literatur steht nicht überall in dem 
vollen Flor, den die Vorteile und Freuden, welche ihre nähere 
Bekanntschaft gewährt, erwarten lassen, so rief Fahnenberg 
klagvoll am Ende des 18. Jahrhunderts aus. 

Man kann darnach ermessen, welche Wonne der geniesst, der 
zum Zwecke geldgeschichtlicher Untersuchungen eine hübsche 
Anzahl löschpapierner Bände über die Geschichte und die so- 
genannte Sustentation des kaiserlichen Kammergerichts durch- 
stöbert und schliesslich über einen Haufen von Faszikeln und 
einige hundert Bände Rechenbücher wandern muß. Aber das 
sind nun einmal die Annehmlichkeiten jeglicher und darum 
auch historischer Statistik. Diese Mühe bleibt nicht erspart, 
wenn man, wie es hier geschehen soll, eine Abgabe an die 


Reichszentralgewalt in ihren merkwürdigen Metamorphosen im 
Verlauf von Jahrhunderten verfolgen will. 

Es ist bekannt, daß das Reichskammergericht am 31. Oktober 
1495 in Frankfurt im Hause Grossbraunfels morgens zwischen 
9 und 10 Uhr zum erstenmale tagte: in feierlicher Sitzung 
übergab damals Kaiser Maximilian sein Szepter dem Kammer- 
richter Grafen Eitel Friedrich als Gerichtsstab. 

Das neu begründete Gericht soll im Gegensatz zu seinen 
Vorgängerinnen kein wandelbares mehr sein; es soll nicht mehr, 
beliebig gebildet, bald hier, bald dort tagen, sondern an einem 
bestimmten Ort bleiben. Neben den vom Kaiser ernannten 
Kammerrichtern sollen von den Ständen Beisitzer präsentiert 
werden, die ihres Amtes stetig warten. Der Unterhalt dieses 
Gerichts soll zwar in der Hauptsache noch aus den Sporteln, 
ergänzungsweise aber doch schon aus Reichsmitteln, dem ge- 
meinen Pfennig bestritten werden. Ein schönes Programm, von 
der Zukunft nur sehr mühsam und mangelhaft durchgeführt. 

Mehrfach wechselte der Sitz des Gerichts, auch an jahre- 
langem Stillstand hat es nicht gefehlt. Bereits im Oktober 1496 
geriet es, namentlich aus Mangel an Unterhaltskosten, ins Stocken 
und wurde erst im Mai 1497 in Worms wieder eröffnet. Auch 
hier trat im Februar 1499 wieder Stillstand ein, im April 1501 
wurde es in Nürnberg neu eröffnet, kam dann nach Regens- 
burg (1503—07), später abermals nach Worms. Infolge von 
Tumulten, in welche einige Kamerale hier verwickelt waren, 
siedelte das Kammergericht zu vorübergehendem Aufenthalt 
nach Speier über (1513). 

Im Jahre 1519, nach dem Tode Maximilians, trat wieder 
völliger Stillstand ein; infolge eines Beschlusses des Wormser 
Reichstags erfolgte die Wiedereröffnung am 30. November 1521 
zu Nürnberg als dem Sitz des neu errichteten Reichsregiments. 
Nicht weniger wie 3000 alte unerledigte Prozesse waren damals 
wieder aufzunehmen. Aber bald wanderte das Reichsregiment 
infolge der Religionsbewegung 1524 nach Esslingen und das 
Kammergericht zog mit. Da jedoch 1525 Esslingen im Bauern- 
krieg gefährdet ist, wird ein kurzer Stillstand angekündigt und 
man begibt sich nach Speier. Der Augsburger Reichstag von 
1530 bestimmte Speier zum dauernden Wohnsitz des Gerichts, 
woselbst es blieb, bis die Franzosen 1688 die Stadt besetzten. 

Allerdings flüchtete man, namentlich infolge von Seuchen- 
gefahr, inzwischen vorübergehend nach Wimpfen (1539) und 
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1555 nach Esslingen, wo man einen vorziiglichen Aufenthalt 
gefunden hatte. Diese letztere Stadt ließ es nämlich „an guten 
Polizeianstalten für die Kameralen“ nicht fehlen. Die Frucht- 
sperre in der Nachbarschaft wurde aufgehoben, die Kameralen 
erhielten niedrig taxiertes Brennholz gratis vor das Haus ge- 
fahren, dem Kammerrichter-Verweser und den Beisitzern reichte 
man verschiedene Ohme bezw. Kannen besten Neckarweins zur 
Ergötzlichkeit. 

Allerdings war die Gesinnung der Städte gegenüber dem 
Kammergericht nicht überall und allezeit eine so gastfreundliche. 
Während des dreissigjährigen Krieges hatte man mehrfach 
Anlaß zur Verlegung gehabt, aber die Städte weigerten sich, 
das Gericht zu nehmen. Insbesondere Frankfurt, mit dem der 
Kaiser Ferdinand 1638 und 39 verhandelte, wollte sich höchstens 
zur Aufnahme des Archivs bequemen. Der bemerkenswerteste 
Stillstand des Gerichts während der Speierer Epoche fällt in 
die Jahre 1544—48, in die Zeit des schmalkaldischen Krieges, \ 
wie ja auch vorher, bereits zwischen 1534 und 1542 bedenkliche 
Störungen eingetreten waren. 

Die Wetzlarer Epoche beginnt mit dem 28. März 1693, 
nachdem Frankfurt, Schweinfurt, Mühlhausen und Memmingen 
es abgelehnt hatten, das Kammergericht aufzunehmen. In 
Wetzlar blieb das Gericht bekanntlich bis zu seiner letzten 
Audienz am 17. Juli 1806; hier überdauerte es die Stürme des 
siebenjährigen Krieges und der ersten Revolutionskriege leidlich. 
Nur einmal während der Wetzlarer Periode ist eine Krisis 
eingetreten und zwar nach 1704. Damals spaltete sich das 
Gericht infolge der satyrischen Schriften eines Assessors Pyrck 
in zwei Parteien. Es kam zu einer Visitation, einer Stockung. 
Erst am 28. Januar 1711 war alles überwunden, sodaß das alte 
Gerichtsszepter Kaiser Maximilians zur feierlichen Neuinaugu- 
rierung wieder einmal zum Vorschein kam. Der kaiserliche 
Kommissar nimmt den Stab von dem rotsammeten Kissen und 
lässt den neuen Kammerrichter den Eid darauf ablegen. Mit 
der Zeit war das Gericht sehr unbehilflich und schwerfällig 
geworden, berechnete man doch, daß 1792 zu einer Fort- 
schaffung der 10000 Zentner betragenden Aktenlast 1000 Pferde 
erforderlich gewesen wären! 

Mit einem Kammerrichter und 16 ordentlichen Beisitzern 
war das Gericht 1495 eröffnet worden, mit 25 ordentlichen 
Beisitzern endete es 1806. Inzwischen hatte die Zahl der Bei- 
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sitzer oft hin und her geschwankt. Der Wormser Reichstags- 
abschied vom 26. Mai 1521 erhöhte ihre Zahl auf 18, 1530 
wurde ihre Zahl auf 24, 1566 auf 32 gebracht und das Friedens- 
instrument von 1648 bestimmte die Anzahl der „assessorum 
cameralium“ auf 50. Indessen war die volle Zahl der Beisitzer 
in Wirklichkeit meist nicht vorhanden; zeitweilig hat man außer 
den ordentlichen auch außerordentliche Beisitzer herangezogen. 


Die finanziellen Grundlagen. 


Soweit über das quis, quid, ubi: ..., aber das quibus 
auxiliis, wenn man so sagen darf, soll ja unsere Hauptaufgabe 
sein. Krieg, Religionszwist, Epidemieen haben, wie wir sehen, 
die Wirksamkeit des Kammergerichts bedroht, gestört, nichts 
hat sie aber mehr gehemmt, als der Kampf um das Nötigste, 
um die Unterhaltsmittel. Die „historia sustentationis cameralis“ 
stellt nichts anderes, als eine lange Leidensgeschichte dar, eine 
Leidensgeschichte nicht nur für die Kameralen, sondern auch 
für uns Nachgeborene, die wir uns in den hierbei auftauchenden 
geldgeschichtlichen Problemen zurechtfinden sollen. 

Die Ordnung von 1495 hatte das Gericht zunächst auf 
Sporteln gestellt, daneben wurde aushilfsweise — zunächst auf 
vier Jahre — der gemeine Pfennig herangezogen;') der R.- 
Abschied von Lindau 1497 verweist noch einmal ausdrücklich 
darauf, daß die Beamten des Reichskammergerichts aus den 
Erträgnissen des gemeinen Pfennigs zu besolden seien.?) 

Seit 1500 wurde dann ein sogenannter „kleiner Anschlag“, 
also ein Matrikel für die Unterhaltung des Kammergerichts 
aufgestellt, welche die Leistungen der einzelnen Reichsstände 
spezifizierte. Diese Matrikel betrug z. B. 1507 im ganzen 
11545 fl, wobei allerdings etwa 4000 fl dubiose, uneinbring- 
liche Forderungen des Reichs sich befanden. Der Wormser, 
für die deutsche Finanzgeschichte überhaupt so wichtige Reichs- 
tag von 1521 erhöhte die Beiträge zur Unterhaltung des 
Regiments und des Reichskammergerichts fast um das fünf- 
fache, so daß der Anschlag auf 51269 fl?) steigt. In mancher 


1) Reichstag-Abschied von Worms 1495 § 34. Neue Sammlung lI S. 25. 

*) Neue Sammlung II S. 30, weitere Hinweise auf den gemeinen 
Pfennig s. S. 43, 68. 

3) Der Anschlag von 1521 ist abgedruckt bei Zeumer, Quellen- 
sammlung zur Geschichte der deutschen Reichsverfassung in Mittelalter 


Beziehung ist diese Erhöhung nur eine scheinbare, denn unter 
den 51269 fl befinden sich ja jetzt die uneinbringlichen mit 
fünf multipliziert und ferner ist ein erheblicher Teil davon zur 
Unterhaltung des damals wiederum neu begründeten Reichs- 
regimentes bestimmt. Von dem Anschlag waren die beiden 
Hälften zur Frankfurter Herbstmesse und Fastenmesse fällig 
und entweder nach Frankfurt oder nach Nürnberg zu zahlen.') 

Eine solidere Grundlage erhält dann das Reichskammer- 
gericht seit 1548. Während bisher der gemeine Pfennig und 
ausserordentliche Beiträge herangezogen wurden, erhob man 
von jetzt ab eine regelmässige Reichssteuer, die sogenannten 
Kammerzieler.2) Die Wandlungen dieser Zieler wollen wir im 
folgenden an Hand der von Frankfurt geschuldeten Leistungen 
näher betrachten. 


Die Tätigkeit Frankfurts als „Legstadt‘ und seine 
Beiträge zum Reichskammergericht. 


Frankfurt war im Jahre 1507 mit 100 fl, bei der Erhöhung 
um das Fünffache im Jahre 1521 mit 500 fl eingeschätzt 
worden. Das war kein geringer Anschlag verhältnismässig, 
den Reichsstädten wurde in jener Zeit die Ehre einer ganz 
besonderen Teilnahme an den Reichslasten zugedacht. Von 
der Totalsumme des Konstanzer Anschlags (1507) entfallen 
allein 27°/o auf die Reichsstädte, während die sämtlichen Kur- 
fürsten, Erzbischöfe, Bischöfe und Abte mit zusammen 20°/o 
davonkamen. 

Ihren Anschlag hat die Stadt, wie alle Stände, in zwei 
Zielern abzutragen, von denen der eine zur Frankfurter Fasten- 
messe, der andere zur Herbstmesse fällig war. Sie hat es 
dabei sonderlich bequem, da sie eine der drei „Legstädte“ des 
Reiches ist (neben ihr noch Nürnberg und seit 1555 Augsburg). 
Nach Frankfurt begibt sich in den Messen der Reichspfennig-: 
meister, um zu erheben, was aus den verschiedenen Teilen’ 
des Reiches an Beiträgen zusammen geflossen und. „hinter. 
den Stadtschreiber“ gelegt war. Diese Zahlungen trafen aus 
sehr weit gelegenen Territorien ein, wie, der Einblick in die 


und Neuzeit (Quellensammlung zum Staats-, Verwaltungs- und Völker- 
recht, her. von Triepel, Bd. II), S. 255. 

1) Wormser R.-A. von 1521, Zeumer S. 267. 

2) Augsburger R.-A. von 1548, Neue Sammlung I!. S. 533. 
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interessanten Akten zeigt,’) aus Lübeck und Mecklenburg sowohl 
wie aus Kolmar und Überlingen. Vornehme, wie geringe 
Stände entrichteten hier ihren Tribut, die Frankfurter Messen 
boten ja eine schickliche Gelegenheit. Aus bedeutenden Orten 
zogen Bürger, denen man die Geldsumme mitgeben konnte, 
zur Messe oder es fanden sich durchreisende Kaufleute, denen 
man sein Scherflein anvertraute. 

So liefert für den Bischof zu Lüttich ein Mastricher Bürger, 
für die Stadt Dortmund ein Kölner. Kleine Herren und Herr- 
schaften mit geringem Handel und Durchgangsverkehr schicken 
ihre eigenen Beamten, Rentmeister, Sekretäre, Kammerschreiber, 
auch Bereiter, wie die Grafen zu Hanau-Münzenberg, Wiedrunkel 
und Königstein. Zuweilen senden auch mehrere dieser Herren 
einen einzigen Bevollmächtigten, der sicherlich auch noch 
andere Geschäfte für sie abgewickelt hat. 

[Hier einige charakteristische Beispiele aus den Akten: 

8. April 1549: 
„Herzog Hainrich von Brunschwig der Junger hat fur das 
erst Jar zu Underhaltung des keis. Cammergerichts durch 

Niclausen Muller von Augspurg, Kuchenmeister erlegen 

lassen an Talern 112 fl 2 Ort.“ 

7. Februar 1551:-- s 
„Stat Lübeck hat fur das 4. Ziel durch Hansen. Schwert 
Burger alhie erlegen lassen. 171 fl 14 bz.“ 

31. März 1564: 

Idem Herzog Augustus, Churfürst etc. hat von wegen des 

Stifts Merspurg fur das 23. 24. 25. 26. 27. 28. 29. und 

30. Zile fl 300, und dann noch fur die Erhohung bemelter 

acht Zile fl 112 kr. 32, alles zu 16 Patzen, macht in 

Summa fl 412!/s durch ermelten Heronimi Lother erlegen 

lassen 412 fl 8 bz.“] 

Von einem recht bunten Bilde im Römer kann man wohl 
sprechen, wenn man sich die Sendboten vorstellt, wie sie in 
ihren malerischen Renaissance-Gewändern die Treppe hinauf- 
steigen zum Herrn Stadtschreiber, der das Pergamentheft vor 
sich liegen hatte und die Quittungen ausstellte. Als Realist 
muß man aber sagen, daß trotz alledem der Verkehr auf der 
Reichsbank ein imposanterer ist, als jener es war. Im Jahre, 

1) Vergl. von Akten des Frankfurter Stadtarchivs Faszikel „Unter- 


haltung betr. 16. Jahrh.“ insbesondere den Pergamentband über die 
Zahlungen von 1549—67. 


ee ee 


1532 z. B. „drängten“ sich vom 1.—26. September nicht gerade 
mehr als drei Personen täglich; es war eben doch niemals 
mehr als der fünfte Teil der etwa 387 Stände, die in Frankfurt 
deponierten. 

Am meisten hat Frankfurt als Legstadt im 2.—4. Jahrzehnt 
des 16. Jahrhunderts floriert. Im 17. Jahrhundert gehen nur 
noch wenige fremde Posten durch die städtischen Bücher. Die 
Übermittelung suchte sich damals andere Wege, nicht zum Ver- 
gnügen der Räte des Reichskammergerichts, die ihren Pfennig- 
meistern nicht allezeit trauten und es recht ungern sahen, wenn 
durch direkte Zahlung der Stände an den Pfennigmeister ein 
Kontrollmittel über die erfolgten Zahlungen überhaupt und die 
verabfolgten Sorten insbesondere wegfiel. 


Die Wandlungen der Frankfurter Kammergerichtszieler. 


Nach dem Wormser Anschlag von 1521 betrug das von 
Frankfurt zu zahlende halbjährige Ziel 250 fl. Der Nürnberger 
Reichsabschied von 1524 bestimmte, daß die Hälfte des An- 
schlages wiederum vom Kaiser zu bestreiten sei, infolgedessen 
hat Frankfurt also bis auf weiteres nur 125 fl zu zahlen. 1530, 
als das Reichsregiment seine Tätigkeit einstellte, wurde der 
Satz abermals um die Hälfte reduziert, also auf 621/2 fl. Von 
1542 ab übernahmen die Stände wieder die ganze Unterhaltung, 
daher stieg der Satz wieder auf die frühere Höhe von 125 fl 
und wurde 1566 wegen Heranziehung von Beisitzern um ein 
Drittel auf 1667/s erhöht. Aus gleichen Gründen erfolgt 1570 
ein abermaliger Zuschlag eines Drittels (von 125 fl!), was einem 
Betrag von 208!/s fl entspricht; bei dieser Norm hat es bis 
zum Jahre 1720 sein Bewenden. Von 1720 ab werden die An- 
sätze nominell um das Dreieinhalbfache erhöht auf 1014 fl 26 kr 
Kurrant, seit 1776 hat Frankfurt 1268 fl 3 kr 2 3 des 20 fl 
Fusses = 1521 fl 41 des 24 fl Fusses zu zahlen bis 1806, wo 
die Steuer zum letzten Male entrichtet wurde. 

Wir haben gesehen, daß von 1570—1720 Frankfurt 208'/s fl 
als Kammerzieler zu entrichten hatte. Forscht man nun nach 
dieser Zahl in den städtischen Rechenbüchern, so ist das eine 
vergebliche Mühe, man wird sie nicht finden. Das ist ganz 
natürlich, wird hier mancher denken, denn die älteren Anlagen 
waren Goldgulden und da jede spätere Anlage durch Verviel- 
fältigung bezw. Reduktion der früheren entstanden ist, wird 


ee A Se 


auch die spätere Anlage Goldgulden bedeuten. Daher wäre 
eben die Zahl, die in den Rechenbüchern zu finden ist, der 
Wert der schuldigen Goldgulden zu dem Kurs des in Frage 
kommenden Jahres. 


Aber so lässt sich unsere gute deutsche Geldgeschichte 
nicht spotten, so einfach und billig tut sie es nicht, und so 
leicht lässt sich auch die alte Buchführung mit ihren Fussangeln 
und Fallstricken nicht in die Karten sehen. Wenn z. B. in der 
ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts bei direkt aufeinander folgenden 
Jahren unter sich abweichende Zahlungen vorkommen, die 
graphisch dargestellt, eine förmliche Zickzackkurve bilden, so 
stecken da noch ganz andere Geheimnisse dahinter. 


Will man über diese komplizierten Verhältnisse einiger- 
massen Überblick gewinnen, so ist vor allem folgendes zu 
beachten. Zunächst wird die von den Ständen zu entrichtende 
Steuer in Goldgulden gefordert. Da aber zu Beginn der 
zwanziger Jahre des 16. Jahrhunderts seitens der Stände Klagen 
einlaufen, daß Gold sehr schwierig zu beschaffen sei, wird 
ihnen gestattet, auch 16 Batzen — entweder in natura oder 
deren Wert — für je einen Goldgulden zu zahlen. Der Kurrant- 
gulden wurde natürlich nur zu 15 Batzen gerechnet. Sehr 
rasch tritt jetzt die Vorstellung, daß Goldgulden zu liefern 
seien, gegen diejenige zurück, daß es sich um Gulden zu 
16 Batzen oder deren Wert handelt. 


In mancher Beziehung haben wir hier ein interessantes 
Analogon zu den bei der Frankfurter Stadtsteuer erörterten 
Verhältnissen. Wir haben oben bei den Ausführungen über 
diese Steuer gesehen, daß man bei eintretender Goldknappheit 
die Berechtigten bewogen hatte, statt der ihnen gebührenden 
Goldgulden 16 Batzen in Silber anzunehmen. Bald fasste man 
die anstelle eines Goldguldens zu zahlenden Batzen als Kurrant- 
batzen auf. Als dann im Lauf der Zeiten nicht nur das Gold, 
sondern auch die groben Silbersorten gegen die immer schlechter 
werdende Kurrantmünze im Kurse stiegen, gab man den Be- 
rechtigten für die ihnen zukommenden Silbergulden 4 16 bz. 
immer weniger an Gold bezw. an groben Silbersorten. Dies 
Spiel trieb man solange, bis hie und da ein mächtiger Be- 
rechtigter oder gar der Kaiser selbst Miene machte, auf den 
ursprünglichen Inhalt der Schuld an Goldgulden oder gar alten 
Pfund Hellern zurückzugreifen. 


Der Verlauf der Wandlungen der Kammergerichtszieler 
war doch nur zu gewissen Zeiten und in gewissem Maße dem- 
jenigen der Reichssteuer analog. Das rührt wahrschein- 
lich daher, daß diese Zieler doch einen viel mehr öffentlich- 
rechtlichen Charakter trugen, als die Stadtsteuer. Die Wand- 
lungen müssen ähnliche gewesen sein in den Jahren 1530—50 
etwa; gewisse harte Sorten stiegen um 1540 — wenn auch nicht 
so erheblich — im Preise, daher ist wahrscheinlich eine geringere 
Zahl an solchen höher bewerteten Sorten gezahlt worden. 


In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts wurde der 
fortdauernden Verschlechterung der Währung durch Verord- 
nungen und Gebrauch fürs erste ein Riegel vorgeschoben. Im 
Gegensatz zur Stadtsteuer wurde für die Zahlung der Kammer- 
zieler eine Tarifierung gewisser grober Silbersorten durchgesetzt. 
Mochten nun diese Silbersorten — es handelt sich meist um 
Reichstaler und Philippstaler — auch im Kurse steigen, so 
blieb doch der innere Wert der zu erlegenden Summe durch 
diese Steigerung unverändert. So kann man sagen, daß die 
Kammergerichts-Währung etwa von [500 ab knapp hundert 
Jahre lang eine Silberwährung war, wobei man den Kammer- 
gerichtsgulden zu 64 kr rechnete und für je 69 kr bez. 76 kr 
ein Philippstaler oder dessen Wert zu zahlen war. 


Kommen wir also auf unser ursprünglich gewähltes Bei- 
spiel zurück, um zu sehen, wie diese 208!/s fl realisiert bez. 
in die Rechenbücher eingeschrieben wurden. Zunächst sind 
diese 2081/s fl à 16 bz identisch mit 222?2/ fl à 15 bz; in 
Reichstalern à 69 kr ausgedrückt, ergibt dies die Summe von 
193*°/207 Reichstalern. Rechnet sich die Kasse, welche die 
Reichstaler ausgibt, diese zu 90 kr, so wird sie zu buchen 
haben fl 290.20.4, zahlt sie in Philippstalern, so stellt sich die 
Rechnung wieder etwas anders (fl 292.9.2), worauf hier nicht 
weiter eingegangen werden soll. 


Auf die geschilderte Weise bleibt die Kammergerichts- 
währung trotz mancher Attentate sogar durch die beriichtigte 
Kipper- und Wipperzeit hindurch stabil. Zwar beklagten sich 
z. B. die markgräflich badischen Räte, es sei doch unbillig, 
daß die Herren Kameralen die Münzen in einem so geringen 
Wert erlegt haben wollten, man beabsichtige wohl, drei- oder 
vierfachen Gewinn an ihnen zu machen. Allein sie hatten mit 
ihren Vorstellungen keinen Erfolg. 
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In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts beginnt eine 
neue Periode des Verfalls. Nominell bleibt zwar alles beim 
Alten, es wird jedoch Usus, wie das auch im übrigen Geld- 
verkehr geschah, statt der guten Reichstaler geringere, sog. 
gemeine Reichstaler zu zahlen oder gar anstelle dieser geringeren 
Reichstaler neu aufkommende Silbergulden mit nicht genügendem 
Aufgeld zu geben, Allerdings ist die Feststellung, in welchem 
Maße dies geschehen ist, bei den wenig lobenswerten Eigen- 
tümlichkeiten der Frankfurter Buchführung jener Zeit ganz 
besonders schwierig. Auch die Akten zeigen, wie schwer es 
war, sich bei der gewählten Form der Anschreibung zurecht- 
zufinden, auch die Rechnungen des Pfennigmeisters über die 
gesamten Einnahmen und Ausgaben waren höchst unüber- 
sichtlich und unklar.') 

Wie man sieht, hat der scheinbar so stabile Ansatz von 
208!/s fl im Lauf des 17. Jahrhunderts Wandlungen genug 
erfahren. Eine offizielle Änderung ist erst 1720 eingetreten 
und zwar auf eine ganz seltsame und verschnörkelte Weise, 
die ohne Kenntnis der. oben erwähnten Vorgänge gar nicht 
verstanden werden kann. Norm ist es, die Ansätze um das 
Dreieinhalbfache zu erhöhen. Da Frankfurt die 208!/s fl eigent- 
lich in 1934/27 Reichstalern zu entrichten hatte, ist also ihre 
Schuldigkeit jetzt auf 676°/sor Reichstaler gewachsen. Um 
1720 steht der gesetzmäßige Reichstaler 2 fl, daher sind 
1352136/297; fl zu entrichten. Wir haben aber bereits festgestellt, 
daß die Stände schon lange nicht mehr in gesetzmässigen 
Reichstalern zahlten; die Zentralgewalt bestimmte daher, es 
seien zwar 6768/27 Reichstaler zu erlegen, man wolle jedoch 
nicht auf den Reichstaler 4 2 fl bestehen, sondern sich mit 
dem Rechnungstaler à 11/2 fl begnügen. So erklärt sich die 
von Frankfurt gezahlte Summe von 1041 fl 26 kr Kurrant, 
die nun ihrerseits wieder die Wandlung von einem 18 fl Fuß 
durch einen 19 fl Fuß zu dem 20 fl Fuß durchmachte. 

Eine abermalige Erhöhung tritt 1776 ein, wodurch die 
Leistung Frankfurts auf fl 1268.3.2 des 20 fl Fusses, d. h. 


1) Schreiben vom 2. Januar 1672 aus Speier: „Der Pfennigmeister 
mag wohl für sich daraus können kommen und Antwort zu geben wißen 
über die Einnahm und Ausgab, so er zu verrechnen. Allein es scheinet 
juxta terminos officii methodice die Rechnungen nicht geführt, sondern 
superficialiter die Einnahmen uffgezeugnet und in die Manualia ein- 
getragen.“ 
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fl 1521.41 des 24 fl Fusses gebracht wird. Die letzte Zahlung, 
die Frankfurt im Jahre 1806 geleistet hat, beträgt fl 1521.41. 

Zur Veranschaulichung der Veränderungen im Nominal- 
betrag, wie der inneren Wandlungen möge nachstehende 
Tabelle dienen. 

[Zum Verständnis dieser Tabelle ist noch einiges zu sagen. 
Sie ist ganz analog aufgestellt, wie die Tabelle, welche die 
inneren Wertveränderungen der Reichssteuer veranschaulichen 
sollte (s. oben S. 58), aber sie will mit ganz andern Augen be- 
trachtet werden als diese. Während es sich bei der Reichs- 
steuer um eine stets gleichbleibend gedachte, im Lauf der Jahr- 
hunderte (scheinbar!) unveränderte Abgabe handelte, wird der 
Satz der von den einzelnen Reichsständen zu zahlenden Kammer- 
gerichtszieler fortwährend erhöht bezw. erniedrigt. Ein Blick 
auf die Tabelle zeigt also nicht nur die inneren Wandlungen, 
die durch Veränderung des Geldwertes entstanden, wie bei der 
Reichssteuer, sondern auch die Schwankungen in der Höhe der 
zu entrichtenden Summe, der nominellen Schuldigkeit. 

Auch hier begegnen wir der gleichen Schwierigkeit wie 
bei dem Versuch, die Qualität der jeweils gezahlten Stadtsteuer- 
beträge festzustellen. Es ist im einzelnen Falle oft schwierig, ja 
teilweise unmöglich, nachzuweisen, ob die Zahlung der Kammer- 
gerichtszieler in Gold- oder Silbersorten geleistet wurde. Daß, 
wie oben erwähnt wurde, die Kammergerichtswährung von 
1500 ab etwa hundert Jahre lang eine Silberwährung war, bildet 
hierzu keinen Widerspruch. Eine in Silber zu zahlende Summe 
kann bei Tarifierung der in Betracht kommenden Sorten in 
Goldmünzen gezahlt werden und umgekehrt. 

Zur geldgeschichtlichen Erläuterung der Tabelle ist folgen- 
des hervorzuheben:] 

1521—29. Der Goldgulden wurde mit 2,527 g angenommen; 
die Berechnung setzt voraus, daß 16 Batzen = 1 Goldgulden 
gerechnet wurden und daß die spätere Valvation der Batzen 
(Grote) hier zutrifft. 

1531—34. 1 fl 4 16 bz in Batzen = 25,79 g. Der Gold- 
gulden stand 1526 in Nürnberg t6!/2 bz, 1529 in Frankfurt 18 bz. 
Rechnet man nach der Konvention von 1535 eine Proportion 
von 1:10,2, so gäbe das 158,04 g Gold. Nimmt man aber an, 
— was hier wahrscheinlicher ist —, daB der Goldgulden 17 bz 
gestanden hat, so ergibt sich pro fl à 60 kr ein Feingewicht 
von 2,23 g Gold. 
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Die Wandlungen der Kammergerichtszieler von 1521-1806. 
A. Falls in Gold gezahlt wurde 


B. Falls in Silber gezahlt wurde 











Jahr Nominelle 
Schuldigkeit') 
1521—23 11 250 
1524—29 2.128 
1531—34 „ 62 
1542—44 » 125 
1549—52 „ 156'/4 
1553—66 „ 125 
1567—70 | » 166?/3 
1571—1720 » 208'/3 
1721—49 » 1014 . 26. 3 
1750—64 » 1014 - 26.3 
1765—74 „ 1014 . 26. 3 
1775—86 „1014. 26. 3 
1776—1805 fl 1268 - 3. 2 des 20 fl 
Fusses = 1521 - 41 des 
24 fl Fusses 
1806 desgl. 


1) Die Beträge der nominellen Schuldigkeit können 





Kurrantgulden handelt. 


| 





| 
| 
|} 


lle) 1 


Miinzsorte 


Goldgulden 
desgl. 
Goldgulden zum Kurs von 
17 bz 
Goldgulden à 72 kr 
desgl. 
desgl. 
Goldgulden à 76 kr 

a) desgl. 

b) Dukaten a 3 fl 
Dukaten à 4 fl 
(etwa seit 1690) 


Dukaten a 4 fl 10 
Dukaten a 4 fl 24 
Dukaten a 5 fl im 24 fl Fuß 
= 4 fl 10 des 20 fl Fusses 
Dukaten à 5 fl 10 des 24 fl 
Fusses 
Dukaten a 5 fl 10 


Dukaten a 5 fl 26 


Goldgehalt 
des 
Gulden 


2,527 g 
desgl. 
| 2,23 g 


2,106 g 
desgl. 
desgl. 

1,976 
desgl. 


0,86 


0,826 
0,783 
0,826 


‚0,666 (24 fl Fuß) 
10,799 (20 fl Fuß)! 
desgl. 





| Betrag 

pro Ziel 
in Gramm 
Feingold 


632 
316 
149 


281 
351 
281 
351 
439 
326 
279 


794 


810 
1013 


963 





nicht ohne weiteres unter sich verglichen werden, da 


Miinzsorte 





BEN 

16 Batzen pro Goldgulden. 
desgl. 

desgl. 


Reichstaler A 68 kr 
desgl. 
desgl. 
Reichstaler à 69 kr 
a) desgl. 
b) Philippstaler à 76 kr 
c) seit 1643 wahrscheinlich 
Patacons à 24,64 g 
d) seit 1690 etwa 12%o Agio! 
Münzen d. Leipziger Fusses! 
Münzen des 19'!/: fl Fusses | 
Miinzen des 20 fl Fusses 





desgl. | 


desgl. | 
| 


desgl. | 


~ Silber- 


gehalt 
des 


Guldens | 


25,79 g 
desgl. 
desgl, 


22,92 
desgl. 
desgl. 
22,59 g 
desgl. 
23,02 g 
21,43 


12,99 
11,99 
11,69 


desgl. 
desgl. 


desgl. 


es sich teils 











Betrag | | Betrag 
pro Ziel Werte d. Zielers 
in Gramm hältnis ‚in Gold- 
Feinsilb. —  ı R.-Mark 
6447 |1:10,2 | 17631/4 
3223 1:10,2 881,64 
1612 1:10,8 415,71 
3056 1:10,87) 783,99 
3820 1:10,88| 979,29 
3056 1:10,88 784 
4013 |ı:11,42| 979,29 
5020 |1:11.43| 1224,81 
5115 
4762 |1:14,6 | 909,54 
13178 1:15,7 | 2338 
12164 1: 15,32 2215 
11859 |1:14,15| 2338 
11859 1:14,63 | 2259,9 
14821 |1:14,63| 2826,27 
14821 1:15,4 | 2686,77 
um Goldgulden, teils um 


ao ae 


1542—66. Ein Goldgulden wiegt 2,527 g fein, also ein 
Gulden zu 72 kr (statt 60) gerechnet = 2,106 g. 1 fl in Reichs- 
talern à 69 kr = 22,59. 

1567—70. Ein Goldgulden wiegt 2,503 g fein, daher ein 
Gulden zu 76 kr (statt 60) gerechnet = 1,976 g. 1 fl in Reichs- 
talern à 69 kr = 22,59 g. 

1571—1720. Zunächst ist wohl die Zahlung geschehen in 
Reichstalern zu 69 kr = 22,59 g oder in Philippstalern à 76 kr 
= 23,02 g (1 Philippstaler wiegt 29,16 g). Noch 1581 findet 
man Goldgulden zu 76 kr, das ist = 1,976 g pro fl. 

Um 1643 etwa wird man in Patacons gezahlt haben, wobei 
ein Patacon = 24,64, der Gulden = 21,43 zu rechnen ist. Da 
ferner ein Dukaten mit 3 fl tarifiert und ein Patacon = 90 kr 
war, so darf man (bei einer Proportion von 1:14,6) etwa bis 
zur Entstehung des Leipziger Fusses 326 g Gold rechnen. 

Zur Zeit des Leipziger Fusses, also seit 1690 ist vermutlich 
in diesem Fuß mit 12°%0 Agio gezahlt worden, also 193 Rtlr 
21 kr + 12% = 324 fl 14 J 8 d. i. in Silber = 4215 g. 
Der Dukaten ist zu 4 fl tarifiert, also 1 fl = 0,86 g Feingold. 

1721—49. 1 Dukaten ist tarifiert zu fl 4.10 (1726), daher 
Feingehalt pro Gulden Gold = 0,826 g; der fl Silber ist nach 
dem Leipziger Fuß mit 12,99 g anzunehmen. 

1750—64. Die Zahlung erfolgt in alten Batzen des 19!/s fl 
Fusses; ein fl Silber des 19!/s fl Fusses = 11,99 g. 1 Dukaten 
= 4 fl 24, daher I fl = 0,783 g Gold. Allerdings können aber 
die Batzen schon geringere gewesen sein, da bereits 1759 ein 
22 fl Fuß besteht. 

1765—74. Es ist hier zu unterscheiden zwischen einem 
20 fl Fuß und einem 24 fl Fuß. Nach dem 20 fl Fuß ist ein 
Silbergulden = 11,69 g. Der Dukaten stand 5 fl im 24 fl Fuß, 
also 4 fl 10 im 20 fl Fuß, daher 1 fl Gold nach dem 20 fl 
Fuß = 0,826 g. Die Proportion des Konventionsfusses ist 
1:14'/7, nach Soetbeer allerdings 1:14,8. 

1775—1805. Wenn es richtig ist, daß der Dukaten 5 fl 10 
stand, so enthält der Gulden des 24 fl Fusses = 0,666 g, der 
des 20 fl Fusses also 0,799 g, was eine Proportion von 1:14?/s 
ergibt. 

1806. 1 Dukaten = 5 fl 26. 

Soviel über die in Betracht kommenden Sorten, die wie 
man sieht, ein kompliziertes System von Umrechnungen nötig 
machten. An die städtische Buch- und Rechnungsführung haben 
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diese chaotischen Zustände des Münzwesens grosse An- 
forderungen gestellt. Der Eintrag ist stellenweise dreiteilig, 
bestehend aus dem Hauptposten fl 133.8.— und den beiden 
Zuschlagsposten à 44.10.6, welche Gulden à 15 bz. bedeuten. 
Seit 1584 sind die drei Posten zusammengezogen; von jetzt 
ab bis 1625 tritt als zweiter Posten in den meisten — nicht in 
allen — Jahren ein Agio bezw. Verlustposten hinzu. Ein Agio- 
posten entsteht dann, wenn in geringeren Sorten gezahlt wird, 
ein Verlustposten, wenn Sorten zu einem geringeren Kurs 
bezahlt werden, als sie in den Rechnungen der städtischen 
Kassen figurieren. Dieser Agio- bezw. Verlustposten deckt 
sich nicht mit der Differenz zwischen der Valvation des 
Kammergerichts und derjenigen des gemeinen Verkehrs, weil 
die Anschläge der Kassenführung nicht diejenigen des Verkehrs 
sind. Er schwankt aber auch nicht proportional den Änderungen 
des freien Verkehrs, weil die städtische Kassenführung nicht 
immer proportionale Veränderungen vornimmt. 
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Ratschl. P. 


Die Apologien der Prediger und des Rates von 1526. 


Zu den wichtigsten Schriftstücken, die uns über Stand und 
Fortgang der Reformation in Frankfurt a. M. während des 
ersten Reformationsjahrzehntes Aufschluß geben, gehören die 
beiden Apologien des Rates und der evangelischen Prediger 
vom Jahre 1526. In ihnen sehen sich Rat und Prediger zum 
ersten Male vor die Aufgabe gestellt, auf eingehende Anklagen 
hin ihre Stellung zur neuen Lehre klar zu bestimmen. Nach 
dem bisherigen Quellenbestand war man über Veranlassung 
und Entstehung der beiden Apologien ziemlich orientiert; von 
der Apologie der Prediger hatte man einen Abdruck bei Ritter!) 
und von der des Rates einen bei Kirchner.?) Die Originale 
der beiden Apologien sind abhanden gekommen. Über Ein- 
druck und Erfolg war man überhaupt nicht unterrichtet. 

Zu der Geschichte der beiden Apologien liefert nun der 
Wiener Aktenband W°) in 15 Schriftstücken schöne Beiträge.*) 
Im Folgenden sollen auch diese Schriftstücke in den geschicht- 
lichen Zusammenhang eingereiht, sowie Entstehung und Wirkung 
der beiden Apologien etwas deutlicher gekennzeichnet werden. 

Am 31. Mai 1526 melden die B B,*) daß Kurfürst Albrecht 
2 oder 3 der „mamhaftigisten“ Ratsfreunde zu sich nach 


1) Ritter, Evang. Denkmahl S. 183—194; s. auch S. 101 ff. 

*) Kirchner, Geschichte der Stadt Frankfurt II, S. 526—530; s. auch 
S. 55 ff. 

3) Vgl. Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, Dritte Folge, 
IX, 159—161. 

*) Den Hinweis auf die Wiener Archivalien verdanke ich der Güte 
des Herrn Geh. Kirchenrats Prof. Dr. Brieger, dem ich hiermit geziemend 
danke. 

5 BB 1526 BI. 10 b. 


Aschaffenburg verlangte für den 5. Juni. Man bestimmte im Rate 
hiefür: Philipp Fürstenberger, Stephan Grünberger und Johann 
von Buchen. In der Ratssitzung') vom 7. Juni berichten dann 
die mittlerweile wieder von Aschaffenburg zurückgekehrten 
Ratsgesandten über den Zweck, weshalb sie der Kurfürst zu 
sich bestellt hatte, und legten zugleich eine Schrift vor, die 
ihnen dort übergeben worden war. Es war die erste, grosse, 
eingehende Anklage gegen die Reformation in Frankfurt, die 
man in Aschaffenburg verfasst hatte und die in 14 Punkten 
zum Teil unter scharfen Vorwürfen eine Verantwortung des 
Rates forderte. 


Wie war der Kurfürst dazu gekommen? Welches mochte 
die Veranlassung jener Schrift sein? Die Ereignisse der kurz 
vorhergehenden Zeit in Frankfurt dürften wohl die Antwort auf 
diese Fragen einigermassen geben. Noch während des Zünfte- 
aufstandes hatte der Rat 2 evangelische Prädikanten als Prediger 
angenommen: Dionysius Melander?) und Bernhard Algesheimer. 
Man mag über diese beiden Männer urteilen, wie man will, das 
eine kann man nicht leugnen, daß beiden, vor allem aber Melander 
ein weites Umsichgreifen und ein starkes Sichfestsetzen refor- 
matorischer Gedanken in Frankfurt zu verdanken ist. Kühn, 
schroff, populär, bereit, jeden Tag ihren Wanderstab anders- 
wohin zu’ setzen, scheuten sie vor keinem Schritt zurück, rissen 
im Sturm das Volk mit sich fort und zwangen so den allezeit 
bedächtigen Rat zu folgen. Kurfürst Albrecht war nun seit 
dem Mainzer Ratschlag,*) sei es freiwillig, sei es von seiner 
Umgebung gedrängt, entschlossen, schärfer gegen das Umsich- 
greifen der Reformation in seinem Gebiete vorzugehen. Und 
besonders für Frankfurt hatte er hierbei an seinem früheren 
Sekretär, nachherigen Kommissar Konrad Rucker eine eifrige 
Stütze. Schon im Frühjahr‘) 1526 hatte Albrechts Statthalter, 
Bischof Wilhelm, Ratsfreunde nach Aschaffenburg zu sich be- 
stellt und hatte ihnen Vorhaltungen wegen ihres Verhaltens 
gegen den strengen Feind der neuen Lehre, Kaplan Groß an 
der Peterskirche gemacht und sie wegen der beiden neuen 
Prädikanten, auch wegen P. Meyers Vertreibung zur Rede ge- 


') BB 1526 BI. It b. 

2) Arch. f. F. Gesch. u. K., N. F. Bd. 5 S. 281. 

®) Zeitschr. f. Kirchengesch. Herausgeg. von Brieger und Beß, Bd. 
18 (1898) S. 412 ff. 

‘) BB 1525 BI. 119 b (8. Febr.). 
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stellt.1) Zugleich war das Ganze die Einleitung zur Ernennung 
Nauseas als Nachfolger von P. Meyer an der Bartholomäus- 
kirche; die dortige Pfarrstelle war seit Meyers Flucht noch 
unbesetzt. Trotzdem aber Nauseas Ernennung mit vieler Vor- 
sicht ins Werk gesetzt war, ihn auch Empfehlungsbriefe von 
Campeggi und Ferdinand begleiteten, gelang es ihm nicht, sich 
zu halten.) Das Volk, vielleicht von den Prädikanten aufge- 
stachelt, pfiff ihn aus, als er sich auf der Kanzel zeigte. Voll 
Groll ritt er am 26. Febr. für immer aus Frankfurt und wandte 
sich nach Aschaffenburg. Die Prädikanten dagegen behaupteten 
immer mehr das Feld, und die Wirkung ihrer Predigten machte 
sich stets deutlicher bemerkbar, bei ihren Gegnern wie beim 
Volke. Das Volk hält nicht mehr die Festtage der Heiligen, 
sondern arbeitet an ihnen,?) es verspottet und verhindert die 
Processionen.*) Den 3 Stiftern muß der Rat am 9. Mai sagen 
lassen, die „spaiwort“ auf der Kanzel zu unterlassen.) Die 
Jungfrauen im Katharinenkloster regen sich. schon zum bevor- 
stehenden Austritt.) In diese Zeit fiel die Überreichung jener 
Anklageschrift in Aschaffenburg an die Ratsfreunde. 

Die Antwort auf die Frage nach der Entstehungsursache 
dieser Anklageschrift darf nach dem allem etwa dahin ge- 
geben werden, daß das rasche Umsichgreifen der Reformation 
in Frankfurt die allgemeine Veranlassung, der Misserfolg Nauseas 
die nächste Ursache gewesen sein dürfte. 

Viel genauer als über die Entstehung der Anklageschrift 
sind wir über ihren Inhalt unterrichtet. Das Stadtarchiv in 
Frankfurt bewahrt zwei Kopien, W eine Kopie davon.’) Der 
Inhalt dieser Schrift ist folgender: 1. Trotz kaiserlicher und 
erzbischöflicher Mandate hätten die Frankfurter D. Sartorius 
als lutherischen Prediger behalten, der, ohne vom Erzbischof 
ernannt zu sein, gepredigt habe. 2. Der Kurfürst habe den 
Gesandten des Rates bei den Verhandlungen wegen des Holzes 
persönlich seinen Unwillen ausgesprochen und die Predigten 
des Sartorius verboten. 3. Sartorius sei zwar, wenn auch 
9 BB 1525 BI. 120 b. 

*) Vergl. über Nausea: Ritter a. a. O. S. 90—95; Kirchner a. a. O. 
S. 53 ff; Qu. II S. 102, Anm. 1, 2 u. 3. 

5) BB 1526 BI. 1 b. 

‘) BB 1526 Bl. 2 b. 

*) BB 1526 BI. 4 b. 


°) BB 1526 BI. 5 a. 
7) RK. 1. Bl. 188 ff. Bl. 196 ff, W 69 - 76. 


einige Zeit später, gegangen, aber es sei dann ein anderer 
gekommen, der „vast als Diethrich lutherische sect und lere 
gepredigt“. 4. In der Sachsenhäuser Irrung habe der Kurfürst 
einen Priester ernannt, als aber dieser in alter Weise Wasser, 
Salz etc. weihen wollte, hätten ihm die Sachsenhäuser so zu- 
gesetzt, die lutherische Lehre zu predigen, daß er fliehen musste; 
jetzt hätten sie einen, der das Abendmahl unter beiderlei Ge- 
stalt austeile. 5. Trotz schriftlicher und mündlicher Verbote 
wurden immer noch lutherische Bücher feil gehalten; der Rat 
habe dem Kurfürsten deswegen sogar „verachtlich“ geantwor- 
tet. 6. Peter Meyer hätte fliehen müssen, da er seines Lebens 
nicht mehr sicher war. 7. Meyers Pfarrstelle, deren Besetzung 
dem Bartholomäuskapitel zustehe, hätte der Rat mit zwei 
lutherischen Priestern besetzt und ihren Sold aus dem gemeinen 
Kasten genommen. Es werden ihre ketzerischen Lehren auf- 
gezählt, was sie über das Sakrament des Altars, über die Messe, 
über Beichten, Fasten, Fürbitten der Heiligen, Salve etc. für 
„uncristlich, erschrockenlich und grausam Dinge reden“. 8. 
Johann von Hochstein (d. i. Algesheimer) hätte sich sogar ver- 
mählt und dabei noch von den Zünften Geschenke empfangen. 
9. Alle Ermahnungen Bischof Wilhelms hätten nichts gefruchtet. 
Nausea musste, wenn er Leib und Leben behalten wollte, aus 
Frankfurt fliehen. 10. Den Predigern, Barfüssern und Frauen- 
brüdern hätten sie das Predigen verboten. Alle Geistliche über- 
haupt in Frankfurt würden in den Kirchen, ihren Häusern und 
auf den Strassen mit Worten und Werken beleidigt, Zehnten, 
Zinsen etc. würden nicht bezahlt, ihre Rechte, Verträge, Frei- 
heiten würden verletzt. 11. Gegen alle diese Dinge hätten die 
Ermahnungen Bischof Wilhelms nichts genutzt. Der Rat, ob- 
wohl Magistrat an Kaisers Stelle, hätte dem allem zugesehen. 
Er könne sich nicht entschuldigen, daß er der Gemeinde nicht 
mächtig sei; wäre dem so, so sei er selbst schuld daran, denn 
er sei selbst in sich gespalten. Aber noch sei zu helfen, wenn 
er jetzt ernstlich der Ketzerei zu Leib ginge. 12. Daher habe 
der Kurfürst die Ratsfreunde zu sich bestellt. Die Frankfurter 
sollten von der Ketzerei lassen, die zwei Prediger aus- 
liefern, damit der Kurfürst gegen letztere vorgehen könne. Die 
lutherischen Predigten solle der Rat untersagen und das Bar- 
tholomäuskapitel die Stelle wieder besetzen lassen. 13. Die 
drei Orden müssten wieder in ihre Rechte eingesetzt werden, 
alle Geistlichen die Freiheiten und ihre Privilegien wieder er- 
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halten und sie darin geschützt und geschirmt werden, „wo sie 
aber der eins oder mehr nit zuthun und also uf irer ungehor- 
sam und verstopften gemute verharren wurden“, würde der 
Kurfürst es dem Papste, dem Kaiser, allen seinen Freunden 
sagen und sie um Rat und Hilfe bitten. 

Das war der erste, schwere Schlag, der gegen die Refor- 
mation in Frankfurt geführt wurde. Bisher hatte es ja auch 
nicht an Ermahnungen und Drohungen gefehlt, wie ja die 
Anklageschrift selbst sagt, aber mit solcher Wucht war noch 
nie ein Angriff gegen sie geführt worden. Der Rat stand jetzt 
vor dem Scheideweg: für oder gegen die Reformation, für oder 
gegen den Kurfürsten. Bekämpfte er die Reformation, hatte er 
die Prädikanten und das Volk gegen sich; der kaum unter- 
drückte Aufstand war noch zu sehr in aller Erinnerung. Entschied 
er sich für die Reformation und gegen den Kurfürsten, so hatte 
er einen mächtigen, angesehenen Feind mehr, der der Reichs- 
stadt grossen Schaden zufügen konnte. Was sollte der Rat tun? 

Zunächst wurde man gleich am nächsten Tage in der Rat- 
schlagung!) darüber einig, auf den Artikel wegen Dietr. Sartorius 
keine eigene Antwort mehr zu geben, sondern es bei der letzten 
Antwort zu lassen, wegen der andern Artikel wolle man eine 
„gemein Antwort begriffen lassen.“ Die Artikel, die die Prediger 
angehen, wolle man diese hören lassen; doch sollten sie es 
geheim halten. Mit ihren Predigten sollten sie sich einstweilen 
so halten, wie sie es verantworten könnten. In der nächsten 
Ratssitzung*) wurden diese Beschlüsse bestätigt. Dr. Ad. 
Knoblauch, der Stadtadvokat, wird mit andern zusammen be- 
auftragt, jene Antwort abzufassen. Auch die beiden Prädikanten 
sollten die Antwort auf die sie betreffenden Artikel einreichen. 
Der Rat war sich also darüber klar, daß die Anklage eine ein- 
gehende Beantwortung und Ablehnung der verschiedenen Vor- 
würfe erforderte. Am 19. Juni ging dann einstweilen die vom 
Stadtadvokaten entworfene und vom Rat gebilligte „nottel“ an 
den Kurfürsten?) ab, die eine eingehende Antwort ankündigt 
und im voraus Einiges richtig stellt. So sei es nicht der Wahr- 
heit entsprechend, daß der Bischof Wilhelm von Straßburg den 
Ratsfreunden, die zuletzt in Aschaffenburg bei ihm waren, auch 
derartige Dinge vorgehalten habe. Überdies hätten sich solche 





') Ratschl. P II Bl. 110 a u. b. 
®) BB 1526 BI. 12 a u. b. 
3) BB 1526 BI. 14a ; das Original W 77. 
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Bewegungen nicht bloß in Frankfurt, sondern auch an vielen 
andern Orten abgespielt und der Kurfürst möge doch bedenken, 
daß dem Rat daran gelegen sei, Frieden und Einigkeit zu er- 
halten. Der Kurfürst möge sich auch im Hinblick auf den 
Reichstag gedulden, der vielleicht eine Ordnung für alle Stände 
und Städte aufstellen werde. Endlich möge er sich gedulden, 
„dwil uns in der yle zu antworten nit mugelich.“ Sie wollten 
auf die Anklagen „so erliche antwort geben, damit e. cf. g. unser 
onschult befinden.“ 

Inzwischen wurde ein Entwurf der Ratsantwort ausgear- 
beitet, der am 21. Juni in der Ratssitzung') besprochen wurde. 
Da man um Aufschub gebeten hatte, konnte man diesen ersten 
Entwurf einstweilen „beruhen lassen und baß betrachten.“ Am 
4. Juli?) kam dann die Antwort Melanders und Algesheimers 
dazu, die man mit dem Entwurf der Ratsantwort nach Speyer 
sandte, wo Hamman von Holzhausen mit Bechtold vom Rhein 
als Gesandte der Stadt auf dem Reichstag weilten. Zwei Tage 
später kam schon eine Antwort?) von Speyer, „wie unserm g. 
h. von Mentze uf die schrift... mit antwort zu begegnen 
were.“ Und am 26. Juli wurde beschlossen‘) die Supplikation 
an den Kurfürsten, wie Herr Hamman geschrieben, verfertigen 
zu lassen. Was für Direktiven mochten das nun gewesen sein, die 
Hamman hier gab? Diese Frage wäre doch für die Entstehung 
der Apologie von hohem Interesse. Nun haben wir in den 
Reichstagsakten®) des Frankfurter Stadtarchives ein zwar un- 
datiertes Schreiben der Gesandten vom Reichstag, dessen Inhalt 
aber eben das enthält, was jener Eintrag im BB andeutet: 
Direktiven Hammans für die Antwort an den Kurfürsten. Hamman 
schreibt: „auf E. F. ubergeben instruction haben wir ein begriff, 
wie und welchermaszen unseres erachtens u. g. h. von Mentz 
auf das schriftlich furhalten jungst zu Aschaffenburg bescheen 
mit antwort zu begegnen sei, mit rait ezlicher vertruten person 
und gut frund stellen lassen.“ Dieses übersenden sie hiermit. 
DerRat möge es nun nach Notdurft mehren, ändern oder schärfen; 
„wir bedenken aber sunderlich in dieser sache notwendig sein, 
dasz ein erb. rat sich gegen manigfaltige onwarhaftigen an- 
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zegen aufs dapferst und scherfst dan die schrift gestelt gegen 
den geistlichen verantwort hett, dieweil dieselbigen e. w. teglich 
mit onwarhaftigen erdichten irer gewonheit nach andragen, 
allenthalben auszschreien und zu verglimpfen understeen, wie 
uns den alhie auch furkompt, dasz dieselbigen e. f. w. und ge- 
meiner stadt vil zulegen, daraus der Stadt hoher Nachteil er- 
wachsen könne.“ Man sieht Hamman war keineswegs für eine 
milde, zaghafte Antwort, sondern im Grimm darüber, daß die 
Feinde der Stadt seine Heimat verunglimpfen und Lügen über 
sie verbreiten, verlangt er eine möglichst scharfe Erwiederung. 


Am 27. Juli geht die Apologie des Rates und der Prediger 
in ihrer endgiltigen Fassung an den Kurfürsten ab. Ein Begleit- 
schreiben des Rates bittet um gnädige Annahme und um Ent- 
schuldigung wegen der Verzögerung.) Wie mögen diese 
Apologien ausgesehen haben? Welches war ihr Inhalt? Und 
vor allem: welchen Eindruck riefen sie beim Kurfürsten hervor ? 
Dürfen wir aus dem scheinbaren Fehlen jeder Entgegnung 
schliessen, daß der Kurfürst von der Wahrheit ihres Inhaltes 
überzeugt war? Oder schwieg er aus anderen Gründen? Auf 
alle diese Fragen gaben die bisher bekannten Quellen keine 
oder nur ungenügende Antwort. W lässt dagegen Inhalt wie 
Wirkung der beiden Apologien aufs klarste erkennen, zugleich 
enthüllt sie uns gerade diejenige Persönlichkeit, die in der 
Folgezeit so manche reformationsfeindliche Mandate des Kur- 
fürsten an den Rat veranlasste und abfasste. 


Kurfürst Albrecht schrieb?) nämlich nicht lange nach dem 
Empfang der beiden Apologien an seinen Kommissar in 
Aschaffenburg Konr. Rucker: der Rat von Frankfurt habe auf 
die Anklage hin sein und seiner Prediger „antwort, bericht 
und entschuldigung“ geschickt. Weil nun der Rat „derselben 
inen furgehalten artikel zum teil in abreden stellen und zum 
teil subtile beferbten“, so solle Rucker auf grund der beiliegenden 
Apologien sich der „sachen gruntlicher erkunden und darauf 
ein begrief in antworts weise stellen.“ Der scharfe Ton jener 
Apologien hatte also seines Eindruckes nicht verfehlt beim 
Kurfürsten. Er hatte offenbar beim Lesen derselben die Emp- 
findung, daß eine solche Schrift nicht unerwiedert bleiben 


1) W 82. 
*) Der Brief selbst ist nicht mehr erhalten, sein Inhalt ergibt sich 
aber aus Ruckers Antwort W 78 und 81. 
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dürfte, und sandte deshalb jene Schriften Rucker zu zur Ab- 
fassung einer Antwort. 

. Diese beiden, Rucker zugesandten Exemplare der Apologie 
des Rats und der Prediger finden sich nun heute noch in W. 
Es dürften kaum die vom Rate eingesandten Originale selbst 
sein, denn beide zeigen hier zwei, sonst in der Frankfurter 
Ratskanzlei überhaupt nicht vorkommende Handschriften. Auch 
sind die Unterschriften Melanders und Algesheimers in der 
Predigerapologie von derselben Hand geschrieben, die den 
übrigen Text geschrieben hatte. Beide Schriften dürften daher 
am ehesten Kopien sein, die der Kurfürst oder Rucker hatte 
anfertigen lassen. Daß diese Kopien gute, wortgetreue sein 
mußten, geht schon daraus hervor, daß ja auf Grund derselben 
Widerlegungen hergestellt wurden. Der Wert dieser Kopien 
ist also keineswegs gering anzusetzen.!) 

Vergleicht man nun diese Kopien mit den beiden Ab- 
drücken bei Ritter und bei Kirchner, so ergibt sich folgendes 
Resultat. Der Abdruck der Predigerapologie bei Ritter (a. a. 
O. S. 183 ff) stimmt wörtlich überein mit der Kopie in W. 
Unterschiede, die vorkommen, sind fast stets orthographische 
oder Schreibfehler. Inhaltliche Verschiedenheiten, die nicht auf 
diese Weise erklärt werden können, sind nirgends vorhanden. 
Die grössten Verschiedenheiten finden sich im 2. und 3. Artikel. 
Im 2. Artikel hat W: „vnnd hinder den nechsten mit predigen 
zu dienen“, Ritter dagegen hat richtig: „vnnd hindert dem 
nechsten etc.“ Im 3. Artikel hat W: „das hab ich, als viel mir 
gott gnad verliehen hat... . gepredigt‘“, Ritter ordnete diesen 
Satz relativisch ein: „daß ich .. . gepredigt“; im gleichen 
Artikel hat W noch: „ee und zuvor man vns baide ketzerische 
und lutterische lerer geurteilt“, Ritter dagegen: „unss beide 
Ketzerisch und Lutterisch Lewt.“ Der Abdruck bei Ritter ist 
sonach als eine gute Textwiedergabe anzuerkennen. 

Ein anderes Resultat ergibt sich, wenn man den Text der 
Ratsapologie bei Kirchner (a. a. O. S. 526 ff) mit dem von W 
vergleicht. Von den acht Artikeln dieser Apologie finden sich 
nur drei ziemlich ebenso vollständig bei Kirchner wie bei W, 
es sind dies der 4., 5. und 7. Artikel. Alle andere Artikel und 
der Schluß erscheinen bei Kirchner bedeutend kürzer. Betrachtet 


1) W 83—90 die Ratsapologie; 83a hat oben rechts von Ruckers 
Hand die Aufschrift: „der von franckfort entschuldigung“; W 93—102 die 
Predigerapologie hat ebenso die Aufschrift: „der prediger entschuldigung.“ 
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man nun den Inhalt der bei W vorhandenen Zusätze zu den 
einzelnen Artikeln, so findet man überall eine starke inhaltliche 
Vermehrung, wenn nicht auch im Ton eine Verschärfung. Der 
Zusatz im ersten Artikel bestreitet die Anstellung des D. Sartorius 
durch den Rat. Nach Dietrichs Abzug habe der „rechte Pfarrer“ 
bis zu seinem Tode sein Pfarramt an der Katharinenkirche aus- 
geübt. Der zweite Artikel ist bei W um mehr als ?/s verstärkt. 
Er spricht noch von dem Vorwurf, den man den Sachsen- 
häusern machte, als hätten sie das Opfer vom Altar genommen. 
Es sei auch nicht wahr, daß sie einen anderen lutherischen 
Lehrer aufgestellt oder ihm befohlen hätten, lutherisch zu predigen. 
Der jetzige sei mit Wissen und Willen des Statthalters und des 
Kapitels angestellt. Ferner spricht der Artikel noch in scharfem 
Tone von den „miszgoner‘“ des Rats, von dem Austeilen des 
Abendmahls unter beiderlei Gestalt und der Ermahnung des 
Bürgermeisters hiebei. Der dritte Artikel, der von dem Ver- 
kauf der lutherischen Bücher spricht, fügt bei W noch die 
Bemerkung über die Verhandlung des Rats hierüber hinzu, 
sowie über eine allenfallsige Rechtfertigung des Rats vor dem 
Kaiser. Der 4. und 5. Artikel finden sich bei Kirchner wie bei 
W in ziemlich gleicher Gestalt. Beim 6. Artikel fügt W nur 
noch einige Zeilen hinzu: Man hätte Nausea, ehe er aufgenommen 
wurde, einige Male predigen hören sollen. Der 7. Artikel ist 
bei W und bei Kirchner identisch. Im 8. Artikel fehlen bei 
Kirchner vollständig die Bemerkungen von W über Zinszahlung 
und Zinsablösung, ebenso über die Beobachtung und Einhaltung 
der versiegelten Verträge der Geistlichkeit durch den Rat; auch 
dieser Zusatz spricht von den dem Rat ,,widderwerdigen.“ Der 
ganze Schluß von hier ab zeigt eine grosse Reihe von Ver- 
schiedenheiten grösseren oder kleineren Umfangs, wobei der 
Text, den Kirchner gibt, sich stets als kürzer erweist, als dervonW. 

Wie haben wir nun von diesen beiden Texten zu urteilen ? 
In welchem Verhältnis stehen sie zu einander? Welcher Text 
ist für uns der wertvollere? Daß der Text in W vom Kopisten 
eigenmächtig verändert sei, wird wohl kaum anzunehmen sein, 
da ja gerade auf Grund dieser Kopie eine Widerlegung her- 
gestellt werden sollte. Aber auch Kirchner gibt, wie er aus- 
drücklich bemerkt (S. 526), „nach der Urkunde‘ seinen Text. 
Diese Angabe Kirchners wird ja immer etwas dunkel bleiben, 
sie lässt sich aber am besten jedenfalls so erklären, daß man 
annimmt, Kirchner habe einer der Originalentwürfe vorgelegen- 
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Daß mehrere Entwürfe verfasst wurden, geht aus der obigen 
Entstehungsgeschichte der Ratsapologie schon hervor. Und da 
wir auch wissen, daß auf Veranlassung Hammans der Text eine 
besondere Verschärfung erfuhr, so manche Spitzen und Schärfen'!) 
aber in Kirchners Texte fehlen, so wird das Verhältnis der 
beiden Texte wohl so zu erklären sein, daß wir in W eine Kopie 
des Originals vor uns haben, bei Kirchner dagegen einen der 
Entwürfe, der vor Hammans Textverschärfung entstand und 
letztere auch nicht enthielt. 

Wenn wir nun zur Geschichte der Apologien selbst zurück- 
kehren, so wäre zunächst die Frage zu beantworten: was machte 
Rucker mit den beiden Apologien? Der Brief Ruckers?) an den 
Kurfürsten gibt uns Auskunft. Er schreibt: „han ich... alsbalde 
mich des handels ferner von denen, des wissen tragen und ich 
glauben zustelle, erkundt und hierauf diese hiebeigesante weiter 
underrichtung von inen schriftlich entpfangen, mit meldung, 
das sich gestalt des handels laut desselbigen irs berichts frei 
also erhalten solt, dem geb ich auch glauben.“ Darnach hatte 
also Rucker sich bald nach Empfang des kurfürstlichen Auf- 
trages an solche gewendet, die mit Frankfurter Verhältnissen 
genau vertraut waren und denen er Glauben schenkte. Wer 
waren diese? Und worin bestand der Inhalt ihrer Widerlegung ? 

Beide Fragen können wir auf Grund von W wieder mit 
ziemlicher Bestimmtheit beantworten. Es finden sich hier nämlich 
dicht neben den Kopien der beiden Apologien auch jene Wider- 
legungsschriften. Es sind drei an der Zahl.’) Zwei von diesen 
Schriftstiicken (W 91f und W 103f) sind von der gleichen Hand 
geschrieben mit sehr regelmässigen, dünnen, fast zarten Schrift- 
zügen, die sich eng aneinanderreihen, eine Handschrift, der man 
sofort anmerkt, daß sie keiner Kanzlistenhand angehört. Beide 
Schriftstücke haben keine Unterschrift, sie zählen nur in einer 
Reihe von numerierten Artikeln die einzelnen Widerlegungspunkte 
auf, und zwar BI. 91f. in 12 Punkten die zu der Apologie des 
Rates und in 28 Artikeln die zu der Apologie der Prediger. 
Haben beide Schriftstücke auch keine Unterschrift, so verrät 
dennoch die sehr charakteristische Schrift, dann auch eine 
Kanzleibemerkung auf der Rückseite der ersten Widerlegung 


1) Vor allem die „misgonner“, „widerwertigen“, deren Reden Hamman 
ja nach seinem Briefe in Speyer besonders zu hören bekam. 

23) W 78 u. 81. 

5) W 91 f, W 103 f., W 105—122. 
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den Verfasser. W 92b ist nämlich unter der noch vom Ver- 
fasser selbst herrührenden Bemerkung: „auf deren von Franck- 
fort entschuldigung“ von anderer Hand bemerkt: „Doctor Cocleus 
widerantwort und bericht und gutbedunken.“ Der stärkste Beweis 
für die Richtigkeit dieses Kanzleizusatzes ist die Gleichheit der 
Schrift dieses Schriftstückes mit authentischen von Cochläus her- 
rührenden Manuskripten. Auch die obigen Andeutungen Ruckers 
über den Verfasser widersprechen dem nicht. Cochläus war 
genau mit den Frankfurter Verhältnissen vertraut, weilte er doch 
von Anfang 1520 bis zum Ausbruch des Zünfteaufstandes mit 
Ausnahme einer mehrmonatlichen Reise stets in Frankfurt;!) 
auch war er schon häufig als literarischer Bekämpfer Luthers 
auf den Plan getreten; eine Schrift Dietenbergers hatte er 1523 
schon herausgegeben und sie mit einer Vorrede an Rucker ver- 
sehen.?) So ist es auch nicht zu verwundern, daß Cochläus 
besonders die Apologie der Prediger einer eigenen Kritik 
unterzieht und ihnen Punkt für Punkt ihre Ketzereien nachzu- 
weisen sucht. 

Ausser diesen beiden Antworten des Cochläus findet sich 
noch in W eine dritte Widerlegungsschrift, die „wiederantwort 
uf der von franckfurt vermeint entschuldigung der ufgestelten 
prediger und anders halben gethan.“*) Sie antwortet nur auf 
die Apologie des Rates, aber mit einer Schärfe, mit einer Ge- 
nauigkeit, mit einer bis ins Einzelste gehenden Kenntnis der 
Personen und Vorgänge, um die es sich jeweils handelt, daß 
es kaum noch der Frage nach der Verfasserschaft dieser Schrift 
bedarf. Es sind eben alle jene Frankfurter altgläubigen Geist- 
lichen daran beteiligt, die mitten in jenen Vorgängen gelebt 
hatten und die nun, sei es in schriftlichen, sei es in mündlichen 
Beiträgen ihr Teil zu jener grossen „wiederantwort etc.“ gaben. 
Daß dem so ist, bestätigt eine Bemerkung in Ruckers Begleit- 
schreiben?) zu diesen Widerlegungen an den Kurfürsten. Rucker 
spricht hier davon, daß er bereit sei auch eine auf die einzelnen 
. Punkte sich einlassende Widerlegung zu senden; „aber“, fährt 
er fort, „die underrichter und alle ire genossen musten sich, 
wo sie nit argers gewarten wolten, vor uberschickung desselben 
e. cf. g. ferner schrybens auszen franckfort thun. Und mag 





') Qu. II, S. 27, Anm.; M. Spahn, Joh. Cochläus, S. 51 ff. 
*) Das Nähere s. unten. 

8) W 105—122. 

4) W 78 u. 81. 
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nun diese nach Frankfurt zu sendende Widerlegung identisch 
sein mit der uns vorliegenden, großen „wiederantwort“, oder 
mag es eine auf grund der letzten noch herzustellenden Schrift 
sein, Tatsache ist es doch, daß jedenfalls die letzten Quellen 
für beide Schriften, die Quellen, die den sachlichen Stoff zur 
Widerlegung zu geben hatten, nur Frankfurter altgläubige Geist- 
liche selbst sind. 

Wenn wir nun zu der Besprechung des Inhalts dieses 
Schriftenwechsels übergehen, so kann es sich natürlich nicht 
um eine ins einzelne gehende Würdigung der von beiden Seiten 
aufgeführten Beweise und Widerlegungen handeln, wie sie in 
den 8 Artikeln der-Ratsapologie, den 28 Artikeln der Prediger- 
apologie, den 40 von Cochläus dagegen ins Feld geführten 
Punkten und endlich in dem reichen Material der grossen „wieder- 
antwort“ sich vorfinden. Es muß hier genügen die Grundlinien 
der Stellungnahme der beiden Gegner zu kennzeichnen. Be- 
trachtet man nun unter diesem Gesichtspunkt die Stellung des 
Rats, wie sie sich in seiner Apologie kundgibt, so erscheint 
sie in etwas eigentümlichem Licht. Auf der einen Seite merkt 
man stets das Bestreben, es mit dem Kurfürsten nicht zu 
verderben; die Schärfe seiner Ausführungen richtet sich ledig- 
lich gegen die Missgönner oder Widerwärtigen, die dem Kur- 
fürst falsch: berichtet haben. Auf der anderen Seite geht auch 
aus seinen Ausführungen klar hervor, daß er um jeden Preis 
die beiden evangelischen Prädikanten halten möchte, daß ein 
starker Gegensatz zwischen ihm und der altgläubischen Geist- 
lichkeit besteht. Zu einem offenen, klaren und entschiedenen 
Bekenntnis für die Reformation kann er sich jetzt noch nicht 
entschliessen. So sucht er in jedem einzelnen Falle das Recht 
seines Handelns und Vorgehens nachzuweisen. Der Ton seiner 
ganzen Ausführungen ist in dieser Beziehung stets auf die 
Melodie gestimmt: „ausz diesem underthenigen anzeigen haben 
e. cf. g. clerlich zu vermercken, das durch uns nichts ungottlichs 
oder verdampts wie durch unsere misgoner in e. cf. g. getragen 
will werden, gehandelt.“ Es gilt auch von der Stellung des 
Rates zur Reformation, was Friedensburg!) von Frankfurts 
gleichzeitigem Verhalten gegen Philipps Bündnispläne sagt: 
„eine grossartige, weitausschauende Politik war es nicht, von 
der Frankfurt sich leiten ließ.“ Bei dieser Stellung des Rates 





') Friedensburg, der Reichstag zu Speier 1526 (1887) S. 164. 
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ist es klar, daB seine Verteidigung eine ganze Reihe giinstiger 
Angriffsflachen bot, die denn auch seine Gegner, besonders in 
der großen „wiederantwort“, geschickt benutzten. Wenn z. B. 
der Rat, um die beiden evangelischen Prädikanten zu halten, 
im 5. Art.!) sagt: „das sich das gemein volck mer dan vor 
der gehorsam geflissen“, so weist die „wiederantwort“ auf die 
Vorgänge vor und nach Nauseas Predigt hin, daß der Rat selbst 
Nausea haben sagen lassen, er getraue sich nicht mehr ihn 
vor dem Volk zu schützen, und fährt dann fort:”) „und ist dis 
alles auch ein anzeig der grossen gehorsam, die die prediger 
zu Franckfurt gemacht han, und der man sich von inen berumen 
kan?“ Oder wenn der Rat auf das Ansinnen des Kurfürsten, 
die zwei Prädikanten fortzujagen oder gefangen zu nehmen, 
erwidert:?) „das uns solichs nit allein beschwerlich, sonder gar 
nohe unmuglich“, und dabei doch schon im 5. Art.*) erklärt 
hat: wenn die Prediger Ketzerei treiben, gedenken wir dieselben 
yin der gestalt kein stund bei uns zu dulden“, dann erwidert 
natürlich die „wiederantwort“ darauf:5) „ob dem und dweil ein 
rath in dem die prediger zu vertreiben mechtig ist, mag unser 
g. h. abnemen, das sie auch sunst mechtig weren die hinweg 
zu schaffen, wan ein rath oder mertheil wolt.“ Und wenn der 
Rat‘) sagt: „das wir... . auch den merertheil luterisch secten 
anhengig und unter uns selbst zweispaltig seien, das ward uns 
auch unpillisch zugemessen“, so weist demgegenüber die 
„wiederantwort“ auf die Tatsachen hin,?) daß ein Teil der Rats- 
mitglieder die evangelischen Prediger hören und ihre Gesell- 
schaft aufsuchen, während der andere Teil in die Peterskirche 
gehe, wo der streng altgläubige Vikar Mich. Groß predigt, daß 
sogar das Volk darüber unterrichtet sei und sage: „der ist bei 
dem neuen glauben und der ist uf dem alten glauben und geet 
zum grempelmarkt.“ 

Die drei grossen Gegenschriften gegen die Apologien 
erreichten aber das Ziel nicht, das sie treffen wollten. Sie sind 
also nur ein interessanter Beitrag für die Geschichte jener Zeit, 
ein wertvolles Dokument vor allem für die Stimmung der alt- 

') W 86a. 

*) W 112a. 

5) W 89b. 

1) :W 86a. 

5) W Illa. 


°) W 88b. 
7) W 120a. 
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gläubigen Geistlichen in Frankfurt, die hier allen seit Jahren 
angesammelten Groll über die freilich oft selbstverschuldeten 
Zurücksetzungen, Misshandlungen und Angriffe in Wort und 
Tat in dieser Schrift einmal Ausdruck gaben. Aber mehr 
bedeuten diese Gegenschriften nicht, denn sie blieben unbenutzt 
in der kurfürstlichen Kanzlei liegen — scharf geschliffene 
Pfeile, die ohne den Feind zu erreichen, ohnmächtig vor ihm 
auf den Boden fielen, weil von einer höheren Macht im Laufe 
gehemmt. 

Warum aber hören wir nichts mehr von jenen Gegen- 
schriften? Die Gründe!) gibt klar und deutlich Rucker in 
seinem Briefe an den Kurfürsten vom 28. August 1526 an. 
Nachdem er dort kurz erwähnt, daß der Kurfürst ihm die Auf- 
gabe gestellt habe, einen Entwurf auszuarbeiten, wie der Kur- 
fürst etwa den Frankfurtern antworten könne auf ihre Apologien, 
fährt Rucker fort: „meins beduncken konnen e. cf. g. nit umbgeen, 
sonder ist von noten, das e. cf. g. inen ire gemute furter 
darauf zu erkennen geben; dann solten e.c.g. schweigen, 
halten sie darfur, e. c. g. were durch ire verantwortung uber- 
wonden, und wurden dardurch in iren unpillichen furnemen 
gesterckt, wie hievor in diesem handel auch gescheen, als solichs 
ire verantwortung clerlich erscheindt. Nun steets darauf, wie 
e. cf. g. weiter schreiben gestelt werden soll; bedunck ich, sol 
ire verantwortung widderumb von stuck zu stuck verantwort 
werden, so begebe sich e. c. g. mit den zweien iren predicanten 
und inen in disputacion und schrieft, wurde nimmer ende haben, 
darzu kunt die widderantwort one vermerckt dero, so die under- 
richtung geben haben, nit wol gescheen, was unraths inen darausz 
erwachsen mocht, haben e. c. g. gnediglich zu versteen. Da- 
rumb han ich meins einfeltigen verstandts ein meinung, wie 
inen widderumb durch e. c. g. zu schreiben were, begriffen.“ 
Diese „meinung“, ein auch in W°?) beiliegender Antwortsentwurf, 
besagt, daß der Kurfürst aus den beiden Apologien habe ver- 
nehmen müssen, daß die zwei Prädikanten doch ketzerisch 
predigen, daß der Rat ihnen sogar anhänge und die ihm zu 
Aschaffenburg vorgehaltenen Artikel „zum teil in abreden sein 
und zum teil zu eurem vorteil verglimpfe“, während sie in 
Wirklichkeit sogar vor dem Kaiser als der Wahrheit entsprechend 
bewiesen werden könnten. Der Kurfürst könne sich daher 


') W 78 u. 81. 
2) W 79 u. 80. 
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mit jener Entschuldigung nicht zufrieden geben und miisse sie 
ablehnen. Der Frankfurter Rat wird deshalb aufgefordert unter 
Androhung schwerer Strafen, die zwei Prädikanten nach Mainz 
auszuliefern. In einer, noch zu diesem Entwurf gehörenden 
„Zedula“ wird dann noch dem Rat angekündigt, daß der Kur- 
fürst dieses Jahr seine eigenen Leute nach Frankfurt senden 
werde, um den seit mehreren Jahren schlecht oder gar nicht 
eingegangenen Weinzehnten für seine Geistlichen einsammeln 
zu lassen. 

Das waren die Vorschläge Ruckers. Sie sind klug, wohl- 
durchdacht und zeugen von ziemlicher Kenntnis der Stimmung 
des Volkes, wie der Stellung des Rates. Der Kurfürst mochte 
denn auch die Richtigkeit der Vorschläge seines Ratgebers 
eingesehen haben und so bewegte sich die Antwort in der von 
Rucker angedeuteten Richtung. Nur eine kleine Änderung 
wurde hiebei vorgenommen. Rucker hatte dem Kurfürsten ja 
vorgeschlagen, zu gleicher Zeit die Antwort wegen der Prediger 
und die Ankündigung wegen der Einsammlung des Zehnten 
zu geben. Bei der Ausführung dieses Vorschlages wurden die 
beiden Punkte getrennt und es erging zunächst und zwar 
wiederum auf Ruckers Veranlassung ein Schreiben an den Rat 
von Frankfurt, das die Entsendung des kurfürstlichen Zoll- 
schreibers von Höchst und des Kellermeisters von Steinheim 
ankündigt zur Eintreibung des Zehnten. Daß dieses letztere 
zunächst geschah, hat seine besonderen Gründe. Der Herbst 
stand ja vor der Tür und damit war auch die Zeit zur Ab- 
lieferung des Zehnten gekommen. Nun hatten die Frankfurter 
Geistlichen in Erinnerung an die schlechte Ablieferung des 
Zehnten in den vorhergehenden Jahren sich an Rucker gewandt 
und ihn gebeten, er möge auf ihre Kosten die Entsendung der 
beiden obengenannten kurfürstlichen Beamten bewirken. Das 
tat denn auch Rucker in einem Schreiben,') das gleich am 
Tage nach der Absendung der vorherigen, grossen Antwort 
und Vorschläge an den Kurfürsten, 29. August 1526, abging, 
sodaß am 25. September die Frankfurter das entsprechende 
Mandat des Kurfürsten erhielten.?) 

Aber auch der andere, wichtigere Punkt des Ruckerschen 
Vorschlages wegen der eigentlichen Beantwortung der Rats- 
apologie blieb keineswegs unberücksichtigt. Mitte Oktober (16.) 


') W 123. 
2) BB 1526 Bl. 42b, 43b, 44b, Ratschl. P. Il. BI. 112a. 
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lief bereits ein Schreiben!) an den Rat ein vom Kurfürsten, das 
nach der darauffolgenden Ratsantwort eine ähnliche Fassung 
gehabt haben muß wie der Entwurf Ruckers vom 28. August. 
Es gipfelte jedenfalls in der Forderung, die zwei Prädikanten 
dem Kurfürsten zu überliefern oder sonst zu entfernen. Dieses 
nun schon wiederholte Verlangen des Kurfürsten scheint dies- 
mal ziemliches Bedenken hervorgerufen zu haben. Man hielt 
Ratschlagung,?) verlas noch einmal das letzte kaiserliche Mandat 
über das Predigen der neuen Lehre, forderte die Prädikanten 
zur Antwort auf und sandte endlich nach Anhörung der Ant- 
wort der Prädikanten am 30. Oktober eine Entgegnung?) an 
den Kurfürsten ab: Man könne „nit erfinden noch bedenken 
wie bemelte zwen mit gutten fugen und sonder mircklich onrat 
und widderwillen zu begeben seien. Nachdem sie alweg urbutig 
gewest und noch, so sie ausz gotlicher schrift, die unsers 
glaubens prob und richtscheid sein soll, einiches irtumbs be- 
wiesen wurden, davon gantz gehorsamlich abzusten.“ Auch 
hätte der Rat die Prediger dringend ermahnt, „das sie das 
Evangelion und wort gottes zum friedlichsten und der gestalt 
verkundigen, das man solichs gegen got dem almechtigen und 
demnach auch bei k. Mairstaet haben zu verantworten.“ Der 
Kurfürst, unzufrieden mit dieser ausweichenden Antwort, ver- 
suchte es noch einmal mit Güte und schrieb‘) am 5. November, 
der Rat solle ihm Ratsfreunde nach Aschaffenburg senden, denen 
wolle er „mit tröstlichem, heilsamem Rate zeigen, wie man sich 
der Prediger entledigen könne.“ Was nun diese Ratsfreunde, 
Phil. Fürstenberger mit zwei andern in Aschaffenburg ver- 
handelten, können wir aus dem einige Wochen später vom 
Kurfürsten nachgesandten Schreiben?) ersehen. Sie trugen nicht 
viel anders vor, als was schon in ihrer Apologie steht: Wie 
der Rat infolge der Empörung, „die allein der ungelerten und 
ungeschickten prediger halber entstanden sein solt“, sich ver- 
anlasst gesehen hätte, nach gelehrten, frommen und geschickten 
Predigern zu trachten. Man habe deshalb Melander und Alges- 
heimer angestellt und diese hätten bisher lauter und klar das 


') BB 1526 BI. 48a. Das Schreiben selbst ist nicht mehr vorhanden. 

2) Ratschl. P II 112 b. B B 1526 BI. 49a. 

5) BB 1526 BI. 50b, 51b, das Schreiben selbst W 124. 

+) W 125 f, auch RK BI. 45, abgedr. bei Ritter a. a. O. S. 110 f.; ferner 
s. Qu II S. 108 f. Anm. 6. 

5) W 129—132; B B 1526 BI. 55 b. 


Evangelium gepredigt, seien dem gemeinen Mann „annemig und 
geiellig“ gewesen und hätten Gehorsam, Frieden und Einigkeit 
bewirkt. Wollte man sie daher jetzt entlassen, so hätte man 
Aufruhr zu besorgen. Ausserdem baten die Ratsfreunde den 
Kurfürsten noch einmal, wenn er Mittel und Wege wüsste, möge 
er sie ihnen mitteilen. Der Kurfürst hatte dann jene Ratsfreunde 
verabschiedet mit dem Bemerken, er werde ihnen schriftlich 
seinen Rat zukommen lassen.) Am 3. Februar 1527 traf das 
angekündigte kurfürstliche Schreiben?) ein. Es ist in W als 
Originalentwurf enthalten-und seinem Inhalt wie seinem Äusseren 
nach eines der interessantesten Schriftstücke in diesem ganzen 
Schriftenwechsel. Es ist von einer ersten Hand geschrieben, 
von einer zweiten Hand (Ruckers?) inhaltlich verschärfend 
korrigiert und dann wurden einzelne Spitzen der zweiten Hand 
von einer dritten Hand wieder ausgestrichen. Dieses ganze 
Äussere zeigt schon, daß man der Fassung dieses Schreibens 
grossen Wert beilegte und daß man im Rate des Kurfürsten 
nicht so rasch darüber einig wurde. Der Inhalt dieses Schreibens 
erklärt auch die Peinlichkeit der Abfassung. Denn das ganze 
Schriftstück ist nichts anderes, als die eigentliche Antwort des 
Kurfürsten auf die Apologie des Rates. Freilich mit der grossen 
„wiederantwort“ hat dieses Schreiben nur eine Reihe sachlicher 
Bemerkungen gemein; alle die Spitzen und Schärfen aber, die 
dort so deutlich den Groll der Verfasser wiedergeben, sind hier 
ausgelassen. Es war offenbar dem endgiltigen Redaktor darum 
zu tun, es noch einmal mit ernstlichen, eindringlichen Vor- 
stellungen an den Rat zu versuchen. Nur der erste Teil, der 
von P. Meyer redet, lehnt mit besonderem Nachdruck die Be- 
hauptung ab, als seien altgläubige ungeschickte Prediger die 
Ursache des Aufstandes gewesen. Meyer sei vielmehr fromm, 
gelehrt, von guten Sitten gewesen, geehrt und geschätzt von 
Rat und Gemeinde, bis die lutherische Sekte sich ausbreitete. 
Auch von Friede und Einigkeit könne in der Gemeinde nicht 
die Rede sein, da ein Teil der Leute noch in St. Peter zum 
Gottesdienst gehe, ebenso stünde es mit dem Gehorsam des 
Volkes und mit dem Ruhm des Rates, eine gute Obrigkeit zu 
sein. Die zwei Prädikanten, die durch geistlich und weltlich 
Recht „verpenet und verdammet“ werden, seien an allem Schuld. 
Der Kurfürst gibt zum Schluß den Rat: „So ist... unser 





1) BB 1526 Bl. 57a. 
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gnediger rathe und gutbedencken, wo ir fur seiner K. Maiestaet 
und des Reichs getreuen angesehen, geachtet und gehalten 
werden und seiner Maiestaet ungenade und gemeiner geschrieben 
recht straf entpfliehen wolt, das ir als die magistrate bei uch 
zu handhabung unseres christlichen glaubens, darin wir und 
unser voreltern vil hundert jare in friede und einigkeit gelebt 
haben und selig werden mussen, die obgemelte zwene prediger... 
[nun folgt etwas, was im Texte unter-, bezw. durchgestrichen 
ist: in verwarung halten, damit wir als der ordinari wider sie 
als ketzer nach ordenung der recht procediren mogen oder 
aber sie zum mynsten] zum furderlichsten von euch tun und 
herin gottes vor eurer gemeinen zorn vor augen haben, und 
dieselbe euer gemeine herin nit, sonder got unserm selig- 
macher forchten.“ Finde der Rat dabei doch Widerstand seitens 
der Gemeinde, werde des Rates Obrigkeit nicht ermangeln 
zu helfen. 

Der Rat fühlte recht wohl die Bedeutung dieser Schrift 
und rüstete sich zu genauer Beantwortung. In der Ratschlagung 
wurde beschlossen, einige Antwortschreiben herstellen zu lassen 
und die beste davon abzusenden. In diesem letzteren vom 
18. März 1527 lässt der Rat deutlich sein Befremden über die 
Schrift des Kurfürsten durchblicken und sagt mit dürren Worten: 
„wie aber e. cf. g. mit sollichen scharpfen schriften, als ob wir 
in oncristlichen handlungen lust trugen, gegen uns bewegt oder 
geraizt worden, auch us was ursachen das beschehen, ist uns 
dieser zeit nit weniger zu befrembden dan zu horen und ver- 
mercken fast sweer, darzu nit liep“. Der Rat lässt somit über 
seinen Eindruck und seine Auffassung des kurfürstlichen 
Schreibens keinen Zweifel. Auch sonst hält er in energischem 
Tone alle seine Behauptungen aufrecht, vor allem aber betrefis 
Meyers, der mit seinen Predigten und sonstigen Äusserungen 
eben doch die Schuld an seiner Flucht habe. Ihre Prediger 
hätten sie oft genug verwarnt, sich an die kaiserlichen Mandate 
zu halten, „darauf dieselbigen zween horen auch oftermals 
offentlich vernemen lassen haben, wo sie etwas gepreddiget, 
das yemants anzufechten understunde, demselbigen wolten sie 
darumb fuesz halten, erlichen beschaidt, redd und antwort geben.“ 
Ja zuletzt schlägt der Rat dem Kurfürsten selbst gegenüber sogar 
den kühnen Ton an: „wo sich die sachen bei e. cf. g. gleich 
bei uns zugetragen, es sollten e. cf. g. unsere beschwerden 
und unvermeidenliche derzeit noit und leufde gnediger an- 
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sehen, bedenken und sich gegen uns nit erscherpfen lassen.“ 
Das ganze Schreiben klingt dann aus in Wunsch und Bitte, 
der Kurfürst möge diese Sache bis zum nächsten Concil oder 
zur nächsten Nationalversammlung auf sich beruhen lassen. 

Mit diesem Schreiben schliesst der durch die kurfürstliche 
Anklageschrift veranlasste Briefwechsel. Anderthalb Jahre hatte 
er sich hingezogen und zweifellos für den Kurfürsten nicht den 
erwünschten Erfolg gehabt, wohl aber beim Rate einen solchen 
Ton hervorgerufen, wie er im letzten Schreiben des Rates 
wiederklingt. Für den Rat lag der Fortschritt darin, daß er 
sich nach und nach immer mehr zu der entschiedenen Stellung- 
nahme gedrängt sah, wie sie in seinem Vorgehen während der 
nächsten Jahre zum Ausdruck kam. 


Beiträge zum Verhalten des Kurfürsten Albrechts II. von 
Mainz gegen die Reformation in Frankfurt a. M. in den 
Jahren 1529—1532. 


Der Hauptfeind der Reformation in Frankfurt war natur- 
gemäß die altgläubige Geistlichkeit. Diese hatte wieder ihre 
Stütze an ihrer Obrigkeit in Mainz, am Kurfürsten und seinen 
Räten. Bis zum Jahre 1529 nun hatte es der Kurfürst noch auf 
verhältnismässig gütlichem Wege versucht, dem Fortschritt der 
Reformation in Frankfurt entgegenzuwirken, sei es durch per- 
sönliche Vorladungen und Verhandlungen mit ihm, sei es durch 
Warnungs- und Mahnschreiben. Vom Jahre 1529 an wurde das 
anders, jetzt ging er auf gerichtlichem Wege gegen den Rat 
vor und zwar sowohl kraft seiner eigenen erzbischöflichen 
Jurisdiktion wie mit Hilfe des Reichskammergerichts. Die 
Akten dieser vielfach verschlungenen und verwickelten gericht- 
lichen Verhandlungen!) füllen die grössere Hälfte von W (von 
Bl. 133 bis Bl. [341].) Es ist nicht unwichtig diesen vielfach 
ineinander greifenden Verhandlungen gerade nach der von erz- 
bischöflicher Seite stammenden Aktensammlung zu folgen, weil 


*) Wir haben an drei Orten Aktensammlungen aus diesem gericht- 
lichen Processe: a) W; b) im Frankfurter Stadtarchiv die Akten des 
Reichskammergerichts, vor allem Gefach 211 No. 478 und Gefach 487 
No. 213 (im folgenden citiert F RK S. 211—478 und F RK S. 487—213); 
c) im Würzburger Kreisarchiv Akten des kurmainzischen Regierungs- 
archivs Lade 507. 
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hier die letzten Ursachen und Anfänge, auch die verschiedenen 
Zwischenspiele, wie sie der Kurfürst beliebte, viel klarer zu 
Tage treten als in den in Frankfurt vorhandenen Gerichtsakten. 
Ritter!) und Kirchner?) haben zwar auch an einzelnen Stellen kurz 
einiger gerichtlicher Verhandlungen gedacht, jedoch ohne das 
Gewirr von Fäden aufgedeckt und geordnet zu haben, an denen 
sich die verschiedenen Schriftenwechsel aneinander reihen.?) 


Nicht lange nach Abschluß des Speyrer Reichstages 
1529 tat der Kurfürst die ersten Schritte, um gegen Frankfurt 
mit Hilfe des Reichskammergerichts vorzugehen. Die Ursachen 
hiezu lagen,*) abgesehen von dem immer tiefer greifenden und 
immer kühner fortschreitenden Wirken der evangelischen Prädi- 
kanten, hauptsächlich in zwei Schritten des Rates: in seinem 
Verhalten zur Übergabe des Barfüsserklosters und in dem 
öffentlichen Anschlag eines Mandates, dessen Inhalt sich be- 
sonders gegen das zuchtlose Leben der Geistlichen richtete. 
Zu letzterem sah sich der Rat, wie er in seinem Verantwortungs- 
schreiben an den Kurfürsten ausführte,’) veranlasst durch das 
sittenlose Leben®) einzelner altgläubiger Geistlichen mit ihren 
„Zuhälterinnen“, das der Bürgerschaft zum Ärgernis, ihnen 
selbst zu Spott und Verachtung diente. Der erste Bürger- 
meister dieses Jahres, Stephan Grünberger, hatte deshalb schon 
am 27. Mai ein Mandat zum Ausrufen in der Ratssitzung ver- 
lesen,’) das, weil zu scharf, andern Ratsfreunden zum Bessern 
und Mildern übergeben wurde. In der Sitzung*) vom nächsten 
3) Ritter a. a. O. S. 172, 215 f. 

2) Kirchner a. a. O. S. 84 f. 

®) Im Folgenden können natürlich nicht alle einzelnen gerichtlichen 
Verhandlungen in ihrer ganzen, oft ermüdenden Breite geschildert werden, 


zumal keine der Aktensammlungen vollständig ist; es muß vielmehr ge- 
nügen, die bisher unbekannten charakteristischen Momente, bes. nach W, 
herauszuheben. 

4) So wenigstens nach dem kurfiirstlichen Schreiben an den Kanzler 
Konr. von Westhausen vom 15. Juli 1529, W 148 f. 

5) W 139, vom 28. Juni 1529, Ritter a. a. O. S. 121. 

6) s. Wedewer a. a. O. S. 92, Anm. 65. Es liesse sich zu dem, was 
Wedewer zugibt, noch manches beibringen: der Brief des Joh. ab Indagine 
(mitget. von Steitz, Arch. N. F. Bd. 4 S. 142 ff.); das charakteristische 
Schreiben des Kaplans Wallbach RK I 237; Beispiele davon bei Ritter 
a. a. O. S. 129; St. Leonhardsstifts-Akten u. Urk. 603. 

1) BB 1529 BI. Ila. 

5) BB 1529 Bl. 11b; der Inhalt des angthefteten Mandates bei 
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Tage einigte man sich auf zwei Mandate, eines zum Ausrufen 
und eines zum Anschlagen an die Kirchtüren; auch die Zünfte 
und Gesellschaften bekamen ein Exemplar dieses Mandates. 
Die Anheftung des Mandates an die Kirchtüren war nun der 
eine Grund zum Einschreiten des Kurfürsten. Der andere 
Grund war die Übergabe des Barfüsserklosters an den Rat. 
In der nächsten Sitzung vom 3. Juni wurde nämlich ein 
Schreiben der Barfüsser verlesen, worin sie baten, „dasz ein 
erb. rath das closter zu sein handen nemen und sie nach not- 
turft versehen lassen wolle“. Dieses Schreiben!) der Barfüsser, 
auch in W erhalten,?) besagt im Einzelnen: Sie hätten jetzt 
erkannt, wie sie bisher „in der ungnaden und finsternusz ge- 
wandelt, und manigfeltig wege gesucht . . . allerlei orden und 
secten ufgericht und dieselben in eusserlich scheinwerken mit 
underschait der zeit, der claidung, speisz und anderm, auch 
kirchengeprenge und cerimonien, welchs alles nit der recht 
weg zur seligkait.“ Sie hätten daher vor, ihren „unsichern, 
geferlichen standt, der aus menschen wane und gutbeduncken 
erdicht und kain grunt in gottes wort hat, sonder demselbigen 
stracks zuwidder ist, genzlich zu verlassen... darzu so seint 
uns unsere zins, die besten und sichersten, so wir biszhere 
gehabt, der mererthail abgeloist worden und taeglich noch ab- 
geloist werden, mogen auch mit demselben gelde kain andre 
erkaufen, sonder mussen dasselb ausz der handt geben und 
taeglich provision zu erhaltung unsers leibs notturft geprauchen. 
Aber unangesehen dieser unser unvermoglichait, wo dieser 
unser stant, darin wir bishere gewest, der recht wege zur selig- 
kait were und nit so stracks wider got und nechsten, so wolten 
wir diese unsere armut dester williger tragen.“ Sie bitten des- 
halb, der Rat wolle „sich dieser unser noth und ferligkait unserer 
seelen . . . gunstiglich erbarmen, sich auch ob dieser unser not- 
wendigen bit nit ergern oder uns in kainen uppigen wege 
ufnemen oder ermessen, als ob wir freihait des flaisch herin 
suchten, . . . unser closter zu ihren handen und verwaltung 
nemen und uns... versehung tun.“ Auf dieses Schreiben hin 
wurden Ratsfreunde zu den Barfüssern gesandt, die in Unter- 
handlung mit ihnen traten. 

Diese Unterhandlungen waren aber kaum im Gange, da 
legte sich schon der Kurfürst ins Mittel und verbot in einem 


1) B B 1529 BI. 13b. 
2) W 140—141. 
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Schreiben!) von nicht misszuverstehender Deutlichkeit alle 
weiteren Schritte. Er schrieb: „mit nit geringer beschwerung 
haben wir vernomen, das ir mit den geistlichen... des Bar- 
fuszer closters ...in tractat und handlung steen sollet, dasselb 
closter ...in kaufsweise oder anderer gestalt zu euern handen 
und gewalt zu bringen ... und also aus dem gotteshaus... 
kaufkrame oder heuser zu machen und zu weltlichen sachen 
zu gebrauchen ... dweil aber solich furnemen gotlichen geist- 
lichen und keiserlichen rechten, unserer cristlichen religion, 
guten sitten, der vernunft und dem abscheidt auf jungst ge- 
haltenem reichstag zu Speyer gemacht zuwidder, die bruder 
darin auch solichs nit zustellen mogen... begerend ir wollet... 
von solichem euerm unzymlichen und unpillichen furnemen 
steen und das obgemelt gotteshaus ... darzu es miltiglich auf- 
gericht, geordnet und dotirt ist... steen und bleiben lassen.“ 
Der scharfe Ton dieses Schreibens erklärt sich nicht nur aus 
dem allgemein zugespitzten Verhältnis zwischen dem Rat und 
dem Kurfiirsten, sondern hatte noch seinen besondern Grund. 
Es waren nämlich nicht alle Brüder des Barfiisserklosters mit 
dem Plan der Übergabe des Klosters an den Rat einverstanden, 
besonders einer nicht, Werner Sartor, der in der Zeit, da die 
Verhandlungen zwischen Rat und Convent geführt wurden, 
ausserhalb Frankfurts weilte. Sein Protest gegen jene Ver- 
handlungen half nichts; man gab ihm überhaupt keine Antwort 
und so wandte?) er sich denn an den Kurfürsten als seines 
„ordens und provinz bepstlichen und kaiserlichen conserva- 
toren“, legte ihm die oben gezeichneten Verhältnisse kurz dar 
und bat, der Kurfürst möge „egenanten raidt gütlich in ge- 
schriften ermanen, von solichen presumptionen abzusteen, auch 
den convent bei altem herkomen zu laiszen“. Der Kurfürst 
verschloß sich denn auch dieser Bitte nicht und sandte obiges 
Schreiben an den Rat. 

Der Rat antwortete einstweilen überhaupt nicht auf dieses 
Schreiben des Kurfürsten. Eine schriftliche Bitte?) des Rates 
um Anberaumung eines „gutlichen tages“ zur Verhandlung 
zwischen dem Rat und den drei Stiftern ging wenige Tage 
später, am 19. Juni, an den Kurfürsten ab, ohne die Barfüsser- 


') Am 15. Juni kam es in der Ratssitzung vor; B B 1529, BI. 17a 
das Schreiben selbst W 135 vom 11. Juni. 

2) W 133. 

3) W 136. 
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angelegenheit auch nur mit einem Worte zu erwähnen. Auch 
das Mandat des Rates gegen die Zuchtlosigkeit der Geistlichen 
blieb an den Kirchtüren hängen, obwohl der Kurfürst den 
Ratsfreunden, die Ende Mai bei ihm waren, geboten hatte, jenes 
Ratsedikt von den Kirchtüren zu entfernen. Es wird daher 
wohl wieder Klugheit und Vorsicht gewesen sein, wenn im 
nächsten kurfürstlichen Schreiben!) vom 24. Juni ein wesentlich 
milderer Ton eingeschlagen wird; ja gerade in diesem Schreiben 
ist auf einmal eine bemerkenswerte Verminderung in den kur- 
fürstlichen Forderungen eingetreten. Zwar bleibt der Kurfürst 
in der Barfüsserangelegenheit und betreffs des Ratsediktes auf 
seinen alten Forderungen bestehen. Betreffs des letzteren ver- 
langt er, der Rat solle es abtun, „cassirn und irritirn und uns 
an unserm gerichtszwang, oberkeit und gerechtigkeit und unsere 
geistlichen libertet und freiheit damit unturbirt lassen.“ Und 
in der Barfüsserangelegenheit wird noch einmal der Rat auf- 
gefordert, schriftlich dem Kurfürsten zu erklären, daß er die 
Verhandlungen wegen Übergabe des Klosters fallen lassen 
wolle. Die ganze zweite Hälfte des kurfürstlichen Schreibens 
aber, die von den beiden evangelischen Prädikanten handelt, 
mündet nun auf einmal in ganz andere Forderungen aus, als 
der Kurfürst sie bisher gestellt hatte. Von den zwei Prädikanten, 
die seit dem Speyerer Reichstag offenbar immer mehr auf 
Abschaffung der Messe drängten?) und daher wohl auch auf 
der Kanzel von der Messe, wie es in dem kurfürstlichen Schreiben 
heisst, „honlich, spotlich und verachtlich offentlich predigen“, 
heisst es: „ir (der Rat) wollet den obgemelten predigern [kor- 
rigiert aus: die obgemelte prediger; dann folgt das Durch-, 
bezw. Unterstrichene: vermeinte zwene prediger beurlauben, 
die von euch tun oder zu predigen] undersagen, auch daran 
weiszen und halten, solich schmeliche rede und predige widder 
das heilig sacrament hinfur zu underlassen, das heilig evan- 
gelium nach christlichem verstandt zu predigen und sich sunst 
in iren predigen dem richsabscheid (von Speyer 1529) gemaß 
zu halten...“ Also die früher so oft gestellte Forderung, die 
zwei Prädikanten gefangen zu nehmen und nach Mainz zu 
senden, hatte man längst fallen gelassen. Aber auch die ur- 
sprünglich in obigem Text noch gestellte Forderung, die zwei 
Prädikanten zu entlassen, hatte man wieder durchgestrichen, 
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es wird lediglich verlangt: Aufgabe des Kampfes gegen die 
Messe und Predigt des Evangeliums „nach christlichem Ver- 
stand“, innerhalb der durch den letzten Speyerer Reichstags- 
abschied gezogenen Grenzen. So weit hatte also der Kurfürst 
seine Forderungen schon ermässigen müssen unter dem Druck 
der Verhältnisse. 

Der Rat wich aber gleichwohl nicht einen Schritt zurück. 
Er sandte dem Kurfürsten die oben schon mitgeteilte Barfüsser- 
eingabe und suchte unter Berufung darauf ein Begleitschreiben’) 
vom 28. Juni zu beweisen: ,,dasz wir, wie uns bei etlichen misz- 
gonndern zu unschulden ufgemessen werden wil, gedachte 
brudere dahien nit verursacht noch hinderschritten haben.‘, 
Und wegen des an den Kirchtiiren angehefteten Ratsediktes 
meinte er: ,,dardurch wir die gaistlichen bei uns, wo sie sich 
(als die zu tun schuldig) das alles halten, mit nichten beschwert 
wissen, dweil nit wir, sonder gottes, auch die geistlichen und 
kaiserlichen recht inen solichs gepieten.“ Und was endlich die 
Predigten der Prädikanten beträfe, so hätte der Rat sie ermahnt 
sich zu mässigen, diese aber hätten sich bereit erklärt, auf 
Grund der heiligen Schrift Red und Antwort zu stehen. Es 
folgte nun noch ein letzter Schriftenwechsel zwischen dem 
Kurfürsten und dem Rat. Der Kurfürst ließ wieder dem Rat 
schreiben:?) Die Barfüsserbrüder dürften weder die Herrschaft 
des Klosters „transferieren“, noch der Rat sie annehmen, denn 
das sei wider alles Recht, das ja der Rat als Magistrat schützen 
müsse. Und jenes Ratsedikt dürfte nun einmal nicht ohne den 
Willen der geistlichen Obrigkeit angeheftet werden, selbst wenn 
es zu Nutz und Gunst der Geistlichen selbst wäre, während 
es doch in Wirklichkeit nur zur Schmach derselben sei. Endlich, 
sei das nicht schimpflich und verächtlich gepredigt, wenn die 
Prädikanten auf der Kanzel ‚die mesz mit ausgedruckten worten 
durch die spies gejagt, zum schelmen gemacht, gehenkt, aufs 
rathe gesetzt, die priester, so messe halten, diebe am leibe und 
mörder an der seele genannt“? Die Antwort des Rates?) hierauf 
ist von auffallender Kürze und Kälte. Der Rat legt noch ein- 
mal sein Vorgehen wegen des Barfüsserklosters klar, beruft sich 
auf die Eingabe der Barfüssermönche selbst und schliesst: ,,des- 
halben wir uns darin weiter nichts einzulassen.“ Auch wegen 
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des angehefteten Ediktes könnten sie nur dafür halten, daß dem 
Kurfürsten seiner „geistlichen Obrigkeit nichts benommen.“ 
Sie könnten auch „dasselbig gebot one grossen nachtail und 
widderwillen abe zu thun fur gut als zu handthabung friddens 
und guter ainigkait nit bedenken.“ Und ,,wo die preddiger 
widder die mesz gepreddigt, das sollichs ausserhalb unsers 
bevelchs geschehen.“ 

Damit schloß nun einstweilen dieser Schriftenwechsel. Der 
Kurfürst mochte einsehen, daß er andere Wege einschlagen 
müsse. Weder seine scharfe drohende Sprache, noch sein 
freundliches Zureden hatten beim Rate geholfen, weder seine 
schroffen Forderungen, noch seine ermässigten Ansprüche waren 
vom Rat erfüllt worden. Im Gegenteil, die Prädikanten trieben 
mit ihren Reden gegen die Missbräuche der alten Lehre das 
Volk immer weiter. Und der Rat begann jetzt unter Führung 
des Bürgermeisters, Steph. Grünberger, des erbittertsten Feindes 
der alten Lehre, auch immer rascheren Schrittes, wenn auch 
nicht einheitlich und geschlossen, so doch in seiner Mehrheit 
zu folgen. Schon 1527 hatte man begonnen, die Kinder nach 
der neuen Lehre taufen zu lassen und als die Geistlichen sich 
darüber beklagten, gab der Rat das für ihn damals noch so 
charakteristische Wort zur Antwort:!) „ein erb. rathe konde 
diese ding nit alle stauen.“ Schon im Jahr zuvor waren zehn 
Nonnen aus dem Katharinenkloster ausgetreten.?) Diesen folgten 
jetzt die Barfüsser, am 1. Juli 1529 beschloß man‘), sie unent- 
geltlich in die Bürgerschaft aufzunehmen. Am 8. Juli erhielt 
ihr bisheriger Guardian, Pet. Chomberger, vom Rate die Erlaub- 
nis‘) nach der neuen Lehre versuchsweise zu predigen. Ein 
ernst abmahnendes Schreiben Ferdinands blieb ohne Einfluß 
auf alle diese Umwandlungen.d) Angesichts dieses unaufhalt- 
samen Fortschrittes der Reformation in Frankfurt kann es 
nicht weiter wundern, wenn auch der Kurfürst Albrecht zu 
energischerem Handeln sich rüstete. 

Il. 

Noch während des Schriftenwechsels mit dem Rate hatte 
der Kurfiirst zu anderen Mitteln gegriffen, um dem Fortschreiten 
der Reformation in Frankfurt Halt zu gebieten. 
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Zunächst bediente man sich der Hilfe eines kaiserlichen 
Gesandten, des Propstes zu Waldkirchen, Balth. Merklin.!) Am 
29. Juni wurden diesem, der vor allem wegen Geldangelegen- 
heiten mit dem Rate zu unterhandeln hatte, verschiedene An- 
klageartikel?) von kurfürstlicher Seite aus übergeben, in denen 
das Vorgehen des Rates und der Prädikanten kurz zusammen- 
gefasst wird. Es sind inhaltlich fast dieselben Artikel, wie sie 
später als Anklageartikel dem Kammergerichteingereicht wurden; 
nur fehlt im ersteren natürlich die Predigtzulassung für Chom- 
berger, die ja erst am 8. Juli erging, ferner sind noch zwei, 
später nicht mehr verwendete Artikel hinzugefügt. Der erste 
von diesen beiden besagte, daß etliche Bürger von Frankfurt 
einen Priester, der mit dem heiligen Sakrament über die Strasse 
ging, vor sich hergejagt, so daß er, um keinen Schaden zu 
nehmen, in einen Kuhstall fliehen musste. Der andere Artikel 
berichtet, daß Hamm. von Holzhausen „als vermeinter patron“ 
die St. Blasiuskapelle und die St. Valentinkapelle in der Michaels- 
‘ kirche geschlossen, Ornate und Messgewand weggenommen 
habe und nicht gestatten wolle, daß dort noch Messe gehalten 
werde. Diese Unterhandlungen mit dem Rat fanden dann auch 
statt; wir hören aber nirgends, daß sie besonderen Erfolg ge- 
habt hätten. 

Einen anderen, für seine Stellung jedenfalls besseren und 
glücklicheren Griff machte der Kurfürst mit seinen verschiedenen 
Versuchen, die altgläubige Geistlichkeit zu stärken und für den 
Kampf mit der neuen Lehre kräftiger zu machen. Dahin gehört 
vor allem die Visitation,?) die der Propst von Tettleben Ende 
Juni und Anfangs Juli 1525 bei den Geistlichen in Frankfurt 
vornahm und die doch mancherlei Mißstände ausrottete. Und 
daß der Kurfürst gerade diesen Zweck der Stärkung gegen 
die neue Lehre im Auge hatte, zeigt sein Schreiben*) an Tett- 
leben vom 8. Juli, worin er diesem gebietet, sich zu den 
Carmelitern zu begeben. „Uns langt an“, schreibt der Kurfürst, 
„wie der rathe zu Frankfurt in arbeit steen sol, das Carmeliter- 
closter zu iren handen zu bringen... Demnach ist unser 
beger, du wollest dich mit fugen und unvermerkt des erkunden; 
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und wo sich solichs also erhielt oder dich für gut ansehe, dich 
zu dem prior und convent desselben closters fugen, an sie zum 
fuglichsten . . . nachfolgende werbung tun . . . wiewol sie alle 
samptlich und sonderlich uns bishere fur fromme, erbare und 
christlich religiosen gehalten und uns auch durch vil erbare 
und frome leut geistlichs und weltlichs stands darfur angezeigt... 
und sonderlich des sie der lutterischen sect und lere hochlich 
hinwidder were ... so hetten wir doch als ir erzbischof .. . 
sie erinnern und ermanen wollen . . . dasz sie sich mit nichts 
uberreden und bewegen lassen iren christlichen stand, darin 
sie weren... in ein pervers wesen zu komen und das closter 
mit seiner in und zugehorung in der weltlichen oberkeit handen 
und gewalt zu stellen und got syns bete haus zu spoliirn und 
daraus ein kaufhaus machen.“ „Mit den und weiteren geschickten 
persuasion worten“ sollte Tettleben die Karmeliter stärken, daß 
sie dem Verlangen des Rates nicht nachgeben sollten. 

Diese neue Taktik des Kurfürsten blieb nicht ohne Erfolg. 
Die Karmeliter blieben, bis auf einen Laienbruder!), standhaft. 
So gingen denn am 20. Juli noch Ermahnungsschreiben?) ähn- 
lichen Inhalts an das Kloster der Dominikaner und zu den Weissen 
Frauen ab mit dem Befehl, daß die Insassen bei ihrer ,, Vokation“ 
bleiben und bedenken sollten, daß mit der neuen Lehre 
nichts gutes, sondern „lauter unere, untugend und übel entstee.“ 
Auch diese Schreiben erreichten ihren Zweck vollkommen. 
Sichtbar von diesem schärferen Kampfesgeist durchweht ist 
auch das Vorgehen des Kurfürsten gegen den Rat, als dieser 
dem Kaspar Kanzler den Schutz aufsagte?), weil er das Kind 
eines Schreiners, das Melander getauft hatte, noch einmal taufte. 
Das Vorgehen des Kurfürsten war diesmal weniger von Eriolg 
begleitet, weil Kanzler selbst den Rat um Gnade gebeten und 
versprochen hatte, derartiges nicht mehr zu tun. Der Rat hatte 
ihm dann wieder seinen Schutz zugesagt. 

So hatten also die Verhältnisse zwischen dem kurfürstlichen 
Hofe und der Reichsstadt im Juni und Juli eine bedenkliche 
Zuspitzung erfahren. Das Eingreifen des kaiserlichen Gesandten 
war völlig erfolglos geblieben. Die neue Kampfesweise des 
Kurfürsten, die hauptsächlich in der Stärkung der altgläubigen 
Geistlichkeit bestand, hatte zwar mehr Erfolg aufzuweisen, hatte 
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aber auch zugleich eine viel entschiedenere, feindliche Stellung 
des Rates hervorgerufen. Der erste Bürgermeister dieses Jahres 
war ja in seiner erbitterten Feindschaft gegen die altgläubigen 
Geistlichen zu allen Schritten fähig. Und der Kurfürst konnte 
die Nichtbefolgung seiner Mahnung wegen der Übergabe des 
Barfüsserklosters, der Anheftung des Ratsediktes an die Kirch- 
türen, des Wütens der beiden Prädikanten nicht verwinden. 
Noch im Juli tat er die einleitenden Schritte, um das Kammer- 
gericht zu Hilfe zu rufen, und zugleich begann er auch kraft 
seiner eigenen erzbischöflichen Gerichtsbarkeit einzuschreiten. 
Die Kämpfe, die jetzt ausgefochten werden, sind wesentlich 
juristischer Art. 
HI. 

Der erste Schritt zum gerichtlichen Vorgehen des Kur- 
fürsten gegen Frankfurt war ein Brief,!) den er an seinen Ver- 
treter in Speyer, Kanzler K. von Westhausen, schreiben ließ. 
In diesem Briefe (15. Juli) ließ Albrecht dem Kanzler kurz die An- 
klagegründe auseinandersetzen (Barfüsserkloster, Ratsanschlag, 
Prädikanten) und die Kopien der jeweiligen Antworten des 
Rates von Frankfurt beilegen. Nach Aufzählung der Anklage- 
gründe heisst es: „Dweil sie aber auf irem unpillichen fur- 
nemen ersteen und, als wir glaublich bericht werden, ye lenger 
ye meher furgeen sollen, mit den religiosen der manne und 
jungfrauen closter doselbst bei inen wie mit den Barfuszern 
zu handeln und also die closter zu iren handen zu bringen 
und mit der zyt auszutilgen und die ganz clerisei aus Frankfurt 
zu bringen, wo darzu mit zytlichem rate nit getan wurde, und 
uns als dem erzbischof von ampts wegen und defensor und 
protector des Barfuszers closters darin zu sehen eigent und 
gepurt, und vernomen, das als verruckter zyt herzog Hans 
von Sachsen, Churfursten, dem bischof zu Naumburg der- 
gleichen auch gehandelt, das derselbe bischof von dem regiment 
oder chammergericht ein mandat widder inen, herzog Hansen, 
erlangt und er nach verkundung desselben stillgestanden und 
sich der closter und anderer geistlichen hauser nit meher under- 
zogen solt haben, wir gedacht, ob nit gut were, das das camer- 
gericht oder regiment fur sich selbst widder die von Frankfort 
ein mandat het ausgeen lassen oder daß solichs durch uns 
oder die zwene gemelts bruder closters zu Frankfurt, denen 
solichs zuwidder und noch in ire profession und habit steen, 
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am cammergericht oder regiment ausbracht und den von Frank- 
furt verkund wurd. Und ist demnach unser beger, du wollest 
dich solichs eigentlich erkunden, ob und wo und an welich 
ende und in was fall solich mandat widder herzog Hansen er- 
langt sei, oder wo das nit ausbracht were, so wollest bei dir 
bedenken, auch anderer verstendigen gelerten und erfarnen 
rate haben, welicher massen der von Frankfurt unzimlich fur- 
nemen furkomen und die vorige ire unpilliche und widder 
recht geubte handelungen in vorigen stand bracht werden 
mochten und wes du dich erkundest... zum furderlichsten 
bericht zusagen“. 

Westhausen erkundigte sich nach den Akten des Processes 
Naumburg contra Sachsen, ließ von den hierin ergangenen 
Mandaten Kopien anfertigen und übersandte sie mit einem 
Begleitschreiben an den Kurfürsten am 27. Juli. Bei den beiden 
Mandaten!) gegen Naumburg und gegen Johann von Sachsen 
handelte es sich um Folgendes. Die Naumburger hatten einen 
lutherischen Prädikanten angenommen, trotz des Einspruchs 
des Bischofs von Freising, der Administrator von Naumburg 
war, behalten, ja in einer allgemeinen Versammlung beschlossen: 
„desselben ler... als evangelisch anzuhangen und dabei leib 
und gut zusetzen ... welchs auch Veit Glockner der zeit burger- 
meister also ausgeschrieben haben soll: got seie lob, dasz er 
doch sein heiliges wort und evangelium bei euch auch er- 
schienen lasz, und ermanung, das die gmeind in solchen fur- 
nemen fest besteen solt, got werde euch nit verlassen. So hab 
man auch ein weltlichen trost, dan der hochgeborn Johans, 
herzog zu Sachsen... und sein lieber sone herzog Friederich 
wollen euch auch nit verlassen.“ Wegen dieser Vorgänge - 
waren am 3. Juni 1529 ein kaiserliches Mandat sowohl an die 
Stadt Naumburg erlassen worden, das ihr bei Verlust aller 
ihrer Freiheiten, besonders des Jahrmarktes an Peter und Paul, 
gebot, den lutherischen Prediger zu entlassen, die vom Bischof 
verordneten Geistlichen nicht in ihren Ceremonien zu stören 
und alles wieder in vorigen Stand zu setzen, als auch an Johann 
von Sachsen, dem verboten wurde, die Naumburger gegen 
ihren Bischof weiter in Schutz zu nehmen. Das waren die 
beiden Mandate, von denen Kurfürst Albrecht gehört hatte und 
die ihm den Plan zu seinem weiteren Vorgehen gegen Frank- 
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furt gaben. Im Begleitschreiben!) zu diesen Mandaten besprach 
nun Westhausen die Berechtigung des Kurfürsten zum gericht- 
lichen Vorgehen in den drei Fällen. Wegen des Barfüsser- 
klosters meinte er, die Barfüsser seien dem Papst, dem Kaiser 
und ihrem Provinzial unterworfen, da könne der Kurfürst nichts 
tun, ausgenommen wenn das Conservatorium, das der Kurfürst 
suchen lassen möge, diesen Fall einschliesse. Die zwei Mönche, 
die ihr Ordenskleid noch nicht abgelegt haben, können auch 
kein Mandat gegen Frankfurt erwirken, weil sie Ordensleute 
seien. Dies könne nur ihr Ordensprovinzial tun. Wegen des 
Ratsediktes aber und der Antwort des Rats an den Kurfürsten 
„will... wol gepuren in dem nit zu ersitzen, sonder bei dem 
cammergericht umb mandaten widder den rat zu Frankfurt an 
zu halten, solch mandate zu cassirn und abzuthun bei peen, 
verlirung und privirung aller irer freiheit und sonderlich der 
zweier Frankfurter fasten und herbst messen“. Auch wegen 
der Predigten der Prädikanten hätte der Kurfürst vollkommen 
Recht ein Mandat zu erbitten wider die Prädikanten, wider den 
Rat und die ganze Gemeinde zu Frankfurt, „die solichs gehort, 
gestatt und stillschweigen*. Um Weiterungen zu verhüten, 
solle der Kurfürst dem kaiserlichen Fiskal die Sache befehlen, 
ex officio gegen Rat und Gemeinde von Frankfurt vorzugehen. 
Dazu wäre aber noch ein genauer Bericht und eine ernstliche, 
vom Kurfürsten selbst unterzeichnete „bevelchschrift“ von nöten, 
„dweil er in den sachen zu zeiten hinlessig were“. 

Der Kurfürst folgte genau dem Rate Westhausens. Er ließ 
zunächst eine Eingabe?) an das kaiserliche Kammergericht aus- 
arbeiten, das kurz die Vorgänge in Sachen des an die Kirch- 
türen angeschlagenen Ratsediktes schilderte, auch die Aufsagung 
von Schutz und Schirm an einige Geistliche in Frankfurt dar- 
legte und dann auf Grund dieser beiden Vorgänge, die eine 
Beeinträchtigung der geistlichen Freiheit und einen Eingriff in 
die erzbischöfliche Jurisdiktion bedeuteten „und seiner cf. g. zu 
iniurien und schmahe reichten,“ ein Strafmandat gegen Frank- 
furt verlangte. Dieses Strafmandat möge den Frankfurtern unter 
Androhung der Entziehung ihrer zwei Messen und sonstigen 
Privilegien gebieten, das Ratsedikt zu kassieren, in den Gerichts- 
zwang des Kurfürsten nicht mehr einzugreifen und wegen der 
dem Kurfürsten durch diese Dinge zugefügten Injurien „abtrag 
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und kerung und wandel und gnugsame caucion und sicherung 
zu thun.“ Endlich verlangt diese Eingabe noch für die Frank- 
furter die Benennung eines „entlichen tages vor kais. M. 
cammergericht zu erscheinen und darzutun und beweisen“, daß 
sie diesem Mandat gehorcht, oder zu erklären, daß sie diese 
Strafen auf sich nähmen. Aber auch den andern Rat West- 
hausens befolgte der Kurfürst und ließ acht Artikel zusammen- 
stellen, auf die hin auch der kaiserliche Fiskal am Kammer- 
gericht ein Mandat gegen Frankfurt ausgehen lassen solle.) 
Diese Artikel handeln von der Anstellung der zwei Prädikanten 
durch den Rat, von ihrer Verheiratung, von ihren Predigten 
wider die Obrigkeit und die rechte Lehre. Unter diesen Ar- 
tikeln wurde auch die Anklage wegen des Vorgehens des Rates 
gegen das Barfüsserkloster untergebracht. Als Beilage zu 
diesen acht Artikeln ließ der Kurfürst endlich auch noch die 
von Westhausen angeratene „bevelchschrift“) an den „hin- 
lässigen“ kaiserlichen Fiskal Kasp. Martin ausarbeiten, die noch 
einmal kurz die Handlungen des Rates und seiner Prädikanten 
darlegte, desselben Rates, der doch den Speyrischen Reichs- 
tagsabschied unterschrieben und versiegelt habe. Zum Schluß 
besagt diese Schrift an den kaiserlichen Fiskal: „So wissen wir 
nit bequemlich wege zur abstellung irs unpillichen furnemens, 
dan das durch dich als kais. M. fiscal von ampts wegen widder 
sie durch mandat oder andere gestalt am kais. camergericht 
procedirt werde.“ Der kaiserliche Fiskal solle daher beim 
Kammergericht ein „penlich mandat“ stellen lassen; weitere 
Informationen hiezu werde ihm der kurfürstliche Kanzler West- 
hausen geben. Diese drei Schreiben wurden am 3. August 
1529 an Westhausen gesandt. Letzterem wurde dazu noch 
bemerkt,?) er solle die Supplikation wegen des Ratsediktes beim 
Kammergericht durch Bernh. Rohlinger, den Substituten Konr. 
von Schwabachs, einbringen lassen, die beiden andern Schriften 
solle er selbst dem kaiserlichen Fiskal geben. 
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Man sieht, der Kurfürst war entschlossen, rücksichtslos und 
mit aller Strenge gegen Frankfurt vorzugehen. Er wollte mit 
aller Gewalt dem unaufhaltsamen Fortschreiten der Reformation 
in Frankfurt einen Damm entgegensetzen. Es passte auch 
sehr gut in die Stimmung des Kurfürsten in jener Zeit, daß 
er an den Kaplan K. Kanzler schreiben ließ,!) er habe gehört, 
daß der Rat ihm das Predigen untersagt habe. Wenn dem so 
ist, „so heben wir die vermeint nichtige pflicht, die du gemel- 
tem burgermeister mit der tat hast tun mussen, hiemit... auf 
und bevelen dir hiemit bei penen des bans, das du dich solich 
des burgermeister unzimlich, widder recht und alle pillicheit 
von dir gnomen pflicht nicht irren oder verhindern lassen, 
sonder one ersucht und one erfordert syn des burgermeister 
oder yemant anders das evangelium christlich frei und dem 
Speirischen abscheidt nach ungehindert . . . predigen und das 
nit lassen oder wegern wollest.“ 

Indessen glückten doch nicht alle Pläne des Kurfürsten in 
gewünschtem Maße. Das Kammergericht zeigte sich auch nicht 
ganz so willenlos und gefügig, wie der Kurfürst es gerne 
gehabt hätte. Das Mandat wegen des Ratsediktes und der 
Aufsagung von Schutz und Schirm an die Geistlichen erging 
vom Kammergericht lange nicht in der gewünschten Schärfe; 
es besagte nur:?) daß der Rat das angeheftete Edikt abzutun, 
gegen die Geistlichen nichts vorzunehmen und in die Juris- 
diktion des Kurfürsten nicht einzugreifen habe. Geschähe dies 
doch, verfiele Frankfurt in Strafe: „privirung der zwei messen 
und 100 Mark lotigs Gold.“ Der Kanzler Westhausen fühlte 
denn auch offenbar, als er dies Mandat vom 28. August 1529 
dem Kurfürsten zusandte, daß dies nicht ganz das von ihm 
gewünschte sei und fügte im Begleitschreiben*) zur Ent- 
schuldigung hinzu: „und haben camerrichter und beisitzer 
solichs nit anders geben wollen, aus ursach das die notata 
noch hinther nit verificiert.“ Die „injurien und schmehe“ aber, 
die der Kurfürst bei dem Vorgehen der Frankfurter empfunden 
hatte, werden im Mandat überhaupt nicht genannt, auch nicht 
bestraft; dafür wollen Kammerrichter und Beisitzer erst „uf 
ferner supplicacion citation“ erkennen. Das Strafmandat selbst 
kam dann am 7. September in Frankfurt in der Ratssitzung 


') W 176. 
2) W 192—193. 
3) W 223. 
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zur Sprache und man beschloß,!) der Rechtskundigen Rat ein- 
zuholen; sonst ist nirgends eine Spur von dem Eindruck zu 
finden, den jenes Mandat machte. 

Noch viel weniger als mit diesem Strafmandat glückte es 
dem Kurfürsten mit dem Mandat, das er vom kaiserlichen 
Fiskal begehrte. Der Fiskal erwirkte zwar beim Kammer- 
gericht ein Mandat?) gegen Frankfurt, das genau dem in der 
Eingabe begehrten scharfen Ton entsprach, denn es bestimmte: 
„So gepieten wir euch von rom. kais. macht bei pen verlierung 
und entsetzung aller euer regalien, freiheiten, gnaden, rechten 


und gerechtigkeiten... darzu der zweier Frankfurter herbst 
und vasten meszen... dasz ir... aufgestelte prediger als ver- 
furisch... auch alle neuerungen und unzimlich wesen... 


genzlich und zumal abschaffet und abstellet, das Barfusser 
closter und desselben personen in und zu vorigem stand... 


widerumb gesetzet... und hiefur euch solicher und dergleichen 
entsetzung der geistlichen und irer guter vereuszerung, auch 
abstellung der alten... preuch genzlich enthaltet, sonder ob- 


gedachtem abschied gemesz (Reichstagsabschied von Speyer 
1529) erzeiget.“ Es ist klar, daß die Ausführung eines solchen 
Mandates einer Aufhebung sämtlicher bisherigen Fortschritte 
auf kirchlichem Gebiete gleich gekommen, ja der Beginn einer 
solchen Durchführnng vielleicht schon ein Signal zu neuem 
Aufstand gewesen wäre. Ist es daher zu verwundern, wenn 
zur Übersendung dieses Mandates am 10. September West- 
hausen noch ein Schreiben?) an den Kurfürsten „zu eigen 
handen“ richtete, das von der Veröffentlichung dringend abriet? 
Westhausen schrieb: „nachdem alhie von etlichen dapfern es 
dapfer angesehen und geacht will werden, als solt solch mandat, 
wo es plubliciert und verkund, mehr zu aufrur und emporung, 
auch zu zerstorung der geistlichkeit zu Frankfurt reichen und 
dienen soll dan zu frieden oder einigkeit, hab ich... dem k. 
fiskal bevolen, das er solich mandat on e. cf. g. ferner bescheid... 
nit woll publicieren.“ Der Kurfürst möge doch zuerst seiner 
Räte Meinung darüber hören. Diese, Dietrich Zobel und Christoph 
von der Gablentz, hielten‘) zwar die Veröffentlichung „nit fur 


') B B 1529 Bl. 56b. 

2) W 2161. 

5) W 218. 

*) In einem Schreiben vom 22. Sept. 1529, zwischen W 226 und 227 
befindlich. 
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ondienstlich“ und meinten, die Frankfurter würden sich dann 
um so eher der Zusage und des Abschieds des letzten Speyrer 
Reichstags erinnern. Aber das Mandat wurde gleichwohl nicht 
in Anwendung gebracht; Rucker schrieb auf das in W befind- 
liche Exemplar: „ist aber nit verkund worden.“ 

Die beiden ersten Schläge, die der Kurfürst gegen die 
Reformation in Frankfurt mit Hilfe des Gerichts hatte führen 
wollen und die am Anfang so drohend aussahen, waren also 
damit recht gelind ausgefallen. Der eine Schlag traf überhaupt 
nicht; die erhobene Hand sank nieder ohne ihren Zweck zu 
erreichen. Die Wirkung des andern Schlages war auch nicht 
viel bedeutender. Acht Tage nach dem Bekanntwerden des 
Mandates in Frankfurt nahm der Rat einen neuen Prädikanten, 
Cellarius,!) an. 

IV. 

Mit der Anwendung kaiserlicher Kammergerichtsmandate 
war aber das Arsenal kurfürstlicher Waffen, die im Kampf gegen 
Frankfurts Reformation zu gebrauchen waren, noch nicht er- 
schöpft. Der Kurfürst konnte immer noch mit Hilfe seiner 
eigenen, erzbischöflichen Jurisdiktion gegen Frankfurt vorgehen. 
Freilich war hierfür die Rechtsfrage umstrittener, der Kampf 
musste bedeutend heisser werden. Und so zog sich denn dieser 
neue Kampf, bei dem die Frankfurter mit zähester Beharrlich- 
keit alle ihre Stellungen verteidigten und nur langsam zurück- 
wichen, mehrere Jahre hin. 

Das Vorspiel zu diesem Kampfe fand in Frankfurt statt. 
Es begann mit dem Vorgehen des Rates gegen das Karmeliter- 
kloster. Wir sind hierüber ganz genau unterrichtet. Die Karme- 
liter mussten später einen ausführlichen Bericht liefern, der sich 
noch in W befindet. 

Im Karmeliterkloster befanden sich die Heiligtümer der 
St. Anna-Bruderschaft, bestehend in Gold und Silber, Mess- 
gewändern, Kelchen, Monstranzen. Diese Bruderschaft hatte 
sich 1475 eine eigene Kapelle erbaut;?) 1481 hatte sie sich eine 
Reliquie, den Arm der h. Anna, aus Lüttich kommen lassen. 
Innocens VIII. und Erzbischof Bertold von Mainz sollen dann 
die Bruderschaft bestätigt und sowohl Kaiser Maximilian wie 





') BB 1529 Bl. 59b; Ritter a. a. O. S. 130ff. 

2) Lersner, Chronik von Frankfurt a. M. (1706) II S. 118; Wolff und 
Jung, die Baudenkmäler in Frankfurt a. M., I, 90 ff., woselbst die weitere 
Literatur angegeben. 
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sein Nachfolger ihr besondere Gunst zugewendet haben durch 
Verleihungen von besonderen Freiheiten und Privilegien.!) 
Noch 1517 ließ die Bruderschaft das Refectorium des Klosters 
mit der Geschichte von der Verfolgung des Karmeliterordens 
ausmalen. 

Im Jahre 1529 begann nun der Rat die Auflösung dieser 
Bruderschaft einzuleiten. Am 20. Juli d. Js. ließ?) der Bürger- 
meister Steph. Grünberger den Prior der Karmeliter zu sich 
in den Römer entbieten. Statt seiner kamen der Subprior, Kasp. 
Dietzenbach, und der Küster, Konr. Arheiligen. Der Bürger- 
meister sagte zu ihnen: „Ir hern, wir haben uch beschickt und 
mein hern, ein erb. rait, haben bisher vor ware vil anlaufens 
als mit denen bruderschaften, das mein hern, ein erb. rait, uns 
zweien burgemestern, befelich gegeben hait, wir solten rechen- 
schaft nemen von yeder bruderschaften, es sei sant Niclas oder 
sant Anna oder was welle, und es nach der hand entphangen 
und hinder einen erb. rait setzen und dan werden mein hern, 
ein erb. rait, solches ordineren, das gott dardurch gelobt werd 
und auch nach noturft die armen gespeist.“ Darauf erwiderte 
Konr. Arheiligen: „w. hern, sant Anna bruderschaft ist be- 
stediget und hait selbers brief und siegel uber sich geben; als 
das der bruderschaft zustendig sei, es sei, was es sei, solle 
bleiben zu der ere gottes und zerung der capellen.“ Bürger- 
meister: „Ja, lieber her, wer die brief gemacht, der kann sie 
widder zerbrechen, wil ich uch sagen. Was war es von noten, 
das ich euch denen ganzen tag darvon prediget? Das ist 
miner hern bescheit.“ 

Fünf Tage nach dieser Unterredung kamen der Ratsherr 
Jak. Korsener und die Bürger Kasp. Scheit, Thunges Seckeler, 
Konr. Offenbach, Heinrich Würzkrämer in das Karmeliterkloster 
und begehrten den Prior zu sprechen. Als der Prior gekommen 
war, sagte Kasp. Scheit: „wird. her pater prior, wir sein alhie 
geschick von eines erb. raits und beiden burgermeistern, zu 
erfordern, als was sant Anna bruderschaft zustendig ist, es si 
golt, silber, meszgewant, kelch, monstranzen und alles, was der 
bruderschaft zustendig ist.“ Prior: „ir liebe hern und gut frunde, 
ir thait forderung, alles was sant Anna bruderschaft zustendig 
ist von wegen eins erb. raits, so wollen wir einem erb. rait 
ein schriftlich antwurten daruf gebn; wie die bruderschaft ver- 


9) Nach der späteren Petition der Karmeliter an den Rat W (309 f). 
2) Der ganze Bericht W (305—308). 
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brieft und versegelt und bestedig ist, wollen wir meinen hern 
zu verstehen geben schriftlich.“ Der Berichterstatter schliesst 
den Bericht über diese zweite Unterredung: „da sein sie 
widder heimegangen mit grosse onwill.“ 

Am nächsten Tage, Montags, war der St. Annatag. Am 
Dienstag, 27. Juli, waren schon morgens um 7 Uhr der Sub- 
prior und der Küster auf dem Römer und verlangten!) die 
Ratsfreunde zu sich. Der Rat sandte Ph. Fürstenberger, Becht. 
vom Rhein und Heinrich Becker zu ihnen. Diesen übergaben 
die beiden Karmeliter zwei Schriften, die vom Prior ange- 
kündigte Antwort?) und eine Kopie des kurfürstlichen Moni- 
toriums vom 20. Juli.) Die erste Schrift schildert kurz die 
Geschichte der St. Anna-Bruderschaft, die beiden Unterredungen 
des Biirgermeisters und der Biirger mit ihnen und bat zum 
Schluß den Rat mit Berufung auf den letzten Speyrer Reichs- 
tagsabschied, der doch alle Neuerungen bis zum nächsten 
Konzil verboten hätte, sie in ihren Rechten zu schirmen, zu 
schützen und ihrem Kloster nichts zu nehmen. Fürstenberger 
nahm die beiden Schreiben und brachte sie dem Rat. Nach 
etwa einstündiger Verhandlung kam Fürstenberger mit Bechtold 
vom Rhein und Becker wieder und sagte zu den beiden Kar- 
melitergesandten:*) „ir liebn hern, euer suplication mit einer 
copie eines mandats unsers g. h. von Meinz haben wir einem 
erb. rait uberlibert und auch verlesen, wissen wir nit, wie es 
zugehet, der mandate haben wir hude 3 gehabt in dem rait; 
es wir uns leit, das der gemein man wist, das wir so beklag 
werden geigen dem fursten. Nun, mein hern, ein erb rait, 
haben uns befolhen uch zu sagen, das solche kleineten, was 
in sant Anna bruderschaft horet und zustendig ist, denen bruder- 
meistern sollet laissen folgen, und dann nachfolgens werden 
sie solches hinder ein erb. rat setzen, so ist es so wole versorgt 
und bewart als bei uch.“ Die beiden Karmeliter antworteten: „w. 
h., wir konden das nit wol getun, dan mein hern sehen wolen ` 
den brief, den m. g. h. von Meinz uns zugeschick hait.“ Weitere 
Verhandlungen an diesem Tage führten zu keinem Resultat, 
die Karmeliter gaben nicht nach und der Rat beharrte bei 
seiner Forderung. Am nächsten Tage beschloß man in der 


') BB 1529 BI. 38b. 

2) W (309 8). 

5) Dasselbe wie W 152 f. 

*) S. auch BB 1529 BI. 40a. 
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Ratschlagung!) die Forderung zu wiederholen, den Klöstern 
Pfleger zu geben, ohne deren Wissen sie nichts „in den zeit- 
lichen guteren handeln sollen, es wolle auch ein erb. rat inen 
dardurch ires gebets und anderer ordnung nichts benomen 
haben.“ 

Inzwischen hatte auch der Kurfürst von diesem Begehren 
des Rates gehört und beschloß nun zum ersten Male seine 
eigene, erzbischöfliche Jurisdiktion gegen den Rat in Anwendung 
zu bringen. Er ernannte am 30. Juli eine Kommission?) zur 
Behandlung dieses Streites, die aus dem Propst Val. von Tett- 
leben, dem Dekan des Stifts zu St. Peter und Alexander in 
Aschaffenburg Martin Gol und dem Scholastikus und erz- 
bischöflichen Kommissar Konrad Rucker bestand. Schon am 
Tage zuvor hatte der kurfiirstliche procurator fisci im Namen 
des Kurfürsten ein Arrestmandat an die Karmeliter ausgehen 
lassen, das alle zur St. Anna-Bruderschaft gehörigen Sachen 
mit Arrest belegte und den Karmelitern aufs strengste unter- 
sagte, etwas davon nehmen zu lassen. Zugleich wurden sowohl 
die Karmeliter wie der Rat von Frankfurt auf Mittwoch, den 
11. August, nach Aschaffenburg vorgeladen, um nachzuweisen, 
dass sie den Arrestbefehl geachtet haben, und allenfalsige Ein- 
sprüche geltend zu machen. 

Was sollte nun der Rat gegen dieses Einschreiten des 
Kurfürsten tun? Zunächst wurde man in der Ratschlagung,?) 
am 2. August, darüber einig, den Mönchen „nachdem sie sich 
anderer obrigkait underwerfen, inen die deputata ufsagen und 
von denen nemen.“ Des Arrests wegen beschloß man, daß 
dem Kurfürsten „vor allen Dingen das factum angezaigt soll 
werden.“ Aus dem Ratsauschuß, der mit den Karmelitern 
unterhandeln sollte, schied Fürstenberger aus uns nicht be- 
kannten Gründen aus. Am folgenden Tage trat man in der 
Ratssitzung*) den Beschlüssen der Ratschlagung bei und es 
gingen sogleich der Bürgermeister Grünberger, Phil. Ugelheimer, 
Becht. vom Rhein, Joh. von Buchen und der Ratsschreiber 
= 3) Ratschl. P. II Bl. 126a. 

®) Sämtliche Schriftstücke, die an diese Kommission einliefen oder 
von ihnen ausgingen, sind zusammengestellt in F.RK S. 211—478, 
BI. 41 ff. Eine Kopie hiervon im Würzburger Kreisarchiv unter den 
Beständen des ehemal. kurmainzischen Regierungsarchives, Lade 507, 
No. 20 ff. 


8) Ratschl. P. Il Bl. 127a, b. 
4) BB 1529 BI. 43, a, b. 
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zu den Karmelitern. Der Bürgermeister sagte dort zum ver- 
sammelten Konvent: „Das ist die meinung eines erb. raits, 
darnach wir die kleineten solten laissen folgen, was sant Anna 
bruderschaft zu stendig sei.“ Die Karmeliter berieten sich 
kurz und erwiderten: „Wir konten nit wol und mit nicht etwas 
laissen folgen noch heiltum oder anderns, dan wir konden nit 
wedder das mandat und arest m.g.h. von Meinz gethun.“ 
Der Bürgermeister wiederholte seine Forderung und meinte, 
das sei kein guter Freund gewesen, der geraten habe, Arrest 
legen zu lassen. Als er dann noch Drohworte hinzufügte, 
sagten die Karmeliter zu, sich noch einmal zu bedenken und 
neue Antwort zu geben. 

Am nächsten Tage, 4. August, gab der Rat seinem Ein- 
spruch gegen das Vorgehen des Kurfürsten rechtlichen Aus- 
druck.') Er protestierte vor dem Notar dagegen, daß der Kurfürst, 
statt sich an ihre beiderseitige Obrigkeit zu wenden, „inhibition 
und arest habe ausgehen lassen“, obwohl er keinen Gerichts- 
zwang gegen die Bürgerschaft habe, und appellierte zugleich 
an den Kaiser. Am 8. August gingen der zweite Bürgermeister 
Joh. Eller und der Ratsschreiber noch einmal zum Prior und 
der Ratsschreiber sagte: „pater prior, m. h. ein erb. rait hait 
uns zu uch in einer guten meinung geschick, das wir uch die 
sach erindern, dann sie erachten, ir bedenk sie nit so weiszlich, 
woe sich sie hene dragen wil; wan ir auch allwegen jubileret, 
wie ir exempt seid und niemants dan dem babst underworfen, 
so sehet der bischof hand insleg henden oder mogen, schetzt 
er uch und stroft uch, wie er will. So ist zu bedenken was, 
euer oberkeit, der general und provincial darzu mochten thun 
und excomuniceren und pluckten uch, so seist ir zwossen zweier 
stuln nidder.“ Der Prior erwiderte: „Es ist war, wir sein exempt 
und nimants underworfen dann dem babst, aber m. g. h. von 
Meinz ist von babstlicher heiligkeit uns zu einem conservator 
gesetzt.“ Der Ratsschreiber: „Ja er ist euer (als ir sagt) privi- 
legiorum vestrorum nit exemptor penarum.“ Nach einigen Ver- 
handlungen wurde dann ausgemacht, daß der Prior „compareret 
nach dem arest“ und dann um Relaxation des Arrests für den 
Rat nachsuchen soll.) Am nächsten Tag ging der Prior nach 
Aschaffenburg zum Termin, der Rat vertrat seine Sache schriftlich.?) 





1) W 194—197. 
2) B B 1529 BI. 46a. 
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In Aschaffenburg war man aber mit dieser Lösung der 
ganzen Angelegenheit nicht zufrieden. Als die Frankfurter den 
Termin gar nicht besuchten, wurde sofort ein neues Arrest- 
mandat!) erlassen und dem Rat ein neuer Termin auf den 19. 
August bestimmt. Diesmal sandte der Rat?) den Ratsschreiber 
Joh. Marsteller mit einem Proteste hin, aber ohne Befugnis 
einen erzbischöflichen Abschied anzunehmen; zugleich legte der 
Rat auch wieder vor dem Notar Protest ein’) und appellierte 
an den Kaiser. Auch der zweite Termin verlief resultatlos. 
Marsteller war zwar mit einem Notar hingeschickt worden, aber 
nur um die zwei Appellationskopien vorzulegen. Jetzt griff auch 
die von den Frankfurtern angerufene Appellationsinstanz ein, 
das Reichskammergericht, und forderte‘) am 25. August den 
Kurfürsten auf, am 27. Tag nach Empfang der Citation vor dem 
Kammergericht zu erscheinen und mittlerweile das Verfahren 
gegen Frankfurt einzustellen. Damit war einstweilen dem Ein- 
schreiten Einhalt getan. Die Sache lag jetzt vor anderem Forum 


zur Entscheidung. 
V. 


Der Kurfürst war anscheinend empört über dieses Ein- 
schreiten des Kammergerichts. Wenigstens ließ er am 9. 
September ein Schreiben?) an das Kammergericht ausgehen, 
worin er in scharfem, gereiztem Ton das Recht zu seinem Vor- 
gehen gegen Frankfurt nachzuweisen suchte. In diesem Schreiben 
werden zuerst noch einmal kurz die verschiedenen Handlungen 
der Frankfurter aufgezählt, die auf „irem verstopften gemute“ 
verharrend der neuen Lehre anhängen, P. Meyer vertrieben 
haben, die zwei Prädikanten behalten, das Barfüsserkloster 
säkularisiert und im Juni jenes Mandat an die Kirchtüren an- 
geschlagen haben. Ausführlich werden die Schritte des Rates 
in der Karmeliterangelegenheit erörtert und dann kommt das 
Schreiben zu dem Schluß, der Kurfürst habe als geistliche 
Obrigkeit gehandelt nach dem bisher geübten Brauche, daher 
sei die Citation des Kammergerichts mit ihrer Inhibition nichtig 
und des Kurfürsten Begehr, Citation und Inhibition sofort auf- 
zuheben und den kurfürstlichen Gerichtszwang ungestört zu 
lassen. Das Schreiben mündet endlich in die Drohung aus, 

») W 1748. 

2) BB 1529 BI. 5la. 

8) W 198—203. 
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der Kurfürst müsse andere Wege einschlagen, wenn das Kammer- 
gericht auf seinem Vorgehen beharre. 

Dieses Schreiben an das Kammergericht wurde wieder an 
Westhausen gesandt, um durch dessen Vermittlung an das 
Kammergericht zu gelangen. Zugleich mit dieser Eingabe ging aber 
noch ein höchst merkwürdiges Begleitschreiben an Westhausen 
selbst ab, das aus einem Brief und einer Zedula bestand. In 
dem Briefe wird Westhausen aufgefordert, obige Eingabe dem 
Kammergericht zu übergeben. Ferner wird geboten: „Du sollst 
auch mit dem camerrichter und etlichen beisitzern, so des 
witters macht haben, davon von unsern wegen mit dapferer 
erzelung der ursachen in unserm schreiben gemelt reden und 
sovil dir mogelich handeln, das sie ire vermeinte citation fallen 
und unsere geistliche iurisdiction wider die von Frankfurt ... 
unverhindert brauchen lassen.“ Beständen die Richter aber 
darauf, daß der Kurfürst obige „declinatorie“ auf dem Rechts- 
wege an dem bestimmten Termin durch seinen Anwalt vor- 
bringen lassen müsse, so solle Westhausen sagen, daß der 
Kurfürst „das zu tun nit schuldig, auch nit tun wurde, dwyl 
kund und offenbar, das sie in dieser sache ganz unbequeme 
` richter“ seien. In diesem Briefe sind die Drohungen womög- 
lich noch stärker als in der Eingabe: der Kurfürst werde „bei 
K. M. und den stenden des reichs soliche olfentlich unform- 
lich ungeschickte und widder alle recht und des reichs ordnung 
nichtige handlung furbringen, widder sie (die Kammerrichter) 
handlen lassen . . . des solten sie sich genzlich versehen. So 
dan solichs geschee, hetten sie sich selbst zu berichten, was 
unrats inen daraus erwachsen mocht.“ Neben diesen Drohungen 
nimmt sich aber die Zedula sehr merkwürdig aus: „und da- 
mit du (gemeint ist Westhausen) unser entlich gemute herin 
wissest, so ist unser gemute, fursatz und meinung, das, wo sie, 
die vom camergericht, auf solich unser schryben von irem 
furnemen nit steen, sonder widder uns auf die ausgangen ladung 
furter procedirn wurden, das wir alsdan durch unser procu- 
rator uf dem angesetzten Termin vor inen erscheinen und ob- 
gemelt unser schrift in declinatorien weis widderumb repetirn 
und remission der sachen bitten lassen, wolten wir dir nit 
bergen ist, aber one not inen solichs zu eroffnen.“ 

Der Wunsch des Kurfürsten fand aber beim Kammergericht 
keine Erhörung. Am 15. September schrieb!) das Kammer- 

1) W 226. 
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gericht an den Kurfürsten: „haben sich e. cf. g. aus hohem 
verstand gnediglich zu erinnern, das uns nit geziemen will, 
vilgemelte gegen e. cf. g. erlangte procesz ausserhalb des ge- 
richts und unverhort der widerparteien begerter massen zu 
cassirn.“ Und Westhausen bemerkte dazu:') „habe also durch 
myn practica nichts ferreres erhalten mogen.“ Der Kurfürst 
war also abgewiesen. Er musste den Rechtsweg einhalten. 
Ende Oktober sind nun die ersten Verhandlungen vor dem 
Kammergericht.?) Am 28 Oktober wurde die exceptio declina- 
toria fori’) des Kurfürsten abgesandt, in der in 14 Punkten 
die ganze Karmeliterangelegenheit dargestellt, Kassierung der 
Frankfurter Appellation verlangt, auch Bestrafung der Frank- 
furter gefordert wird. Zugleich mit dieser exceptio ließ der 
Kurfürst eine Eingabe*) beim Kammergericht einreichen, worin 
Bestrafung der Frankfurter verlangt wird, weil sie das letzte 
Mandat (vom 20. August 1529) nicht eingehalten hätten. Bei 
Oberreichung dieser beiden Schriften an das Kammergericht, 
am 12. November 1529, scheinen aber von seiten des kurfürst- 
lichen Vertreters, Rohlinger, zwei Formfehler vorgekommen 
zu sein. Denn Helfmann, der Frankfurter Vertreter, reicht am 
26. November eine Schrift’) ein, worin er behauptet, der kur- 
fürstliche Vertreter habe sein Recht und seine Gewalt in dieser 
Sache gar nicht nachgewiesen. Zugleich antwortet‘) Helfmann 
auf die petitio summaria: der kurfürstliche Vertreter habe auch 
hiefür seine Berechtigung nicht in genügender Weise nachge- 
wiesen, auch sei der vom Kammergericht gesetzte Termin vom 
Kurfürsten nicht eingehalten worden, das ganze Verlangen des 
Kurfürsten müsse also vom Kammergericht nicht nur abge- 
wiesen werden, sondern der Kurfürst selbst bestraft werden. 
Rohlinger bestreitet dies’) in der Verhandlung am 22. Dezem- 
ber und weist seine Berechtigung nach.) Helfmann aber bleibt 
dabei stehen,?) wiederholt alle Behauptungen und schliesst: 
Wüsste der Kurfürst um alle Handlungen seiner Anwälte, so 


1) W 224 f. 

2) W 247 f. 

8) W 234—240. 

*) W 249 f.: petitio summaria. 
5) W 241—244. 

6) W (251—254). 

7) W (255 f.) 

5) W 245 f. 


°) W (257—262). 
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würde er den ganzen Proceß fallen lassen „und ein erb. rat 
mit rue lassen.“ So stand der Proceß am 17. Januar 1530. 
In dieser Zeit scheint er verlegt worden zu sein. Erst am 
12. September 1530 ergeht wieder eine Erkenntnis des Reichs- 
kammergerichts.!) 
Inzwischen ließ aber der Kurfürst die Zeit keineswegs 
unbenutzt verstreichen. Der Augsburger Reichstag und die 
Anwesenheit der Frankfurter Gesandten, Phil. Fürstenberger 
und Becht. vom Rhein, war dem Kurfürsten eine willkommene 
Gelegenheit, aufs neue den Frankfurter Reformationsbestre- 
bungen entgegen zu wirken. Am 9. Juni 1530 schrieben?) die 
beiden Gesandten nach Hause, daß der Probst Val. von Tett- 
leben, der Amtmann von Höchst und der Schultheiß von Mainz 
mit ihnen im Dom eine Unterredung gehabt haben, in der man 
ihnen heftige Vorwürfe wegen des Vorgehens des Frankfurter 
Rates machte. Zuletzt hat der Propst angehoben und mit 
ganz bewegtem Gemüte geredet: „Liebe Herren, bedenkt doch 
wie unbillig, wie unfreundlich von einem Rat gegen meinen 
Herrn gehandelt wird, es möchte leicht ein Fürst sein, der 
euch so lange nicht zusehen könnte.“ Dann hielt der Propst 
ihnen noch einzelnes vor und mahnte, Frankfurt möge doch 
den Leuten kein böses Exempel geben. Die Frankfurter 
Gesandten baten auf diese Unterredung hin ihren Rat um 
Instruktion und meinten, es wäre gut, wenn der Rat nichts 
Neues „wider die Pfaffen“ in dieser Zeit anfinge. Der Rat 
stand damals in Begriff, das Abendmahl im lutherischen Ritus 
einzuführen. Um dem vorzubeugen, schrieb?) auch der Kurfürst 
am 5. Juni 1530 an den Rat von Frankfurt und drohte schon 
„solichs an ir Kaiserl. Maiest. gelangen zu lassen.“ Daß 
letzteres keine blosse Drohung war, geht aus dem Schreiben 
der beiden Gesandten vom 4. August hervor.*) Hier berichten 
sie, sie hätten den Scholastikus von St. Bartholomäus in 
Frankfurt, Jak. Furster,®) mit dem kaiserlichen Sekretär Alex. 
Schweiß gehen sehen und „heftig sollicitiren.“ Sie hätten 
deshalb den Sekretär nachher ersucht, er möge es doch ver- 





1) F. RK S. 211- 478, ProceBiibersicht. 

2) Reichstagsakten des Frankfurter Stadtarchives Tom 44 BI. 9—11, 
abgedruckt bei Schirrmacher, Briefe und Akten S. 390ff. 

3) Ritter a. a. O. S. 141f. 

4) Schirrmacher a. a. O. S. 415f. 

5) Ritter a. a. O. S. 145. 
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hindern, wenn die Geistlichen etwas wider Frankfurt erlangen. 
Der Sekretär habe erwidert: ja, er habe von Fürsten eine 
Supplikation, habe sie aber noch nicht gelesen; er wolle aber 
für Frankfurt tun, was er könne. Eine solche Eingabe an den 
Kaiser befindet sich nun in W (278—286). Es ist dies zwar 
nur eine undatierte Kopie, aber nach ihrer ganzen Stellung in 
W — sie findet sich mit einer Kopie der 46 Artikel!) unmittelbar 
hinter dem Begleitschreiben der Mainzer Räte (s. oben) vom 
18. Juli 1530 — sowie nach ihrem ganzen Inhalt kann es nichts 
anderes sein als die Kopie der Eingabe selbst oder zum 
mindesten die Kopie eines der Entwürfe zu dieser Eingabe. 
Letzteres ist aber unwahrscheinlich, da Schriftstiicke von W, 
die nicht zur Verwendung kamen, stets die betreffende Be- 
merkung haben.?) jedenfalls gibt der Inhalt der in W vor- 
handenen Eingabe klar den Willen des Kurfürsten zu erkennen: 
auch den Kaiser gegen Frankfurt mobil zu machen. Denn 
diese Eingabe zählt nach kurzer Hervorhebung der Bedeutung 
Frankfurts und all der „Gnaden und Freiheiten“, mit denen 
die Kaiser Frankfurt begabt hätten, mit ziemlicher Ausführlich- 
keit die bekannten Vorgänge auf, die von 1522—1530 gegen 
die alte Lehre und die ihr treu gebliebenen Geistlichen ins 
Werk gesetzt worden waren, und schliesst endlich: „Nun ist 
ro" kait Mt hochlich zu bedenken, das die stat Frankfurt mitten 
im heiligen romischen reich liegt, und das zwei male im iare 
zu den zweien messen ein merglich volk von aller nation 
dahin kompt, als Franzosen, Hispanier, Selender, Brabender, 
Italianer, und das frembd volk, das die ler nit ist, leichtlich 
daselbst moge ein gift holen und furter weiter ausgiessen; 
zudem die lutherischen bucher daselbs ununderschiedlich in 
franzosisch, hispanisch, lateinisch und teutsch feile gehapt und 
verkauft werden, und das darumb zuvorderst hoch von noten 
sein woll, zum furderlichsten immer muglich insehens zu thun. 
Und wo kai" Mt solichs nit eigener person thun mocht, das ir 


') Auf den Wert dieser Kopie der 46 Art. sowie des hinter der Ein- 
gabe eingebundenen Druckes der 46 Art. kann hier nicht näher ein- 
gegangen werden. Nur soviel sei mitgeteilt, daß nach genauer Ver- 
gleichung die Kopie sich als eine sehr flüchtige erweist mit vielen 
Fehlern. Wertvoll ist dagegen der Druck der 46 Art., der dem von Jung 
mit D bezeichneten Exemplar der Senckenberg. Biblioth. (Qu II Einl. 
S. XX) sehr nahe steht. 

2) s. W 23, W 216 nach Beil. 
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Mt ein geistlichen und ein weltlichen fursten, die eins dapferen 
ansehens weren, dahin verordent, als commissarien gebe denen 
bevelch von allen oberzelten puncten bei sondern personen, 
als nemlich bei schulthessen, heuptman, burgermeistern und 
ratsperson, dazu den furnemigsten der handwerk, auch den 
geistlichen inquisicion, nachforschung oder examen segregatim 
zu thun. Bei denen wurde ir Mt finden vil weitern grund- 
lichern bericht, auch were ursacher, handhaber und fanenfurer 
dieser sache were, dan es nit meniglich liebe, sonder noch 
vil in und ausserhalb des rats und gemein sein, denen der 
andere furnemen und handlung hoch zuwider, mogen aber nit 
darfur. Alsdan konte ir Mt dem allem gute ordnung und 
reformacion machen, damit dis sachen an allen orten widerumb 
zu gute bracht werden moge.“ 

Die nächste Wirkung und der unmittelbare Erfolg dieser 
Eingabe ist für uns leider dunkel. W enthält darüber nichts. 

Am 19. September 1530 wurden wieder die Verhandlungen 
am Kammergericht in etwas schärferer Tonart aufgenommen. 
Das Kammergericht erkannte an diesem Tage,') daß Helfmann 
verpflichtet sei, jetzt auf die kurfürstliche exceptio declinatoria 
fori zu antworten. Am 23. September 1530 wurde auch der 
Notar Konr. Minzenberg aufgefordert, die Akten der ersten 
Instanz, d. h. die Akten aus den Aschaffenburger Verhandlungen 
zwischen Frankfurt, den Karmelitern und der von dem Kurfürst 
eingesetzten Kommission, einzureichen.) Am 24. April 1531 
gibt Helfmann Antwort auf die Exceptionalartikel, fügt aber 
zugleich Defensorialartikel®) bei. Jetzt entspinnt sich wieder 
ein Schriftenwechsel wegen der Defensorialartikel, Repliken, 
Dupliken, Tripliken folgten. Der ganze Proceß findet seinen 
einstweiligen Abschluß damit, daß am 10. November 1533 in 
der Verhandlung vor dem Kammergericht bestimmt wurde‘), 
jeder Teil solle Kommissarien ernennen, die aber vom Gegner 
anerkannt sein miissen, diese Kommissarien sollten den Streit 
beenden. Die Aktenmitteilung von W zu diesem Proceß bricht 
aber schon friiher ab; eines der letzten Schriftstiicke hierin ist 
ein Schreiben?) Ruckers an Westhausen vom 8. Dezember 1531, 


F RK S. 211—478, Bl. 3. 
*) F RK S. 211—478, Bl. 41ff. 
3) W (287—290). 
4) F RK S., Processiibersicht. 
5) W (323, 327). 





’) 
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worin Rucker dem Kanzler Westhausen die Weisung gibt: „kein 
weiter disputation“ und fortfahrt: „versehe ich mich genzlich, 
die am cammergericht werden nach unserer petition erkennen. 
So lass ich mir auch gefallen, das der comtur zu Frankfurt 
oder sein locumtenens zu commissorien geben werden, wie wol 
es warlich nit von noten were, dan aus den acten vor myns 
g. h. richtern und reten in diesen sachen arest ergangen solichs 
alles sich clarlich erfindet, weliche acten auch dem camergericht 
produciert sein. Aber man musz der zyt und -ungeschicklich- 
keit der leute diesmals vil nachlassen.“ 

Es war aber noch eine andere Streitsache zwischen dem 
Kurfürsten und Frankfurt anhängig vor dem Kammergericht. 
Schon in seiner Eingabe vom 28. Oktober 1529 (s. o.) hatte 
der Kurfürst verlangt, daß Frankfurt gestraft werde, weil es das 
Strafmandat des Kammergerichts vom 20. August 1529 nicht 
beobachtet habe. Am 30. Oktober 1531 wiederholt!) der Kurfürst 
in einer Eingabe an das Kammergericht dieses Verlangen. Helf- 
mann aber protestiert?) gegen die nicht gesetzmässig ein- 
gebrachten Anträge des Kurfürsten. 

Leider bricht W hier wieder ab. Die Einzelheiten dieses 
Processes, der sich bis 1535 hinzog, sind dunkel, da auch die 
im Frankfurter Stadtarchiv liegenden Reichskammergerichtsakten 
hier viele Lücken enthalten. Wir sind auf die kurzen Notizen 
Kirchners II S. 85 angewiesen, nach denen der ganze Proceß 
schon 1533 eine solche schlimme Wendung genommen hatte, 
daß Frankfurt gezwungen wurde, nach Hilfe sich umzusehen 
und um Aufnahme in den Schmalkaldischen Bund nachzusuchen. 


Konrad Rucker. 


In den vorstehenden Beiträgen zur Reformationsgeschichte 
von Frankfurt am Main kommt bei zwei bedeutsamen Gelegen- 
heiten unter den Gegnern der Reformation in Frankfurt Konrad 
Rucker vor. (s. o. S. 80 ff. u. S. 115 ff). Rucker ist eine von 
den Persönlichkeiten, deren Einfluß als Gegner der Reformation 
damals in der Maingegend ein recht bedeutender war, über 





1) W (299—302). 
2) W (332—335), (336—339). 
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deren Name und Wirken aber noch viel Dunkel!) liegt. Da 
nun beim Nachforschen nach Ergänzungen zu W sich hand- 
schriftliches Material iiber das Leben Ruckers fand und Rucker 
ja auch fiir die Reformationsgeschichte Frankfurts von Be- 
deutung ist, so mögen hier noch kurz als letzter Beitrag die 
gefundenen Notizen über Rucker zusammengestellt werden. 

Die gedruckte Literatur über Rucker ist gering. Die beiden 
Biographen Albrechts von Mainz, dessen Sekretär und Kommissar 
Rucker war, Hennes und May, nennen nicht einmal den Namen 
Ruckers. Auch die verschiedenen Nachschlagewerke bieten 
nichts. Die bekannten Werke zur Mainzer Geschichte von 
G. Chr. Joannis, V. F. de Gudenus, S. A. Würdtwein geben 
verschiedene Notizen, auch Aug. Amrhein hat mehrere Nach- 
richten über Rucker gesammelt in seiner Dissertation über die 
Prälaten und Kanoniker des ehemaligen Kollegiatstiftes zu 
St. Peter und Alexander in Aschaffenburg. 

Besser bestellt ist es mit der handschriftlichen Literatur. 
Im Stadtarchiv zu Frankfurt a. M. befindet sich eine hand- 
schriftliche Geschlechtergeschichte, die J. K. von Fichard zu- 
sammengestellt hat und von denen ein Heft?) nur die Familie 
Rucker behandelt. In diesem Heft hat Fichard alle ihm zu- 
gänglichen Nachrichten über Rucker gesammelt. Auch das 
Stiftsarchiv zu St. Peter und Alexander?) bewahrt heute noch 
eine Reihe von Akten und Urkunden zu Ruckers Leben. Ebenso 





') Wedewer macht in seinem Leben Joh. Dietenbergers aus dem ihm 
vorliegenden „Euckern“: „Kucker“ (S. 233) und (S. 329) aus „Fucker“ auch 
wieder: „Kucker“. M. Spahn macht in seinem Johann Cochläus S. 343 
gar aus „Fucker“: „Fugger“. Es ist leicht zu beweisen, daß es sich bei 
all diesen Stellen stets um denselben Namen handelt, um den Scholastikus 
und Kommissar Konr. Rucker in Aschaffenburg. Die Notiz Wedewers 
beruht auf einem Irrtum, F(ucker) ist nicht in K(ucker) verbessert, sondern 
in R(ucker). Auch die Notiz im Briefwechsel des Konr. Mutian (ges. u. 
bearb. von Dr. K. Gillert) Bd. II, S. 147 zu Brief 486, daß mit einem im 
Briefe vorkommenden „Chonratus Ruckert“ Conradus Rucker de Bruch- 
sella gemeint sei, dürfte kaum richtig sein. Da dort noch Konrads Bruder 
Andreas genannt ist und Konrad Rucker aus Seligenstadt, der spätere 
Kommissar, wirklich einen solchen hatte, so dürfte wohl eher Konrad 
Rucker aus Seligenstadt gemeint sein. 

*) No. 248. 

5) Die Bemerkung des „Hand- und Adressbuch der deutschen Archive“ 
von Burckhardt (T. I. 1. Aufl. 1887) S. 83 über dieses Archiv stimmt 
nicht mehr. Der Vorstand des Stiftungsamtes erteilt in entgegen- 
kommendster Weise die Erlaubnis zur Benutzung. 
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finden sich im Würzburger Kreisarchiv (alle Notizen, die aus 
diesem Archiv stammen, verdanke ich der Güte des Herrn 
Reichsarchivrates Göbl) sowohl in den Mainzer Ingrossatur- 
büchern als auch sonst unter den Akten und Urkunden dieses 
Archives wertvolle Ergänzungen. Im Münchener Allgemeinen 
Reichsarchiv!) endlich, wird noch ein Band von Severus 
„Dioecesis Moguntina in parochiis“ aufbewahrt, worin Severus 
als Einleitung eine Abhandlung über Aschaffenburger Kom- 
missariatsverhältnisse gibt und worin er natürlich auch auf 
Rucker zu sprechen kommen muß. Alle diese Notizen zu- 
sammen ergeben folgendes Lebensbild Ruckers. 

Konrad Rucker war bald?) nach 1470 geboren zu Seligen- 
stadt als Sohn des dortigen Schöffen Klaus Rucker. Fichard 
zählt Konrad als den ältesten unter 5 Söhnen auf. Da nun 
Konrad sowohl wie seine vier Brüder, Nikolaus, Philipp, Ewald 
und Andreas, später alle zu Amt und Würden kamen,?) so 
schließt Fichard vielleicht nicht mit Unrecht, daß der Schöffe 
Rucker seinen Kindern eine gute Erziehung gegeben hatte. 
Konrad widmete sich dann dem geistlichen Stande. Am 
26. Februar 1500 wurde er Kanonikus und am 7. Mai gleichen 
Jahres Kapitular des Stifts zu St. Peter und Alexander in 
Aschaffenburg, dem er bis an sein Lebensende in verschiedenen 
Stellungen angehörte.!) Zu gleicher Zeit hatte er aber auch 
meist eine Stellung inne die ihn häufig mit dem kurfürstlichen 
Hofe in nähere Berührung brachte. So unterzeichnet er als 
erzbischöflicher Sekretär ein am 1. Juni 1503 ausgestelltes 
Kommissorium des Mainzer Erzbischofs Bertold für Joh. Will, 
Kommissar zu Aschaffenburg.) Am 9. April erhielt er seine 


1) Unter den Beständen des ehemaligen Habelschen Archives, 
No. 323. Eine Reihe von einzelnen Blättern, die in den Severus- 
Gemensischen Fragmenten der Mainzer Stadtbibliothek fehlen, finden 
sich hier. 

*) S. die von Amrhein a. a. O. mitgeteilte Inschrift: „qui cum a 
Christi salvatoris nostri nativitatis anno MDXL undecima die Martii 
magna cum laude septuagesimum annum attigisset etc.“ 

*) Nikol. R., von 1516—1524 Stadtsindicus von Frankfurt a. M., später 
Nassau-Dillenburger Rat, von Karl V. geadelt; Phil. R. + 1532 als Kanonikus 
im Bartholomäusstift in Frankfurt; Ewald war ebenda Kanonikus am 
Liebfrauenstift; Andreas ist 1522—1532 kurmainzischer Sekretär in Reichs- 
sachen. Das Geschlecht der Rucker pflanzt sich nur in Nikolaus R. 
fort. (Alles nach Fichard.) 

*) Amrhein a. a. O. S. 277. 

5) Würzb. Kreisarch.: Mainz, geistl. Schrk. Lade 21, No. 5. 
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erste Pfarrstelle') in Rossdorf bei Hanau von dem Erzbischof 
Jakob von Mainz und am 20. Mai desselben Jahres wurde ihm, 
dem „secretari“ noch das „beneficium altaris chori“ an der 
Mainzer St. Martinskirche übertragen.) Im nächsten Jahre 
schlug Erzbischof Jakob dem Papst Julius If. unter andern 
Geistlichen auch Rucker „ad primam gratiarum exspectativarum 
expeditionem“ vor.?) Eine andere Pfarrstelle erhielt‘) er am 19. Mai 
1508 in, Sultzpurg“, auch in der Mainzer Diöcese gelegen. Über 
Ruckers Tätigkeit an diesen beiden Orten haben wir keine 
näheren Nachrichten, dagegen treten uns Spuren seiner Sekre- 
tariatstätigkeit häufiger entgegen. Aus einer sonst nicht ganz 
klaren Notiz bei Severus’) geht hervor, daß Erzbischof Jakob 
den Sekretär Rucker zuweilen zu persönlichem Dienste ver- 
wendete. Und Mutian berichtet in einem Briefe®) an Abt Hart- 
mann vom 29. März 1515, Eitelwolf vom Stein hatte wegen 
Erlangung einer Pfründe für Mutian mit „Chonrato Ruckert et 
ipsius fratri Andreae“ geredet. Im weiteren Verlauf dieses 
Schreibens werden diese beiden Brüder als „primarii scribae“ 
bezeichnet. Gudenus teilt (Cod. diplom. IV. S. 556) ein Akten- 
stück mit, wonach Rucker „can. Asch.“ 1516 in Abwesenheit 
des Kammerschreibers Frowin von Hutten 50 fl. ausbezahlt 
habe, die Frowin seinem Vetter Ulrich „als er in Welschland 
gezogen ist“ überlieferte. 

Als Albrecht von Brandenburg Erzbischof von Mainz wurde, 
gelang es Rucker, sich allmählich zu höheren Stellungen auf- 
zuschwingen. Schon am 29. März 1516 wurde er von Albrecht 
zum erzbischöflichen Kommissar für die Propstei Aschaffenburg 
ernannt. Die Ernennungsurkunde’) gibt Rucker weitgehende 
Vollmachten, viel weitergehende als sie sein Vorgänger im 
Aschaffenburger Kommissariate, Joh. Will, gehabt!) hatte. In- 
folgedessen war es nicht zu verwundern, daß dem Aschaffen- 
burger Propsteiofficial in dem neuen Kommissar eine gefähr- 
liche Konkurrenz entstanden war, bei der ersterer häufig den 


') Würzb. Kreisarch.: Mainz. Ingrossb. No. 49, Bl. 125. 

®) Ebenda, BI. 131. 

23) So Fichard nach Joa. I 816 und Gudenus IV 559. 

4) Würzb. Kreisarch.: Mainz. Ingrossb., No. 49, Bl. 150. 

5) Münch. a. Reichsarch., ehem. Habelsches Arch., No. 323, BI. 18b. 
e) Briefwechsel des Konr. Mutianus a. a. O. S. 146f. 

7) Würzb. Kreisarch. K 1755a. 

8) Würzb. Kreisarch. Mainz. geistl. Schrk, Lade 21 No. 5. 
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kürzeren ziehen musste!) „usquedum“, wie Severus hinzufügt?), 
„sensim et sensim officium praepositurae decresceret.“ Viel- 
leicht um diese Schwierigkeiten abzuschneiden, ernannte Livinus 
von Veltheim, der von 1526—1532 Propst von Aschaffenburg 
war, den erzbischöflichen Kommissar Rucker „etiam in suum 
sive praepositurae iudicem.“?) Severus schliesst dann diesen Ab- 
schnitt über die Kommissariatsverhältnisse: „Videtur mihi post 
annum 1533 tempore Valentini a Tetteleben praepositi Aschaffen- 
burgensis et Episcopi Hildesheimensis omnia iura praepositi ad 
commissarium (und das war eben Rucker) abiisse.“ Am 12. 
August 1518 war Rucker noch Scholastikus des Achaffenburger 
Stifts geworden‘) und in dieser Stellung als Scholastikus, erz- 
bischöflicher Kommissar und Propsteirichter übte er eine ganze 
Reihe von Jahren bis zur Erwählung zum Dekan einen weit- 
gehenden Einfluß aus. Mit Frankfurt kam er in dieser Zeit 
öfter in Berührung (vergl. die Qu II Index sub Rucker Konr. 
aufgeführten Stellen): er schlichtet Streitigkeiten unter den dortigen 
Klerikern, erledigt Subsidienangelegenheiten für den Kurfürsten 
und wird von den Stiftern wegen der Zinsablösungsfrage um 
Rat gefragt. Der Reformation gegenüber war seine Stellung 
stets eine schroff ablehnende; keine einzige Nachricht lässt auch 
nur das geringste Schwanken in dieser Beziehung erkennen. 
Sein Vorgehen gegen Draconites?) und die Miltenberger Re- 
formationsbewegung ist bekannt. Auch die Frankfurter Refor- 
mation bekam Ruckers Einfluß zu spüren, wenn auch nicht in 
demselben Masse wie Miltenberg. 

Ein solcher Mann, starr allen Neuerungen verschlossen und 
sie bei jeder Gelegenheit bekämpfend, war natürlich für einen 
Cochläus eine Freude und so widmet Cochläus schon 1523 
(17. September) die von ihm herausgegebene Schrift Dieten- 
bergers „von menschen ler“ dem Kommissar Rucker.°) Im 





') Zeitschr. d. hist. Ver. für Niedersachsen (1897), S. 112ff: Br. Krusch, 
Studie zur Geschichte der geistl. Jurisdiktion und Verwaltung des Erz- 
stifts Mainz, bes. S. 132f. 

2) Münch. a. Reichsarch. a. a. O. S. 7b. 

3) Die Ernennungsurk. bei Amrhein a. a. O. S. 84.— Auf die Bemer- 
kungen des Severus über die Aschaffenb. Kommissariatsverhältnisse kann 
hier, weil zu weitführend, nicht näher eingegangen werden. Die Kommis- 
sariatsakten selbst liegen seit 1824 im Würzb. bischöfl. Ordinariatsarchiv. 
*) Amrhein a. a. O. S. 277. 

5) s. Realencyklopädie f. prot. Theol. u. Kirche, 3. Aufl. ,Draconites.“ 
®) Wedewer a. a. O. S. 233. 
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nächsten Jahre widmet Dietenberger selbst Rucker seine Schrift: 
„wider das unchristlich buch M. Luth. von dem miszbrauch 
der mesz.“!) 

Kurfürst Albrecht verwendete auch jetzt noch den Kommissar 
zu besonderen Sendungen. So sandte er ihn 1527 nach Trier.?) 
1530 ließ Albrecht für die Zeit seines Aufenthaltes in Augsburg 
Rucker nach Mainz kommen, damit er dort den Mainzer Räten 
des Kurfürsten beistehe.*) 1532 wurde Rucker auf Wunsch 
Albrechts vom Kapitel zum Dekan gewählt,‘) welche Stellung 
er bis zu seinem Tod beibehielt. 

Das ist Konrad Rucker, ein schroffer Feind der Reformation, 
bereit jeden Augenblick sie zu bekämpfen, ein eifriger Diener 
seines Herrn, mit zäher Ausdauer seine Amtsgewalt benutzend 
und vergrössernd, ein Mann, den vielleicht am besten ein Vers 
charakterisiert, den er 1536 auf eine Elle schrieb :) 

Hätten wir alle einen Glauben, 

Gott und gemein Nutz vor Augen, 
Eine Elle Maß und recht Gewicht, 
Guten Frieden und recht Gericht, 
Eine gute Münz und auch gut Geld, 
So stünd es wohl in aller Welt. 


Beilage. 


Die Apologie des Rates 1526. 


W 83—90. 83a hat oben rechts die Bezeichnung: „der von franck- 
fort entschuldigung“ (von Ruckers Hand); 83b unbeschrieben. 


84a. Hochwirdigster furst, gnedigister herr. Uff den ersten artickel, 
her Diether Sartoris belangend, ist nit an; derselbig her Diether hat bey 
uns in sant Katharinen kirchen etzlich zeit den junfrauen im selben 
closter, als wir bericht worden, mit wissen ew. churfürstlichen gnaden 
vicari gepredigt; das aber derselbe her Diether kay" Mt mandaten zuwider 
luterisch sect gepredigt, des tragen wir kein wissen, glauben aber gut- 
lich, er hab sich dem kay" mandat gemesz gehalten, den er auch des oft 


') ebenda S. 329f. 

*) Münch. a. Reichsarch. Severus, a. a. O. Bl. 7b. 

3) Aschaffenb. Stiftsarch. Lade 196 No. 3217. 

+) Ebenda Stiftsprot. 1525—1537, S. 203. : 
5) Lersner, Chron, von Frankfurt a. M. (1734) II S. 217. 
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treulich und mit hohem ernst erinnert und ermant worden ist. Und 
sonderlich zu der zeit, als e. curf. g. unsern gesanten anzaigen haben lassen, 
als solt derselb her Diether in verdacht steen, das er der luterieschen 
leer anhengig, haben wir innen und den patron dorumb zur red gestelt. 
wellicher dan uns mit antwort begegnet, die wir e. churf. g. zugeschickt, 
daraus e. churf. gnaden genugsamlich vernumen, wes sich derselbig her 
Diether domols erpotten; nemlich, wo er etwas uncristlichs oder wider 
kayr Mt mandat gepredigt hett, im dasselbig anzuzaigen, darbey es dan 
gelassen, er auch deshalb weyter nit angezogen worden. Das wir aber 
denselben herrn Diethern zu predigen ufgestelt oder noch seinem abziehen 
einen andern luterischen lerer an sein statt verordnet haben, das wurd 
uns zu unschulden zugemessen; dan es ist die warhait, das noch her 
Diethers abziehen der recht pfarer zu sant Katharinen des prediger ampt 
bis in zeit seines absterbens selbst verwesen, ist kunth und — 84b — 
offenbar, so ist auch noch absterbens desselbigen rechten pfarrers von 
uns kein anderer dahin zu predigen gestelt noch verordnet worden. 


Zum andern, die von Sachsenhausen und den pfarrer doselbst be- 
langendt etc., hat es die gestalt: derselb pfarrer mag etzwas geschlagen 
worden sein, wellichs uns aber gar nit lieb, sondern hoch und fast zuwider 
gewest ist. Wir haben auch derhalben, ausz sonderm mitleiden demselben: 
pfarrer bis in zeit seines absterbens notorftige versehung gethan, auch da- 
bey nit underlassen, sonder ernstlich nachforsung gehapt und muglichen 
vleys furgewent, die theter zu erkundigen und sie begangner miszhandlung: 
halber zustrafien, das aber ursach seines schlahens gewest sey, wie an- 
gezaigt wurt, nemlich, das die von Sachsenhausen nit hetten wollen ge- 
stat.en, die ceremonien zu halten, sonder gewolt, das er die luterische 
neue leer predigen solt, des tragen wir auch kein wissens. Das ist aber 
unlaugpar, das den Sachsenheusern mit worten angelangt, das innen zu- 
gemessen, als solten sie das opfer vom altar genumen haben; ob es aber 
ausz denselbigen oder andern ursachen geflossen und durch wen solichs. 
geschen sey, ist uns verporgen. So ist auch an dem nichts, das die 
zu Sachsenhausen ainen andern luterischen lerer angenumen, aufgeworfen 
und die lutherisch leer und sect zu predigen bevolhen haben, sondern ist die 
unwidersprechlich warhait, das der jetzig pfarrer mit wissen und zu- 
lassung unsers gnedigsten herren — 85a — des stathalters auch des 
capitels zu sant Bartholmesz uffgenumen und dargestelt worden ist, 
wissen auch von keinem beuelch ime der luterischen leer halb beschehen, 
dorumb hetten sich unsere misgonner solichs erdichten angebens uns 
zu ruck woll enthalten und e. churf. gnaden domit unbemut gelassen. 

Des bereytens halben under beyderley gestalt beschehen sein soll, hat 
(vor e. churf. gn. schreiben) unserem burgermaister auch angelangt, der 
den pfarrer derhalben beschickt und, von wem er das beuelh gehapt, er- 
fragt; doruff er sich mit antwort vernemen lassen, das er von erbern 
leuten, die innen des ewangeliums ermant, durch g.tt darzu erpeten 
worden mit dem erpieten, ob ainicher unrat oder unwill gemeiner statt 
daraus entsteen sollt, sich hinfurter des zu massen, versehen uns auch, 
er werde sich desselbigen bis uff ferneren bescheidt halten. 

Zum driten, die luterischen bucher belangend etc., haben wir uff 
kay" Mayt auszgangen gepott dieselbige bey uns feyl zu haben und zu 
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verkauffen mermals und ietz uff e. churf. g. begere, derselbigen zu under- 
thenigen gefallen, abermals mit ernst verpieten lassen. Sie sind abe 
hiebevor mancherley weis in die messen pracht, eines mal haimlich, 
dann, ehe man es wol ist innen worden, verkauft, wie wir glaublich 
horen, das auch in e. churf. gnaden statt Mentz und in andern fursten- 
thumben und stetten uber angelegte verpot dergleichen geschehen — 
85b — sey und noch teglichs geschehen mocht, wellichs aber alles nit 
woll muglich ist allenthalben zuuorkomen, wie e. churf. gnaden selbst 
zu ermessen haben. 

Aber die antwort, so wir verschiner zeit e. churf. gnaden cantzler 
uff sein derhalb gethone werbung gegeben, ist furwar von uns in ver- 
achtlicher weys oder meinung nicht beschehen; wollen e. curf. g. auch 
underthenigklich pitten, dergestalt nicht zu versteen oder uffzunemen; 
solt es aber doruber kay" Mayt angezaigt werden, trugen wir auch kein 
scheu, uns des und anderer vorgehalten artikel mit bestendigem grundt 
und warhait bey irer Mayestet als unserm allergnedigsten und rechten 
herren genugsamlich und zum underthenigsten zuverantworten. 

Zum vierten, doctor Petern Meyer betreffendt, haben wir unserm 
gnedigen hern von Straszburgk damals stathalter genugsamlich bericht 
gethon, das derselbig ime seines abziehens selbst ursach gegeben hab, 
mochten leyden, er hette unsern gutlichen und freundlichen erinnerungen 
und pittlich ersuchen, an in mermals beschehen, volg gethan und sich 
der meinigfeltigen zenkischen anreyzungen, so er sich in und ausserhalb 
der prediget (mer zu uffruren, dan zu gutem dinlich gepraucht) enthalten, 
seyn wir ungezweyfelt, sollten bey uns alle ding in besserer ruhe und 
friden gestanden sein. 

— 86a — Zum funften, die ufgestelten prediger beruren, ist nit an, 
als die pfar bey uns etlich zeit ledig gestanden, hat man zwen prediger 
angenomen und annemen mussen (doch nit dergestaldt die pfar domit 
zubesetzen sonder allein ein zeit lang zu predigen geordent), das 
volk mittler zeit noch gelegenheit der lauft (wie sich der zeit 
zugetragen) zu stellen und in friden und ainigkeyt zu behalten; haben 
auch die zeit, so sie bey uns gewest anderst nit befunden, dan das sich 
das gemein volck mer dan vor der gehorsam geflissen, das aber die- 
selben nichts dan aitel ketzerey und dem ewangelio zuwider gepredigt, 
haben wir nit vernumen, wer uns getreulich leydt; gedachten auch die- 
selben in der gestalt kein stund bey uns zu dulden, auch unserm bevelich 
und ernstlich ermanung zuwidder, so wir offtermals innen derhalb gethan, 
das sie das pur wort gottes, das ewangelium und die bewert schrift inhalt 
kay" Mayt mandat verkunden, wolten sich auch aller schmach und anderer 
leer, darausz uffruer und emporung vermutlich ervolgen mocht, gentzlich 
enthalten; wir haben auch denselbigen zweyen predigern disen punct, 
sovil dieselben betreffendt, furhalten lassen, daruff sie uns mit antwort 
begegnett, wie e. churf. gn. ausz einverwarter copeyen zuvernemen 
haben. 

Zum sechsten als anzeigt, wie der hochwirdig furst unser gnediger 
her von Straszburgk, als e. churf. g stathalter, uns die jars offt ge- 
schrieben und gnedigklich begert soll haben von sollichem uncristlichem 
furnemen abzusten die, zwen luterisch priester von sich zu jagen — 
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86b — die pfar mit frumen gelerten pfarherren zu bestellen, mit anzaig, 
wes dem hochgelerten Friederichen Nausea doctor uber sollichs alles 
widderfarren etc. Darauf zaigen e. churf. g. wir an, das nit on; sein 
furstlich gnad hatt an uns etlich beger und gesinen gethan, dorauf wir 
auch s.f. g. unser gelegenheitt und gestalt der sachen bericht, das aber 
derselb Friderich Nausea dem volck nit angenem gewesen, ist unser 
schuldt nit, mochten leyden, das er dermassen geschickt, das er menigk- 
lich zu Franckenfurt angenem gewesen were, dan wir allweg begert und 
noch, das ein frumer gelerter und verstendiger pfarrer der heyligen 
schrifft erfarn zu sant Bartholmesz und sunst, den die burgerschafft 
woll leyden mocht, erwelt und uffgenumen wurde — were auch zu friden nit 
wenig dinstlich gewesen, dermass ein pfarrer mit eins raths wissen uffzu- 
nemen, wellichs auch dem capitel gar nicht nachteilich, oder uffs wenigst 
derselbig so uffgenomen solt werden, ehe und zuvor er uffgenomen (wie 
vormals auch beschehen) etzlich mall mit predigen gehort worden were. 

Zum Sibenden. Das wir den dreyen orden das wort gottes zu 
predigen verpotten sollen haben, mag uns mit keinem bestendigen grundt 
zugelegt werden, versehen uns nit, das die orden so dorumb gefragt, 
sollichs von uns sagen mogen; war mag aber sein, das sie durch uns 
gepetten, sich alles des so zu fridden und ainichkait der statt dinlich 
zuhalten, haben sie ungezweyfelt — 87a — bey innen als die verstendigen, 
was unwillens aus etzlichen predigen endstanden, ermessen und sich des 
predigens umb guter ding willen selbst begeben; wolt gott, sein wort 
wurd von menigklich gepredigt und fruchtbarlich verkundt. 

Zum achten. Das gemeldt wurdt, wye e. churf. g. geistlichen bey 
uns in kirchen, heusern und uff freyen strassen mit worten und werken 
an leyb und gut,') mochten wir woll leiden, das e. churfurstlich g. von 
dennen, die das e. churf. gnaden antragen, des rechten grundts bericht 
worden weren, wurden e. churf. g. die sachen vill anderst gestalt funden 
haben. Dan wissentlich und war ist, das wir offt etzlich der unsern 
uff in der geistlichen beclagung zu straffen furgenumen, deren un- 
schuldt sich aber in verhorung der sach und irer der geistlichen selbst 
gegenwertigkeit glaublich erfunden hatt, und wir wollten doch geren ein 
geistlichen horen nennen, der on hohe ursachen und verwurckung an 
leyb oder gut wider aufgerichte vertreg, rachtung und gegeben freyhaitt 
von uns oder den unsern were beleydigett worden, wir tragen jehe des 
kein wissen; das aber zu zeytten von etlichen sondern leychtfertigen 
personen unnutz red geschehen, kan noch gelegenhaitt diser weil der 
leufft nit allweg gar furkomen werden, und wo man davon reden solt, 
were es auch kein wunder, obgleich denselbigen zengkischen geistlichen, 
der wir woll in unser statt haben, zu zeitten noch irem suchen etwas 
widerfuere, dan etlich von sollich geistlich und der clerisei gissen vill 
gifftiger — 87b — verechtlicher schedlicher rede und geschwetz aus, 
das zu keinem friden dinet, haben etzlich unsere burger hinausgefordert, 
sich mit inen zu schlagen, derselben aines taills bey nechtlicher weill 
nider geschlagen, geworffen und durch packen geschnitten, wie offenbar 
ist und nit mag verlaugnet werden; desgleichen haben sie geweychten 


1) Am Rande steht noch: beschedigt. 
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stetten als uff dem kirchhoff zu sant Bartolmesz bey dag und nacht 
unsere burger, auch den zuchtiger zu schlagen understanden. Item sie 
haben auch etlicher burger weyber und dochter geschent, wir wollen 
geschweigen des suntlichen und schendlichen wesens, das sie mit andern 
unerbarn weybern, der sie eines thails von ledigen und ehelichen offen- 
lich bey innen enthalten, teglich unnerscheucht uben und treiben und 
mit dem allem villen andern mans und weibs personen bosz exempell 
und ergernus geben, machen sich also mit irem unwesen unsers geneygten 
schutz und schirms selbs unfehig und bringen andere geistlichen die 
gleich eines bessern wandels sind, mit inen gegen gemeiner burgerschaft 
in unwillen und graemschaft. Also das wir gern wolten, das doch e. 
churf. g. wissen solten, in was sorg, muhe und costen wir iren halb 
komen weren, und nu lange zeytt sie, die geistlichen, zu beschirmen 
aufgewent hetten und noch teglichs uffwenden, wellich costen wir auch 
gepurlicher weisz von innen zu erfordern nit wollenn begeben haben, 
clagen wir dan ir unwesen unnd ir ungeschickte handlung wie zu vill 
mallen geschehen, so volgt nichts oder wenigs wurgklichs darauf, under- 
stunden wirs zu endern, so will e. churfurstlich — 88a — gnad darab 
vertrisz haben. Nu konnen e. churf. g. ihe als hochverstendiger erachten, 
wie beschwerlich und unleidlich sollichs ist, warzu sich auch die leng, 
wo nit gepurlichs einsehens beschehe, sollichs wesen auch wider unsern 
willen ziehen mocht. Darumb wir underthenigklich pitten, e. churf. g. 
wollen dise unsere bericht, die wir nit one sundere dapfere bewegnus 
dermas und der sachen zu guten furpringen, gnedigklich zu gemut 
furen. 

Aber der zins, gulten und zehenden halben konnen die geystliche 
bey uns anderst nit sagen, dan das burgermeyster vleisz ankeren, uff 
der geistlichen anregen die burgerschaft dahin zu weissen und zuver- 
magen, dieselben zu entrichten; ab es aber in der gut nit statt will haben, 
so wurd inen von schulthaisz und schoffen auff ir ansinnen rechts ge- 
stattet und uffs furderlichst verholfen, doch mochten wir leiden, domit. 
frid und ainigkaitt, dweyl wir bey einander wonen, gehalten, das sich die 
geistiichen nochmals weysen liesen und sich unser uffgerichten ordnung 
und statut mit ablosung der zins und gulten auch gemesz hilten, so inen 
doch dieselben widder in der statt gegont und zugesagt ist, mocht mer 
fridens und ainigkait geben und vill widerwertigkeytt und unwillens 
verhut werden, wie wir dan solichs offt gar fruntlich an sie gesunnen 
und begert haben, bey e. churf. g. statthaltern und kay" Mt regiment sie 
ine der gut zuwisen, in sollich ablossung zu bewilligen, dan wir befunden 
haben, das solichs nit die geringst ursach der emporung in unser statt 
gewest; wir pitten auch — 88b — e. churf. g. underthenigen sie die 
geistlichen nochmals dohin zu weisen, in sollich lossung zu bewilligen. 

Weyter der versigelten vertreg halber das die geistlichen dorin 
turbirt, getrengt und verhindert werden, das wurdt uns von unsern 
widderwertigen mit gesparter warhaitt zugemessen, dan wir uns das ihe 
und alweg geflissen briff und sigel fertigklich zu halten wie erbern leuten 
zusteet und gepurt, sein auch des bezigs bisher von andern hoheren 
standts vertragen weren des von unsern widderwertigen auch pillich 
erlassen, aber der widdersin mag bey innen den geistlichen mit warhaitt 
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angezeigt werden, das sie die geistlichen dieselben vertreg nit gehalten, 
sunder manigfeltig dawider gehandelt und teglichs dawider handeln. 

Das wir auch sollichem allem zugesehen, das ubel gestattet und 
gelitten haben, auch der mererthail luterisch secten anhengig und unter 
uns selbst zwaispaltig seyen, das wurd uns auch unpillich zugemessen, 
dan wir on rum zu schreiben wissentlich kein ubels, vill weniger etzwas 
uncristlichs bis her in unser statt geduldet, sonder haben ie und allweg 
wie einem erbarn magistrat gezimpt und gepurt sovil muglich verhut; 
so ist auch unser gmut, will und meinung nie gestanden‘) noch luterisch 
personen und leer, zuvor, wo die dem wort gottes und hailligen evangelio 
entgegen sein sollt, in ainigen weg zuverdaitingen oder auch anzuhangen; 
dan wir achten Lutern fur einen menschen, sein auch wedder uif in noch 
uff ainen andern — 89a — menschen gedauft; wissen auch desshalb 
noch sunst, gott hab lob, von keiner zwispalt und uneinigkeit unther uns 
im rath anderst, dann wie in hohen und nidern stenden, rethen und zu 
zeiten?) gefunden werden. Das aber e. churf. g. uns warnen und ermanen, 
under einander ainig zu sein, verstene wir von e. churf. g. pillich ausz 
gnediger guter wolmeinung beschehen und begerens mit underthenig- 
keytt alzeit zu verdienen, fugen daruff on rum e. churf. gnaden zu ver- 
nemen, das wir von den gnaden gottes mit und gegeneinander in sollichs 
ainigkaytt, freuntschaft, bruderlichen und treuen willen steen, als unsere 
altern und vorfaren vor uns mit einander auch gelept und gestanden 
haben; verhoffen darin noch e. churf. g. gnedigen rath und ermanung 
kayr Mt unsern allergnedigsten und rechten herrn und dem heilligen reich 
ire camer unser statt und burgerschafft mit hilf gottes bisz zu end unsers 
lebens in guter herprachter pollecei,erbarkeit, stattlichem und vernunftigem 
regiment, als fere unser vermogen und verstandt reicht, unser undersassen, 
beid geistlichs standts zu eines ieden eren und recht uffrichtig halten, 
wo uns unser geistlichen des orts mit manigfeltigen eintregen und un- 
nutzen worten, so sie ausgissen, nit verhindernuss theten und zu weytern 
emporungen ursag geben, wie sie sich dann bisher in allem thun und 
furnemen in vill wegen geflissen, sich auch noch teglich befleyssen, nit 
anderst, dan als ob sie ein sunder gefallens und lustens darin hetten, 
dan sie sich alles des, so zu friden und ainigkeitt und guter pollicei 
dinlich, inen auch selbst zu nutz und gutem komen mag, mutwilligklich 
geweygert und gespert haben, weigern sie auch des noch teglichs wie 
e. churf. g. zum teyll ungezweifelt woll bewust. 

Das aber e. churf. g. gesinen und begern, dieselben zwen prediger 
zu uberliffern oder bey uns verwarlich zu behalten, oder aber, wo wir 
uns des beschwerten, dieselbigen on lengern verzug ausz der stadt zu thun 
auch innen ferner haymlich oder offentlich weyter zu predigen oder zu 
lernen nit gestatten etc., haben e. churf. g. gnedigklich zu erachten, das 
uns sollichs nit allein beschwerlich, sonder gar nohe unmuglich were, 
wir wolten dan bei unsern underthanen beschwerlich uffrur, ungehorsam, 
zertrenung guter erbarer cristenlicher pollicei, dorzu untreglich und unuber- 
wintlich nachteyll und gefer unserer regirung leibs und guter erwarten, wie 





") Hineinkorrigiert ist: oder. 
*) Am Rande: in meinungen. 
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unser widerwertigen villeicht gern sehen und furdern wolten; wir pitten aber 
ganz underthenigklich, e. churf. g. wollen deshalb bey innen den geist- 
lichen insehens thun, sie auch dohin vermugen von irem unpillichem 
furnemen abzusteen, domit frid, ainigkeytt und gute pollicey innen und 
gemeiner statt Frankenfurt zu gutt gehandhapt mocht werden. 

Ausz diesem underthenigen anzaigen haben e. churf. g. clerlich zu- 
vermercken, das durch uns nichts ungottlichs, uncristlichs oder ver- 
dampts, wie durch unsere miszgoner in e. churf. g. getragen will werden, 
gehandelt noch auch ietzigk furgenomen, das kay" Mt mandat zuwidder 
sey, dan je unser gemut zu ainiger uncristlicher oder ungehorsam oder 
widderspennigkeytt der kristlichen — 90a — kirchen, kayr Mayt unserer 
ordenlichen oberkeit, wie uns unsere miszgoner bisher dargeben, gar nit 
gericht ist, sonder uns wie gehorsam glider unsers hochsten und grosten 
vermugens zu erzaigen allweg geneigt. 

Ist daruf an e. churf. g. unser ganz underthenig pitt e. churf. g. 
geruchen und wollen in bedacht diser unser warhafitigen entschuldigung 
und underrichtung unsern widderwertigen und miszgonner, so uns mit 
ungrund in e. churf. g. getragen, weytter kein glauben oder zufall geben 
sich auch wider uns zu keyner ungnad begeben!) bewegen lassen, sonder 
unser gelegenhaitt auch gestalt der leuff gnedigklich bedencken und 
unser gnedister her sein und pleyben, das wollen wir allzeit ungesparts 
vleis umb e. churf. g. underthenigklich verdinen etc. 


') begeben ist durchgestrichen. 


Die Kulp-Kannschen Wirren. 


Ein Beitrag 
zur Geschichte der jüdischen Gemeinde 
in Frankfurt a. M. im XVIII. Jahrhundert. 


Von 


Professor Dr. I. Kracauer. 


Vorbemerkung. 


In den zwei letzten Jahrhunderten vor Öffnung des Ghettos 
wurde die jüdische Gemeinde in Frankfurt am Main durch zwei 
Geschehnisse aufs tiefste erschüttert. Das eine, der Fettmilch- 
sche Aufstand, hat sie fast entwurzelt, das andere, die Kulp- 
Kannschen Wirren, sie jahrelang in fieberhafter Erregung er- 
halten. Aber während der Fettmilchsche Aufstand sich mit 
unauslöschlichen Zügen in ihre Geschichte eingeschrieben hat 
und noch heute im lebendigen Gedenken aller ist, sind von der 
zweiten Bewegung, obwohl sie uns zeitlich doch viel näher 
steht, nur noch verschwommene Erinnerungen vorhanden, von 
allerlei Sagen und Anekdoten umsponnen, die ihren eigent- 
lichen Kern derart verdeckt haben, daß niemand mehr den 
Ursprung und das Ziel der Kulp-Kannschen Wirren kennt. Dies 
hat den Verfasser gereizt, hier zum ersten Male eine auf ur- 
kundlichem Material beruhende Darstellung dieser bemerkens- 
werten Wirren zu geben und sie bis zu ihrem Endverlauf zu 
verfolgen. 


„Unter Kays. allerhuldreichster Protektion erhaltet sich eine 
jede Gemeinde durch gerechte und billige Ordnung und selbe 
muß genau nach Pflichten und Vorschrift exequirt werden. 
Dadurch ist der Obrigkeit und jedem Unterthan geholfen. Auf 
solche Art ist auch unsere gemeine Judenschaft in der löb- 
lich freien Kays. und des heil. Röm. Reichs Stadt Frankfurt 
am Main eingerichtet. Dadurch hat selbe sich so viel Sekula 
erhalten und Kays. Maj., dem heiligen Röm. Reich und der 
Obrigkeit Dienste willig und gern leisten können.“ 

„Diese Einrichtung besteht hauptsächlich in drei Stücken, 
nämlich 

l. in zwölf, nach bekanntem Herkommen bestellten Bau- 


meistert.n...,..34 a 

2. in fünf Kastenmeistern....... 

3. das dritte und letzte Stück unserer jüdischen Verfassung 
ist, daß in gewissen Jahren... ein neues Reglement... 


gemacht werden muß.“ 

Mit diesen Worten will David Meyer Juda aus der Familie 
Kulp') dem Kaiser Franz I. die Verfassung der Frankfurter 
jüdischen Gemeinde kurz charakterisieren.?) Es kam ihm aber 
nicht etwa darauf an, eine erschöpfende Darlegung der Verfassung 
zu geben, vielmehr möchte er nur die Bedeutung der höchsten 
Ämter in der jüdischen Gemeinde — das der Baumeister und das 
der Kastenherren — und zugleich die Notwendigkeit eines 
neuen „Reglements* dem Kaiser und dem Reichshofrat vor 
Augen führen. 

Versuchen wir nun, etwas ausführlicher als David Meyer 
Kulp auf die Verfassung der Frankfurter jüdischen Gemeinde 


1) Über diese Familie s. Dietz, Stammbuch der Frankfurter Juden, 
S. 174 ff. 

*) In seiner Eingabe, „an die römische Kays. auch in Germanien 
und Jerusalem Königl. Maj. allerunterth. nothgedrungene, pflichtmässige 
Anzeige und Bitte etc. mein in Sachen David Meyer Juda, Schutzjude 
zu Frankfurt am Mayn contra Bär Löw Isaak und Süßkind Samiel Stern, 
Schutzjuden allda pcto. divers. gravam. in specie die Kasteneröffnung 
betreffendt“ im Frankfurter Stadtarchiv, Untergew. D. 32 No. 65 Tom. II, 130. 
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um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts einzugehen und uns 
ihr eigentliches Wesen klar zu machen. 

Von einer Verfassung können wir naturgemäß nicht eher 
reden, als bis die Gemeinde eine gewisse Stärke erreicht hatte. 
Wohl betrug sie um 1241 etwa 200 Seelen,!) 1349 vielleicht 150,?) 
aber die Niedermetzelung der Juden in diesem Jahre (die zweite 
Judenschlacht) hatte offenbar einen nachhaltigen Eindruck hinter- 
lassen. Von da ab bis zur Wende des fünfzehnten Jahrhunderts 
finden wir nur noch eine bescheidene Anzahl jüdischer Familien 
in Frankfurt; erst mit dem Beginn des sechzehnten Jahrhunderts 
wuchs diese so bedeutend, daß die Zünfte unter Fettmilchs 
Führung 1612 eine Beschränkung ihrer Anzahl („Moderation“) 
forderten. Um diese Zeit wird die Zahl der Hausgesässe (Steuer- 
haushaltungen) auf 453, nach anderen Angaben auf über 530 
angegeben.?) 

Der Fettmilchsche Aufstand bildet einen Wendepunkt in 
der Geschichte der Frankfurter Juden. Nach dessen Nieder- 
schlagung 1616 lebten sie unter wesentlich anderen Bedingungen 
in der Stadt. Auf die Verpfändungsurkunde Karls IV. vom 
Jahre 1349 gestützt, hatte der Rat, noch mehr aber die Ziinfte, 
die Juden als Untergebene, ja als Leibeigene,*) betrachtet, mit 
denen sie ganz nach Willkiir umgehen diirften, ohne dem Kaiser 
dafiir verantwortlich zu sein. Mit dieser Auffassung hatte dieser 
bei der Rückführung der vertriebenen Juden in die Gasse 
ein für allemal gründlich aufgeräumt. Der seit dieser Zeit an 
den drei Toren der Gasse prangende Kaiserliche Adler mit der 
Aufschrift „Römischer Kaiserlicher Majestät und des heiligen 
Reiches Schutz“ mahnte jedermann, daß sich das Reichsoberhaupt 
trotz der Verpfändungsurkunde seiner höchsten Gewalt über 
die Frankfurter Juden nicht entäussert habe und daß sie in 
Zeiten der Bedrängnis in ihm Schutz und Schirm fänden. „Ohne 
seinen Willen“, bestimmte er 1616, „sollten sie mit weiteren 
Verordnungen und ohnhergebrachten oneribus nicht beschwert 
werden.“) 
wy ') S. Bücher, Die Bevölkerung von Frankfurt a. M. im XIV. und 
XV. Jahrhundert, S. 532. 

*) Dietz l. c. S. 433, Tabelle I. 

*) Bücher |. c. S. 569; er bezweifelt letztere Angabe. 

+) Als solches bezeichneten damals die Zünfte die Juden in einer 
Reihe von Eingaben an den Rat. 


5) S. Kracauer, Die Schicksale der Frankfurter Juden während des 
Fettmilchschen Aufstandes (Programm des Philanthropins 1892), S. 27. 
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Die Frankfurter Juden sind sich auch stets bewusst ge- 
blieben, daß sie, wie sie sich ausdrückten, unter dem „Grossen 
Adler“ (Reichsadler) stünden; so haben sie jedesmal, wenn 
sie sich vom Rat der Stadt wider Recht und Billigkeit bedrückt 
wähnten, an das Reichsoberhaupt als die höchste Instanz 
appelliert. Der Rat musste sich also hüten, den Bogen gegen 
die Juden allzu straff zu spannen. 

Auf Veranlassung des Kaisers erhielten auch die Juden im 
Jahre 1616 eine neue Stättigkeit, die ihr Verhalten nach aussen, 
besonders im Handel und Wandel mit der christlichen Be- 
völkerung der Stadt, regelte. In die inneren Angelegenheiten 
der Juden mischte sich der Rat grundsätzlich nicht; eine Aus- 
nahme machte er nur dann, wenn ihn die streitenden Parteien 
zum Schiedsrichter anriefen. Dies geschah in den Jahren 1627 
bis 1628. Denn die Fettmilchsche Bewegung, die zu einer 
Umwandlung der städtischen Verfassung geführt, hatte die Juden 
auch auf die Schäden ihrer Verwaltung aufmerksam gemacht. 
Wie die Zünfte gegen die oligarchische Herrschaft der Ge- 
schlechter, so begehrte auch ein grosser Teil der Gemeinde 
„gegen das angemasste Regiment ihrer Vorsteher auf, das die 
ganze Judenschaft in gleichsam egyptische Knechtschaft bringen 
wolle“.!) So trieben sie das Schifflein der Gemeinde in die 
stürmischen Wogen der Parteikämpfe, die eine Reihe von Jahren 
währten und ihren Abschluß erst in dem vom Rat genehmigten 
Statut vom Juni 1628 fanden.?) Dieses ist keineswegs grund- 
stürzender Art, es fusst vielmehr auf früheren Satzungen und 
sucht sie nur da, wo sie sich im Laufe der Zeit als unzureichend 
herausgestellt hatten, zu ergänzen und zu erweitern. In dem 
Statut sind zweierlei Gesichtspunkte deutlich zu erkennen; ein- 
mal wollen die Gemeindemitglieder sich einen gewissen Ein- 
fluß bei der Besetzung der Ämter wahren, andererseits der 
Verwaltung durch Wiederwahl der nach Ablauf der Amtsperiode 
zurücktretenden Beamten eine gewisse Stetigkeit geben. 


1) S. Kracauer, Beiträge zur Geschichte der Frankfurter Juden im 
30jähr. Kriege, Teil I, in Geigers Zeitschrift für die Geschichte der Juden 
in Deutschland, Band III, S. 8 ff. 

*) Es beginnt mit den bezeichnenden Worten: „Der den Friedem 
schafft in den Höhen, er bringe auch uns Frieden.“ Gemeindebuch 1628, 
No. 129; ferner Untergewölb E. 47, li „Decretum senatus Francofurt. 
Der judieschen Bawmeister Wahll, vnndt was Sachen dieselben vnder 
sich giittlich zu vergleichen Macht haben sollen, den 28. Juni anno 1628.“ 
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Das Statut läßt an der Spitze der Gemeinde die bereits 
in der Stättigkeit des Jahres 1616 erwähnten 12 Vorsteher oder 
Baumeister. Ihre Wahl geschieht seit 1628 teils durch diese, 
teils durch die Gemeinde auf folgende Weise: Die noch 
amtierenden Baumeister werfen am Schluß der Amtsperiode 
12 Zettel in die Wahlurne; die 6 zuerst herausgeholten be- 
zeichnen 6 Baumeister für die nächsten 3 Jahre, dagegen 
die in der Urne zurückbleibenden 6 Baumeister für die nächst- 
folgenden 3 Jahre; dann wechseln jene mit diesen ab usw., so 
lange noch die 12 Vorsteher, deren Zettel in die Urne geworfen 
waren, leben. Die Wahlberechtigten in der Gemeinde dagegen — 
das sind seit 1628 alle, die mehr als 1000 fl versteuern!) und 
älter als 25 Jahre sind — wählen immer 6 andere hinzu; sie 
können auch in der nächsten Wahlperiode dieselben wählen. 
Stirbt ein Baumeister, der von den Vorstehern gewählt worden 
war, so bleibt sein Platz während der dreijährigen Amtsperiode 
unbesetzt; später wählt dann die Gemeinde 7 Baumeister. Sind 
alle 12 alten Baumeister gestorben, so fällt die Wahl sämtlicher 
Vorsteher der Gemeinde zu.?) 

Zwei von den Baumeistern führen je zwei Monate den 
Vorsitz, oder, wie der offizielle Ausdruck lautet, sie stehen im 
Monat, so daß im Laufe eines Jahres jeder einmal an die 
Reihe kommt. 

Der Amtskreis der Baumeister ist weitumfassend. Schon 
die Stättigkeit von 1616 hat sie mit einer gewissen Autorität 
über die Gemeinde ausgestattet, ihnen beschränkte Gerichtsbar- 


1) Nur die den höheren (Morenu) oder den niederen (Chaber) Ge- 
lehrtentitel haben, dürfen auch ohne Vermögen wählen. f 

*) Im Gemeindebuch werden alle erdenklichen Vorsichtsmaßregeln 
angegeben, um jede Wahlbeeinflussung zu verhindern. Siehe auch 
Horovitz, Frankfurter Rabbinen, II., S. 27. Zur Zeit Schudts (siehe Jüd. 
Merkwürdigkeiten, Buch VI, Kap. 9, S. 147/148 und Lersners Frankfurter 
Chronik I., S. 562 ff.) begaben sich am Tage der Wahl die Baumeister 
mit den Rabbinen, zwei Gelehrten und fünf über 60 Jahre alten Ge- 
meindemitgliedern in den Schulhof. Die Baumeister überreichten dann 
dem Oberrabbiner die Schlüssel zur Gemeindestube, zum Zeichen dafür, 
daß sie ihr Amt niederlegten. Dann schrieben zwei Baumeister mit drei 
anderen Juden alle Gemeindemitglieder — jeden auf einen besonderen 
Zettel — auf, die ein Vermögen von mindestens 1000 fl hatten, 25 Jahre 
alt, bereits drei Jahre verheiratet waren und weder der Gemeinde noch der 
Stadt etwas schuldeten. (Bei Gelehrten über 45 Jahre wird von jedem 
Vermögen abgesehen.) All die Zettel wurden in eine besondere Büchse 
gelegt, aus der der Oberrabbiner in Gegenwart der zwei Gelehrten und 
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keit und Strafvollstreckung eingeräumt!) und die gegen ihren 
Beschluß sich Auflehnenden mit hohen Geldsummen, ja sogar 
mit Verweisung aus der Stadt bedroht. Eine furchtbare Waffe 
ist ihnen ausserdem noch in die Hand gegeben, der Bann, den 
der Oberrabbiner auf ihre Verfügung verhängen muß. 


Auch in der jüdischen Verfassung, wie überhaupt damals, 
sind Verwaltung und Rechtssprechung noch nicht von einander 
geschieden. So bilden die Baumeister zugleich die höchste 
Verwaltungsbehörde; sie erlassen Verordnungen, die sowohl 
einzelne Gemeindemitglieder als auch die Allgemeinheit betreffen 
können; sie entscheiden allein oder mit anderen Behörden, von 
denen noch die Rede sein wird, in Finanzangelegenheiten; sie 
sind auch bei der Wahl der meisten Beamten anwesend und 
mit tätig. 

Nach aussen stellen sie die offiziellen Vertreter der Ge- 
meinde dar; sie beruft der Rat, wenn er der Judenschaft irgend 
welche Mitteilung zu machen hat; nur sie haben das Recht, 
die Gemeindemitglieder zu versammeln, in ihrem Namen dem 
Rat und dem Kaiser Bittschriften usw. zu überreichen. 


So bildeten die Baumeister eine nur durch ihre Anzahl und 
durch ihre Amtsdauer beschränkte Behörde mit weitumfassenden 
Rechten. 

Nur wenig an Macht stehen ihnen die fünf Kastenmeister 
oder Kastenherren nach.?) Sie beherrschen fast uneingeschränkt 
das jüdische Ärar, oder wie man zu sagen pflegte, den Kasten. 
Ihre Wahl erfolgte durch den Vorstand und durch 30—40 von 


der fünf Gemeindemitglieder einen Zettel zog. Der Schulklopfer musste 
dann mit zwei anderen Juden den auf dem Zettel Aufgeschriebenen aus 
seiner Wohnung zum Oberrabbiner bringen, der ihm in der Synagoge 
den Eid abnahm, daß er niemand zuliebe und zuleide weder in Erwartung 
von Geschenken noch in irgend welcher Nebenabsicht, sondern nur nach 
bestem Gewissen die Baumeister wählen werde. Alsdann ward er in die 
Gemeindestube zurückgeführt. Dort schrieb er die Namen von 12 zum 
Baumeisteramt geeigneten Personen auf und legte den Zettel in eine 
besondere Büchse. Dieser Vorgang wiederholte sich noch neunzehnmal, 
so daß der Oberrabiner im ganzen 20 Zettel aus der ersten Büchse ge- 
zogen hatte. Wenn nun alle 20 Wähler ihre Zettel abgegeben hatten, 
wurden diese auf ihre Giltigkeit geprüft. Zu Baumeistern wurden diejenigen 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hatten. 

1) S. besonders § 98, 99, 100 der Stättigkeit. 

*) Darum nennt sie Schudt in seinen jüdischen Merkwürdigkeiten 
Buch VI, Kap. 9, S. 149, auch die zweiten Judenvorsteher. 
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ihm bestimmte Gemeindemitglieder. Beide wählten zuerst 
sechs Wahlmänner, diese dann ebenfalls sieben, diese endlich 
die fünf Kastenherren. Die Amtsdauer -betrug sechs, bis- 
weilen auch nur drei Jahre. Die einmal Gewählten pflegten 
immer wieder gewählt zu werden, so daß sie viele Jahre un- 
unterbrochen, ja wohl bis an ihr Ende im Amt blieben. Es 
kam auch vor, daß die Gemeinde, um hochverdiente Männer 
besonders zu ehren, sie zu diesem Amte erhob mit der Be- 
stimmung, daß sie lange Zeit dabei verharren sollten. 

Aus praktischen Gründen waren später zwei der Kasten- 
herren zugleich Baumeister. Die beiden ältesten Kastenherren 
führten freilich in sehr summarischer Weise die Kassenbücher, 
die drei jüngeren hatten nicht vollen Anteil an allen Geschäften. 
Diese waren von der verschiedensten Art. Sie erhoben die 
Steuern, verwalteten die Gemeindegelder, legten sie in Hypo- 
theken, Obligationen usw. an, verpachteten die der Gemeinde 
gehörenden Liegenschaften und nahmen Anleihen auf. Sie 
stellten ferner das Budget der Gemeinde fest und bestimmten 
die Höhe der auf jeden entfallenden Steuern und Abgaben nach 
eigenem Belieben; nach welchen Grundsätzen sie dabei ver- 
fuhren, machten sie nie bekannt; denn sie betrachteten das. 
Kastenwesen als ihr „arcanum“. Wohl waren sie den fünf 
Rechenherren schon von alters her zur Rechnungsablegung ver- 
pflichtet, und das Statut von 1684 schärfte ihnen dies noch bei 
Strafe des höchsten Bannes ein, aber wohl niemals ist es dazu 
gekommen, von einem einzigen Fall abgesehen; man überließ 
ihnen die gesamte Verwaltung „auf Treu und Ehrlichkeit“, ver- 
langte auch niemals eine Bilanz. So war die Gemeinde in voller 
Unkenntnis über den Zustand ihrer Finanzen. 

Auch die alle sechs Jahre neu stattfindende Vermögens- 
einschätzung war den Kastenherren überlassen. Schliesslich 
waren sie bei der Wahl verschiedener Beamten (der Rabbiner, 
Hospitalmeister usw.) tätig und wurden zu allen wichtigen An- 
gelegenheiten hinzugezogen. 

So verstehen wir, daß sie Kulp in der Eingabe an den 
Kaiser den Baumeistern an Bedeutung an die Seite stellt. Neben 
diesen spielen die zahlreichen anderen Beamten eine mehr oder 
minder untergeordnete Rolle. 

In der oben angeführten Eingabe erwähnt Kulp „als drittes 
Stück der Verfassung, daß von Zeit zu Zeit ein neues Reglement 
gemacht werden müsse.“ Der Zweck der Bestimmung war 
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offenbar der, die Verfassung vor Erstarrung und Verknöcherung 
zu bewahren und sie den veränderten Zeitverhältnissen anzu- 
passen. Nach dem Gemeindebeschluß von 1658 sollte in gewissen 
Zeiträumen eine Kommission von 15 Vertrauensmännern zu- 
sammentreten, um über zeitgemässe Reformen zu beraten,!) und 
diese dann ins Gemeindebuch eintragen lassen. 

Das Gemeindebuch?) führt uns auch eine Reihe von neuen 
Reglements an, so die aus den Jahren 1658, 1660, 1674, 1684, 
auf die wir hier nicht weiter eingehen können. Sie beweisen 
zur Genüge, daß bis zum Ausgang des 17. Jahrhunderts ein 
reges politisches Leben in der Gemeinde herrschte und die 
Verfassung beständig im Flusse war. 

Das alles hörte mit dem 18. Jahrhundert auf. Auch das 
jüdische Gemeindewesen drohte jetzt einer ähnlichen Erstarrung 
wie das städtische seit Beendigung der Verfassungskämpfe 
anheimzufallen. Wie der Rat und die Bürgerschaft sich gegen 
die Strömungen der Zeit abschlossen und die überlieferten 
Formen in Gesetzgebung und Verwaltung sorgsam bewahrten, 
so finden wir im Gemeindebuch für das 18. Jahrhundert kaum 
mehr ein die Verwaltung neu regelndes Statut. Man zog es 
vor, lieber am Überkommenen peinlich festzuhalten, „an der 
guten alten Observanz“. Die bis dahin ausgesprochen timo- 
kratische Verfassung — denn die Rechte stuften sich nach der Höhe 
des Vermögens ab — drohte zugleich in eine eng oligarchische 
mit allen daran haftenden Schäden auszuarten; die höchsten 
Ämter blieben immer in denselben Familien oder gar bei den- 
selben Männern. Ein weiteres Übel war, daß es an einer Instanz 
fehlte, die die obersten Beamten wegen Mißbrauchs ihres Amtes 
zur Rechenschaft hätte ziehen können. Die grosse Masse aber 
war politisch teilnahmlos geworden. Die beiden grossen Juden- 
brände von 1711 und 1721, durch die die Gasse in eine Ruinen- 
stätte verwandelt war, hatten den Wohlstand auf Jahrzehnte 
vernichtet und den Sinn fast ausschliesslich auf den Kampf um 
das tägliche Brot gerichtet; die Menge hatte Nötigeres und 
Wichtigeres zu tun, als viel nach politischen Rechten zu fragen. 





1) Die Wahl der 15 Vertrauensmänner geschah folgendermaßen. 
Die in drei Vermögensklassen eingeteilte Gemeinde (Vermögen von 
1000—3000 fl, von 3000—8000 fl, über 8000 fl) loste je 20 Wahlmänner, 
jede Gruppe von ihnen dann fünf Vertrauensmänner, also im ganzen 15. 

*) Eine Übersetzung des Gemeindebuches verdanken wir Herrn 
Dr. Gordon in Frankfurt. 
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Sie unterwarf sich ohne Murren den unumschränkt schaltenden 
Baumeistern und Kastenherren. Aus ihrer eigenen Mitte entstand 
nicht der Gedanke, sich gegen die Übergriffe des herrschenden 
Regiments aufzubäumen, noch weniger der zum Kampf ge- 
eignete Führer; dieser kam vielmehr, wie dies die Geschichte 
so vieler politischer Bewegungen zeigt, aus der herrschenden 
Klasse selbst. Und wie die Bewegung in der Gemeinde in 
den Jahren 1621—1628 nicht wenig von der Fettmilchschen 
veranlasst worden war, so sind die jetzt in der Gemeinde aus- 
brechenden Unruhen wohl als später Nachklang der Verfassungs- 
kämpfe der Frankfurter Bürgergemeinde gegen den Rat im 
ersten Drittel des 18. Jahrhunderts zu betrachten. 


r 


Bereits im Sommer 1749 zeigte sich eine dumpfe Gärung 
in der Judengasse. Heimlich, unter dem Schutze der Nacht 
und hinter verschlossenen Türen kamen einzelne Gemeinde- 
mitglieder zusammen und schütteten einander ihr Herz aus 
über die Willkürherrschaft und den unleidlichen Druck, der-auf 
ihnen lastete. Das Wort bei den Zusammenkünften führten 
zwei Baumeister, der eingangs erwähnte David Meyer Kulp 
und sein Schwager Ruben Benedikt Beyfus. Als sie den Boden 
genügend vorbereitet hielten, gingen sie zur Tat über. Sie 
versammelten am Abend des 15. Oktober 1749 all ihre An- 
hanger und verpflichteten sie feierlichst durch ein Schriftstiick 
— in unseren Quellen!) Verbindungsinstrument oder -stück, 





*) Die Hauptquellen für meine Arbeit sind die Akten des hiesigen 
Stadtarchivs, für deren Benutzung ich Herrn Archivdirektor Prof. Dr. Jung 
zu aufrichtigem Dank verpflichtet bin. Sie führen den Titel: Ad causam 
David Meyer Juda et consortes contra Bär Löw Isaac et cons. (Unter- 
gewölb D 32 No. 65 Tom. 1—11 mit 923 zum Teil sehr umfangreichen 
Aktenstücken.) Zu gleichem Dank bin ich der Direktion des K. und K. 
Haus-, Hof- und Staatsarchivs in Wien verpflichtet. Leider sind gerade 
die wichtigsten, den Streit betreffenden Aktenstücke verloren gegangen, 
wie die Repertorien, Index actorum judicialium F, I, K unter „Juden“ 
und „Frankfurter Judenschaft“ ergeben. Während das jüdische Gemeinde- 
buch manche für unseren Gegenstand wichtige Protokolle in hebräischer 
Sprache enthält, bietet dagegen das Archiv der jüdischen Gemeinde nur 
bescheidene Ausbeute. Die auf die Wirren bezüglichen Akten sind 
nämlich nach deren Beendigung vernichtet (!) worden, doch sind uns 
die deutschen Übersetzungen der wichtigsten Aktenstücke wie der „Ver- 
bindungsinstrumente* und einiger Protokolle im Stadtarchiv erhalten. 
Eine weitere zeitgenössische Quelle ist eine kleine hebräische Schrift 
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allein in der Gemeinde die Herrschaft zu fiihren, fiir ihn noch 
mitbestimmend gewesen sind, lasse ich dahingestellt. 

Neben ihm spielt sein Schwager Benedikt Beyfus eine 
untergeordnete Rolle. Auch er entstammte einer alten, reichen’) 
und angesehenen Familie, die ebenfalls durch Heiraten Ver- 
bindungen mit Wien hatte. Offenbar ist er durch Kulp in die 
Wirren hineingezogen worden. 

Was war nun das Ziel der Bewegung, an deren Spitze 
sie sich gestellt hatten, und gegen wen richtete sie sich? 
Darüber spricht sich der Verbindungsbrief aus. Dieser ver- 
langt die Festsetzung „gottwohlgefälliger Ordnungen, daß nicht 
jeder nach Wohlgefallen schalten und walten“ und alle be- 
stehenden Gesetze mit Füssen treten dürfe, insbesondere aber 
die Wahl geeigneter Kastenherren. In demselben Schriftstück 
ist, wenn auch ohne Nennung des Namens, doch deutlich 
genug auf Personen hingewiesen, die „sich die Herrschaft in 
der Gemeinde angemaßt und ein wahres Schreckensregiment 
aufgerichtet hätten.“ Diese halbversteckten Angriffe gehen auf 
den Mann, dessen Name damals in aller Munde war, der als 
eigentlicher Beherrscher der Judengasse, als ihr „angemaßter 
Fürst“ erscheint, obgleich er sich mit dem Amt eines Kasten- 
herrn begnügte. Es ist dies Bär Löw Isaac, von dem Haus 
zur Kann, auch Isaac Kann genannt. 

Auch sein Stammbaum ging auf die ältesten Zeiten der 
Gemeinde zurück, zwei Jahrhunderte lang haben seine Ahnen 
in ihr eine führende Rolle gehabt.) Auch außerhalb der Juden- 
gasse erfreuten sie sich hohen Änsehens; sie standen mit den 
Kurfürsten von der Pfalz, den Kurfürsten von Mainz, den Mark- 
grafen von Bayreuth und den Landgrafen von Darmstadt in 
geschäftlichen Verbindungen und wurden deren Hoffaktoren.?) 
Der Vater, Löw Kann, hatte 10,000 Reichstaler zur Unterstützung 
“für Gelehrte gestiftet‘), seine beiden Söhne, Moses Isaac und 
Bär Löw, hatten aus ihren Mitteln diese Summe verdoppelt, eine 
Handlung, deren das Gemeindebuch rühmend gedenkt.®) Den 
älteren Bruder, Moses, zeichnete tiefgründiges, rabbinisches 
Wissen aus; er galt für einen der ersten jüdischen Gelehrten 


1) Sie gehört zu den höchsten Steuerzahlern. Dietz 1. c. S. 29 u. 30. 
*) Dietz, S. 159. 

3) I. c. S. 162, 

4) S. Horovitz, Frankfurter Rabbinen IlI., 15 und 16. 

5) I. c. S. 16. 
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seiner Zeit, daher ward ihm die Würde eines Verwalters des 
Rabbinats in Darmstadt und zugleich eines Klausrabbiners in 
Frankfurt zu teil.) Der Ruf seiner Gelehrsamkeit, sein Reich- 
tum, der Glanz seiner Abkunft, dazu noch die Verwandt- 
schaft mit dem Oberhoffaktor Samson Wertheimer in Wien, 
dessen Schwiegersohn er wurde, hätte ihm wohl die Führer- 
schaft in der Gemeinde verschafft, doch überließ er diese seinem 
jüngeren Bruder, freilich entschlossen, sofort auf den Plan zu 
treten, wenn irgend ein Gegner die Kann aus dem Felde 
schlagen wollte, wie dies von einem Gemeindemitglied, Abraham 
Drach, schon einmal im letzten Drittel des 17. Jahrhunderts 
versucht worden war.) Damals waren sie allerdings unter- 
legen, aber die Scharte war schon längst ausgewetzt, und jetzt 
hatte das Gestirn der Kann seinen Zenith erreicht. Wie ein 
Fürst?) beherrschte Bär Löw die Gemeinde. Von höchstem 
Selbstgefühl getragen, das sich auf seine Abstammung und 
seinen Reichtum stützte, und im Gefühl der sicheren Über- 
legenheit über ein lange Jahre hindurch allzugefügiges Kollegium 
heischte er völlige Unterwerfung unter seinen Willen, jeden 
Widerstand fast wie Auflehnung gegen den göttlichen Willen be- 
trachtend. Behaupteten doch seine Gegner geradezu, daß man 
sich in Venedig trotz seiner Geheimpolizei freier als in der Juden- 
gasse unter der Herrschaft Kanns fühle; nichts dürfe ohne ihn 
geschehen, nicht einmal verheiraten dürfe man sich ohne seine 
Einwilligung, nicht einmal eine Rechtssache führen. Seinen 
Anhängern sei alles erlaubt, seine Gegner dagegen seien recht- 
und schutzlos. 

Wir vermögen im einzelnen nicht zu entscheiden, wie weit 
diese und ähnliche Beschuldigungen begründet sind; aber berück- 
sichtigen wir auch nur die verbürgten Tatsachen, so belasten 
sie Kann immerhin genug. Als Kastenherr hatte er sich gegen 
das Statut von 1674 und das von 1684 schwer vergangen. Er 
hatte nach dem Tode zweier Kastenherren keine Anstalten zu 
Neuwahlen getroffen, um im Bunde mit dem ihm ergebenen 
Samuel Stern, da der dritte Kastenherr Oppenheim wegen hohen 
Alters an den Sitzungen nicht teilnahm, allein über die Gemeinde- 
kasse zu verfügen. Auch machte er nach Ablauf der sechs Jahre 


1) Über Moses Kann s. Kaufmann, Samson Wertheimer, der Ober- 
faktor und Landesrabbiner, S. 72 und 94. 

*) Untergew. E. 46 c. und li. 

®) S. die Excerpte Kriegks, Band IX, S. 560, im Stadtarchiv. 
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nicht Miene, sein Amt niederzulegen. Die Baumeister hatten 
nicht den Mut, gegen ihn aufzutreten und ihn in seine Schranken 
zurückzuweisen. Ruhig duldeten sie, daß er, was streng ver- 
pönt war, an ihren Sitzungen teilnahm, sein Wort entschied. 
So hatte er „durch Untergrabung aller Ordnung viele ehrlichen 
Gemüter sehr bekümmert.“ 

Trotz aller angewandten Vorsicht war es Kann doch zu 
Ohren gekommen, daß Kulp und Beyfus etwas gegen ihn planten. 
Er wollte ihnen zuvorkommen und veranlasste den Baumeister 
Moses Schuster, der im Monat Oktober 1749 den Vorsitz führte, 
die Baumeister nebst dem Ober- und den Unterrabbinern zu 
einer Sitzung auf den 17. Oktober zusammenzuberufen. Die 
Nichteinladung des Beyfus, die Weigerung Schusters, Kulp die 
Tagesordnung mitzuteilen, die ungewöhnliche Zuziehung der 
Rabbiner mussten bei Kulp den Verdacht erregen, als ob ein 
Schlag gegen ihn und seine Anhänger geführt werden sollte. 
Er verständigte diese rasch davon, und sie, seines Winkes 
gewärtig, versammelten sich im Vorhofe der Synagoge, wo sich 
die Baumeisterstube befand. Gleich der Beginn der Sitzung 
war stiirmisch. Kulp und Beyfus rügten, daß Schuster gegen 
das Gesetz die Anwesenheit Kanns und der Rabbiner in einer 
Baumeistersitzung dulde. Auf einen Wink des Beyfus, der sich 
inzwischen zum Fenster begeben hatte, strömten seine Anhänger 
in die Stube. Kann, dadurch ängstlich geworden, schickte seiner- 
seits nach seinen Verwandten und Freunden. Aber bevor diese 
kamen, sah er sich fast allein seinen Gegnern gegenüber. Rufe 
erschollen des Inhalts, man wolle nicht mehr länger unter seiner 
Herrschaft stehen, er solle sein Amt niederlegen und neuen 
Kastenherren Platz machen. Kann besorgte, daß die Gegner 
von Drohungen zu Tätlichkeiten übergehen würden, und wollte 
sich entfernen, aber man hielt ihn gewaltsam zurück und ver- 
langte die Herausgabe der Schlüssel zur Kastenstube, sonst 
gäbe es Mord und Totschlag.!) Lange Zeit vergebens ver- 
suchte der bejahrte Oberrabiner Jakob Josua Falk zwischen den 
Streitenden zu vermitteln, er wurde immer wieder überschrieen. 
Endlich verschaffte er sich Gehör und erzielte auch eine Ver- 


1) Ich folge hierbei dem protokollarischen Verhör der Baumeister 
Gans und Hamburger, das am 2. Dezember 1749 in Gegenwart des älteren 
Bürgermeisters stattfand (l. c. Tom I. 35) und im schroffen Gegensatz zu 
der aufgebauschten Darstellung Kanns steht, in der er behauptete, daß 
er sich in Lebensgefahr befunden hätte (Tom I. 9). 
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ständigung. Zwar die Schlüssel zur Kastenstube dem Ober- 
rabbiner einzuhändigen, dazu war Kann nicht zu bewegen, doch 
versprach er, in den nächsten 10 Tagen die Kastenstube nicht 
zu betreten, in der Hoffnung, daß binnen dieser Zeit die Haupt- 
beschwerden gütlich beigelegt seien. 

Niemand war über diese Vereinbarung beglückter als der 
Oberrabbiner. Er verstieg sich im Übermaß seiner Freude sogar 
zur Behauptung, die Versammlung vom 17. Oktober wäre recht 
eigentlich durch göttliche Vorsehung veranlasst worden, und 
verhieß allen denjenigen, die an dem Friedenswerk teilgenommen 
hätten, den göttlichen Segen. 

Kann hatte sich von seiner Überrumpelung rasch erholt. 
Von seinem Bruder Moses aufgestachelt, dachte er nur noch 
an Kampf und Vernichtung der Gegner, nicht an Versöhnung. 
Mit gleichen Waffen wollte er sie bekämpfen, ihrem Bund einen 
Gegenbund entgegensetzen. Rasch ward am 26. Oktober ein 
Schriftstück aufgesetzt und mit zahlreichen Unterschriften be- 
deckt, voller Schmähungen gegen seine Widersacher, die ein 
Komplott nicht nur „gegen allergnädigste Verordnung Ihrer 
Kais. Maj.; sondern auch gegen unsere allhiesige hohe Obrig- 
keit und gegen alle sonstige Herrschaften, auch gegen alle 
hiesige Gebräuche und gegen alle Statuten der ganzen Welt 
geschmiedet hätten.“ In diesem Schriftstück verpflichteten sich 
die Anhänger Kanns bei Strafe des Bannes, nicht eher zu ruhen 
und zu rasten, bis die Gerechtigkeit (d. h. die Sache Kanns) 
den Sieg über die Ruchlosigkeit davongetragen hätte.!) Damit 
noch nicht genug, ließ Kann seine Anhänger am nächsten Tag 
ein zweites scheinbar unverfangliches Schriftstück unterzeichnen; 
sie erklärten darin im voraus ihre bedingungslose Unterwerfung 
unter den Spruch der Rabbiner und der Baumeister, die den 
Streit schlichten sollten. 

Kulp und Beyfus liessen sich dadurch nicht einschüchtern. 
Mochte auch der Oberrabbiner mit dem Bann drohen, sie 
weigerten sich das Schiedsgericht anzuerkennen. Wer waren 
denn die Schiedsrichter? Die Baumeister, Kanns getreue Schild- 
träger, die eine von ihm unabhängige Meinung bisher noch nicht 
geäussert hatten, und der Oberrabbiner? Groß als Gelehrter, 
aber schwach als Mensch; eine harmlose, friedliche Natur, die 





1) Wir geben diesen Verbindungsbrief, der sich in Tom II 146 No. 3 
befindet, in Beilage No. III nach der Schwarzschildschen Übersetzung 
wieder. 
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wider ihren Willen aus der Studierstube in das widrige Partei- 
getriebe hineingezerrt wurde; jetzt völlig ein Werkzeug in den 
Händen der herrschenden Partei, deren Vertreter die Baumeister 
waren. Mit dem stärksten Strafmittel gedachten sie den Wider- 
stand ihrer beiden Amtsgenossen zu brechen. Der Oberrabbiner’) 
sollte den Bann über sie aussprechen, wenn sie sich innerhalb 
zweier Tage nicht unterwerfen würden; solange waren sie von 
allen Ehrenverrichtungen beim Gottesdienst ausgeschlossen. 

Bis jetzt war der Streit innerhalb der Judengasse geblieben. 
Nun riefen die mit dem Bann Bedrohten den Schutz des Rates 
an und erreichten auch, daß der ältere Bürgermeister die Ver- 
kündigung des Bannes untersagte. Aber auch die Kaiserlichen 
Kommissarien, von Barkhaus und von Männersdorf, die von 
der Frankfurter Gemeinde eine Strafsumme von 60,000 Rthlr. 
wegen Übertretung der Münzverordnungen einziehen sollten, 
mischten sich ein; herbeigerufen von einigen jüdischen Wechs- 
lern, die Kann beschuldigten, er habe die Strafgelder ganz 
willkürlich angesetzt und dabei die Hauptschuldigen verschont. 
Die Kommissarien machten nun dem Rate eine Reihe von Vor- 
schlägen zur Herstellung der Ruhe in der Gasse,?) damit die 
Zahlung der Strafgelder keinen Aufschub erleide. 

Der Rat, eifersüchtig auf seine Rechte, die damals vom 
Kaiser nicht immer respektiert wurden, war über diese Ein- 
mischung wenig erbaut und lehnte daher die unerbetenen 
Vorschläge als Eingriff in seine Machtsphäre ab, um so not- 
wendiger erachtete er es aber jetzt die Schlichtung der Wirren 
zur Vermeidung jeder weiteren Einmischung selbst in die Hand 
zu nehmen. Es war auch hohe Zeit. Die Baumeister hatten 
ohne seine Erlaubnis Kulp und Beyfus doch in den Bann 
legen lassen. 

So berief am 6. November der ältere Bürgermeister die 
beiderseitigen Parteihäupter zu sich, mahnte dringend zur Ver- 


1) Wenn es auch im Gemeindebuch No. 81 heisst: In seiner Hand 
liegt die Herrschergeissel und der Stab Gottes...., die Frevler zu 
züchtigen usw., so war doch in Wirklichkeit seine Macht sehr beschränkt. 
Nur über ganz geringe Streitobjekte (unter 20 fl) durfte er selbständig 
entscheiden, bei allen wichtigen Fällen musste er sich der Zustimmung 
der Vorsteher oder auch der Mitglieder des Gelehrtenkollegiums (Bene 
Jeschibah) vergewissern. Streng untersagt war ihm aber ohne Wissen 
und Erlaubnis des Vorstandes den Bann über ein Gemeindemitglied 
auszusprechen. 

*) I. c. No. 5, 7, 23, 26. 
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söhnung, und nach stundenlangem Hin- und Herreden brachte 
er schliesslich einen Vergleich zustande,') hauptsächlich durch 
das Entgegenkommen des Kulp. Die wichtigsten Paragraphen 
dieses Übereinkommens sind: 

§ 1. Die Baumeister und Kastenherren werden niemanden 
wegen der Beteiligung an einer Verbindung an Geld 
oder Ehre strafen. 

§ 2. Bis in den Monat Adar (März) 1753 verwalten das 
Kastenamt: Kann, Stern, Kulp, Hertz Oppenheimer 
und Moses Beyfus (Bruder des Ruben Beyfus). Von 
da ab sollen?) neue Kastenherren nach einem neuen 
Reglement gewählt werden. 

§ 3. Die Kastenherren, die Gelehrten u. a. dürfen den 
Vorstandssitzungen nicht beiwohnen. Nur in An- 
gelegenheiten, die die ganze Gemeinde betreffen, 
werden die Kastenherren hinzugezogen. 

§ 4. Die zur Abfassung des neuen Reglements Deputierten 
sollen auch Näheres über die Neuwahl einer Ein- 
schätzungskommission festsetzen. 

§ 5. Neunzehn Deputierte verfassen ein neues Reglement, 
das bis zum 15. Schewat (22. Januar) 1750 fertig sein 
muß. Zu den Deputierten gehören: der Oberrabbiner, 
4 Baumeister und 6 Gemeindemitglieder, die von 
jeder der beiden Parteien gewählt werden; ausserdem 
8 unbescholtene Gemeindemitglieder, deren Namen 
aus der Gemeindebüchse gezogen werden. Die Ge- 
lehrten (Morenu) sind von der Wahl ausgeschlossen... 
Verabredungen und Verbindungen, um einen Beschluß 
durchzusetzen, sind verboten. 

§ 6. Den Deputierten steht das Recht zu, die bestehenden 
Verordnungen zu verändern und neue nach Majoritäts- 
beschluß einzuführen. Das neue Reglement wird in 
das Gemeindebuch eingetragen. Die Baumeister sind 


1) Er umfasst 11 Paragraphen. Unsere Akten (I. c. No. 42, Ver- 
gleichspunkte zwischen hiesiger Judenschaft de 6. Nov. 1749) enthalten 
eine wortgetreue Übersetzung davon. Horovitz (Frkft. Rabb. II, 23) hat 
aus dem Gemeindebuch 9 Paragraphen davon abgedruckt. Er setzt das 
Schriftstück irrtümlich ins Jahr 1750. 

*) Diese Bestimmung wurde ausdrücklich aufgenommen, um den 
Bruder Kanns auszuschliessen, nicht, wie Horovitz I. c. S.22. Anmerkung 2 
schreibt: „Das scheint eine Antwort auf die ein Jahr vorher beschlossene 
Ausschliessung der Nichtgelehrten zu sein.“ 
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bei Strafe des schwersten Bannes zu seiner Be- 
obachtung verpflichtet. 


§ 8. Der gegen Kulp und Beyfus am 27. Oktober aus- 
gesprochene Bann wird zurückgenommen. 

§ 10. Die beiden Parteien haben ihre Verbindungsbriefe 
dem Oberrabbiner zu übergeben, der sie, nachdem 
das neue Reglement zustande gekommen ist, in 
Gegenwart von Kulp und Beyfus, sowie von Stern 
und Josef Speyer zu verbrennen hat. 


Wir ersehen aus diesem Übereinkommen, wie beide Parteien 
sich gegenseitig Zugeständnisse machten. Kann und Stern 
blieben in ihren Ämtern, andererseits wurden Kulp und der 
Bruder seines Verbündeten zu Kastenherren gewählt. 


Eine Woche später, am 13. November, wurde dieser von 
allen Baumeistern unterzeichnete Vergleich in das Gemeinde- 
buch eingetragen und der gegen Kulp und Beyfus ausgesprochene 
Bann in beiden Synagogen für ungültig erklärt. Die Parteien 
lieferten dem Oberrabbiner die Verbindungsbriefe aus. So schien 
alles einer friedlichen Lösung entgegenzugehen. Grosser Jubel 
herrschte darüber in der Gemeinde. Auch die nicht zu Kulps 
Anhängern zählenden erkannten dankend sein entschlossenes 
Vorgehen an. Zu der Hochzeit seines Sohnes, die in diese 
Zeit fiel, fanden sich sogar Parteigenossen Kanns Glück 
wünschend ein; von allen Seiten feierte man ihn bei diesem 
Feste, und im Übermut der Weinlaune erschollen Rufe: „Es 
lebe David, der König!“ Die Gegenpartei hat später nicht ver- 
absäumt, dies gegen ihn auszunützen. 

Der Friede oder vielmehr der Waffenstillstand dauerte nur 
wenige Tage. Kann erfuhr, daß die Wechsler sich bei den 
Kaiserlichen Kommissarien beschwert hätten, er habe die Geld- 
strafen wegen Umgehung der Münzverordnungen ganz parteiisch 
angesetzt. Die Einmischung dieser in sein Regiment machte 
ihm Sorge. Um sich zu decken, verlangte er von Kulp und 
den beiden neu ernannten Kastenherren, sie sollten in einem 
besonderen Schriftstück sein Verfahren gegen die Wechsler als 
durchaus gerecht und billig erklären, dann sei er auch bereit, 
den Vergleich vom 6. November in ganzem Umfang auszuführen. 
Diese Zumutung wurde entschieden zurückgewiesen, ebenso 
die, daß unter den mit der Abfassung des neuen Reglements 
Beauftragten Kann selbst sein müsse. 
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Bei der nächsten Vorstandssitzung, am 23. November, kam 
es abermals zu erregten Auftritten. Kulp und sein Schwager 
Beyfus verlangten vor Eintritt in die Tagesordnung Erledigung 
der Kastenangelegenheit. Als sie damit auf Widerstand stiessen, 
verliessen sie die Sitzung voller Erregung. Beyfus kehrte zwar 
bald dorthin zurück; doch konnten auch jetzt die Verhandlungen 
keinen ruhigen Fortgang nehmen, da plötzlich die Wechsler mit 
einer Schar Leute in den Saal eindrangen und „Gerechtigkeit“ 
verlangten. Als man sie mit Mühe entfernt hatte, rotteten sie 
sich vor dem Hause Kanns zusammen und schrieen fortwährend: 
„Hier wohnt der Dukatenschneider, der zu Darmstadt mit den 
Ernst d’ors so viel angestellt hat; er hat die Gemeindekasse 
bestohlen“ usw. Es blieb nicht bei diesen Schmähreden, man 
suchte in das Haus einzudringen; auch ein Stein wurde da- 
gegen geschleudert. 

Diese Auftritte lockten begreiflicherweise viele Neugierige 
aus den Häusern; kaum konnte die enge Gasse die Scharen 
fassen, die unter lautem Geschrei von der Bornheimer Pforte bis 
zu der Behausung Kanns hin- und herwogten.') Da auf einmal 
vernahm man den schweren Tritt heranrückenden Militärs. 
Durch die Bornheimer Pforte zog es in die Gasse ein, die 
Menge vor sich hertreibend und die etwa Widerstrebenden mit 
Stock- und Kolbenschlägen bearbeitend; bald war die Gasse ge- 
säubert und die Juden waren in ihre Häuser zurückgedrängt. Darauf 
besetzte das inzwischen noch verstärkte städtische Kommando 
die Tore, stellte Schutzposten vor dem Hause Kanns und des 
abwesenden Oberrabbiners aus und ließ niemanden aus der 
Gasse hinaus noch herein, Kann und dessen Anhänger aus- 
genommen. 

Wie war das Militär in die Gasse gekommen? Kann hatte, 
als die Menge drohend sein Haus umstand, heimlich zum 
Älteren Bürgermeister geschickt und um Mannschaften gebeten, 
da ein völliger Aufruhr in der Judengasse tobe und sein Haus 
bereits gestürmt und mit Steinen beworfen werde. Sein Gesuch 
ward von den Kaiserlichen Kommissarien unterstützt, die den 
Rat um Festnahme der Rädelsführer baten. Wer diese seien, 
darüber klärte jetzt Kann den Rat in einem langen, an Über- 





') In dem Rapport des Majors Johann Nikolaus Textor (Tom. I, I1) 
heißt es: „In der Gasse war alles noch vollgepfropft von Leuten, Männern, 
Weibern und Jungens, wohl 1000 Leute zusammen, welche ein grosses 
Getöse machten und gleichsam wie die Bienen schwärmten.* 
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treibungen und Entstellungen reichen Schriftstück!) auf, in dem 
er den Gang der Ereignisse von Anfang Oktober an bis zur 
Besetzung der Gasse mit dramatischer Lebendigkeit schilderte. 
In seiner „gekünstelten Geschichtsdarstellung“ wurde der Wahr- 
heit übel mitgespielt. Er und sein Anhang erschienen darin 
als die Friedfertigen, nur auf das wahre Wohl der Gemeinde 
Bedachten, die Gegner als boshafte, von maßloser Herrsch- 
sucht erfüllte Rebellen. In den Sitzungen hätten sie sein und 
der Baumeister Leben bedroht, durch Zusammenwerfen der 
Tische „Wagenburgen“ gegen sie errichtet und den Ausgang 
zu den Türen verbarrikadiert, jeden Versuch zur Verständigung 
hätten der „König David“ und sein Schwager zurückgewiesen, 
von ihnen stammte auch wohl das Pasquill her, das um diese 
Zeit an der Börse angeschlagen war: „Zu wissen, daß der 
Resident Löw Isaak (Kann) sein domicilium verändern und nach 
Stuttgart reisen und die bisher vakant gewesene hochansehn- 
liche Stelle des Herrn Geheimrats und Domänendirektors Süß 
antreten werde.“?) Zum Schluß bat Kann den Rat um strengste 
Maßregeln gegen die Meuterer, die seit Wochen Tumulte auf 
Tumulte in der Gasse erregten. 

Lautete auch der militärische Rapport über die Vorgänge 
in der Gasse am Abend des 23. November ganz anders als 
die Kannsche Darstellung und hob er noch ganz besonders 
hervor, daß es zu Tätlichkeiten nicht gekommen sei, so blieb 
doch die Gasse von jetzt an zwei Jahre lang von einer starken 
Wache, einem Offizier, einem Sergeanten, einem Korporal, 
einem Tambour und 15 Mann besetzt. Sie sollten darin bei 
Tag und Nacht, besonders Samstag und Sonntag, stetig pa- 
trouillieren, nach dem Abendläuten alle Wirtshäuser absuchen, 
die sich darin oder noch auf der Gasse Befindenden verhaften 
und sich mit den Juden nicht gemein machen.) Auch ver- 
stärkte der Rat für geraume Zeit die Wachtposten an der Haupt- 
und der dicht bei der Judengasse befindlichen Konstablerwache 


1) Tom. I, 4. 

*) Anspielung auf „Jud Süß“, den unglücklichen Günstling des 
Herzogs von Württenberg, dessen tragisches Ende das grösste Aufsehen 
erregt hatte. 

°) Die Instruktion findet sich Tom V., 366c. Im Juni 1751 ward die 
Wache auf I Unteroffizier und 8 Gemeine herabgesetzt, Die Kosten für 
die Wache trugen selbstverständlich die Juden. Der Sold für den Unter- 
offizier betrug 30 Kr., für den Gemeinen 20 Kr. täglich. 
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und verbot durch öffentlichen Anschlag an den Toren der 
Gasse und an den Synagogen jede Zusammenrottung.') 

Für einige Zeit war jetzt Kann der unumschränkte Herr 
der Gasse. Die städtischen Truppen standen zu seiner Ver- 
fügung. Er machte davon den rücksichtslosesten Gebrauch; 
eine solche Gelegenheit, mit den Gegnern abzurechnen, erschien 
nicht bald wieder. Einer seiner Söhne drang an der Spitze 
von Militärpatrouillen in deren Häuser, besonders in die der 
Wechsler. Die Türen wurden nachts mit Flintenkolben gewalt- 
sam gesprengt, die städtischen Grenadiere untersuchten bei 
Fackelschein die Häuser vom untersten Keller bis zum obersten 
Geschoß, durchwühlten sogar die Betten, angeblich um Schuld- 
beweise gegen die Wechsler und die Meuterer zu suchen, wo- 
bei die Hausinsassen, sogar die Frauen, mit Schlägen traktiert 
wurden.?) Selbstverständlich war Kann jetzt weniger als je zur 
Erfüllung des Vertrages vom 6. November bereit; der Rat machte 
keine Anstrengung, ihn dazu zu zwingen. 

Inzwischen stockte die ganze Verwaltungsmaschine in der 
Gemeinde, denn die Baumeister schlossen ihre beiden Amts- 
genossen Kulp und Beyfus von den Beratungen aus, so daß, 
da bereits 3 Baumeister gestorben und 2 dauernd abwesend 
waren, statt der vorgeschriebenen 12 nur 7 tagten. Kann lieferte 
den Schlüssel zur Kastenstube nicht aus, ebensowenig hielt er 
Sitzungen ab oder erkannte die neu gewählten Kastenherren 
an. Niemand bekümmerte sich um die Einnahmen und die 
Ausgaben der Gemeinde, die Beamten warteten vergebens auf 
ihren Gehalt. Dieser Zustand der Anarchie durfte nicht von 
Dauer sein, wenn nicht die Lebensinteressen der Gemeinde aufs 
tiefste geschädigt werden sollten. Die Baumeister sahen dies 
auch ein und machten darüber dem Rat Vorstellungen und zu- 
gleich Vorschläge, wie dem abzuhelfen sei. Sie wollten einst- 
weilen die Verwaltung der öffentlichen Gelder übernehmen, aber 
unter Ausschliessung Kulps und seines Schwagers. Dagegen 
protestierten diese selbstverständlich. „Wir haben ja,“ schrieben 
sie dem Rat am 2. Januar 1750, „mit der Kasse noch keinen 
Prozeß gehabt, und verstehen von Interimseinnahmen und Aus- 





') Tom I., 3. Die Rapporte des Leutnants und Adjutanten Bürningen, 
des Majors Textor und des Fähnrichs Antoni über die Vorgänge in der 
Gasse beim Einrücken des städtischen Militärs stehen in Tom I., 9, 10, 11. 

*) Siehe Beschwerden der drei Wechseljuden Schuster, Schnapper 
und Worms und auch des Emanuel Moses Speyer gegen Kann. 
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gaben soviel wie unsere Mitbaumeister.“') Da griff der Rat zu 
folgendem Ausweg: Kann und Kulp hätten 4 geeignete Persönlich- 
keiten vorzuschlagen, von denen die Baumeister 2 zu interi- 
mistischen Kassierern wählen sollten. Im übrigen entschied er, 
daß alles bis zum Austrag des Streites in statu quo bliebe und 
Kulp und Beiyfus nicht länger von den Sitzungen auszu- 
schliessen wären.?) 

Am 5. Januar 1750 wurden in der Tat zwei Interimskassierer, 
Alex. Braunschweig und Jakob Ochs, gewählt. Aber Kann und 
Stern — der dritte Kastenherr Oppenheim starb gerade in diesen 
Tagen — wollten sie nur zu untergeordneten Geschäften ver- 
wenden und ihnen nicht einmal die Einsicht in die Kassen- 
bücher gestatten, so daß die Verwaltung und Leitung des Finanz- 
wesens nach wie vor in den Händen Kanns und des ihm treu 
ergebenen Stern blieb — zur grossen Entrüstung Kulps. Ver- 
gebens drang dieser auch auf die Wahl von SPRBORFURN zur 
Entwerfung des neuen Reglements. 

Das neue Jahr 1750 brachte dazu noch eine OE NRT 
Um die Verwirrung zu steigern, trat jetzt eine neue Partei auf 
die Bildfläche, die sich selbst die unparteiische, die friedlich- 
gesinnte, auch wohl „die der Intervenienten“ nannte. Als ihr 
„Programm“ gaben sie aus: „den Frieden und das gute Ein- 
vernehmen in der Gemeinde wieder herzustellen.“ Ihre Haupt- 
forderung gipfelte darin: Beibehaltung der alten bewährten 
Verfassung (Manutenenz der alten Observanz), Verwerfung des 
Vergleichs und jedes neuen Reglements. Denn nimmer dürfe 
das aufkommen, daß die alten, guten Ordnungen durch unruhige 
Leute durchlöchert und nach ihrem Sinn neue gemacht würden,?) 
erklärten sie in der Eingabe an den Rat vom 6. Januar. 
Die 160 Unterschriften, die der Eingabe beigefügt waren, ergäben 
zur Genüge, daß die Mehrheit der Gemeinde hinter ihnen stände. 

Mit der vielgerühmten Unparteilichkeit der Intervenienten 
sah es freilich eigentümlich aus. Der Kannsche Anhang wurde 
von ihr sehr schonend behandelt, dagegen bekämpften sie aufs 
schäriste dessen Gegner und beschworen den Rat dringend, 
„der zaun- und zügellosen Bosheit der beiden Rädelsführer und 


L oe. L 47. 

*) I. c. I. 48a. 

3) S. „Nothgemässigste, unterthänigste Vorstellung mit ganz ge- 
horsamster Bitte unser der intus unterschriebenen hiesigen Schutz- 
juden“ in Tom I., 53 und 54. 
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derer mitkonspirierenden Adhärenten ein Ziel zu stecken“.!) An 
massloser Heftigkeit übertrafen ihre Schriften selbst die Kanns, 
der Rat musste ihnen mehr als einmal den ungeziemenden Ton 
verweisen und zwang sie hin und wieder sogar, einzelne Sätze, 
die zu grobe Schmähungen?) enthielten, zu streichen. 

So hatte Kulp nach zwei Fronten zu kämpfen. Aber, sah 
er den Intervenienten schärfer ins Gesicht, so glaubte er in 
ihnen keine selbständige dritte Partei, sondern nur Schildknappen 
Kanns zu entdecken. Stil und Phrasen ihrer Schriften ähnelten 
zu auffallend den Kannschen, und Kulp hielt es für eine nicht 
üble Idee, daß jener sich jetzt mehr im Hintertreifen hielt und 
die Intervenienten aufs Schlachtfeld gegen ihn führte. Und 
kampfesfreudig stürzte sich auch Kulp auf sie. Zunächst unter- 
zog er die Zahl der Unterschriften einer eingehenden Kritik. 
Da fand er darunter solche von Witwen, von dreissig Bankrot- 
teuren, von notorischen Spielern, von Almosenempfängern, die 
nach seiner Behauptung zum grössten Teil weder lesen noch 
schreiben konnten und keine Ahnung vom Inhalt des ihnen 
vorgelegten Schriftstückes hatten; ausserdem hatten sich auch 
zahlreiche Verwandte Kanns mit unterzeichnet. Kulp verlangte 
daher, daß einige der Unterzeichner, zu denen er noch das 
meiste Vertrauen hege, eidlich erklärten, daß sie aus freien 
Stücken, unbeeinflusst von Kann und dessen Anhängern, gegen 
ihn aufgetreten seien.?) 


Auch die Behauptung, daß die Majorität der Gemeinde der 
neutralen Partei angehöre, bestritten Kulp und Beyfus auf das 
entschiedenste. Dasselbe hehaupte ja Kann auch von seinem 
Anhang, bemerkte er treffend, also entweder lüge dieser oder 
die Intervenienten. 

All diese Wirren entfesselten einen lebhaften Federkrieg. 
Die drei Parteien bestürmten den Rat mit Eingaben, in denen 
der Gegner schonungslos mitgenommen ward. Am meisten 
Eindruck auf den Rat machten die Schriftstücke Kulps, die eine 
sehr gewandte, der Satyre nicht entbehrende Feder verrieten. 


1) I. c. No. 59 vom 3. Februar 1750. 

*) Als Probe hiervon diene: Als sie den Tumult vom 17. Oktober 
schildern, schreiben sie... Die Gegner sind gleich einer Truppe aus 
dem Wald entlaufener Wilder und unbändiger Schweine in die Gemeinde- 
stube gedrungen. Später heisst es... Sie wollen den Umsturz unserer 
ganzen Verfassung und unser äusserstes Verderben. 

8) I. c. No. 56 vom 19. Januar 1750. 
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Auf seinen Antrag verlangte der Rat von den Baumeistern die 
Übersetzung und Auslieferung der bei dem Oberrabbiner 
hinterlegten Verbindungsbriefe, um die Unterschriften näher 
prüfen zu können. Diesem aber gebot er, so lange der Streit 
noch währe, sich völlig ruhig zu verhalten und darüber nichts 
an andere Gemeinden zu berichten,') damit nicht etwa deren 
Rabbiner mit dem Bannspruch gegen Kulp vorgingen. 

Als eine weitere Niederlage sahen die Baumeister mit Recht 
das Ratsedikt vom 2. März an,?) wonach sie, wenn sie von 
Amts wegen die Klageschriften der beiden Schwager zu beant- 
worten hätten, die Beratungen hierüber nicht in der Gemeinde- 
stube pflegen sollten. Also der Rat hatte dem von Kulp 
geäusserten, ihre Ehre verletzenden Verdacht, daß sie, die Ab- 
wesenheit der beiden Mitbaumeister benützend, die in der 
Gemeindestube aufbewahrten Urkunden „alterieren“, d. h. doch 
wohl fälschen könnten, Glauben geschenkt! 

Freilich in der Hauptirage, die die Gemüter am meisten er- 
regte, in der Kastenangelegenheit, zögerte der Rat lange, eine 
Entscheidung zu treffen. Noch immer hielt Kann die Kastenstube 
gesperrt, während jetzt sogar die Baumeister darin einig waren, 
daß sie geöffnet werden müsse. Wie hätte man sonst den jetzt 
fälligen Grundzins an die Stadt in Höhe von 5000 Gulden und die 
3000 Gulden Schutzgelder für den Kaiser bezahlen können? Nur 
darüber war der Streit, wem das Recht der Öffnung zugestanden 
werden sollte.?) Kann selbst schwieg bei dem Streit; um so lauter 
waren die Intervenienten. Sie hatten sich im Mai 1750 fester organi- 
siert und einem Ausschuß von 9 Männern, unter denen besonders 
Rüsselsheim und Braunschweig rührig waren, die Führung ihrer 
Sache anvertraut.!) Sie verlangten durchaus bis auf das Eintreffen 
des kaiserlichen Entscheides völlige Sperrung der Kastenstube; 
damit wäre natürlich der Tätigkeit des dem Kann aufgezwungenen 
Interimskastenherrn ein Ende bereitet worden. Nicht genug 
Worte fanden sie, um Kulp in den Staub zu ziehen. Er strebe 
darnach, den Besten in der Gemeinde, nämlich Kann, von dem 
ihm gebührenden Ehrenplatz zu verdrängen; kämen aber Leute 


1) Beschluß vom 11. Februar l. c. No. 61. 

2) No. 67 und 72 l. c. 

5) Die einzelnen Vorschläge zur Öffnung der Kastenstube finden sich 
in Tom. II., 100 ff. 

*) Ausführlicheres hierüber Tom. IlI., 227, wo sich auch die dem Aus- 
schuß erteilte Vollmacht befindet. Das Schriftstück zählt 115 Unterschriften. 
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seines Schlages zur Herrschaft, dann drohe der Gemeinde das 
Schlimmste.!) 


Um die Verwirrung noch mehr zu steigern, bildete sich 
gegen die Intervenienten eine neue, also die vierte Partei, eben- 
falls mit einem Ausschuß an der Spitze, bestehend aus Samuel 
Gans, Feist Cahn, Michael Moses Goldschmidt, Elias Reuß und 
anderen. Diese Partei nannte sich zwar die Neutralen und 
unterzeichnete sich auch so?), doch hatte sie in ihr Programm 
ausdrücklich die Bekämpfung Kanns und Konsorten und der 
es mit ihnen haltenden Baumeister aufgenommen; sie standen 
also ähnlich zu Kulp, wie die Intervenienten zu Kann. 

Begreiflicherweise wurden durch diese Parteibildungen der 
Fortgang des Friedenswerkes und die Neuordnung der Gemeinde- 
verhältnisse ausserordentlich erschwert. Jeder Antrag von der 
einen Seite ward mit Gegenanträgen von der anderen Seite 
beantwortet, worauf diese es ihrerseits an Repliken nicht fehlen 
ließ, auf die dann Dupliken folgten. Die Beschlüsse des Rates 
beantwortete man mit Protesten und Ankündigungen von 
Appellationen an das höchste Kaiserliche Gericht, an den Reichs- 
hofrat in Wien. 

Während noch der Streit darüber tobte, ob und in welchem 
Umfang die Kastenstube geöffnet werden sollte,*) und der Rat 
die mittlere Linie innehaltend, die ihm zu weitgehenden Vor- 
schläge Kulps verwarf‘), kam allen unerwartet die Entscheidung 
von anderer Seite. Der Kaiser selbst hatte in der Sache das 
Wort ergriffen. Durch Schreiben an den Älteren Bürgermeister 
Fichard vom 23. Juli 1750 gebot er, daß die Kastenstube durch 
die neu ernannten Kastenherren sofort geöffnet werde und daß 
Kann und Stern Rechnung ablegen und sich wegen der Ver- 
letzung der Gemeindeverfassung verantworten sollten. Zugleich 
verlangte er einen ausführlichen Bericht des Rats über das 
eigentliche Wesen des Streites und zwar spätestens in 2 Monaten, 
sonst würde er nach Befinden selbst die behörige Remedur 
treffen.°) 





1) S. Eingabe vom 10. Juli 1750, I. c. No. IHI. 

2) S. Tom. Il, 140b. Ihr Aufruf zählt nur 61 Unterschriften. 

5) I. c. 98, 100, 106. 

*) L c. 125. 

5) I. c. 137. Das Rescript traf in Frankfurt am 7. VIII. 1750 ein und 
wurde im Rat am 11. VIII. verlesen. 
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Es war unschwer zu erraten, von wem dieser Pfeil gegen 
Kann und seinen Anhang abgeschossen war. Seit Juni befand 
sich Kulp in seiner Eigenschaft als Kaiserlicher Hoffaktor in 
Wien. Er verstand es gut, die amtlichen Geschäfte mit seinen 
persönlichen Angelegenheiten zu verbinden. In einer Eingabe 
an den Kaiser hatte er diesen um Intervention gegen das gesetz- 
widrige Benehmen seiner Gegner und um Durchführung des 
Vergleiches vom November 1749 gebeten. Denn der Rat be- 
mühe sich zwar, allen Gerechtigkeit zu erweisen, werde aber 
durch die vielen Gegenschriften Kanns und der Intervenienten 
von einem endgültigen Urteil abgehalten.') 


Wie aufgebracht auch der Rat darüber war, daß Kulp über 
seinen Kopf hinweg sich unmittelbar an das Reichsoberhaupt 
gewandt hatte, so musste er sich doch fügen. In der Sitzung 
vom 18. August 1750 gab er den beiden alten und den 3 
provisorisch ernannten (Interims-) Kastenmeistern eine Frist 
von 8 Tagen, binnen welcher die Kastenstube geöffnet sein 
müsse. Zugleich erzwang er jetzt vom Oberrabbiner die Heraus- 
gabe der Verbindungsbriefe, die dieser bis dahin verweigert 
hatte. Sie wurden von den „Beglaubten“ beider Parteien, 
Schwarzschild und Maas, übersetzt und dem Rate eingehändigt.?) 


Der Kaiser hatte demnach gegen Kann entschieden. Bald 
darauf trat er in noch unzweideutigerer Weise für seinen 
Hoffaktor ein. In den beiden Synagogen verkündete der Rats- 
schreiber den versammelten Juden als weiteren kaiserlichen 
Befehl, daß sich die Baumeister und Rabbiner alles öffentlichen 
und stillen Bannes und auch anderer concussiones gegen Kulp 
und seinen Anhang enthalten und lediglich den rechtlichen 
Ausgang erwarten sollten. In gleicher Weise wurden die 
Rabbiner von Worms und Friedberg verwarnt, einer etwa von 
Frankfurt ausgehenden Anregung nachzugeben und etwas gegen 
Kulp vorzunehmen.?) Ja, der Kaiser ging noch weiter. Er 
verlangte Genugtuung für seinen Hoffaktor wegen der Schmäh- 
ungen und Beleidigungen, mit denen man ihn überhäuft habe. 
Und wenn er in dem Erlaß vom 1. September 1750 von Leuten 
spricht, „die die Verbitterung in der Judenschaft zu unterhalten 


1) Tom. II., 135. 

2) Die Schwarzschildsche Übersetzung hält sich strenger an den Wort- 
laut als die Maassche, die sich mehr dem damaligen Schriftdeutsch nähert. 

3) Tom IIL, 149, 150 u. 160. 
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und andere an der Herstellung guter Ordnung zu hindern 
suchten“,!) so wusste jedermann, wer damit gemeint war. 

Nicht sofort fügte sich Kann dem kaiserlichen Erlaß, aber 
schliesslich gaben er sowohl als auch die Intervenienten die 
bereits beschlossene Appellation an den Kaiser auf, und am 
7. November konnte der Rat nach Wien berichten, daß jetzt 
alle Parteien mit der Öffnung der Kastenstube einverstanden 
seien und Kann den einen Schlüssel zur Stube Kulp über- 
geben habe.?) Aus besonderer Gnade gestattete der Kaiser 
den streitenden Parteien einstweilen die Ordnung des Kasten- 
wesens ohne Einmischung des Rates selbständig vorzunehmen, 
in der Erwartung, daß dieses in Güte und Eintracht geschehen 
werde.?) 

Für diese Niederlage rächte sich Kann empfindlich an 
Kulp. Als dieser sich auf einer Geschäftsreise nach dem Kaiser- 
lichen Hoflager befand, missbrauchte Kann seinen Einfluß als 
Kurmainzischer Hoffaktor dazu, um ihn im Wormsischen Gebiet 
verhaften und in monatelangen Arrest bringen zu lassen. Es 
bedurfte erst des kaiserlichen Einschreitens, um ihn aus seiner 
Haft zu befreien.*) 


Inzwischen sah man in der Gemeinde voller Erwartung 
dem Ergebnis der Kassenrevision entgegen. Allerlei beun- 
ruhigende Geriichte iiber den Zustand der Finanzen hatten sich 
verbreitet. Genährt wurden sie noch durch einen Bericht der 
neuen Kastenherren an den Rat vom 18. Januar 1751. Zwar 
wagten sie darin nicht die persönliche Ehrenhaftigkeit ihrer 
Amtsgenossen anzutasten und sie etwa unlauterer Handlungen 
zu bezichtigen. Um so schärfer aber tadelten sie deren Finanz- 
verwaltung. Schon jetzt zeige sich vieles, was bei einer ordent- 
lichen Rechnungsführung nicht hätte vorkommen dürfen, die 
Bilanz ergäbe ein beträchtliches Defizit, man habe sich nicht 








1) Lc. 158. 
*) Tom. IlI., 166b u. 180. 
5) 1. c. 188. 


t) Der gedruckte Befreiungsbefehl des Kaisers, datiert vom 5. April 
1751, war an den Kurfürsten von Mainz selbst gerichtet. Kulp gab den 
ihm durch die Haft entstandenen Verlust auf mehr als 50,000 fl an. (S. die 
Kirchheimsche Registratur des isr. Gemeindearchivs.) Eine Notiz hierüber 
findet sich noch in Senckenbergs nichtarztlichem Tagebuch. Leider 
fehlen uns eingehende Mitteilungen über dieses Intermezzo. 
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der nötigen Sparsamkeit befleissigt; hätte man noch weiter so 
gewirtschaftet, so wäre die Schuldenlast ins Unglaubliche ge- 
wachsen. 

Natürlich liessen Kann und Stern diesen schweren Vor- 
wurf nicht auf sich sitzen. Das Vorhandensein eines Defizits 
bestritten sie nicht, aber sie lehnten dafür jede Verantwortung 
ab. Dieses rühre aus einer Zeit her, wo sie zwar schon im Amte 
gewesen, aber als jüngste unter den Kastenherren von der 
Führung der Kasse und der Verfügung über die Gelder aus- 
geschlossen gewesen waren. Erst vor wenigen Jahren nach dem 
Tode ihrer Vorgänger hätte Stern die Gemeindekasse über- 
nommen. Mit gerechter Befriedigung dürften sie auf das in 
dieser kurzen Zeit von ihnen Geleistete sehen. Beide rühmten 
sich durch Einführung eines besonderen Kassabuches für eine 
bessere Kontrolle gesorgt und die Gemeindeschulden gar um 
40— 50000 Gulden vermindert zu haben.!) 

In der Tat war die Finanzlage keineswegs so ungünstig, 
wie sie von den Kastenherren geschildert worden war. Die 
Einnahmen?) und die Ausgaben?) hielten sich mit annähernd 
14000 Gulden das Gleichgewicht. Aber seit 1747 verschlechterte 
sie sich immer mehr. Die Zahlungen stockten und vergebens 
warteten die Gläubiger der Gemeinde auf ihre Zinsen, die Stadt 
auf den schuldigen Hauszins.t) Der Kredit der Gemeinde be- 
gann derart zu leiden, daß manche ängstliche christliche 
Gläubiger sogar ihre Gelder kündigten. 

Schuld daran trug in erster Reihe die so lange währende 
Sperrung des Kastens. Sodann hatten Kann und Stern pflicht- 
widrig verabsäumt, nach Ablauf der Schätzungsperiode im Jahre 
1747 die Gemeinde neu einzuschätzen. Nun weigerten sich aber 
viele Steuerpflichtige, deren Vermögen inzwischen sich ver- 
mindert hatte, noch nach dem alten Schätzungsfuß zu zahlen, 
während diejenigen, deren Vermögen gewachsen war, von einer 
späteren Steuernachzahlung nichts wissen wollten. .Wieder andere 
wollten die Steuern erst dann entrichten, wenn Rat und Kaiser 
eine Verfügung darüber erlassen würden. Nur wenige waren 
damit einverstanden, daß die einstweiligen Zahlungen als Ab- 


') Tom. II., 207 vom 7. April. 

2) Einschliesslich der Pacht-, Einzugsgelder der Fremden, darunter 
der nach Frankfurt sich Verheiratenden, und der Abzugsgelder. 

8) Darunter die jährlichen Abgaben an den Kaiser, nämlich 3000 Gulden. 

4) Er betrug 3959%/s Gulden. 
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schlagszahlungen zu betrachten seien, die später nach der er- 
folgten Einschätzung verrechnet werden müssten. Eine überaus 
schwierige Lage für die neuen Kastenherren! Wir werden später 
sehen, zu welch verzweifelten Mitteln sie greifen mussten, um 
die Widerstrebenden (die Morosi) zur Zahlung der Abgaben 
zu zwingen. 

Und gerade jetzt traten an den Kasten durch die Über- 
nahme der Armenbillette („Pleten“) erhöhte Forderungen heran. 
Damit hatte es folgende Bewandtnis. Der wohltätige Sinn der 
Juden zeigte sich in Frankfurt, wie auch in anderen Gemeinden 
darin, daß die fremden armen Juden unentgeltlich verpflegt 
wurden. Je nach Vermögen lieferten die Gemeindemitglieder 
mehr oder weniger Billette mit Angabe ihres Namens auf der 
Kastenstube ab — gewissermassen eine Anweisung auf sich zur 
Beköstigung eines armen Glaubensgenossen. Diese Zettel er- 
hielten die Bedürftigen von den Kastenherren und so war für 
ihre Verpflegung ohne Inanspruchnahme des Kastens gesorgt. Viele 
zogen es auch vor, die Naturalverpflegung mit Geld abzulösen, 
sie gaben also dem Kasten für die Billette den entsprechenden 
Geldbetrag. Seit Ausbruch der Wirren aber wurden solche 
Zettel nur noch in geringer Anzahl der Kastenstube übergeben, 
so daß sie bei weiten nicht ausreichten. Wollte man nun die 
Bediirftigen nicht abweisen und hungern lassen, so blieb den 
Kastenherren nichts anderes übrig, als sie auf Rechnung des 
Kastens in den jüdischen Garküchen zu ernähren, eine Aus- 
gabe, die für manche Woche auf 50 Gulden, für die Feiertags- 
wochen noch höher, berechnet wurde. 

Unter solchen Umständen traten die 3 Kastenherren ihr 
Amt an. Ihre Arbeit war keine beneidenswerte. Eine Reihe 
von Jahren zog sie sich hin; häufig stockte sie völlig, dann 
bedurfte es zu ihrer Weiterführung scharfer Mandate des Kaisers, 
den der Rat über die Vorgänge stets auf dem laufenden hielt. 
Von vornherein war ja an ein einträchtiges Zusammenarbeiten 
nicht zu denken; zu tief war der Gegensatz und die Erbitterung 
zwischen den neuen und den alten Kastenherren. So war ihre 
Tätigkeit ein unversiegbarer Quell von Streitigkeiten aller Art. 

Die Taktik Kanns und Sterns war, so oft die 3 Kasten- 
herren irgend welche Anträge stellten oder ihnen Vorschläge 
machten, sich lange Bedenkzeit zu nehmen, um sie dann ent- 
weder zu verwerfen oder mit Gegenanträgen zu beantworten. 
„Unglücklicher können wir nicht sein“, heisst es in einer Ein- 
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gabe der 3 Kastenherren an den Rat!), „als daß wir mit Geg- 
nern zu tun haben, die niemals eher auf unsere Anträge ant- 
worten, als bis sie uns so lange wie nur möglich herumgezogen, 
und welche allemal etwas Neues aussinnen, wodurch sie ver- 
hindern, daß es niemals zum rechten Treffen komme, sondern das 
Hauptwerk bis in die Ewigkeit gespielt werden möge. — Monate 
brauchen sie zur Beantwortung einer Schrift, und dann wird 
auf wichtige Teile garnicht eingegangen.“ Wohl warfen sich 
beide Teile die Verschleppung der Rechnungslegung vor, aber 
die Hauptschuld hatten doch die alten Kastenherren, denn so oft 
Kann in seiner Eigenschaft als Darmstädter Hoffaktor Geschäfte 
halber Frankfurt verließ, schloß er die Kastenstube ab. Stern 
weigerte sich dann, ohne ihn diese zu betreten, und da die 
drei anderen sich ohne Stern und Kann im Kastenwesen nicht 
zurechtfinden konnten, so unterblieben bis zu dessen Rückkehr 
die Sitzungen. Erst nach wiederholten Ratsdekreten verstand 
sich Kann dazu, für den Fall seiner Abwesenheit einen Ver- 
treter zu stellen.?) 

So kam das Rechnungswerk nur langsam in Gang. Zu- 
erst begann man mit der Aufnahme eines Inventars. Noch 
lange hätte man sich herumgestritten, auf welche Weise und 
in welchem Umfang diese stattfinden sollte, wenn nicht der 
Kaiser selbst allen Zweifeln hierüber ein Ende gemacht hätte. 
Er übertrug die Arbeit zwei städtischen, von beiden Parteien 
zu ernennenden Notaren. Als Richtschnur hierbei diente ihnen 
eine vom Reichshofrat bis ins einzelne ausgearbeitete Instruktion’). 
Am 9. August 1751 begannen die Notare in Gegenwart der 
Kastenherren mit der Inventarisierung. Der Zustand der Bücher 
ward, abgesehen von einigen unbedeutenden Mängeln, in Ord- 
nung befunden.) Schon am 15. September konnte die Arbeit 
als beendigt angesehen werden. 


Mit diesem Eingreifen des Kaisers ward allerdings die „alte 
gute Observanz“ durchlöchert. Der Kannsche Anhang beschul- 
digte die Gegner, daß sie durch ihr Vorgehen die von den 
Vorfahren in weiser Absicht aufgestellten Satzungen, wie sie 


1) Vom 23. April 1701 in Tom. IIL, 213. 

*) 1. c. II., 193—197. Er ernannte zu seinem Stellvertreter seinen 
Bruder Moses, bezw. dessen Sohn. 

3) Das kaiserliche Rescript ist datiert Wien 15. Juli 1751. 

*) Über all dieses siehe Tom. IV., 253, 260 und besonders den Bericht 
des Rates hierüber an den Kaiser vom 20. November in IV., 269. 
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im Gemeindebuch niedergelegt worden seien, freventlich ver- 
letzt hätten. 


Da beschloß die Kulpsche Partei, den ihr hingeworfenen 
Handschuh aufzunehmen. Juda Moses zum Roseneck und 
Moses Goldschmidt und noch einige andere, die sich ausdrück- 
lich als Parteigänger Kulps hinstellten, baten den Rat in zwei 
Eingaben,') ihnen die Einsicht in das Gemeindebuch und die 
Anfertigung von Auszügen daraus zu gestatten. „Alle mög- 
lichen Dinge sind uns vorgeschwätzt worden; durch den Hin- 
weis auf das Gemeindebuch haben die Baumeister uns in Blind- 
heit erhalten und sich bei ihrem Despotismus mainteniren 
wollen“, heisst es in der einen Eingabe vom 23. Juni; „es ist 
endlich Zeit, daß das Geheimnis aufgedeckt werde. Wir wollen 
Authentisches darüber wissen, ob man mit uns sein Spiel ge- 
habt hat. Wie oft wird nicht jetzt von den alten Ordnungen 
und der alten Verfassung geredet und ehrliche Leute beschul- 
digt, daß sie sie untergrüben! Jetzt bei der Durchsicht des 
Gemeindebuches wird man das Wahre vom Falschen unter- 
scheiden und die Lärmenbläser, Heuchler und Wäscher besser 
als bisher erkennen.“ Auch für den Rat sei die Kenntnis des 
Gemeindebuches von grosser Wichtigkeit, erst dadurch gewinne 
er eine bessere Einsicht in die Angelegenheiten der Gemeinde. 

Ein ähnliches Verlangen, die Veröffentlichung der Privilegien, 
hatten bei Beginn des Fettmilchschen Aufstandes die Ziinfte an 
den Rat gestellt, waren aber damit zuerst abgewiesen worden. 


Wie vorausgesehen, lehnten sich die Baumeister gegen den 
Antrag als eine abermalige Verletzung der Observanz auf;?) 
sei doch nicht einmal den jüngeren Baumeistern die Einsicht- 
nahme in das Gemeindebuch gestattet. Allenfalls wollten sie 
die von Moses zum Roseneck und Moses Goldschmidt aus- 
drücklich bezeichneten Stellen herausschreiben lassen. Der Rat 
aber entschied am 12. November 1751 zu Gunsten der Antrag- 
steller „da das Gemeindebuch keine Heimlichkeiten, sondern 
bloß die Gemeindeordnung enthalte,“ und gestattete ihnen, im 
Beisein eines oder mehrerer Baumeister beliebige Auszüge zu 
machen.’) Gegen diese gemeinschädliche Entschliessung, die 
man „nicht bei der Nachkommenschaft sich zu verantworten 


1) IV., 219 und 233. 
2) II, 224. 
3) IV., 265. 
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getraue,“') meldeten die Intervenienten Appellation beim Reichs- 
hofrat an. 

Viel mehr als hierbei erhitzten sich die Gemüter bei einer 
anderen Frage, die tiefer in die Interessen der Gemeinde ein- 
schnitt. Mit dem Oktober 1751 war die Amtszeit der bisherigen 
Baumeister abgelaufen und diese hatten auch ihr Amt nieder- 
gelegt. Das Ende des Jahres rückte heran und noch war kein 
Schritt zur Besetzung des so wichtigen Amtes geschehen. 

Die sogenannten Neutralen baten nun den Rat, diesem Zustand 
der Anarchie ein Ende zu machen und die Neuwahl von Bau- 
meistern zu veranlassen. Denn schon jetzt verspüre man den 
Mangel einer obrigkeitlichen Aufsicht; unter den jungen Leuten 
reisse Zügellosigkeit und Spielsucht ein und die jüdischen 
Studenten bedürften gar sehr einer strengen Kontrolle. 

Wie sollten aber die 12 Baumeister gewählt werden? Die 
Neutralen empfahlen, sich entweder an den alten Modus zu 
halten oder wenn man bei der erregten Stimmung davon 
absehen wollte, provisorisch je 4 aus der Partei Kulps, Kanns 
und der Neutralen zu wählen „da wir nicht gering und fast so 
stark wie eine Partei sind.“*) Auch baten sie noch, alles was 
die Gemeinde beträfe, ihnen zur Einsicht und Genehmigung 
vorzulegen. Dieser Bitte wurde auch vom Rate sofort willfahrt. 

Die Intervenienten waren nicht wenig erbittert darüber, daß 
man sie einfach bei Seite schieben wollte. In dem Auftreten der 
Neutralen sahen sie, wohl nicht mit Unrecht, einen Schachzug 
Kulps und seines Schwagers, die verschiedene Banden und 
Akteurs nach Beschaffenheit der Umstände bald unter diesem, 
bald unter jenem Namen auftreten liessen, so die Bande des 
Moses zum Roseneck, der die Veröffentlichung der Gemeinde- 
bücher verlangt habe, und jetzt die der scheinheiligen soge- 
nannten Neutralen. Diese beiden Parteihäupter fänden noch 
immer Leichtgläubige genug, die wie Äsops Katze ihre Pioten 
zum Gebrauch ihres Herrn ins Feuer legten. Sie schlugen dem 
Rate vor, damit die genaueste Gleichheit herrsche, je 6 aus den 
beiden Hauptparteien zu Baumeistern wählen zu lassen. Selbst- 
verständlich protestierten dagegen sowohl Kulp als die Neutralen.?) 


1) IV., 272. 

*) Eine starke Übertreibung. Die Eingabe vom 3. Dezember 1751 
zählte nur 28 Unterschriften. IV., 280. 

3) S. die Eingaben vom 24, XII. 1751 und 6. Ill. 1752 in Tom. IV., 
290 und V., 332. 
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Während der Rat noch schwankte, welchem Antrage er 
stattgeben sollte, steigerte sich die Aufregung in der Judengasse. 
Die noch immer dort befindliche städtische Wache mochte dies 
in übertriebener Weise dem Älteren Bürgermeister berichtet und 
dieser ähnliche Tumulte wie im November 1749 befürchtet haben. 
Dem musste rasch vorgebeugt werden. Noch bestand ja die 
damals erlassene Verordnung in Kraft, nach der niemand ohne 
zwingenden Grund nach 9 Uhr abends sich in der Gasse oder 
gar in der Stadt antreffen lassen sollte. In den ruhigen Zeiten 
hatte der Rat diese Verordnung einschlafen lassen, jetzt aber 
bediente sich ihrer der Ältere Bürgermeister als Waffe und ließ 
in der Nacht vom 6. zum 7. Januar 1752 alle die Juden auf- 
greifen und in Arrest abführen, die noch nach 9 Uhr ausserhalb 
ihrer Wohnungen angetroffen wurden. Erst nach Zahlung der 
Arrest- und Strafgelder wurden sie aus der Haft entlassen.') 
Durch dieses drakonische Mittel wurde in der Tat allen Ruhe- 
störungen in der Gasse vorgebeugt. Die Beschwerde Kulps 
über diese Behandlung der Juden ward in Wien zurückgewiesen.?) 

Inzwischen nahm das Rechnungswerk seinen langsamen 
Fortgang. Sehr störend wirkte wiederum die häufige Ab- 
wesenheit Kanns, sodaß die drei Kastenherren, wenn auch er- 
folglos, den Rat ersuchten, ihm bis nach beendigter Rechnungs- 
ablage das Reisen ganz zu verbieten. Immerhin hatten sie die 
beiden Kassenbücher geprüft, in denen die von der Gemeinde 
ausgeliehenen und die von ihr aufgenommenen Kapitalien ver- 
zeichnet waren. 

Wohl fanden sie da manches zu bemängeln. Sie rügten, 
daß die Kassenbücher nicht foliiert, zwei Posten nicht gehörig 
gebucht waren usw. Aber das waren ja nur Kleinigkeiten, die 
Kassenführung erwies sich als richtig, die gegen die Un- 
bescholtenheit Kanns und Sterns aufgetauchten Verdächtigungen, 


1) IV., 301b. 

2) V., 342 ff. Die Beschwerdeschrift war in einem ungewöhnlich 
heftigen Ton abgefasst. Kulp behauptete darin, daß der Altere Bürger- 
meister sich damit „der ahnendswürdigsten Nullitäten schuldig gemacht 
habe“ und hoffte, daß der Kaiser seine bedrängten Juden nicht den 
Leidenschaften einer abgünstigen, obrigkeitlichen Person aufopfern, viel- 
mehr dem Rat befehlen werde, ein solches, die Juden in ihrem Handel 
und Wandel hemmendes Verbot aufzuheben. Bezeichnend übrigens für 
den zwischen beiden Parteien herrschenden Haß ist die Tatsache, daß 
der Ausschuß der Intervenienten der Verfügung des Alteren Bürger- 
meisters Beifall und Dank zollte (V., 343a). 
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unter denen ihr Kredit bereits zu leiden begann, hatten sich 
als grundlos erwiesen, nicht der Schmutz eines Kreuzers war 
in ihren Händen geblieben. Während noch die Untersuchung 
im Gange war, hatten sich Kann und Stern an die Öffentlichkeit 
gewandt, um allen Angriffen ihrer Widersacher zu begegnen und 
in einer Broschüre!) ihre Amtstätigkeit klar dargelegt. Ihre stolzen 
Worte darin hatten sich bewahrheitet: „Wir können es wohl 
geschehen lassen, daß alle Schatzungs- und Kassenbücher auf 
der öffentlichen Börse angeschlagen und aller Welt vor Augen 
gelegt werden, damit unsere Ehrlichkeit und getreue Haus- 
haltung gerechtfertigt werde.“*) 


Einen schwereren Stand hatten sie aber, als die drei Kasten- 
herren in einer ausführlicheren Denkschrift*) ihre Verwaltungs- 
tätigkeit im allgemeinen und ihre Finanzpolitik angriffen. Es 
war doch nicht zu leugnen, daß die Schuldenlast sich unter 
ihrem Regiment erheblich vermehrt hatte, daß die Gemeinde- 
grundstücke nicht vorteilhaft verpachtet waren. Es war auch 
zweifelhaft, ob die von ihnen angeordneten Bauten durchaus 
notwendig gewesen waren. Die Angegriffenen suchten die 
ihnen gemachten Vorwürfe zu widerlegen. Die Verantwortung 
für die Verpachtung der Gemeindeliegenschaften‘) lehnten sie 
von vornherein ab; diese seien längst vor ihrer Zeit in Pacht 
gegeben worden, in ihre Zeit fiele nur die Verpachtung des 
kalten Bades, die aber vorschriftsmässig nach Hinterlegung 
genügender Kaution erfolgt sei. Ebenso zeigten sie, daß der 
Vorwurf, Gemeindegelder zu unnützen Bauten verschleudert 
zu haben, durchaus hinfällig sei. Besonders beachtenswert 
sind ihre Bemerkungen über die von ihnen gehandhabte Finanz- 
politik. Die Kastenherren hatten viele Stiftungen veranlasst, 
ihre Gelder’) als fünfprozentiges Darlehen der Gemeinde zu 
überlassen, und da sie sie — auch bei hinlänglicher hypo- 
thekarischer Sicherheit — gegen sechs Prozent ausliehen, so 
gewann die Gemeinde an den Stiftungsgeldern ein Prozent, bei 
anderen Geldern, die die Kastenherren nur mit vier Prozent 


!) Leider befindet sich diese nicht bei den Akten; sie scheint ver- 
loren gegangen zu sein. 

*) Siehe auch ihre Verteidigungsschrift an den Rat, V., 336, 387. 

3) V., 326. 

*) Der beiden Bäder, der Backöfen, der Fleischschirnen usw., siehe 
auch Dietz, S. 439 und 440. 

5) Über 100,000 Gulden. 
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verzinsten, sogar zwei Prozent. Dadurch war es gelungen, 
das Defizit im Laufe der Zeit von 124,000 Gulden auf 83,000 
Gulden herabzubringen, denn wenn auch die Passiva von 
174,000 Gulden auf 288,000 Gulden gestiegen waren, so waren 
andererseits die Aktiva von 50,000 Gulden auf 205,000 Gulden 
gewachsen. 

Mit der Vorweisung der beiden Kassenbücher glaubten 
Kann und Stern genug getan zu haben; von einer ins einzelne 
gehenden Rechnungsablegung wollten sie nichts wissen, weder 
wollten sie eine Bilanz aufstellen, noch den Kastenherren Ein- 
sicht in die Schatzungsbücher gestatten, denn das hiesse den 
letzten Rest der alten Observanz preisgeben. Aber diese „Papier- 
wand, womit sie ihr Vergehen decken wollten“,') beschlossen 
die drei Kastenherren zu zerstören. Da dank dem Kaiserlichen 
Rescript jedermann Einsicht in die Gemeindebücher nehmen 
und sogar Auszüge daraus machen durfte, so veröffentlichten 
sie jetzt die Gemeindebeschlüsse aus den Jahren 1631 und 
1637,?) die ausdrücklich die Kastenherren zur jährlichen Vorlegung 
der gesamten Einnahmen — also auch aus den Schatzungen — 
und der Ausgaben verpflichteten. Wie ein Hohn darauf nähme 
es sich aus, daß solche Männer, die diese und andere Verord- 
nungen übertreten hätten, sich als Verteidiger der überlieferten 
Verfassung gegen neuerungssüchtige Umstürzler aufspielten und 
sich gebärdeten, als ob ihnen durch die verlangte Rechenschafts- 
ablegung das grösste Unrecht geschehe.*) Als der Rat dieser 
Forderung nicht beitrat, appellierten die drei Kastenherren an 
den Reichshofrat in Wien. 

Die Antwort darauf sowie auf mehrere andere Beschwerden, 
die von den verschiedenen Parteien nach Wien geschickt worden 
waren, traf erst am 1. Dezember 1752+) in Frankfurt ein. Zu- 
nächst ordnete sie die Baumeisterfrage. Gegen das Herkommen 
sollte die diesmalige Wahl unter dem Vorsitz von Ratsdeputierten 
stattfinden. Die Namen auf den Wahlzetteln sollten nicht 
hebräisch, sondern lateinisch oder deutsch geschrieben sein 
und von einem oder zwei Altesten der Gemeinde,*) die sich 
während der Wirren neutral verhalten hätten, aus der Büchse 


') V., 371. 

*) Sonntag, den 25. Thamus 391, und Mittwoch, den 8. Adar 397. 
3) Eingabe vom 21. VI. 1752 in Tom. V., 353. 

*) Datiert Wien den 24. X. 1752. 

5) An Stelle des schon geraume Zeit abwesenden Oberrabbiners. 
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gezogen werden. Den Vorschlag des Rates, die zwölf Bau- 
meister aus beiden Parteien zu nehmen,') verwarf der Kaiser, 
weil dadurch die Animosität unter ihnen nur verlängert würde, 
vielmehr sollte die Wahl sich möglichst an das alte Herkommen 
halten. Nur schloß er von der diesmaligen Wahl sämtliche 
Baumeister der letzten Periode und die drei provisorisch an- 
gestellten Kastenherren — unbeschadet ihrer Ehre und ohne 
künftigen Nachteil — nebst ihren Söhnen und Schwiegersöhnen 
aus; nur aus Versehen gedachte das Rescript nicht Sterns und 
Kanns. Ein besonderer Triumph für die Neutralen war es, daß 
auch die Häupter der Intervenienten, der legitimierte Ausschuß, 
weder wählen, noch gewählt werden durften. Dieser hatte 
jetzt seine Rolle so gut wie ausgespielt, verschiedene seiner 
Appellationen hatte der Kaiser zurückgewiesen, denn man war 
in Wien zur Überzeugung gelangt?) und darin durch eine An- 
frage beim Rat bestärkt worden, daß die Intervenienten blosse 
Parteigänger Kanns seien. Den Neutralen dagegen hatte der 
Rat das Zeugnis ausgestellt, daß sie diesen Namen, wenn sich 
auch Verwandte Kulps unter ihnen befänden, mit einigem 
Rechte führen dürften. Der zweite Punkt des Kaiserlichen 
Rescripts bestimmte, daß die neu ernannten Baumeister ein 
„Reglement“ über die Wahl, die Amtsgeschäfte und die Macht- 
sphäre der Baumeister entwerfen und dadurch die unklare und 
bestrittene Observanz durch geschriebene Satzungen beseitigen 
sollten, wie es bereits früher eine Anzahl von Juden, an ihrer 
Spitze Löser [zur] Leiter, vergebens vom Rat verlangt hatten.?) 
Ein ähnliches Reglement sollte auch für alles das, was mit dem 
jüdischen Ärar zusammenhinge, eingereicht werden. 


Der dritte Punkt des Rescripts betraf das Rechnungswesen. 
Der Kaiser erwartete zunächst dessen schleunige Vollendung, 
allenfalls unter Zuziehung christlicher oder jüdischer in der 
Buchhaltung erfahrener Männer. Unmittelbar nach dessen Be- 
endigung sollte die Wahl neuer Kastenherren stattfinden. 


1) Ratsbeschluß vom 22. IV. 1752, in Tom. V., 393. 

*) Der Kaiser hatte den Verdacht geäussert, daß ihre angebliche 
Unparteilichkeit blosse Vorspiegelung wäre (Schreiben an den Rat vom 
9, III. 1752 in V., 331). 

3) In der Eingabe vom 11. II. 1752 in IV., 316 heisst es: .. . „Damit 
kein Despotismus mehr wie friiher aufkomme, und wir nicht gezwungen 
sind, als ganz ruinirte Leute unser Biindel zuzumachen und sich nach 
einem anderen Orte umzusehen.“ 
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Das Rescript wurde am 11. Dezember 1752 in den Synagogen 
verlesen; die zahlreich versammelten Gemeindemitglieder ver- 
sprachen Gehorsam; selbst Stern und Kann fügten sich darein, 
von der Wahl ausgeschlossen zu werden, obwohl das Rescript 
nichts davon erwähne. 

Eine arbeitsvolle Zeit stand jetzt den Baumeistern und 
besonders den drei Kastenherren bevor, denn fast die Hälite 
der Gemeinde war mit den Abgaben seit mehr als zwei Jahren 
im Rückstand. Dazu drängte der Rat auf baldige Ansetzung des 
Wahltages. Aber obgleich die Kastenherren sich verpflichteten, zur 
Beschleunigung der Arbeit an fünf Tagen in der Woche Sitzungen 
zu halten und der Rat ihnen diesmal sogar eine gute Note 
über ihren Fleiß ausstellte,') zog sich doch die Anfertigung 
der Rechnungen weit über die festgesetzte Zeit hin. Der 
größte Teil der Schuldner bequemte sich jetzt zur Zahlung, 
denn der Rat hatte gedroht, sie nicht nur von der Wahl aus- 
zuschliessen, sondern auch durch Exekution die rückständigen 
Steuern einzutreiben, dazu sie als „morosi“ dem Kaiser nam- 
haft zu machen.?) 

Nachdem die Kastenherren die Liste der Wahlmänner — es 
waren 189°) — aufgestellt, die Zettel mit deren Namen in die Büchse 


1) Freilich hatte er jedem Kastenherrn bei 50 Reichstaler Strafe 
pünktliches Erscheinen bei den Sitzungen geboten. 

*) Ratserlasse vom 31. Januar und 7. März 1753 in VI., 396 und 407. 

®) Natürlich betrug die Zahl der über 1000 Gulden Verschätzenden 
viel mehr, ungefähr 305. Nach einer von den beiden Kastenherren Kann 
und Stern im Dezember 1752 aufgestellten Liste versteuerten 


100 Personen ein Vermögen von 1000 Gulden 
34 b 5 3 » 1000— 200 , 

27 A š „ 2000— 3000 , 
32 ` a > » 3000— 4000 , 

19 a A 5 » 4000— 5000 , 

27 s > 5 » 5000— 6000 , 

8 ” ” ” „n 6000— 7000 , 

7 = = y „ 7000— 8000 , 

6 n ” ” n 8000— 9000 ” 

1 > 3 a > 9000—10000 , 

6 P A à „ 10000—11000 ,„ 

3 5 š x » 11000—13500 ,„ 
35 m a A „ darüber hinaus (das Höchste) 


Aber das Kaiserliche Rescript hatte ja zahlreiche Juden von der Wahl 
ausgeschlossen. Die Gemeinde mochte damals annähernd 500 Haus- 
gesässe zählen, so daß fast 200 wegen ihrer Armut von der Schatzungs- 
steuer entbunden waren. 
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gelegt hatten und auch sonstige Vorbereitungen, wie Wahl der 
Personen, die den Baumeistern den Eid abzunehmen und die 
Lose aus der Büchse ziehen sollten, getroffen waren,') setzte 
der Rat den Wahltag auf Donnerstag den 29. März 1753 fest. 
Ungewöhnliche Vorsichtsmaßregeln verliehen ihm besondere 
Bedeutung. Schon zwei Tage vorher wurde in der Gasse ein 
Ratsedikt angeschlagen des Inhalts, sich still, ruhig und fried- 
fertig am Wahltage zu bezeigen. Weiber und Kinder, Knechte 
und Mägde sollten die Häuser nicht verlassen. Alle fremden 
Juden, die sich nicht gehörig legitimieren konnten, hatten bei 
Arreststrafe sich noch am selben Mittwoch vor Toresschluß aus 
der Stadt zu entfernen. Das genügte dem Rat nicht; er traf 
noch weitere Veranstaltungen. Die Konstablerwache ward durch 
zehn Mann verstärkt, ebenso die Hauptwache. Dem in der 
Gasse liegenden Kommando ward eine Abteilung von 40 Mann 
unter Führung eines moderaten und verständigen Oberoffiziers 
beigegeben,?) der die Judenschule, den Schauplatz der Bau- 
meisterwahl, mit einem Unteroffizier und 8 Mann besetzen und 
durch fleissiges Patrouillieren jede Ansammlung von Menschen- 
massen in der Gasse zerstreuen sollte. 

Endlich brach der mit Ungeduld erwartete Donnerstag an. 
In aller Frühe, schon um 7 Uhr morgens, fuhren der Alt- 
bürgermeister Schweizer und der Syndikus Schudt als städtische 
Wahlkommissare in Begleitung des Ratsschreibers Dr. Selig 
in einer Herrenkutsche in die Gasse. Gleich hinter ihnen 
wurde das Bornheimer Tor?) und die beiden anderen Pforten ge- 
schlossen (nur die in ihnen angebrachten „kleinen Türlein“ 
blieben, so lange die Wahl dauerte, offen) um das Eindringen 
der christlichen Bevölkerung, besonders der leicht zu Unfug ge- 
neigten Handwerksburschen, zu verhindern. 

In der Baumeisterstube angelangt, fanden die Kommissare 
daselbst bereits die fünf Kastenherren, die aus den Neutralen 
gewählten Ältesten Michael Schwarzschild und Amschel Löser 
Maas nebst den beiden Unterrabbinern Nathan Fuld und Moses 


1) Näheres hierüber in VI., 409, 411, 415. 

2) Schöffenprotokoll vom 28. März 1753. 

3) Eine Wache von 7 Mann wurde dort postiert. Die Soldaten 
wurden angewiesen, „sich gegen jedermann alles Glimpfes, so viel wie 
nur immer möglich, zu gebrauchen“. Das ganze Kommando blieb über 
Nacht dort. (S. auch die nachgelassenen Papiere des Stadtkommandanten 
und Obersten Pappenheim.) 
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Schanzen zu enthalten. Anstiftung zur Unruhe sollte sogar 
Verlust der Stättigkeit nach sich ziehen. Den Baumeistern 
andererseits ward eingeschärft, der Gemeinde durch ihr amt- 
liches Verhalten keinen Anlaß zu Klagen zu geben. 

Damit war der erste Punkt des Kaiserlichen Rescripts er- 
ledigt. Der Rat drängte nun die neuen Baumeister, sofort den 
zweiten Punkt, das neue Reglement, bis Ende Mai 1753 zu 
erledigen. Dieses sollte, obgleich der Kaiser nichts davon verlangt 
hatte, auch Bestimmungen darüber enthalten, „wasin der Gemeinde 
betrefis der Polizei und sonst zu beobachten sei.“!) Aber nun 
zeigte sich, daß die an die Wahlen geknüpften Hoffnungen 
sich nicht erfüllten, daß Ruhe und Frieden noch lange nicht 
in die Gasse zurückgekehrt waren. Denn zu tief hatten der 
jahrelange Zwist und die gegenseitige Verhetzung die Gemüter 
erbittert, als daß die hochangeschwollene Flut sofort wieder 
zurückgeebbt hätte. Unter den neugewählten Baumeistern lebten 
die alten Gegensätze wieder auf. Sie spalteten sich in eine 
Kulpsche und eine Kannsche Partei. Führer jener war Löser 
Leiter.?) Gewandt in der Behandlung von Menschen und Dingen, 
war er zugleich von scharfem Verstande, was ihn befähigte, in 
noch so verwickelten Fragen den Kern der Sache rasch und 
sicher zu erfassen. Ihm schlossen sich vier Baumeister an, 
darunter Süsel Mayer Juda, der bereits erwähnte Bruder Kulps, 
hinter diesem aber an Bedeutung und Einfluß weit zurückstehend. 
Die anderen sieben Baumeister hatten kein dem Löser Leiter 
ebenbürtiges Haupt. Ihre Direktive erhielten sie von Kann 
selbst.°) Mit nicht übel gespielter Entrüstung beklagte dieser sich 
beim Rat iiber den Geist der Unruhe und Spaltung, der unter 
den Baumeistern jetzt herrsche. Die Schuld daran schob er 
auf Leiter, und zur Beruhigung der Gemeinde bat er dringend, 
durch ,Statuiren eines eklatanten Beispiels andere, auf nichts 
als auf Meuterei und Unruhe Sinnende“ in Schranken zu halten.*) 

So wiederholten sich die Szenen aus den früheren Jahren. 
Beide Parteien klagten sich gegenseitig beim Rate an. Löser 
beschuldigte die sieben Baumeister der Kannschen Partei der 


1) Ratsdekrete vom 11. und 13. April in VI., 422, 423 und 425. 

*) Über die Familie Leiter s. Dietz Stammbuch S. 183. Der Name 
Löser Leiter fehlt dort. 

5) „Sie sind Maschinen, die von Kann regiert werden,“ bemerkt 
Leiter über sie. 

+) In der Eingabe vom 28. VI. 1753, in VI., 438. 
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Saumseligkeit und des Mangels an Energie gegeniiber den 
Kastenmeistern, die den größten Teil der Zeit mit unniitzen, die 
Sache nur aufhaltenden Zänkereien zubrichten.') Die sieben 
Baumeister dagegen warfen Leiter Herrschsucht und Anmaßung 
vor. So habe er als Vorsitzender das Versäumen einer Sitzung 
mit 6 Rthir. Strafe belegt und, ohne sie zu befragen, Anträge 
an den Rat gestellt. So machten sie ihm überall Opposition, 
auch da, wo er nur das Beste der Gemeinde bezweckte. Als 
er den Rat um endliche Entfernung des Wachkommandos aus 
der Gasse ersuchen wollte, da die Kosten dafür schon bis 
auf 4000 Gulden aufgelaufen waren, erklärten sich die Kannschen 
Baumeister dagegen, zum wenigsten wollten sie erst die Be- 
endigung der Frühjahrsmesse abwarten. 


Mit geheimer Schadenfreude sah Kann, wie unter diesem 
Zwiespalt die Autorität der Baumeister immer mehr litt. Er 
selbst war zu stolz, um sich ihnen, am wenigsten aber Leiter 
zu fügen. Als dieser ihn amtlich zu einer Baumeistersitzung 
vorladen ließ, erklärte er, daß er seine Gegner nicht als Vor- 
gesetzte anerkennen und auch vor beendigter Revision der 
Kassen die Baumeisterstube nicht betreten werde. Die Drohung 
Leiters mit dem kleinen, ja sogar mit dem grossen Bann ver- 
lachte er, denn er erfreute sich der Gunst des Älteren Bürger- 
meisters, der den Baumeistern untersagte, in dieser Weise 
gegen den Trotzigen vorzugehen.”) Und als Leiter sich darüber 
beschweren wollte, verweigerten die sieben Baumeister ihre 
Zustimmung. „So ist das Baumeisteramt“, klagte dieser im 
Mai 1753, „in solche Verachtung gekommen, daß wir keinen 
mehr vorzuladen wagen.“*) Infolge dieser Zwiste kam weder 
das Reglement noch das Rechnungswerk zu stande. 

Es war wirklich Zeit, daß der Kaiser in diese „verdriess- 
lichen Judendifferenzen“ wieder eingriff. 


Sein Schreiben lief am 27. Juli 1753 in Frankfurt ein. Er 
rügte darin in sehr scharfen Ausdrücken, daß das Kastenwerk 
noch immer nicht zu stande gebracht, ja nicht einmal der 
rechte Anfang dazu gemacht sei, die Zeit vielmehr mit blossen 
„Personalzänken und Disputieren“ verbracht werde, er sei aber 
nicht gewillt, dieses Unwesen noch länger mit anzusehen. Zu- 


1) Beschwerde vom 4. VI. 1753, in VI., 417c. 
2) VI., 426a und 427a. 
3) In seiner Verteidigungsschrift gegen Kann in VI., 445. 
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nächst sollten Stern und Kann eine Bilanz des Kastens in der 
Zeit, wo sie gesetzwidrig die Kastenstube allein verwaltet 
hätten, dem Rat in zwei versiegelten Exemplaren einreichen, 
wovon das eine uneröffnet bei den Akten zurückbleiben, das 
andere aber von drei durchs Los erwählten Baumeistern ge- 
prüft und mit ihren Bemerkungen versehen ihm gesandt werden 
solle. Der Rat erhielt ferner den Auftrag, bei alten „neutralen“ 
Leuten Erkundigung einzuziehen, wie es sich mit der Rechen- 
schaftsablegung der Kastenherren in früheren Zeiten ver- 
halten habe. 

Eine Strafe von zehn Mark in Gold hatte der Kaiser 
den säumigen Kastenherren angedroht. Das wirkte. Zwar 
die auf zwei Monate festgesetzte Zeit zur Vollendung der 
Bilanz erwies sich als zu kurz, aber am 20. Januar 1754 waren 
Stern und Kann damit zustande gekommen. 

Zum ersten Male seit ihrem Bestehen erhielt die jüdische 
Gemeinde Einsicht in ihre Finanzlage. Das geheimnisvolle 
Dunkel, das bisher darüber geschwebt, war auf Befehl des 
Kaisers gelichtet worden. Auch die Kastenherren selbst gewannen 
wohl erst jetzt eine genaue Kenntnis des Vermögenszustandes 
der Gemeinde, da sie gezwungen waren, sämtliche Einnahme- 
und Ausgabeposten sorgfältig durchzugehen, um die darauf 
fussende Bilanz zu ziehen. 


Die Bilanz!) schliesst mit dem 31. Oktober 1750 ab. Danach 
beliefen sich die Aktiva auf 261,327 Gulden, 1 Albus und 6 Heller. 
Sie zerfielen in folgende drei grosse Posten :?) 


A. Ausgeliehene, verzinsliche Ka- 
pitalien . 20.2020. « 128,904 Guld. 8 Alb. 2 Hell. 
B. Wechsel und Obligationen 
(Starusbriefe), Einkünfte aus 
Verpachtungen von Gemeinde- 
liegenschaften, Schulsesseln 
USW, amas ee RA BE Fe 
C. Ertrag der Schatzung . . . 40,000 , — ,— , 
261,327 Guld. I Alb. 6 Hell. 


1) VIL, 503: Summarischer status activus et passivus der Frankfurter 
Judenschaft ihrer Gemeindekassa in der Kastenstube. 

*) Leider fehlt eine detaillierte Aufzählung der einzelnen Posten, 
wie sie die städtischen Rechenbücher haben. Wir müssen uns so mit 
der Generalübersicht, mit dem „summarischen status“, begnügen. 
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Die Passiva!) werden in zwei Posten zusammengezogen: 
A. Entliehene Kapitalien von 

Stiftungen?) und Privatper- 

sonen?) . 2202020. « 272,276 Guld: 13 Alb. 4 Hell. 
B. Zinsen vom 17. Oktober 1749 

bis 31. Oktober 1750, dazu 

rückständige Zahlungen [in 

Folge der Sperrung des 

Kastēns) wi ve re ABI IS EG 


282,000 Guld. — Alb. —Hell. 


Mithin überstiegen die Passiva die Aktiva um 20,672 Gulden 
28 Albus 2 Heller, ein Defizit, das bei der Grösse der Gemeinde 
nicht viel besagen wollte, zumal die Pachterträgnisse aus den 
Gemeindeliegenschaften sehr niedrig angesetzt waren und leicht 
gesteigert werden konnten. Welchen Vorwurf man also auch 
gegen Stern und Kann erheben mochte, man musste doch an- 
erkennen, daß sie die Finanzen der Gemeinde weit umsichtiger 
als ihre Vorgänger verwaltet hatten. 


Die drei Baumeister machten sich an ihre Arbeit und fanden 
auch manches an der Bilanz auszusetzen, anscheinend aber 
nichts Erhebliches. Bericht mit den Gegenbemerkungen Sterns 
und Kanns wurde versiegelt nach Wien geschickt.) Leider 
erfahren wir hierüber nichts weiteres; mit keinem Wort kommen 
später die Kaiserlichen Rescripte darauf zurück, wahrscheinlich 
ist die Bilanz ungeprüft zu den Akten gelegt worden.) Der 


1) S. 1. c. No. 3 1751 [1750] status passivus. 

*) Unter den Stiftungen befand sich auch das städtische Armenamt. 
Leider ist auch hier die Übersicht nur summarisch. 

3) Unter den Gläubigern der Gemeinde befinden sich auch viele 
Christen, besonders Adelige, so die Herren von Berberich, von Günder- 
rode, von Lersner, Graf Wurmbrandt usw. Offenbar galt das Ausleihen 
von Geldern an den jüdischen Kasten als eine gute oder wenigstens 
sichere Kapitalanlage. Auf S. 171 zeigt eine aus dem Jahre 1752 stam- 
mende Bilanz ein anderes Ergebnis, besonders bezüglich der Einnahmen. 
Die Frage, wie beide Bilanzen mit einander zu vereinen sind, lässt sich 
bei der Dürftigkeit des Materials schwer lösen. 

*) Leider befinden sich weder die Bemerkungen der drei Baumeister 
noch die Gegenbemerkungen der zwei Kastenherren bei unseren Akten. 
Ersteren maß Kulp wenig Wert bei. Er nannte sie (VII., 586) „elende 
und ganz dependierende Personen, die nichts vom Rechenwesen ver- 
stehen und zum Teil so unerfahren und ungeschickt sind, daß sie weder 
deutsch lesen noch schreiben können.“ VIL, 494, 512. 

5) Ich habe das betreffende, so interessante Aktenstück im K. und K. 
Haus-, Hof- und Staatsarchiv zu Wien trotz eifrigen Suchens nicht finden 





12* 
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Rat, völlig gleichgiltig gegen die Verwaltung der jüdischen 
Finanzen, unterließ es auch, deswegen in Wien anzufragen. 

Wenige Monate später kam auch das letzte Werk zu stande, 
das Reglement, auch ,Reglementsprojekt“ genannt, und zwar 
unter teilweiser Anlehnung an die von den Baumeistern und 
Kastenherren eingereichten Vorschläge. Der Rat hatte damit eine 
Kommission von 12 Baumeistern und 21 Gemeindemitgliedern!) 
beauftragt. Aber in der ersten Zeit verliefen die Sitzungen 
völlig ergebnislos. Noch im Dezember 1753 klagte Leiter dem 
Rate, „es sähe garnicht darnach aus, als ob wir mit dem uns 
aufgegebenen Reglement noch in langer Zeit werden fertig 
werden.“ Als Grund hierfür gab er die gänzliche Unerfahrenheit 
der Kommissionsmitglieder in parlamentarischen Dingen und 
Versammlungen an. „Unsere Leute sind nicht an kollegialische 
Deliberationes gewöhnt, sondern ein jeder meint, er müsse 
mit seinem Kopf durchdringen und darf der Mehrheit der 
Stimmen nicht weichen.“) Da schuf der Rat Wandel durch 
Androhung aussergewöhnlich hoher Geldstrafen für Versäum- 
nisse und durch Aufzwingung einer geeigneten Geschäfts- 
ordnung. Seit Anfang des Jahres 1754 gab es Wochen, wo 
täglich eine Sitzung stattfand, doch wurden durchschnittlich 
in einer nur zwei Paragraphen erledigt, da jeder einer zwei- 
maligen Lesung bedurfte. Endlich ward das Reglement vollendet. 
Nachdem der ursprünglich hebräische Wortlaut ins Deutsche 
übersetzt war, übergaben Leiter und Mayer Worms das Schrift- 
stück?) am 22. Mai 1754 dem Rate mit der Unterschrift von 
28 Mitgliedern der Kommission.*) 


können. Auch in den Repertorien (Index actorum Judicialium F. J. K.) 
ist es nicht verzeichnet. 

1) VI., 440, 446, 452. In drei Büchsen, entsprechend den kleineren, 
mittleren und höheren Vermögen, wurden die Namen der Gemeinde- 
mitglieder gelegt und aus jeder Büchse sieben Zettel gezogen. 

2) VI., 472 und 473. Leiter und Mayer Worms führten den Vorsitz 
in der Versammlung. Über all dieses siehe den Bericht des Rates an 
den Kaiser vom 18. Oktober 1754 in VII., 565. 

3) S. VIL, 525 und 526. Unter dem Titel „Allerunterthänigst, un- 
maßgeblich zur Errichtung eines jüdischen Reglements auf Allerhöchst- 
und respektive hohen Befehls durch die Baumeister mit Zuziehung aus 
drei Klassen in der Gemeinde im Los erhoben, von aller Sipp- und Ver- 
wandtschaft entfernten 21 Personen durch vota majora entworfenes, aus dem 
Hebräischen ins Deutsche vertirtes Reglements-Projekt“ (139 Folioseiten). 

*) Zwei Baumeister und ein Gemeindemitglied waren inzwischen ge- 
storben, zwei Gemeindemitglieder von Frankfurt abwesend. 
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Es war ein weitschichtiges Werk; nicht weniger als 126 
Paragraphen enthielt es, da es über den vom Kaiser gezogenen 
Kreis hinausging und die alte Stättigkeit vom Jahre 1616 durch 
eine neue, den Anforderungen der Zeit entsprechende ergänzen 
wollte. 

Die Annahme, daß dieses Reglement etwa die bestehende 
Gemeindeverfassung hätte umstürzen und eine neue auf demo- 
kratischer Grundlage errichten wollen, ist von vornherein zurück- 
zuweisen. Dies lag weder im Geist der damaligen Zeit, noch 
wollten es Kulp und seine Anhänger.!) Nicht von allgemeinen, 
theoretischen Grundsätzen waren sie ausgegangen, sondern 
nur gegen die schreiendsten Missbräuche, die sich im Lauf der 
Zeit eingeschlichen hatten, waren sie aufgetreten. Auch der 
streng konservative Sinn der Gemeinde, der an dem über- 
kommenen Erbe nur ungern rüttelte, hätte einen solchen Bruch 
mit der Vergangenheit nicht zugelassen. Daher lässt das 
Reglement viele Einrichtungen und Anordnungen weiter be- 
stehen, vor allem aber ändert es nichts an der timokratischen 
Verfassung, an der Einteilung der Gemeinde in drei Vermögens- 
klassen (§ 1 des Reglements) und ebenso bleibt das indirekte 
Wahlsystem mit seinen Umständlichkeiten bestehen. Dagegen 
bekämpft es die bisherige Allgewalt der höchsten Beamten, 
aus welcher sich eine Art von Oligarchie zu entwickeln ge- 
droht hatte. Es wiederholt und verschärft noch die zur Be- 
kämpfung einer solchen früher erlassenen Anordnungen, die 
im Laufe des 18. Jahrhunderts in Vergessenheit geraten waren, 
wie das Verbot der Vereinigung mehrerer Ämter auf eine Person, 
und beschränkt den Wirkungskreis der höchsten Gemeinde- 
beamten dadurch, daß ein Teil ihrer Funktionen neugeschaffenen 
Beamtenklassen übertragen wird, und setzt besonders in der 
Finanzverwaltung durch Verpflichtung zur Rechenschaftsablegung 
der Willkür der Beamten einen Damm. 

Daher finden wir im Reglement ein kleines Heer von Be- 
amten erwähnt, und zwar sind sämtliche Ämter bis auf das 
des Hospitalmeisters kollegialisch. Die höheren Beamten, wie die 
Baumeister, die Kastenherren, die Kassierer, der Hospitalmeister, 
der Oberrabbiner, die Ärzte werden durchgehends auf ver- 





1) Es heisst doch den Kern des ganzen Streites verkennen, wenn 
Horovitz in den Frankf. Rabbinen Il, 15 schreibt, daß die Kulpsche 
Partei „die alte Gemeindeverfassung mit einer Neuorganisation der Ge- 
meinde im volksfreundlichen Sinne zu vereinen strebte“. 
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schiedene Weise gewählt, zum Teil auch die niederen, so daß 
es nicht leicht ist, sich in diesem Labyrinth so viel verschiedener 
Wahlarten zurecht zu finden. Die Amtsdauer schwankt von 
zwei Monaten (für die Billetteeinnehmer)!) bis zu sechs Jahren. 
(für die Kastenherren). Wer ein Amt nicht bekleiden will, hat 
dies vor dem Wahltermin anzuzeigen, doch kann er sich von 
gewissen Ämtern gegen Zahlung einer Geldsumme dispensieren 
lassen. Die Erben desjenigen aber, der trotz des zureichendem 
Zensus nicht Hospitalmeister gewesen war, zahlen nach seinem. 
Tod 500 Gulden an die Gemeindekasse.?) 


Charakteristisch für alle Wahlen ist, daß sowohl die Wahl- 
männer als auch die Gewählten eine Reihe von Vorbedingungen 
zu erfüllen haben: Sie müssen einen bestimmten Zensus be- 
sitzen, den höchsten der Hospitalmeister und die Kastenherren 
— nur bei den Gelehrten wird auf einen bestimmten Zensus 
verzichtet — ferner ein gewisses Lebensalter haben, ausserdem. 
sollen sie schon einige Jahre verheiratet und bis zu einem 
gewissen Grade nicht miteinander verwandt sein. 

Der Modus, nach dem die einzelnen Beamten gewählt 
werden, wird im Reglement aufs genaueste angegeben. Die 
zwölf ersten Paragraphen befassen sich mit der Wahl einer Ein- 
schätzungskommission („der Einschätzer“). Dem Wahlakt wohnen 
der Rabbiner, zwei jüdische Rechtsgelehrte und zwei Gemeinde- 
älteste bei, die sämtlich durchs Los bestimmt werden und nicht 
miteinander verwandt sein dürfen. Aus den drei Büchsen 
werden die Namen von 15 Wahlmännern, die nicht miteinander 
verwandt sein duriten, gezogen.*) Diese wählten die fünf Ein- 
schätzer und ihre fünf Stellvertreter (Supernumerarii).*) Auchdiese 
dürfen miteinander nicht verwandt sein. Die Einschätzer müssen 
jeder mindestens 4000 Gulden Vermögen haben, über 40 Jahre alt 
und drei Jahre verheiratet sein. Baumeister und Kastenherren 
sind ausdrücklich von diesem Amt ausgeschlossen. Nach ge- 
leistetem Eid treten sie ihr Amt sofort an, um binnen sechs 


1) S. Seite 165. 

2) § 80 des Reglements. 

8) Es war daher von Wichtigkeit, aus welcher Büchse zuerst die 
Zettel gezogen wurden. Darüber entschied das Los. Das Reglement 
bestimmte genau, bis zu welchem Grade sich die Verwandtschaft er- 
strecken sollte. 

t+) Sie traten ein, wenn z. B. der Einzuschätzende einen oder zwei 
Einschatzer verwarf („abschwor‘“). 
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Monaten die Einschätzung zu beenden, dann kehren sie ins 
Privatleben zurück. Alle sechs Jahre findet eine neue Ein- 
schätzung statt. Das Reglement bestimmt zugleich genauer 
als die Stättigkeit, was alles als Schätzungsobjekt zu betrachten 
sei.!) Wer sich zu hoch eingeschätzt glaubt, hat durch einen 
Eid sein wirkliches Vermögen zu erhärten. 

Auch die Kastenherren werden auf sehr umständliche Art 
gewählt. In drei Büchsen werden die Namen aller Baumeister, 
Hospitalmeister und sämtlicher über drei Jahre Verheirateter, 
die das 25. Lebensjahr überschritten haben, gelegt. Die 15 daraus 
Ausgelosten ernennen die fünf Kastenmeister durch Zettelwahl.?) 
Diese müssen mindestens 40 Jahre alt sein und 10,000 Gulden 
Vermögen besitzen. Stirbt ein Kastenmeister, so haben die 
Baumeister bei Strafe von 500 Gulden innerhalb 30 Tagen für 
die Neubesetzung zu sorgen. Die Amtsdauer beträgt sechs 
Jahre, doch kann der abtretende Kastenherr wieder gewählt 
werden. Wer überhaupt nicht gewählt werden will, hat dies 
vier Wochen vor dem Wahlakt den Baumeistern anzuzeigen, 
sonst muß er sich von der auf ihn fallenden Wahl mit 500 
Gulden loskaufen. 

Um den früheren Misständen vorzubeugen, sollten die 
Kastenherren durch allerlei Zwangsmittel verhüten, daß etwa 
zwei rückständige Schatzungsziele zusammenkämen, sonst seien 
sie für das Defizit haftbar. Andere Bestimmungen, auf die wir 
hier nicht weiter eingehen, regeln die Kassenführung. 

Zu den Kastenherren gesellt das Reglement — eine wichtige 
Neuerung — zwei Kassierer mit einer dreijährigen Amtsdauer. 
Sie werden von den 20 Baumeister-Wahlmännern gewählt, 
müssen mindestens 30 Jahre alt sein und 4000 Gulden ver- 
steuern.?) Ihnen haben die Kastenherren von Zeit zu Zeit alle 
Einnahmen anzuzeigen, jede Quittung über empfangene Gelder 


') Nach früheren Bestimmungen hatte der Einzuschätzende alles 
anzugeben, was er besaß: bares Geld, Mobilien, Silber, Gold, Wert- 
gegenstände, Unterpfänder, Esswaren, sogar das Stroh des Bettes, 
ferner ausstehende Schulden. Fühlte sich jemand wegen der Höhe der 
Einschätzung beschwert, so mussten er und sein Weib in der Synagoge 
vor der geöffneten Lade, in der die Torahrollen ruhten, unter Zuziehung 
von vier glaubwürdigen Zeugen schwören, daß sein Besitz geringer sei. 
Verweigerte sein Weib den Eid, so durite er auch nicht schwören. 

*) Auch hier sind die Baumeister im Gegensatz zu früher von der 
Wahl ausgeschlossen. 

3) § 20 ff. 
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hat die Unterschrift von zwei Kastenherren und einem Kassierer 
zu tragen. Die vielumstrittene Frage der Rechenschaftsablegung 
entscheidet das Reglement dahin, daß die Kassierer die Kassen- 
belege halbjährlich den Kastenherren, diese wiederum alljährlich 
die Rechnungen drei Schatzungs- und zwei Hospitalmeistern 
vorlegen sollen. Sie haben ferner alle drei Jahre diesen fünf 
Genannten, dazu noch zwei Baumeistern, den Vermögensstand 
der Gemeinde genau anzugeben und in ein besonderes Buch 
einzutragen. 

Ganz neu ist die Einsetzung von sieben Oberaufsehern 
(defensores) mit dreijähriger Amtsdauer. Auch sie werden von 
den Baumeister - Wahlmännern gewählt, müssen mindestens 
3000 Gulden verschätzen, das 36. Jahr überschritten haben und 
zehn Jahre verheiratet sein.!) Sie haben auf die Befolgung des 
Reglements zu achten. Wer nur immer glaubte, daß gegen 
dieses von irgend einer Seite gefehlt worden sei, durfte sich 
an sie wenden und Abhilfe verlangen. 

Begreiflicherweise befasst sich das Reglement sehr ein- 
gehend mit den Baumeistern. Eine Kommission von sechs 
Gemeindemitgliedern, die aus den drei Vermögensklassen erlost 
werden, und vier Defensores richten die drei Büchsen für die 
drei Vermögensklassen den Abend vor dem Wahltag her, die, 
von sämtlichen Anwesenden versiegelt, die Nacht über in der 
Kastenmeisterstube bleiben und erst am nächsten Morgen bei 
Eröffnung des Wahlaktes in die Gemeindestube gebracht werden. 
Dieser selbst vollzieht sich im übrigen in der bereits angegebenen 
früheren Weise.?) 

Die Strafgewalt der Baumeister wird gemindert. Bisher 
durften sie Geldstrafen bis zu 12 Gulden verhängen, jetzt nur 
noch bis zu 6 Rthir. Handelt es sich aber um höhere Beträge 
— bis zu 39 Gulden — oder um Ehren- und Schulstrafen 
(d. h. um Entziehungen der Ehrenverrichtungen in der Schul, 
Synagoge), so müssen sie noch 15 Gemeindemitglieder aus 
den drei Vermögensklassen („die Vertrauten“) hinzuziehen. Im 
einzelnen werden ihre Befugnisse als Richter in Schuldsachen 
genauer abgegrenzt. Es verbleibt ihnen unter gewissen Be- 


1) 8 37 des Reglements. 

*) Auch die Bestimmung bleibt, daß Bankerotteure, ferner die wegen 
Vergehungen mit Schulstrafen (s. oben) Bedachten, ebenso die mit 
Zahlungen an die Gemeindekasse Rückständigen von der Wahl ausge- 
schlossen sein sollten. 
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schränkungen das Recht, auf Antrag der Gläubiger den grossen 
Bann gegen Bankerotteure auszusprechen. 

Aber die Baumeister sind auch Verwaltungsbeamte und 
dürfen selbständig über geringe Beträge aus dem Gemeindekasten 
verfügen. Überschreiten aber diese 50 Gulden, so haben sie 
die Kastenherren, darüber hinaus noch sechs miteinander nicht 
verwandte Hospitalmeister zu befragen. Handelt es sich gar 
um Aufnahme von Kapitalien, so müssen vier Behörden, die 
Baumeister, Kastenherren, Kassierer und zwei Defensoren, ihre 
Zustimmung geben, bei allgemeinen Auflagen und bei Geld- 
bewilligungen an bedrängte Gemeinden müssen ausserdem 
noch zwölf aus den drei Klassen gewählte Gemeindemitglieder 
hinzugezogen werden.') Letztere, und zwar 15 von ihnen, ent- 
scheiden auch mit den Baumeistern, diese also nicht mehr wie 
früher allein, über die Aufnahme oder die Ausstossung aus 
der Gemeinde. 

Nach altem Herkommen zahlen die neugewählten Bau- 
meister beim Eintritt in die Gemeindestube fünf Louisd’or Stuhl- 
geld; auch haben sie den Rabbinern, den bereits amtierenden 
Baumeistern und den Kastenherren ein honorables Traktament 
zu stellen oder dafür 100 Rthlr. zur Gemeindekasse zu erlegen. 

Von den höheren Beamten heben wir noch den Hospital- 
meister und den Oberrabbiner hervor. jener vereinigt in seiner 
Person verschiedene, ganz unähnliche Ämter. Er ist zugleich 
Weinschätzer bei Erhebung des Ohmgeldes,?) gibt seine Stimme 
bei verschiedenen Wahlen ab und wird zu den Finanzangelegen- 
heiten der Gemeinde hinzugezogen. Seine Wahl geht folgender- 
maßen vor sich. Von allen über 25,000 Gulden Versteuernden 
wählen die Baumeister drei aus, von denen dann in Gegenwart 
zweier Defensoren und der beiden letztjährigen Hospitalmeister 
einer ausgelost wird, doch kann sich dieser von seinem Amt 
um 1000 Rthlr. loskaufen. Bei den sich freiwillig zum Hospital- 
amt Meldenden sehen die Baumeister vom Zensus ab. Das 
Amt ist einjährig, von Weihnachten zu Weihnachten.?) 

Bei der Wahl des Oberrabbiners sind sämtliche Bau- und 
Kastenmeister, der amtierende und sieben frühere Hospitalmeister, 
zwei Gelehrte (Morenu) oder dafür die zwei ältesten Recht- 


1) § 61. Die Anleihen sollten in ein besonderes Buch eingetragen 
werden. 

2) § 87. 

3) 8 80. 
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sprecher und soviel Gemeindemitglieder beteiligt, daß die Zahl 
der Wähler 40 beträgt.) Dem Oberrabbiner ist streng unter- 
sagt, sich in weltliche Dinge zu mischen, unaufgefordert den 
Sitzungen der Baumeister beizuwohnen und ohne Anweisung 
den Bann auszusprechen. 

Sonstige Gemeindebeamte, wie Rechtsprecher,?) Gemeinde- 
schreiber, Beglaubte,?) Vorsänger, Ärzte, Hebammen, Schächter, 
Gemeindebediente, Observatoren,') werden ebenfalls gemeinsam 
von Baumeistern, Kastenherren und Hospitalmeistern unter Zu- 
ziehung von 6 bis 15 Gemeindemitgliedern®) gewählt. 

Andere, nicht erwähnte niedere Beamten, wie die fünf 
Nachtwächter (Jobrufer), die Kastendiener usw. werden wohl 
von den Baumeistern, beziehungsweise von den Kastenherren, 
gewählt worden sein. 


Aber nicht nur mit Wahlverfassungs- und Verwaltungs- 
angelegenheiten befasst sich das Reglement. Ähnlich wie die 
Stättigkeit von 1616, nur noch viel umfassender, berührt es 
die verschiedensten Gebiete des Gemeinde- wie des Privat- 
lebens. In bunten Wechsel ziehen vor uns vorüber Satzungen 
über Rechts- und Prozesswesen, über Schiedsgerichte, Handel 
und Verkehr, über Vermittlergebühren bei Ehestiftungen, über 
die Regelung des Gottesdienstes,°) über Verstösse gegen die 
Sitte usw. Dabei versucht das Reglement im $ 60 ein grosses 
Rechtsgebiet, nämlich Vormundschafts- und Erbschaftssachen, 
Kontrakte, mündliche Schuldiorderungen, Ehestiftungen und 
Ehescheidungen, Waisenangelegenheiten usw. vom städtischen 
Gerichtsstand zu eximieren und sie ausschliesslich den jüdischen 
Gerichten zu überweisen. 


1) § 103. 

*) Ihre Zahl beträgt sechs. Sie führen die Protokolle, fassen das 
Urteil ab und schreiben es nieder, $ 69. 

8) Niedere Gerichtsbeamte. Sie dienen als 7eugen zur Unterschrift 
von Verträgen und bei dem symbolischen Akt des Mantelgriifs zur Be- 
glaubigung von Kaufgeschäften; ihr Amt ist mit dem der Gerichts- 
schreiber verwandt. 

*) (§ 96); Aufseher über die Kleider- und zugleich über die Gerichts- 
ordnung; sie können Strafen bis zu 3 Pfund Wachs verhängen. 

5) Diese mussten 3000 Gulden verschätzen, 30 Jahre alt und drei 
Jahre verheiratet sein. Auch wo sonst Gemeindemitglieder Wahlmänner 
sind, haben sie diese Bedingungen zu erfüllen. 

6) § 88. 
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Besonderen Wert legt das Reglement darauf, daß Treue und 
Glauben in Handel und Wandel nicht verletzt werde; es schärft 
dabei alte Vorschriften von neuem ein. Ausnehmend hart be- 
handelt es die Bankerotteure, sie sind von allen Ehrenämtern 
ausgeschlossen, haben nicht einmal das aktive Wahlrecht, dürfen 
in den Synagogen nicht zur Vorlesung aus der Thora auf- 
gerufen werden, an Feiertagen keinen weissen Kragen anlegen, 
noch am Sabbat den Sabbatmantel, bis zur Abtragung der 
Schulden; sogar der grosse Bann kann gegen sie ausgesprochen 
werden, und auch auf ihre Kinder geht in bestimmten Fällen 
die Ausschliessung von allen Ehrenämtern iiber.') 


Auch das sittliche Verhalten der Frauen unterliegt scharfer 
Kontrolle. Eine Reihe von Beamten, der Oberrabbiner, die 
Observatoren, die Studentenaufseher und die Baumeister wachen 
darüber. Drakonisch werden die Jüdinnen bestraft, die un- 
verheiratet geschwängert werden. Sind sie Fremde, so werden 
sie aus der Gasse entfernt; gehören sie der Gemeinde an, so 
dürfen sie sich nicht öffentlich zeigen, sondern müssen in ihrer 
Behausung bleiben. 


Wohltuend berührt uns der soziale Hauch, von dem das 
Reglement durchweht ist. Überall Schutz der Minderjährigen 
und Waisen, Fürsorge für die einheimischen Armen und deren 
Kinder, besonders für die Töchter, die von Verwandten und, wo 
diese fehlen, von Vermögenden ausgestattet werden müssen.?) 
Für die fremden bedürftigen Juden wird durch eine neue Be- 
hörde, die zwei Billetteinnehmer, besonders gesorgt.*) 


Der Schluß des Reglements befasst sich mit den Be- 
dingungen, unter denen Neuaufnahmen in die Gemeinde 
erfolgen können. Hierbei vertritt die Kommission einen eng- 
herzigen Standpunkt, sie will von einer Aufnahme „gering- 
schätziger“ (d. h. unter 1000 Gulden Schätzender) nichts wissen 
und bittet den Kaiser, dementsprechende Einschränkungen zu 
treffen.) Aber die Kommission empfand selbst, daß sie manches 
Gebiet zu wenig berücksichtigt habe. Darum kam sie im letzten 
Paragraphen auf die schon früher bestimmte Einsetzung eines 
Verfassungs-Ausschusses zurück. Er sollte jetzt aus 15 Personen, 


1) § 92, 
*) § 99, 
2) 102. 

+) § 105. 
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fünf Baumeistern und zehn Gemeindemitgliedern bestehen!) 
und manche noch unerledigt gebliebene Punkte, die den Luxus, 
die übermässige Kleiderpracht und „andere kleinere Neben- 
verfassungen“ betrafen, erledigen. 

Die Kommission hatte ihre Aufgabe kaum vollendet, da gab 
zum höchsten Erstaunen aller und zugleich zum grossen Ärger 
der Kannschen Partei Kulp wieder ein Lebenszeichen von sich. 
Auch er hatte ein Reglement abgefasst, das seine Anhänger 
gewaltig rühmten. Nichts sei davon wegzunehmen, noch hinzu- 
zufügen;?) es sei mindestens dem von der Kommission ab- 
gefassten gleichwertig. Auch das Kulpsche Reglement wurde 
dem Kaiser übersandt, der dann sowohl vom Rate als auch von 
den Baumeistern ein Urteil darüber hören wollte. Beide sprachen 
sich entschieden dagegen aus.") Auch das Reglement der Kom- 
mission hatte der Rat zu begutachten.t) In formeller Hinsicht 
riigte er verschiedene Ausdriicke darin als fiir jiidische Verhalt- 
nisse zu unschicklich.®) Überall da, wo das Reglement von der 
Stättigkeit abwich, trat er für diese ein.) Die den Baumeistern 
eingeräumte Strafgewalt war nach seiner Ansicht immer noch 
zu weitgehend. Mit aller Entschiedenheit aber wehrte er sich 
gegen den Versuch der Juden, sich der städtischen Gerichts- 


1) § 126. 

*) Anspielung auf V. Buch Moses, Kap. IV., 2. Das Kulpsche Regle- 
ment weicht nur an wenigen Stellen und auch da nicht erheblich von 
seinem Vorbild ab; es sucht auch das Verhältnis der Kassierer zu den 
Kastenherren näher zu bestimmen. 

5) Der Rat konnte dabei sein Erstaunen über Kulps Überhebung 
nicht zurückhalten, denn als Parteihaupt eigene er sich nicht zum Gesetz- 
geber, übrigens enthalte sein Reglement nicht viel Neues (Bericht an 
den Kaiser vom 8. Februar 1753). Die Baumeister dagegen nannten das 
Reglement anmaBlich, ihn selbst einen eingebildeten Lykurg, der noch 
den Beweis zu bringen habe, daß er zur Abfassung eines Reglements, 
wozu gescheitere Leute als er gehörten, autorisiert worden sei. Es sei 
also nicht nötig, dessen einzelne Punkte durchzugehen, sondern es genüge, 
wenn sie ihm generaliter widersprächen. (Die Verhandlungen hierüber 
vom 6. Januar 1755 in VIII, 603.) 

*) In VIL, 566 unter: „Was der Rat zu erinnern hat, da sein rätliches 
Gutachten erfordert wird.“ 

5) So schlägt er für Rechtsprecher, eine Bezeichnung, die den Juden 
nicht zukäme, Rechtsgelehrte vor, ebenso schicke sich nicht das Wort 
„rechtskräftig“ für jüdische Verträge. 

. *) So in der Frage über die Aufnahme in die Stättigkeit, wo der 
Rat nur den $ 106 derselben gelten lassen will, nach dem über die Auf- 
nahme lediglich die Baumeister zu entscheiden haben. 
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barkeit zu entziehen und bat den Kaiser dringend, den § 60 
des Reglements, der seiner Gerichtsbarkeit und obrigkeitlichen 
Gewalt wesentlichen Abbruch täte!) und die Juden fast unab- 
hängig mache, kurzerhand abzulehnen. 


Ein Punkt des Kaiserlichen Rescriptes war noch zu erledigen, 
die Frage, ob die Kastenherren zur Rechenschaitsablegung ver- 
pflichtet gewesen seien oder nicht. Dies brachte jetzt der Rat 
endlich zum Austrag. Unter heftigem, monatelangem Streiten 
beider Parteien wurden schliesslich acht hochbetagte neutrale 
Juden ausfindig gemacht und am 4. November 1754 von den 
Ratskommissarien Schweitzer und Schudt in der Synagoge ver- 
eidigt. Darauf verhörte man sie protokollarisch über eine Reihe 
das gesamte Kastenwesen betreffende Dinge. Das Ergebnis war, 
wie der Rat am 8. Februar 1755 nach Wien berichtete, derart, 
daß sich daraus weder zu des einen noch des anderen Teils 
„favor“ etwas ergäbe; die Vernommenen wussten nichts Sicheres 
über die Einrichtung des Kastens anzugeben, weil die Vorsteher 
dergleichen Dinge vor den gemeinen Juden jederzeit geheim 
zu halten versucht hätten. Niemand erinnerte sich, daß jemals 
eine Rechenschaftsablegung stattgefunden habe, abgesehen von 
einem vereinzelten Fall vor 60 Jahren. Den Verhörsprotokollen 
fügte der Rat noch seine Ansicht bei, daß zwar die Stättigkeit 
und auch das Gemeindebuch Vorschriften über die Rechnungs- 
ablegung enthielten, diese aber seit grauer Zeit nicht erfolgt und 
fast „in desuetudinem“ geraten sei.*) So behielt in dieser Frage 
keine der streitenden Parteien Recht. Wenn auch Kulp sich 
auf die Stättigkeit und das Gemeindebuch berufen konnte, so 
hatte anderseits Kann die „Observanz“ für sich. 


Jetzt, nachdem das Rescript im grossen und ganzen aus- 
geführt war, bereitete Kulp seinen Freunden und Feinden eine 
besondere Überraschung. Wohl auf seine Beziehungen in Wien 
bauend, wurde er dort wegen seiner Indemnisation vorstellig. 
Er verlangte Ende August 1754 nichts Geringeres, als daß ihm 


1) Der § 60 des Reglements sucht dies „wegen der gar zu be- 
schwerten Debattierung“ zu rechtfertigen, da die jüdischen Verträge 
schwer zu übersetzen und dem wesentlichen Inhalt nach nicht genau zu 
erklären seien; auch sei der Rat viel zu beschäftigt, als daß man ihn 
damit behelligen dürfe. Dieser aber ließ diese Einwände nicht gelten, da 
es noch genug Leute gäbe, die Hebräisch übersetzen könnten, auch 
habe es ihm nie an Zeit für jüdische Klageschriften gefehlt. 

*) Die Verhörsprotokolle in VII., 575. 
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simtliche Kosten, die er bisher im Kampfe wider seine Gegner 
aufgewandt habe, dazu sämtliche Verluste, die er dabei erlitten 
— er berechnete beide zusammen auf 50,000 Gulden — ent- 
weder von der Gemeinde oder von seinen Gegnern ersetzt 
würden.!) Man war natürlich in der Gemeinde nicht sehr er- 
baut darüber. Hatte doch eine Anzahl Gemeindemitglieder 
gleich bei Beginn des Streites beim Rate beantragt, daß die 
Prozesskosten ausschliesslich von den Parteihäuptern getragen 
werden müssten,?) und Kulp und Kann hatten sich damit ein- 
verstanden erklärt.?) 

Freilich Kulps vier Parteigänger unter den Baumeistern 
waren Feuer und Flamme für seine Forderung. Sie über- 
trumpften ihn noch, als sie, vom Rat auf Kaiserliches Geheißt) 
um ihre Ansicht darüber gefragt, erklärten, nicht nur Stern und 
Kann hätten die Kosten zu tragen, da sie sich gegen die Stättig- 
keit und die Gemeindegesetze vergangen hätten, sondern auch 
die Partei der Intervenienten. Wollte aber der Kaiser Gnade 
vor Recht ergehen lassen, so müsste Kulp vom jüdischen Aerar 
entschädigt werden. Die sechs Kannschen Baumeister waren 
über die Höhe der Entschädigung nicht wenig entrüstet, da 
man doch mit 1000 Gulden Jahre lang Prozesse führen könne. 
Nicht einen dünnen Heller wollten sie ihm geben, im Gegenteil, 
sie verlangten, daß er der Gemeinde all die Kosten, die ihr 
aus den Wirren, aus dem Unterhalt des Wachkommandos, den 
vielen Kommissionen usw. erwachsen wären, in ungefährer 
Höhe von 10,000 Gulden ersetze. 

Von grosser Wichtigkeit ist nun die Stellung, die der Rat 
zu dieser Frage einnahm. Ein Gutachten über die Indemni- 
sationsfrage, wozu ihn der Kaiser aufgefordert hatte, wollte er 
zwar erst dann abgeben, wenn Kulp seine Rechnung genauer 
spezifiziert hätte?) und die Bilanz der beiden Kastenherren ge- 
prüft worden wäre. Aber es sei nicht zu leugnen, daß durch 


1) VIL, 554—556. 

2) Die darauf bezügliche Eingabe vom 2. Dezember 1749, von 
Gundersheim und Salomon Kahn unterzeichnet, befindet sich 1., 33. 

4) S. die Erklärung beider vom 5. Januar 1750 in I., 48b. 

4) VIL, 582. 

5) Der Rat meinte, die Prozesskosten an und für sich könnten nicht 
so hoch sein; der Hauptposten Kulps bestände wohl in der Forderung 
auf Entschädigung wegen des gegen ihn in Mainz verhängten Personal- 
arrestes, worüber aber der Rat nichts Sicheres wisse. S. Bericht des 
Rates an den Kaiser vom 8. Februar 1755, VIII., 620. 
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sein Verdienst viele Schäden aufgedeckt worden seien und daß 
man ihm mittelbar das neue Reglement zu verdanken habe, 
das viele heilsame Einrichtungen für die jüdische Gemeinde 
schaffen werde. Deshalb, schloß der Rat seinen Bericht, ge- 
zieme es sich wohl, daß er die Kosten nicht allein übernehme, 
sondern ihm diese zum Teil von der Gemeinde ersetzt würden. 
Berücksichtigen wir, daß Kulp durch sein eigenmächtiges, vom 
Rat als „höchste Anmaßung und Überhebung“ ausgelegtes 
Vorgehen diesen bei verschiedenen Gelegenheiten empfindlich 
verletzt hatte, so fällt dessen anerkennendes Urteil doppelt 
schwer in die Wagschale. Dem Rat war wohl auch bekannt, 
daß Kulp bis dahin aus eigenen Mitteln den Kampf geführt 
hatte. Er, der einst so reich Begüterte, war in seinen Ver- 
mögensverhältnissen im Laufe des Streites stark zurückgegangen, 
der Ausgang der Entschädigungsfrage war für ihn zugleich 
eine Existenzfrage geworden. 


Aber auch Kanns Reichtum hatte infolge der zahlreichen 
Prozesse, in die ihn die Kämpfe mit seinen Gegnern ver- 
wickelten, stark gelitten.) Voller Trotz, wie er gelebt hatte, 
schied er auch aus dem Leben, kurz vor Ende des Jahres 1754, 
der Gemeinde noch in der Todesstunde grollend, daß sie 
in völliger Missachtung seiner Verdienste zu seinem Feinde 
übergelaufen war. Darum wollte er nicht auf ihrem Friedhof 
in Frankfurt an der Seite seiner Ahnen bestattet sein, sondern 
in Griesheim, woselbst seine Begräbnisstätte erst kürzlich 
beseitigt worden ist.?) 


Sein Tod war ein. unersetzlicher Verlust für seine Partei, 
deren Haupt jetzt nur noch der betagte und leidende Stern 
war. Diesem wurden für den Verstorbenen die beiden Bau- 
meister Meyer Worms und Flörsheim, Anhänger der Kannschen 
Partei, als Kastenherren zugeordnet.?) 

Als ob der Wirren nicht genug gewesen wären, entfesselte 
eine neue Streitsache die Leidenschaften in beiden Lagern 





') Nähere Ausführungen bei Dietz, S. 163. 

*) Dietz schreibt I. c.: ,(Er) fand seine letzte Ruhestätte nicht ... auf 
dem alten israelitischen Friedhof, sondern sein Leichnam wurde auf seinem 
Besitztum in Griesheim beerdigt.“ Das Todesjahr Kanns ist daselbst nicht 
richtig angegeben, auch die Behauptung von Dietz, ,der Oberrabbiner 
(doch wohl Josua Falk) sprach über ihn den grossen Judenbann aus,“ 
beruht auf irrigen Voraussetzungen. 

8) VIII, 603. 
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wieder, die Angelegenheit des Oberrabbiners Jakob Josua. Wir 
wissen, welch schwankende Haltung er bei Beginn der Zwistig- 
keiten eingenommen hatte und wie er dann gänzlich in das 
Lager der Kannschen Partei iibergegangen war und den Bann 
gegen Kulp und seine Anhänger ausgesprochen hatte. Das 
hatten ihm auch diese nicht verziehen. Seine schwache, den 
Aufregungen des Parteihaders nicht gewachsene Natur fiirchtete, 
zwischen den beiden gegeneinander reibenden Miihlsteinen auf- 
gerieben zu werden. Deshalb verließ er Frankfurt und siedelte 
nach Offenbach über. Nach einiger Zeit kehrte er aber zur 
Gemeinde zurück und erklärte in einer Predigt in der Synagoge 
seinen Entschluß, auf sein Amt zu verzichten.) Von da ab 
finden wir ihn zuerst in Mannheim, wo er bis zum Tode seiner 
Frau blieb, später in Worms. Die dortige Gemeinde nahm ihn 
zu ihrem Rabbiner an. Da erschien er ganz unerwartet im 
März 1753 wieder in Frankfurt und bezog, wie wenn nichts 
vorgefallen wäre, eigenmächtig seine frühere, jetzt leerstehende 
Amtswohnung.?) Von allen Seiten, auch von seinen ehemaligen 
Anhängern, wurde ihm diese Eigenmächtigkeit derart verdacht, 
daß sämtliche Baumeister einstimmig beschlossen, ihm das 
Predigen in der Synagoge am nächsten Samstag zu verbieten. 
Doch verhinderten die der Kannschen Partei angehörenden 
Baumeister, daß ihm das Verbot offiziell mitgeteilt wurde; die 
zwei Baumeister Flesch und Gabriel Worms verbürgten sich 
durch eine Kaution von 1000 Gulden dafür, daß der Rabbiner 
sich jeder Amtshandlung in der Synagoge enthalten würde. Sein 
Gesuch, ihn wieder als Rabbiner anzunehmen, wurde einst- 


1) Nach seiner Abreise wurden seine Funktionen Moses Rapp über- 
tragen, der also als Rabbinatsverweser erscheint. (S. Horovitz, Frankfurter 
Rabbinen II., 39.) Meine Darstellung weicht erheblich von der Horovitzschen 
ab. Nach unseren Akten ist der Rabbiner nicht auf Betreiben einer Partei, 
sondern unaufgefordert nach Frankfurt zurückgekehrt. Daß erst nach 
seiner Abreise die Leidenschaften „voll entfesselt wurden“, widerspricht 
den Tatsachen; Horovitz überschätzt zu sehr die Autorität Jakob Josuas. 
Durch die Schwäche seines Charakters hatte er diese eingebüsst und 
sich einen grossen Teil der Gemeinde zu Gegnern gemacht, weshalb man 
auch seinen Weggang sehr kühl aufnahm und keinen Schritt tat, um ihn 
zurückzuhalten. Meine Darstellung stützt sich hauptsächlich auf den 
Bericht Leiters hierüber an den Rat in VII., 538, dann auf VII., 514, 532, 
541, 580, 590. 

*) Seit alten Zeiten wohnte der Oberrabbiner in dem der Gemeinde 
gehörenden Hause zur Eichel, der Synagoge gegenüber. 


— 193 — 


weilen abgeschlagen; man ersuchte ihn, Frankfurt zu verlassen 
und sich nach Worms zurückzubegeben, wohin man ihm nach 
einigen Monaten das Weitere mitteilen würde. Inzwischen war 
die Kannsche Partei, die ihn immer noch als Märtyrer ihrer 
Sache betrachtete, rastlos für ihn tätig. Auch die Gegenpartei 
zeigte sich nicht unversöhnlich. Zwar ging sie nicht so weit, ihm, 
wie Kann früher beantragt hatte, den Gehalt und die sonstigen 
Bezüge seit seiner Entfernung aus Frankfurt nachzuzahlen, 
doch wollte sie ihn als Rabbiner wieder aufnehmen und ihm 
den Gehalt von Mitte März 1754 ab auszahlen. Damit war 
auch schliesslich die Kannsche Partei einverstanden. Die Bau- 
meister teilten demgemäß im März 1754 Jakob Josua mit, daß 
er sich wieder als Rabbiner der Frankfurter Gemeinde betrachten 
dürfe, doch baten sie ihn, er möge im Interesse der Ruhe bis 
zur Vollendung des Reglements noch in Worms bleiben.!) 
Während die beiden Parteien noch darüber stritten, ob unter 
Vollendung des Reglements nur dessen Fertigstellung oder 
auch dessen Bestätigung durch den Kaiser zu verstehen sei, 
machte im Anfang des Jahres 1755 der Tod Jakob Josuas dem 
Streit ein Ende.?) 


Während man bis zum Ende des Jahres 1754 in Wien, 
wohl auf das Drängen Kulps, den Frankfurter Gemeinde- 
angelegenheiten rege Aufmerksamkeit gewidmet, die Beschwerde- 
schriften der Parteien und die Anfragen des Rates verhältnis- 
mäßig rasch beantwortet hatte, trat von jetzt ab für lange Zeit 
ein völliger Stillstand ein. Jahre verstrichen, ehe der Kaiser 
wieder eine Entscheidung traf; es schien fast, als ob die Kulp- 
Kannschen Händel für ihn nicht mehr existierten. Der Grund 
hierfür ist ohne Zweifel in den damaligen politischen Ver- 
hältnissen zu suchen. Der Siebenjährige Krieg begann. Mochte 
der Rat auch wiederholt den Kaiser um endlichen Bescheid 








1) Horovitz I. c. S. 41 schreibt: „Der Rabbiner verließ abermals 
Frankfurt. Nun aber machten seine Freunde Ernst mit den Vorbereitungen 
zur Abfassung der Statuten, von deren „Fertigwerden“ ja die Rückkehr 
des verehrten Mannes nunmehr abhing.“ Aber das Reglement war um 
diese Zeit schon fertig, wenigstens im hebräischen Entwurf, auch hing 
seine Abfassung nicht sowohl von den Freunden des Rabbiners, als 
vielmehr von der Kommission ab. Die Rücksicht auf diesen hat wohl 
schwerlich die Abfassung des Verfassungswerkes beschleunigt. 

2) Horovitz l. c. S. 45 und 46. 
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betreffs des Reglements bitten, mochte er ihm auch öfters vor- 
stellen, daß davon die Erhaltung der guten Ordnung unter den 
Juden, ihre Beruhigung und der Kredit der Gemeinde ab- 
hange,') — Wien schwieg dazu. Inzwischen wurden die Zu- 
stände in der Judengasse immer unhaltbarer, Baumeister und 
Kastenherren lagen sich in den Haaren, wiewohl der Kaiser 
ihnen ernstlich „alle Fraktionsunterhaltung und Parteilichkeit“ 
untersagt hatte;?) sie beschuldigten sich gegenseitig der Träg- 
heit, Pflichtvergessenheit und Überschreitung ihrer Amtsbe- 
fugnisse.®) Schon im Januar 1755 will Kulp nicht mehr in die 
Kastenstube gehen, um nicht länger die Zielscheibe der Ver- 
leumdungen einiger Amtsgenossen zu sein. Dann bittet Flörs- 
heim und später auch Flesch um Enthebung vom Amte; diesen 
hatte der Baumeister Lazarus Oppenheim, als er sich gegen 
ihn ungebührlich benahm, eigenhändig aus der Baumeister- 
stube hinausgeworfen.*) 


Auch der sonst so tatkräftige und aus allen Schwierigkeiten 
einen Ausweg findende Leser Leiter begann an einer Gesundung 
der Gemeindeverhältnisse zu verzweifeln und bat wiederholt, 
das ihm zugefallene Kastenamt niederlegen zu dürfen, da er 
„nicht den Namen haben wolle“, daß unter seiner Leitung das 
Ärar zurückgegangen sei. „Die Kastenstube verfällt immer 
mehr“, klagt er dem Rat,) „die Schatzungsgelder, die Armen- 
billette laufen nicht mehr ein. Den Kastenherren gebricht es 
an Eifer, aber auch an Autorität, sie haben keine Zwangsmittel 
mehr,®) um ihren Anordnungen Nachdruck zu geben, und so 
tut ein jeder, was ihm gut dünkt. — — — Die Morosi’) achten 
weder der Befehle noch der Drohungen des Rates, geschweige 
denn der Verfügungen von Kastenherren und Baumeistern. Sie 
verlassen sich darauf, daß sie, wenn sie beim Rate angezeigt 
werden, allerlei Einwendungen formieren und mit communicieren, 
provocieren, revocieren, ja appellieren Zeit gewinnnen. Soll man 


1) So im Schreiben vom 2. Juni 1756, in VIII., 657. 

2) 1. c. 643. 

s) VIIL, 645; IX., 711. 

4) IX, 711. 

5) VIIL, 671 und IX, 713. 

€) Leiter begründet dies damit, daß etliche Juden, um nur die Sache 
trüber zu machen, es dahin gebracht haben, daß „das jüdische Exekutions- 
mittel, der Bann, suspendiert worden sei‘. 

?) d. h. Diejenigen, die die Abgaben nicht zahlen wollen. 
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den Kastenherren zumuten, daß sie täglich in den Römer gehen 
und unter vollständiger Vernachlässigung ihrer eigenen Geschäfte 
jahraus, jahrein mit 100 Gemeindemitgliedern (wegen der Ab- 
gaben) prozessieren?“ | 


Auf ganz seltsame Zwangsmittel waren die Kastenherren 
schon verfallen. Sie wollten die Zettel mit den Namen sämt- 
licher Zahlungsrückständiger in eine Büchse legen, daraus eine 
Anzahl herausziehen und sie mit dem kleinen und bei fort- 
gesetzter Weigerung mit dem grossen Bann bestrafen. Ja, im 
März 1755 beantragten drei Kastenherren, diejenigen Gemeinde- 
häuser, die wenig einbrächten, zu verkaufen, um dadurch die 
der Stadt schuldigen Abgaben aufzubringen; auch wollten sie 
zugleich die Pachtsummen für die Fleischschirnen, die Back- 
öfen, das Hochzeitshaus steigern.!) 


Hin und wieder schritt der Rat auf Bitten der Kastenherren 
ein und drohte auch seinerseits mit Zwangsmitteln. Das half 
wohl für ein Jahr, aber nicht für die Dauer.) Zum Teil hatte 
er selbst an diesen Mißständen Schuld, da er die Meinung 
vertrat, daß bis zur kaiserlichen Entscheidung im Kastenwesen 
alles beim Alten bleiben müsse. Deshalb ging er auf die Gesuche 
um Neueinschätzung, Entwerfung von Taxrollen für die Schatzung 
und die Abgaben, Ausstellung von Quittungen bei Zahlungen 
nicht ein, trotzdem zahlreiche Juden deswegen Appellation beim 
Reichsgericht androhten.?) So verstrich ein Jahr nach dem 
anderen. Von den Baumeistern, deren Amtszeit eigentlich schon 
im März 1756 abgelaufen war, wurde einer nach dem andern 
durch den Tod abberufen, so daß anfangs der sechziger Jahre 
nur noch sieben übrig blieben, zum Teil hochbetagt und nicht 
mehr leistungsfähig.*) Von den Kastenherren war Stern schon 
seit 1730, Beyfus seit 1750 im Amt, beide waren ebenfalls betagt 
und leidend; ging dies so weiter, so war die Befürchtung des 
Rates, daß in absehbarer Zeit die jüdische Gemeinde ohne jede 
Obrigkeit sein würde, nicht übertrieben. Seit Juni 1761 unter- 


1) Die Pachtsummen waren sehr gering, manche Pächter waren aber 
auch damit im Rückstand. Das Hochzeitshaus hatte schon seit sieben 
Jahren seine Pacht (im Betrage von 200 Gulden) nicht entrichtet. 

2) Schöffenbeschlüsse contra morosos et refractarios vom 13. Juli 1759 
in IX., 714 und 715. 

®) Was auch geschah, VII., 583, 586. 

*) Der Rat nennt sie selbst in einem Schreiben an seinen Agenten 
in Wien „alt und baufällig“. 


13* 
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ließ er es überhaupt, noch Berichte an den Kaiser zu senden. 
Über zwei Jahre stockte die Korrespondenz zwischen Kaiser 
und Stadt in dieser Sache völlig.‘) Nur ein wichtiges Ereignis 
fällt in diese Zeit. Wie wir wissen, hatte Kulp gegen die zwei 
alten Kastenherren und den Ausschuß der Intervenienten beim 
Reichshofrat die Indemnisationsklage eingereicht. Doch der Kaiser 
hatte 1757 entschieden, daß die streitenden Parteien sich gütlich 
zu vergleichen hätten; zwei Kaiserliche Hofräte und zwei Bevoll- 
mächtigte der jüdischen Gemeinde sollten die Sache in die Hand 
nehmen.?) Aber die Verhandlungen schleppten sich Jahre ergebnis- 
los hin. Da verloren die Parteien die Geduld, sie verzichteten auf 
die Weiterführung der Verhandlungen. Kulp selbst hatte sich nach 
Wien begeben, um durch sein persönliches Wirken und den 
Einfluß seiner Verwandten seine Angelegenheit zu beschleunigen. 
Das Alter, noch mehr der Zusammenbruch seines Vermögens 
infolge der nicht enden wollenden Wirren hatten ihn stark mit- 
genommen. Wer ihn damals in Wien sah, erkannte kaum den 
früheren Kulp wieder.) Er war jetzt mürbe geworden und 
ging auf einen, vom Kaiser am 31. Juli 1762 bestätigten Ver- 
gleich ein, der ihn wenigstens bis an sein Lebensende vor Not 
und Mangel schützte. Er verzichtete auf alle seine Forderungen 
an die Gemeinde gegen eine einmalige Zahlung von 2000 Gulden 
Frankfurter Währung und eine wöchentliche Pension von fünf 
Reichstalern.*) 

') Auf den Bericht vom 13. Juni 1761 (IX., 722) folgt der nächste 
(IX., 742) erst am 24. Januar 1764! 

*) Nach dem jüdischen Gemeindearchiv No. 128. 

®) In einem Schreiben des Reichshofratagenten Bissing an die Bau- 
und Kastenmeister der Frankfurter Gemeinde, datiert Wien den 7. August 
1762, heisst es unter anderm von Kulp: „... Sodann ist dessen Alter 
und dermalige unglückliche Umstände so beschaffen, daß er zwar sehr 
zu bedauern, aber ebendahero nicht geschickt ist, eine für derartige 
(sc. Frankfurter) Gemeinde so wichtige Legation zu übernehmen.“ 

*) Der Wortlaut des Vertrages (s. Anhang No. IV) findet sich im 
jüdischen Gemeindearchiv No. 128, nicht in den Akten des städtischen 
Archivs, weil zu dessen Zustandekommen der Rat nicht mitgewirkt hatte. 
In IX., 726 lesen wir nur die Notiz, daß Kulp am 31. Juli 1762 beim Rat 
Anzeige von dem getroffenen Vergleiche gemacht habe... mit dem 
Anhang, „daß darüber tamquam super re judicata gehalten werden solle“. 
Das Kaiserliche Rescript vom 6. X. 1763 bemerkt, daß der Vergleich „zu 
unserem gnädigsten Wohlgefallen“ zustande gekommen sei. Im jüdischen 
Archiv befindet sich auch eine Reihe von Quittungen Kulps über die er- 
haltenen Beträge, die erste ist datiert Wien, den 1. August 1762, die 
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Endlich war der Siebenjährige Krieg beendet. Jetzt er- 
innerte sich der Reichshofrat der Frankfurter jüdischen Wirren 
wieder und befasste sich mit dem Reglement.!) Offenbar hat 
er nicht allzuviel Zeit und Mühe darauf verwandt, nur einige 
Fragen, die allerdings die brennendsten waren, hat er aus dem 
reichen Inhalt des Reglements herausgegriffen und zu lösen 
versucht, dagegen, zum grossen Ärger des Rates, dessen Be- 
denken gegen den Versuch der Juden, sich der städtischen 
Gerichtsbarkeit zu entziehen, völlig ignoriert.) Am 26. November 
1763 erhielt der Rat zwei kaiserliche Rescripte auf einmal.?) 
Das eine gestattete die Neuwahl von Baumeistern ganz in der 
vom Reglement vorgeschlagenen Art und Weise. Binnen zwei 
Monaten habe diese ohne Widerspruch zu erfolgen.*) Das zweite 
setzt den Vorstehern der Gemeinde eine gleiche Frist an, 
binnen welcher sie mit Unterstützung des Rates neue Kasten- 
herren und Schätzmeister wählen, die Neueinschätzung vor- 
nehmen und das Kastenwesen im Sinne des Reglements ein- 
richten sollten. Bezüglich der anderen Punkte des Reglements 
behielt sich der Kaiser noch die Entscheidung vor.) 

Am 1. Dezember wurden die beiden Edikte den Bau- 
meistern‘) im Römer von den Ratskommissaren Schweitzer, Edler 
von Wiederhold und Schudt verlesen und ihnen bei deren Aus- 
führung alle obrigkeitliche Beihilfe versprochen. Die Baumeister 
gelobten auch, dem kaiserlichen Gebot mit allen Kräften nachzu- 
kommen.’) Aber die vom Kaiser festgesetzte Frist von zwei 
Monaten war längst abgelaufen; das Jahr 1764 verstrich, und 
noch immer war nicht einmal ein Buchstabe der beiden Rescripte 





letzte über die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1767. Wir kennen Kulps 
Todesjahr nicht, wahrscheinlich ist er bald darauf gestorben. Sein Bruder, 
der mehrmals erwähnte Süssel, starb erst 1779. 

1) Die Zusicherung eines Geschenkes von 600 Dukaten für die 
schleunige Erledigung wird den Reichshofrat vermutlich zu grösserem 
Fleiß angespornt haben. 

*) Deshalb war der Syndikus Schudt der Ansicht, darüber noch 
einmal Vorstellungen an den Kaiser zu machen, IX., 731. 

$) Merkwürdig spät, da sie bereits am 4. Juni bezw. 6. Oktober ab- 
gefasst waren. 

4) IX., 733. 

5) IX., 735. 

£) Von den sieben noch Lebenden erschienen Flersheim, Siesel Meyer 
Juda, Welsch, Leiter, Flesch und Stiefel. Worms blieb wegen schwerer 
Erkrankung fern. 

1) IX., 738. 
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ausgeführt worden. Wohl fragte der Rat von Zeit zu Zeit nach 
der Ursache der Verzögerung, auch ließ er die Baumeister 
kommissarisch darüber vernehmen, schliesslich suchte er durch 
Androhung von Geldstrafen die Beschleunigung der Wahlen 
durchzusetzen. Aber mannigfache Hindernisse hielten diese 
noch lange zurück. Zunächst fielen in diese Zeit die Vor- 
bereitungen zur Wahl und Krönung des jungen Joseph Il., 
die am 3. April erfolgte. Auch der jüdischen Gemeinde war 
hierbei nach der goldenen Bulle eine gewisse Rolle zugewiesen, 
sie war zu bestimmten Leistungen an den kaiserlichen Hof 
verpflichtet, und ihre Vorsteher hatten in ihrem Namen dem 
neugekrönten Herrscher zu huldigen.') Auch hielten es die 
Baumeister für unschicklich, die Wahlen, die mit so viel Lärmen 
in der Gasse vor sich zu gehen pflegten, gerade bei Anwesen- 
heit der Allerhöchsten und Höchsten Stände des Reiches vor- 
zunehmen.?) Als aber diese Frankfurt verlassen hatten, und 
die Stadt ihr gewöhnliches Aussehen wieder annahm, taten die 
Baumeister die einleitenden Schritte für die Neuwahlen, indem 
sie den Gemeindemitgliedern die Rechnungen machten, das 
heisst nachrechneten, wie viel ein jeder an Schatzungs- und 
Strafgeldern, Armenbilletten und Hospitalbeiträgen der Gemeinde- 
kasse noch nachzuzahlen habe.) Über ein Jahr nahm das 
Werk in Anspruch, trotzdem sie seit Dezember 1764 wöchentlich 
fünfmal von 4—9 Uhr abends zu den Sitzungen zusammen- 
gekommen waren, so gewaltig war die Arbeit und so schwierig 
waren die Berechnungen. Voller Verzweiflung schrieb hierüber 
Beyfus am 5. Dezember 1764 dem Rat:*) „Die Bücher unserer 
Kasse umfassen durchschnittlich nur einen Zeitraum von sechs 
Jahren; oft kommen aber Restanten von 20 und mehr Jahren 
zu uns. Man muß wohl sechs Bücher durchsehen, ehe man 
all ihre Posten zusammenbringt. Seit 20 Jahren ist dies ver- 
absäumt worden. Diejenigen, die Rechnungen haben wollen 
und ärmer geworden sind, beschweren sich, wenn ich sie nach 
der alten Schatzung beurteile. So muß ich die Rechnungen 
bald nach dem alten, bald nach dem neuen Fuß einrichten 
und oft an zwei Rechnungen einen ganzen Abend zubringen. 
Dabei noch die vielen Störungen. Sitze ich bei der Arbeit, 





1) IX., 745. 

2) 1. c. vom 16. April 1764. 

8) Von der Wahl waren ja die Gemeindeschuldner ausgeschlossen. 
4) Ganz gehorsamste Vorstellung etc. in IX., 760. 
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so behelligen mich die Baumeister mit ihren Angelegenheiten 
und verwirren mich völlig. Hunderte von Kleinigkeiten hemmen 
den Fortgang meiner Arbeit. Bald kommt einer in die Kasten- 
stube, um ein Haus, bald einer, um einen Schulsessel (Sitz in 
der Synagoge) zu verkaufen, bald will einer heiraten,'!) bald 
war dieses, bald jenes. — — — Habe ich endlich dennoch 
die Rechnungen zustande gebracht, so erheben sich alle Augen- 
blicke neue Streitigkeiten über die Quittungen. Der will diese, 
der jene Klausel mit eingeschlossen haben, und keiner ist mit 
der gewöhnlichen Formel zufrieden.“ Beyfus beantragte daher 
zur Beschleunigung der Rechnungsausfertigungen, zwei oder drei 
geschickte und wohlhabende Männer der Kastenstube zuzuordnen 
und jedem Gemeindemitglied bei Strafe zu befehlen, die 
Quittungen ohne Widerspruch in der einmal üblichen Form 
anzunehmen. 

Der Rat ging über diesen Vorschlag hinaus und gab den Bau- 
meistern vier „des Rechnens und Schreibens genugsam verständige 
Juden“ als Beisitzer.) Es waren dies zwei frühere Hospital- 
meister, Jakob Isaac Kann und Philipp Gumperts, sowie zwei 
Gemeindemitglieder, Jakob Emden und Löb Götz Haas. 

Endlich, am 5. Juni 1765, berichteten die im Monat stehenden 
Baumeister Leiter und Meyer Worms dem Rat: „Was wir, was 
unsere Gemeinde so lange vergeblich gewünscht, die Wahl 
neuer Baumeister, kann nunmehr vorgenommen werden und 
die Kaiserlichen Rescripte können zu ihrem Endzweck ge- 
langen.“*) Als Wahltag schlugen sie den 16. Juni 1765 vor. 
Doch da dieser Tag ein Sonntag war, den man durch das Wahl- 
geschäft nicht entheiligen mochte, wurde der darauffolgende 
Montag zum Wahltag bestimmt. Zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
ward auf Bitten der Baumeister ein Kommando von 30—40 
Soldaten in die Gasse geschickt. Am Dienstag Vormittag war 
das Wahlgeschäft, das sich ohne jede Störung vollzog, beendet.*) 
Am 2. September erfolgte auch die Wahl von fünf Kasten- 
herren.) Beyfus behauptete sich auf seinem Posten, auch ein 
EJ 1) Die Erlaubnis dazu erhielt er erst nach der von den Kastenherren 
ausgestellten Bescheinigung, daß er der Gemeindekasse nichts schuldig sei. 

2) Sie wurden auf Vorschlag des Rates aus zwölf vermögenden 
Juden am 16. Dezember 1764 gewählt, IX., 767 und 771. 

5) IX., 780 und 781. 

*) S. Bericht des ältesten Baumeisters Flörsheim über die Wahl ‘in 


1X., 783. 
5) Über die Wahl s. IX., 792. 
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Kulp (Nathan Meyer Juda) wurde gewählt. Nach Ablauf der 
Herbstmesse wurden am 10. November die fünf Schätzmeister 
nebst ihren Stellvertretern gewählt.!) Schliesslich erfolgte auch 
nach einigem Widerstreben der Kastenherren die Wahl der 
Kassierer. Somit waren die wichtigsten Ämter in der Gemeinde 
endlich besetzt. 

Der Friede aber war damit nicht hergestellt. Die Kasten- 
herren befehdeten sich jetzt gegenseitig. Denn Beyfus hatte 
sich im Laufe der Zeit die Anschauungen des einst von ihm 
bekämpften Kann zu eigen gemacht und billige Forderungen 
der ihm beigegebenen vier neugewählten Kastenherren als un- 
erhörte Neuerungen zurückgewiesen; er war nicht dazu zu 
bringen, ihnen ein Inventar über die Barschaften in der Kasten- 
stube zu liefern, und so kam es, daß die Kastenstube einmal 
sechs Wochen geschlossen blieb. Da legte sich der Rat ins 
Mittel. Er verwies Beyfus am 23. Juni 1766 seinen Trotz, den 
Kastenherren ihr Verhalten gegen die Kassierer, warnte aber 
diese, sich in die Angelegenheiten der Bau- und Kastenherren 
zu mischen. Beyfus’ Abschiedsgesuch wurde nicht genehmigt.?) 
Auch die Neueinschätzung 'stieß auf grosse Schwierigkeiten. 
Als die Schätzmeister damit beginnen wollten, benützten zahl- 
reiche Gemeindemitglieder diesen Anlaß, um längst erhobene 
Forderungen endlich durchzusetzen und „der dunklen Un- 
wissenheit“ über das Schatzungswesen ein Ende zu bereiten. 
Sie wollten erfahren, an welchen Terminen und nach welchem 
Prozentsatz des Vermögens die Schatzung und sonstige Ab- 
gaben erhoben würden. Sie verlangten ferner, daß jeder ein 
gedrucktes Quittungsbüchlein erhielte, auf dessen erstem Blatt 
all dieses genau ein für allemal angegeben und von den Schätz- 
meistern unterzeichnet werde, „damit jedermann alle Jahre oder 
halbe Jahre mit den Kastenherren völlig saldieren könne und 
nicht nötig habe, um seine Rechnung Jahr und Tag zu laufen 
und doch nicht fertig zu werden, wie es bisher geschehen ist, 
und damit zu kontinuieren von den Baumeistern intendiert 
wird.“*) Aber die Schätzmeister erklärten sich ausser stande, 
diese Wünsche zu erfüllen, denn die Kastenherren sträubten 


1) IX., 793. 

2) IX., 815. 

3) Gemüssigte, untertänige Bittschrift unser unterzeichneter dahiesiger 
Schutzjuden, das Schatzungswesen des gemeinen jüdischen Kastens be- 
treffend, vom 15. März 1766, |. c. 803 und 818 vom 7. Juli. 
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sich, ihnen die Taxrollen zuzustellen, nach denen sie die 
Leistungen eines jeden hätten berechnen können. Auch machten 
sie geltend, daß die Ausgaben der Gemeinde nicht in jedem 
Jahr dieselben seien, daher auch die Höhe der Abgaben in 
verschiedenen Jahren schwanke. Der Rat berücksichtigte diesen 
Einwand nicht, er hielt die Forderungen der Gemeindemitglieder 
für durchaus berechtigt, da sie nicht allein dem Reglement 
entsprächen, sondern auch beim städtischen Schatzungsamt 
schon längst im Brauch seien, und befahl am 26. September 
bei Strafe von 100 Reichstalern, innerhalb acht Tagen auf 
Gemeindekosten die nötige Anzahl von Büchlein drucken zu 
lassen. Trotzdem war erst am 16. Januar 1768 die Einschätzung 
bis auf die einiger abwesender Gemeindemitglieder beendet.') 
Leider enthalten die Akten nur die Notiz. über den Abschluß 
der Schätzung. Wir erfahren nichts über deren Einrichtung, 
über die zu Grunde gelegte Taxrolle, über die Vermögens- 
verschiebungen seit der letzten Einschätzung. 


So war auch der letzte Punkt des Kulpschen Programms 
erfüllt, und in ein jahrhundertelanges Dunkel endlich Klarheit 
gekommen. Den dringendsten Beschwerden der Gemeinde 
war damit abgeholfen, und da die Hauptakteure teils durch 
den Tod oder durch andere Umstände von der Bühne ver- 
schwunden waren,’) teils durch ihr hohes Alter und die damit 
verbundene körperliche Hinfälligkeit von ihrem früheren Kampfes- 
mut nur noch wenig übrig behalten hatten, so verlor der 
Parteihader in der Gemeinde immer mehr an Schärfe, und 
nach und nach begann die Ruhe wieder dort einzukehren. 

Aber in den oberen Regionen herrschte der Sturm noch weiter 
und wurde immer heftiger. Die Baumeister und Kastenherren 
fühlten sich durch die ihnen aufgedrungenen Kassierer zu sehr 
in ihrer Selbständigkeit eingeschränkt, sie wollten sie nur als 
ihnen untergebene Beamte ansehen und hinderten sie durch 
passiven Widerstand an der Ausübung ihres Amtes.*) Sie 


1) X., 860 und 891. 

*) Von Kulps Teilnahme an den letzten Kimpfen schweigen seit 1757 
unsere Akten gänzlich. Infolge seiner Verarmung war er ganz in den 
Hintergrund getreten. 

8) Über die Wahl und Instruktion der Kassierer enthält Ausführliches 
das jüdische Gemeindebuch. Eine beglaubigte Übersetzung des Gemeinde- 
beschlusses über die Amtstätigkeit der Kassierer befindet sich in unseren 
Akten IX., 812 mit dem Datum in der Nacht vor Donnerstag den 1. im 
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überwiesen ihnen zunächst keine oder nur ungenügende Gelder, 
legten ihnen die Quittungen nicht zum Unterzeichnen vor, 
gaben ihnen erst am 21. Februar 1768 die Verzeichnisse der 
Barvorräte in der Kastenstube') und die über die regelmäßigen 
Gemeindeausgaben.?) Beide Verzeichnisse waren jedoch nach 
Form und Inhalt so mangelhaft, daß die Kassierer nichts damit 
anzufangen wussten und dem Rat erklärten, die wahre Lage 
und Beschaffenheit des jüdischen Ärars, und wie die Kasten- 
meister damit wirtschafteten, bliebe noch immer ein tiefes 
Geheimnis, und sie wären deshalb ausser stande, auch nur den 
Anfang mit den Gegenbüchern (Kontrollbücher) zu machen. Selbst- 
verständlich zeigten sich auch die Kassierer den Kastenherren 
nicht gefügig und erschwerten ihrerseits ihnen die Amtsführung; 
sie weigerten sich z. B. die Anweisungen auf die Kasse zu be- 
rücksichtigen, wenn sie nicht die einzelnen Posten zuvor geprüft 
hätten.’) Am unbequemsten aber war den Kastenherren die un- 
nachsichtige Kritik, die der „unruhige Kopf, der Friedensstörer“ 
Sichel und sein Amtsgenosse Rüsselsheim — der dritte Kassierer 
Rindskopf tritt nicht besonders hervor — an allen ihren Amts- 
handlungen übten. Wo war die frühere Selbstherrlichkeit der 
Kastenherren und ihre Unverantwortlichkeit geblieben? Wie 
von den regulären, besoldeten städtischen Beamten verlangte 
man jetzt peinliche Ordnung und grossen Fleiß in der Ver- 
waltung der Finanzen, besonders in der Führung der Bücher. 
Die Kastenherren fühlten sich nicht mehr behaglich in ihrer 
Stellung. Begierig suchten sie im Bunde mit den Baumeistern, 
die sich durch das Auftreten der Kassierer ebenfalls eingeengt 
fühlten, nach jeder Gelegenheit, um sie beim Rate wegen ihrer 
angeblichen Anmaßung anzuschwärzen. Welch beschränkten, 
kleinlichen Geist verraten aber die Anklagen! Man denke, die 
Kassierer hatten gar gewagt, sich Kassiermeister zu nennen 


Monat Kislew 526 zur kleineren Zahl |= 1766], unterzeichnet von Leser 
Leiter und von Löb Kann Bingen. 

1) Diese finden sich in X., 866 Lit. A und X., 867 Lit. B. In der 
Eingabe vom 5. März 1768 (X., 865) urteilen die Kassierer sehr abfähig 
über die Verzeichnisse. 

*) X., 868 Lit. C: „Spezifikation der ordinären Ausgaben, so uns von 
den Kastenmeistern zugeschickt worden,“ wichtig deswegen, weil sie 
Angaben über die Gehälter verschiedener Beamten und über sonstige 
Ausgaben enthält. 

5) S. Aussagen der Kastenherren vom 23. Januar 1767 in X., 842. 
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und sich einen eigenen Amtsdiener zu halten!!) Sie hatten 
sich ausserdem Weihnachten — am Chanukahfest — 1766 gegen- 
seitig von der Gemeindestube aus Lebkuchen und Branntwein 
geschickt, als ob sie Baumeister wären!?) Und als die Kassierer 
auch das nächste Jahr (1767) die gegenseitige Beschenkung 
wiederholen wollten, konnten die Baumeister gegen diese un- 
erhörte Neuerung nicht länger stillschweigen, und sie ver- 
weigerten ihnen den Schlüssel zur Gemeindestube, aus der 
die Geschenke gesandt zu werden pflegten. Am meisten Ent- 
rüstung zeigten sie aber über die durchaus berechtigte Forderung 
der Kassierer, den vollsten Einblick in die Finanzen der Ge- 
meinde zu haben, deren Zustand den Baumeistern nach ihrem 
eigenen Geständnis selbst fremd war.) Als einen Mangel an 
„Patriotismus“ brandmarkten sie dieses Verlangen. Sie bemerkten 
dazu: „Wenn schon jeder vernünftige Hausvater aus seinen 
Vermögensverhältnissen ein Geheimnis macht und keiner seine 
wahren Umstände entdeckt, und wenn er auch der reichste 
wäre, um wieviel weniger eine Gemeinde. Wir glauben, daß 
kein Dorf so schlecht in der Welt ist, das nicht ein Geheimnis 
hieraus macht.*) Sichel aber und seine Gesellschafter halten 
in der Fahrgasse ganze Predigten über das Kastenwesen und 
erzählen haarklein, wieviel man jährlich an den Kaiser und 
andere geben müsse, und wie hoch sich das Vermögen der 
Gasse belaufe, und die um ihn Stehenden freuen sich, aus 
seinem schwatzhaften Munde Sachen zu hören, die man ihnen 
bisher sorgfältig verschwiegen hat. Was würde erst entstehen, 
wenn er alle Aktiv- und Passivposten der Gemeinde kennen 
würde.“ 

Im Juni 1768 holten Baumeister und Kastenherren zu einem 
vernichtenden Schlage gegen die Kassierer aus. Sie baten den 
Kaiser in einer höchst umfangreichen Denkschrift®) um Be- 


1) Die Baumeister allerdings hatten deren drei und die Kasten- 
herren sogar vier. 

2) Nach altem Brauch schickten die im Monat stehenden Baumeister, 
wenn sie Weihnachten verschiedene Wahlen vollzogen hatten, ihren 
Amtsgenossen von der Gemeindestube aus Lebkuchen und Branntwein 
nach Hause. 

8) X., 863 vom 19. Februar. 

*) Eingabe der im Monat stehenden Baumeister Schnapper und 
Leiter vom 17. Mai 1768 in X., 875. 

5) X., 903: „Allerunterthänigste Anzeige, Vorstellung und Bitte um 
Abschaffung der zwar eigenmächtig .... und ohne abgewarteter aller- 
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seitigung der widersetzlichen, anmaßenden und Unruhe stiftenden 
Kassierer, die man ja ganz eigenmächtig eingesetzt habe. An 
deren Stelle beantragten sie die Wahl zweier Gegenschreiber, 
aber ohne Stimmrecht, wie sie Karl VI. in der städtischen 
Verwaltung eingesetzt habe.') 

Der Reichshofrat, der durch die Berichte des Rates?) 
genaue Kenntnis über alle Vorgänge in der Gemeinde während 
der letzten Jahre hatte, forderte neuerdings ein Gutachten ein. 
In diesem Gutachten ergriff der Rat nachdrücklich die Partei 
der Angegriffenen und spendete dabei sowohl Sichel wie seinen 
beiden Amtsgenossen hohes Lob; ihr erfolgreiches Wirken zeige 
am besten, wie nötig die Beibehaltung des Kassiereramtes- für 
das Gedeihen der Gemeinde sei. 

Gespannt harrte man in Frankfurt auf den kaiserlichen 
Entscheid. Vier Jahre waren vergangen und noch immer blieb 
er aus. Eine Anfrage des Rates beim Reichshofrat im Juli 1772 
blieb ebenfalls unbeantwortet. Man war in Wien offenbar zum 
Entschluß gekommen, die Frankfurter Gemeinde sich selbst 
zu überlassen. Ende November 1773 erfuhr der Vertreter der 
Stadt am Kaiserlichen Hof, daß niemand beim Reichshofrat 
sich des städtischen Gutachtens erinnere. Da hielt es der Rat 
auch seinerseits nicht mehr für nötig, darauf zurückzukommen, 
„da die Beförderung dieser Sache für uns und das gemeine 
hiesige Stadtwesen eben kein eigentliches, besonderes Interesse 
habe.?) 

Somit triumphierten die. Baumeister und die Kastenherren. 
Die drei Kassierer traten nach Ablauf ihrer dreijährigen Amts- 
periode nicht ungern von ihrem Posten zurück und wir hören 
nicht, daß neue an ihre Stelle gewählt worden sind. Nicht 
genug aber konnten die Baumeister die Zustände in der Gasse 
rühmen, seitdem das fast von allen verabscheute Amt der 


höchster Bestätigung ernannten, aber höchst schädlich befundenen und 
sich widersetzenden Kassierer bei der Gemeinde“ usw. Dem Rat wurde 
von der Denkschrift am 3. Juni Kenntnis gegeben (X., 882). 

1) X., 913 vom 4. April 1769. 

*) Sie sind uns in den Akten des K. und K. Haus-, Hof- und Staats- 
archivs in Wien unter 463, Juden. den. rec. Lit. D No. 439 erhalten. Sie 
beginnen mit der Antwort des Rates vom 26. Januar 1764 auf die Kaiser- 
lichen Rescripte vom 4. Juni und 6. Oktober 1763 und schliessen mit dem 
Berichte des Rates vom 5. Juli 1768 über die „Paritionsanzeige“ der 
Schatzmeister. 

3) Schreiben vom 3. Dezember 1773 in XI., 922. 
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Kassierer nicht mehr bestehe.') Sie verglichen sich mit er- 
müdeten Seefahrern, die, nachdem sie lange ein.Spiel der Winde 
und Wellen gewesen, endlich Land und Ruhe erblickten. .. . 
Allgemein sei bekannt, „wie ruhig, friedfertig, fleissig und 
kollegialisch sie zu Nutz und Frommen des allgemeinen Wesens 
jetzt miteinander arbeiteten“ usw. usw. Wir fürchten, daß das 
schöne Bild, das die Baumeister von dem Frieden und der 
Einigkeit unter sich und in der Gasse dem Rat entworfen haben, 
nicht ganz der Wirklichkeit entsprochen hat. 

Immerhin bedeutete das Reglement einen gewaltigen Fort- 
schritt. Die Verfassung war kein ,arcanum“ mehr, hinter dem 
sich die beiden obersten Beamtenklassen verschanzen konnten. 
Jedermann durfte jetzt Einsicht in das Gemeindebuch nehmen, 
sich daraus über seine Pflichten, aber auch über seine Rechte 
belehren. Der Willkür ehrgeiziger und herrschsüchtiger Bau- 
meister oder Kastenherren waren jetzt Schranken gesetzt. Eine 


besondere Behörde — die Defensores — war jetzt zu ihrer 
Kontrolle und zur Verhütung von Verfassungsverletzungen 
eingesetzt. 


Welche Mängel das Reglement auch immer haben mochte, 
so konnte doch an den Aufgaben der Selbstverwaltung der 
Sinn für öffentliche Dinge erstarken und die Juden befähigen, 
den grossen politischen Fragen der jetzt kommenden Zeit 
Verständnis entgegenzubringen. 


Stättigkeit und Reglement! Sie passten vortrefflich zum 
Ghetto, das die darin Wohnenden durch sichtbare und unsicht- 
bare Mauern vom übrigen Teil der Bevölkerung abschloß.. Alle 
drei schleppten in die Neuzeit das Mittelalter hinüber mit seinen 
für die Juden so demütigenden und niederdrückenden Be- 
stimmungen. 

Als aber im ersten Koalitionskrieg der französische General 
Jourdan in der Nacht vom 13. zum 14. Juni 1796 den grösseren 





1) X., 903. Der Haß gegen die Kassierer war bei einigen Bau- 
meistern so stark, daß sie sie zur Baumeisterwahl im Juli 1771 nicht 
zulassen wollten. Ein Teil der Gemeinde, an ihrer Spitze Herz Abraham 
Geiger, betrachtete sie noch immer als Kassierer, da der kaiserliche 
Bescheid über sie noch nicht eingetroffen sei, wollte sie aber gerade 
deswegen nicht zur Baumeisterwahl zulassen, da ja nach dem Reglement 
zwei Ämter in einer Person nicht vereinigt sein durften. Der Protest 
Geigers ist datiert vom 12. Juni 1771. 
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Teil der Judengasse durch seine Geschütze in Asche legte, da 
war auch die Zeit der Stättigkeiten und der Reglements vorüber. 
Eine neue Weltanschauung war zur Herrschaft gelangt, welche die 
so lange schnöde verletzten Menschenrechte verkündete und 
die kastenartige Scheidung der Untertanen nach Abstammung 
und Religion verwarf. Als Vollstrecker der Revolutions-Ideen 
riß der Fürstprimas und spätere Grossherzog von Frankfurt 
Karl von Dalberg die Schranken nieder, die die Juden in 
kommunaler, rechtlicher und politischer Hinsicht von der 
christlichen Bevölkerung trennten. Er verlieh ihnen durch das 
Gesetz vom 28. Dezember 1810 gleiche Rechte mit den christ- 
lichen Bürgern. So ward die Sehnsucht der Juden, ein Vater- 
land zu besitzen und nach Kräften zu dessen Wohl beizutragen, 
endlich erfüllt. Ein Frankfurter Jude, Ludwig Börne, schrieb 
feurige Artikel voll Freiheitsliebe und Haß gegen Napoleon, 
den Unterdrücker der deutschen Nation. Und als nach dessen 
Sturz die Restauration und die Reaktion über Deutschland 
hereinbrachen, da stritt dieser Frankfurter Jude auch in der 
Verbannung bis zum letzten Atemzug für die schwer gefährdeten 
freiheitlichen und nationalen Ideen. 


Beilagen. 


Vorbemerkung. 


Wir geben hier das oben im Text S. 147 erwähnte „Ver- 
bindungsinstrument“ datiert vom 16. Oktober 1749, in doppelter 
Übersetzung; No. I in der von Maas, No. II in der von Schwarz- 
schild wieder. Die Übersetzungen wurden auf Veranlassung 
des Rates aus dem Hebräischen ins Deutsche angefertigt. 

No. III enthält die von Schwarzschild verfasste Übersetzung 
des „Verbindungsbriefes“ der Kannschen Partei, datiert vom 
30. Oktober 1749, (s. Text S. 151). 

Die vollständige Wiedergabe dieser drei Übersetzungen 
schien auch deshalb gerechtfertigt, weil sie uns eine Probe 
des Frankfurter Judendeutsch aus der Mitte des XVIII. Jahr- 
hunderts gibt. Die erhebliche Abweichung vom Schriftdeutsch 
jener Zeit erklärt sich aus der räumlichen Abschliessung der 
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Juden von ihrer christlichen Mitwelt. Das Judendeutsch in 
anderen Orten, wo diese Abschliessung nicht herrscht, steht 
dem Schriftdeutsch erheblich näher. 

In No. IV folgt der Abdruck des Vergleiches zwischen Kulp 
und der jüdischen Gemeinde vom 9. Juni 1762. 


Translation [von Maas] 


ausm Hebräischen ins Teutsche. 
[Vgl. D 32 No. 65 Tom. I. Lit. B No. 50 und Tom. II. 146, 1 und 2.] 


Allen anhero kommenden sind die Zehren der Bedrangten bekandt, 
welche täglich lamentiren und wünschen: daß Sie in einer desert wohnen 
mögten, auch alles was passiret, ingleichen muß man zusehen daß man 
die Banns übertrettet, und die Alte Verordnungen, so von hochgelährt- 
from- Gottesfurcht Seelige errichtet, die auf Löbl. Pfosten fundiret worden, 
nicht nur verachtet, sondern auch beständig alles verkehren, und das 
Böße gut heißen: solches aber beschiehet nicht von sämtl. Baumeister, 
sondern nur von einigen Privat-Persohnen, welche allezeit der Bau- 
meister Session beywohnen, und auf die gantze Gemeinde übermäßige 
Furcht werfen, die Einheimische verdringen, und Fremde herbey ziehen. 
Wir haben der Ursach halber vor gut befunden, und zusammen zuthun, 
und eine Kräfft- und starke Verbindung zu errichten, damit gedachter 
Stein des Anstosses unser Glaubens-genoßenschaft bey seithe geleget 
werde. 

In sothaner Absicht haben Wir die geEhrt und bemittelte Baumeistere 
Ruben Benedict Beyfuß und David Meyer Juda zu unseren Wegweißere 
auserkohren, umb zu trachten, daß sich einige Zwistigkeiten unter den 
Juden nicht ausbreiten: Dahero sollen selbe friedfertiger Dingen damit 
den Anfang machen, mithin unßere Worte den Baumeistern vortragen, 
die Zierde wieder herzustellen, Gottwohlgefällige Ordnungen zu machen 
daß nicht jederer nach Wohlgefallen schalten und walten, weder theils') 
noch alle Verordnungen zernichten oder verwirren. 

Auch daß man solche Kastenmeister ansetze, welche wißen das 
gute so zu der Gemeinde Besten zu wählen. Solches auch der Ursach 
wegen nicht länger verschieben, weilen hierauf ein uralter Bann gesetzt 
ist und derjenige welcher sothane Kastenmeister Wahl verhindert das 
Göttl. gebott so da heiset: Du sollest nicht saumen, fast täglich über- 
trettet. Und Wir unterzogene sind schuldig gemelte beyde Baumeister 
Ruben und David in all ihren Vornehmen zu assistiren, Sie hingegen 
sollen Unß auch jedem insbesondere unterstützen, umb durch die wiedrig 
gesinnete nicht verfolget zu werden. Wann auch gemelter Vortrag unser 
Gott Wohlgefällige Wort kein statt finden, sondern Sie in deren Vorsatz 
beharren solten, so seynd Wir jederzeit verbunden, so offt es Bemelte 
Baumeister vor gut befinden, uns zusammen zu verfügen, und wann der 


1) einen Teil. 
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Baumeister David durch seinen Knecht uns berufen ließe, selben gar 
nicht leer abzuweißen, zumahlen solches ohnfehl zu Gott Wohlgefälligen 
Dingen und nicht umb einige Zwistigkeiten zu unterhalten geschiehet, 
so wäre es unbillig selbiges zu behindern oder solchen abzuweißen. Was 
nun bey der zusammenkunit beschloßen wird, solches wollen und müßen 
Wir Kräfftigst befolgen. Wir haben übrigens consentiret all obbemeltes 
zu befolgen und solchem gemäß zu leben, bey dem großen, höchsten 
und Jüdischen auch des Josua der Sohn Nunns Bann. Auch soll auf 
den Contravenienten alle die Flüche, so in der thora benamset seynd, 
haften. 

Über diesem soll der Übertretter schuldig seyn an Ihro Kayserl. 
Majestaet, dahiesiger Hoher Obrigkeit, und ins Jüdische allmoßen jedem 
besonders Ein Taußend rthl. Straffe zu erlegen. Indem nun unsere 
intention ledigl. dahin gehet damit künftighin kein Bruch und Klagde 
sondern Friede in unsserer Gaße sein mögte. AIB wollen Wir Denjenigen 
weßen Nahme Friede ist, (daß ist Gott) bitten, daß Er in unßer Hülfe seyn, 
unßer gerechtsame an Tag stelle, und den Friede bey Unß stiften 
wolle. Amen. 

Solches sprechen die unterzogene. Abends vor Donnerstag den 
16. octobris 1749. 


Die Schwarzschildsche Übersetzung. 
(Tom. Il. 146, No. I und 2.) 


Es ist nun bekanndt zu alle die in hiesige Stadt kommen, die 
Thränen von denen Beraubten, welche alle tag schreyen zu sagen, wer 
wolte geben ein Herberg in der wüsteney, auch ist bekanndt die Sach 
so passiret ist, auch muß man zusehen, als man Banen übertrettet und 
auf die alte Verordnungen gegründet seyen, so favorabel, als wie Sachen 
die auf goldene Schwellen welche gegründet stehen, und von Rabbiner 
Fromme und Heilige welche schon im Grab liegen verordnet worden 
nichts reflectiren sondern immer suchen Sie alles zu verkehren, als wie 
ein Schüßel die man auf den Mund stürtzet, sie sagen das Böse ist guth 
und solches bestehet nicht in sämtlichen Baumeistern, sondern welche 
einige Leuthen, welche beständig bey denen Baumeistern sitzen, und 
auf der Gemeinde eine übermäßige Furcht werfen, nicht von Gottes 
wegen, und sie nähe[n] die Fremde und entferne[n] die nächste, deBhalben 
haben wir für guth befunden, sich mit einander zu versamlen, um ein 
Kräfft- und Starken Bund zu machen, dieße Verstrauchelung von uns 
Juden abzuthun, und ist auserwählet worden von uns die Herren Bau- 
meisteren Rabi Ruben Scheuer und Baumeister David Kulp welche zu 
uns für ein wegweiser seyn sollen, um zu sehen, nicht zu vermehren 
Zänkerey unter die Kinder Israel, sondern mit Frieden anzufangen, daß 
Sie unßerer Rede für denen Baumeistern vortragen sollen. Damit die 
Crone wiederum zum alte zurückzugeben Verordnungen zu machen, 
welche Gott gefällig seyen und gel(?)ugsam') zu seyn, daß nicht heisen 


1) Wohl verschrieben für genugsam. 
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soll, daß jeder Mensch das Wohlgefallene in seine Augen thun solle, um 
zustoßen und zu verwirren die Verordnungen es seye alle oder zum 
Theil, auch zu erwählen Castenmeister welche wißen und außerwählen 
an dem Gute so zum Beste an der Gemeinde seyen solches nicht 
länger aufzuhalten, indem auf diesen ein uralter Bann ist, und fast alle 
tagen. Der solches aufhaltet übertrettet dieses welches doch nicht zu 
versäumen ist, und wir unterschriebene seyen schuldig in die Hülffe von 
denen Baumeister Rabi Ruben Scheuer und David Kulp zu seyn, und 
indeme so sie gehen werden wollen wir mit Sie gehen, und gedachten 
Baumeister seyen schuldig in die Hülff von einen jeden von uns zu seyn, 
damit das Keiner von Parthey denen Verbrecher verfolget werden soll, 
auch wenn unsere Rede Vorstellung von Gottes wegen keine statt finden, 
sondern auf ihren Gedanken beharrete seyn solte, so seynd wir schuldig 
alle Zeit als für guth befunden worden, von gedachten Baumeistern mit 
einander zu versammlen und nach uns schicken durch den Diener von 
gedachten Baumeister Ruben und David gar nicht abweisigt zu seyn, 
dann gewißlich weilen solches von Gottes wegen geschiehet nicht machen 
Starck in Zanckerey zu seyn, so wäre solches kein Recht aufzuhalten 
oder abzuweisen, auch was alsdann beschloßen wird wir mit alle stärcke 
und Macht in der Welt vollziehen wollen und müßen. 

Dieses oben Bemeldte haben wir auf uns genommen bey dem Großen 
Bann, bei dem Himmlischen Bann, und bey dem Menschlichen Bann und 
bey dem Bann von Josua Sohn Nuns, auch soll auf dem, der solches 
übertrett, überfallen alle Fluche, welche in der Thora stehen, über diesen 
alles ist der übertretter schuldig Straff zu geben an unsern frommen 
Herrn Ihro Röm. Kays. May. Gott erhöhe seine Crone die Summa von 
1000 Rthl. deßgleichen so viel an der hießige Obrigkeit Gott erhöhe Sie, 
auch so viel in den Armen Kasten und weilen unser vorhabens seye 
daß nicht noch ein Bruch und Geschrey seyn solle, sondern Frieden in 
unserer Gaße seyn möge, also wollen wir bitten weßen sein Nahmen 
Frieden ist, daß er in unßere Hülffe sein soll, und unser Proceß zum 
Licht geben und Friede auf uns zu machen. Amen. 

So seynd die Rede von die unterzogene Abends vor Donnerstag 
4. Monaths Hesven') 510 zur kleine Zahl oder 16. octobr. 1749. 


II. 


Translatio [von Schwarzschild] 
(Tom. II. 146, No. 3). 


Nachdeme es sich seither etlichen Wochen ein alarm erwecket, daß 
ein Complot gemacht ist worden durch Anstifftung von Leuthen, welche 
böse Gedancken führen und um rechte Werck sich zu verbinden, mit 
einer fälschlichen Verbindnüß einstimmig zu sein gegen die Ehre der 
hiesigen Baumeister und sämtlichen Verordnungen der hiesigen Juden- 
schafft obwohlen dergleichen Complotten nicht nur gegen aller gnädigste 
Verordnungen von unseren frommen Herrn Ihro Römische KayBerl. May. 
Gott erhöhe deßen Crone! sondern der hiesigen Obrigkeit, Gott erhöhe 


1) Cheschwan. 
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dieselbe! und bey alle Herrschafften in der Welt und gegen sämtliche 
hiesige Jüdische Verordnungen, und gegen alle Statuten in der gantzen 
Welt, seynd diesem allem ungeachtet mit allerley Aufhetzerey und Ver- 
sprechungen, wie die Ambter und Ehren Stellen unter ihnen ausgetheilet 
werden sollen, einen Anhang zu bekommen gesucht, dabey in unsere 
Gaß so wohl als in der Stadt auf allen Gaßen und Märken den gantzen 
Tag mit diesem Complot und Tumult offentlich continuiret, daß das 
Judenthum dadurch sämtlich zu Schand und Spott kommen, sogar bey 
die Nächte ruhet ihr Hertz nicht, auf Böses zu gedencken; da nun am 
Freytag den 5. in Monath Chesven oder den 14.') octobr. a. c. in der 
Baumeister Stube mit Zuziehung unseres ober Rabbiners eine Versamm- 
lung seyn sollen, ist von dem Jungen im Monathstehenden Baumeister 
allerhandt Auffenthalt gemacht worden, den Schlüssel zur Baumeister 
Stube herzugeben, damit inzwischen ein Lermen unter ihren Complot zu 
machen, wie auch würcklich so bald die Versamlung nebst dem ober 
Rabbiner und unter Rabbiner beysamen gewesen, und anfangen wollen, 
gebührlicher maßen, von dieser Bösen affaire zu reden, haben sie an 
denen Fenstern gedachter Stube ihrem Anhang zugeruffen, die schon zur 
Bosheit parat gewesen, und sogleich mit der grösten Wiederspenstig- und 
Verwegenheit, welches von ewigen Zeiten nicht erhört ist worden, mit 
ihren Anhang durch ein ander Hauffen weiße komen, ihre Händ aus- 
zuspreiten ins Gesicht der Gemeinde, und sie haben sich unterstanden, 
zu lästern, Schänden, Fluchen, auch dabey nicht regardiret gegen Jung 
oder alt mit der gröste Verwegenheit, mit fälschliche und Schelmische 
schändliche Schmachworten zu reden, und Sie observirten nicht die 
Furcht Gottes und die Ehr von denen Leuthen, welche Sie und ihre Eltern 
und Groß Eltern von ewigen Zeiten her, der Judenschafft standhafft vor- 
gestanden, über allen wolten Sie nicht anhören, die Stime des ober 
Rabbiners, welcher Ihnen bey dem höchsten Bann anbefohlen, die Schärffe 
von ihrer Zungen ruhig zu laßen, oder durch etliche Deputirten ihr 
vortragen zu laßen, damit man daraus deliberiren könnte, ob etwas stand- 
hafitiges an Ihren Reden seye, dennoch wolten sie des Rabbiners Stimme 
und Befehl nicht anhören, sondern Sie vergröserten dannoch frembder 
weiß ihre Stimme mit grausammen Geschrey biß an Himmel machen 
sie hören, sie thaten biß an die Himmel ihr Mund und ihr Gespräch 
gehet auf der Erde, mit solchen Reden, welche des Menschens Vernunfft 
fast nicht ertragen kann, auch mit ihre gröste proutalitaet?) verwegensten 
Reden, als wenn gar keine Crafft an gedachten Bann seye, und der- 
gleichen mehrere böse Reden so nicht zu erzehlen seyen, würkte[n] und 
thate[n] sie vor alle Augen ohne Ursach, ja so gar wann die Hülfe 
Gottes nicht gewesen wäre durch andere Leuthe welche mit ihrer gantzen 
Kralft Wehrung gethan, hätten, sie mit ihren bösen Händen an Menschen 
sich vergriffen, dann dieser Bund ist nicht würdig ihre Nahmen auf die 
Lipen zu tragen, und diese wiederspenstige, welche ihr Muthwilliges 
Hertz sie angereitzet zu dretten*) auf ein arm und nothbediirftiges Volk, 


') Muß heissen den 17. 
*) Brutalität, 
5) treten. 
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und umzustoßen und zu verderben die sämtliche standhaffte Einrichtung 
unser Gemein, und sie observirten nicht die Verschmähung Gottes Ehre, 
und Verschmähung unserer Gemeinde allhier, und was dadurch ereigenen 
kann, wann Nahe und Fremde solches vernehmen werden, daß die Gewalts 
Leuthen sich erstarcken durch die viele einbruch so sie verbrechen 
unter denen Kinder Israel, auch dadurch der Credit von unserer Gemeinde 
bei der Kasten Meister Stube unterdrückt und übern Hauffen gerißen 
werde, also da wir die Gedancken von diesen Leuthen welche zum böser 
lauffen, betrachten und ansehen, und dieser Zanck ist zu vergleichen als 
ein Canal von einem Strohm Wasser welcher klein anfanget und je 
länger je mehr sich vergrößert; haben wir uns bedacht und beschloßen 
zu verstärcken vor den wenigen Überbleibenden unser Nation welcher 
durch die böse Geschicht unß zum Schmach und Verderb worden seyn, 
so viel, daß das Papier zu kurtz ist zu beschreiben, mithin haben wir 
unterschriebene uns wegen den großen Nahmen von dem allmächtigen 
Gott, gelobet sey Er! verbunden und damit nicht zu vermehren Zanckerey 
bey mehrerer Gemeinde, gegen denen guten Bau- und Kasten Meister, 
so uns der allmächtige Gott gelobt sey Er! hergestellt hat und ein End 
und Vollendung zu geben zu die Verbrecher und böß Gesinde unter 
dem Volck so auf denen Vorsteher gehet welche doch guth seyn vor 
uns und unsere Kinder biß in der Ewigkeit, wir vermeßen sich auf und 
und unsere Kinder mit dem grösten Bann und mit dem Bann von Josua 
Sohn Nun, in denen Verbrechens unserer Gemeinde vorzustehen, damit 
schand und Schmähschafft abzuthun, so die böß gesinnende gedacht 
haben zu thun, so gar nach denen vielen Mühe gebens vom ober Rabiner 
ein Frieden zu mittlen, und sich dennoch versterckt gegen die Ehre 
Gottes und hernach die Ehre des ober Rabbiners, auch darüber wollen 
wir nicht thun und gestillt seyn, biß ein Exempel statuirt werden solle 
an alle gedachten genandt und Junge Leuthe, damit die Muthwillige 
Kinder sich nicht mehr gelüsten laßen sollen, solche fremd Sachen wie 
diese zu thun, auch vermes[sJen und verbinden wir uns daß wir sich 
untergeben wollen dem ober Rabiner und 2. Classen Gelahrten die zu 
ihme gehören, desgleichen die Bau- und Casten-Meister welche an der 
Verfälschung kein Antheil gehabt, mit alle unsere Krafft zu beharren, 
daß sie in alle Ihre Stärcke und Kräfften verbleiben sollen, in allen was 
sie sprechen werden, und was sie auf uns und unsere Gemeinde befehlen 
werden seynd wir schuldig bey die gedachte Bann mit alle unsere 
Kräfften, solches darauf alle Macht und Stärckung zu geben, und ihren 
Befehl nach zu leben, damit die standhaffte Einrichtung von unserer 
Gemeinde auf rechten Fuß herzustellen, und Ehre zu geben an denen 
BeEhrten und die Mißthäter die solche böse Sachen thuen zu entfernen, 
desgleichen vermeßen wir alle Stärckung und Macht leisten wollen zu 
alle die vorherige Verordnungen dergestalten, daß wir und unsere Nach- 
kommende nichts darinn entgegen seyn wollen, und solche guthe Ver- 
ordnungen zu bestättigen, jedoch wann in etwas ein Veränderung zu 
Verbesserung in dieser gedachten Verordnungen nöthig sein solte, solches 
durch dem ober und unter Rabbiner Bau und Casten Meister und andere 
aus der Gemeinde welche keine leibl. Freund und zusammen und zu 
denen unter Rabiner seynd, einzurichten und wir wollen ruffen an den 
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Nahmen Gottes und bitten auf uns und sämbitl. Israel mit Barmherzigkeit 
zu beschützen. Amen. $ 

J So geschehen am Sontag 14. Chesven 510 zu kleine Zahl oder 
d. 26. Oct. 1749. 


IV. 


Vergleichspunkte. 
(Aus dem Archiv der jiidischen Gemeinde, Kulp-Kannsche Wirren No. 128.) 


Zwischen den derzeitigen Baumeistern und Vorstehern der Juden- 
schaft dahier und David Mayer Juda mit Zuziehung des Ausschusses 
der Gemeinde ist folgender Vergleich geschlossen worden: 

1. Obwohl ein Teil der Baumeister nicht abzusehen vermögen, wie 
den allenfalßigen Schaden, den David Mayer Juda aus gedachten seinen 
Privatprozeß mit Bär Löw Isaac gehabt haben mögte, an die Gemeinde 
gefördert werden können, obwohl ferner Implorant nicht einmal wider 
die Gemeinde, weniger auf eine gewisse Summe zu Libelliren gewußt, 
sondern sein oberwähntes Exhibitum vom 10. Jan. 1754 contra Bär Löw 
Isaac, Süskind Samuel Stern et cons. rubriciret gleichwohl um aller- 
mildesten Zusprechung einer erkläglichen Summe aus dem Gemeinde 
jüdischen Kasten alleruntertänigst gebeten hat, so haben sich gleichwohl 
unterschriebene Bau- und Kastenmeister samt dessen Ausschuß der 
Gemeinde zu allerhöchsten Ehren des höchst respectirlichen aller- 
gnädigsten Kays. Conclussi des 23. Dezember 1757 wodurch die Ver- 
suchung der Güten allergnädigst erkannt worden, freiwillig resolviret, 
ihnen David Mayer Juda ohne das geringste an seiner Prätension ein- 
zustehen, zweitausend Gulden in hießiger Currenter unberufener Neuer 
Münz vor die völlige Entsagung seiner vermeintlichen Schaden- und 
Kostenforderung als ein bloßes Geschenk vor ihn in Loco Frankfurt zu 
bezahlen und zwar in Händen S. T. H. Reichshofratagenten von Biessing 
um demnächst bei der Hoch Löbl. Kays. Hofcommißion die weitere 
Zahlung zu besorgen. 

2. Demselben, solange er lebt, wöchentlich 5 Reichsthl. den Taler 
zu 90 kr gerechnet, ebenfalls auf vorgedachter Art zu seiner bloßen 
Sustentation aus dem gemrinen Kasten zu reichen, wie auch 

3. ihre an ihn habende Gegenforderung vor Schaden und Kosten 
in Betracht seiner Umstände schwinden zu laßen, gleichwie nun David 
Mayer Juda vorstehendes Erbitten dankbarlich angenommen hat, also 
entsaget derselben seinerseits. 

4. Er verzichtet für sich und seine Erben aufalle weiteren Ansprüche 
an die Bau- und Kastenmeister und die Gemeinde. 

5. Nachdem beide Parteien diese Vergleichspunkte unterschrieben 
und dem Reichshofrat übergeben haben, ist der Prozeß beendet und der 
in dem enstandene Zank und Zwiespalt soll hiermit abgetan sein. 

6. Gleich nach der Übergebung des Vergleiches an den Reichs- 
hofrat erfolgt die Auszahlung der 2000 Gulden und der wöchentlichen 
Sustentationsgelder. 


Wien, den 9. Juni 1762. 
i (Sigil.) David Mayer Juda. 
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1. Hausforschung und Architekturgeschichte. 


Wer es heute unternimmt, über volkstümlichen Wohnbau 
zu sprechen, dem wird es fast überall begegnen, daß der Inhalt 
dessen, was er vorzutragen hat, keineswegs den Erwartungen 
entspricht, mit denen die Hörer oder Leser seinen Ausführungen 
entgegensehen! Der Grund dafür liegt darin, daß der Aus- 
druck „volkstümlicher Wohnbau“ ein Forschungsgebiet begreift, 
welches bis heute noch zu wenig bearbeitet ist, als daß sein 
Inhalt selbst in den allgemeinsten Umrissen in weiteren Kreisen 
hätte bekannt werden können. 

Es scheint daher nötig, wenigstens mit ein paar einleitenden 
Bemerkungen kurz zu skizzieren, welches das Arbeitsfeld und 
welches die Ziele der nachfolgenden Untersuchungen sind. 

Da möchte ich zunächst hervorheben, was man nicht von 
unseren Ausführungen erwarten darf. Um die lokale Geschichte 
der profanen Architektur handelt es sich hier nicht, von Kunst- 
erzeugnissen der bürgerlichen Bautätigkeit soll hier nicht die 
Rede sein. 

Die Architekturgeschichte handelt von Architekten und 
ihren Werken. Sie interessiert sich vor allem für die einzelnen 
Baumeister als Künstler, und diejenigen von ihnen, die sich 
am meisten durch schöpferische Kraft auszeichnen, stehen im 
Vordergrunde ihrer Forschung. Ihre Werke werden vor allem 
nach der an ihnen betätigten Raumgestaltung, nach der an 
ihnen sich offenbarenden Genialität konstruktiver Lösungen und 
nach den künstlerischen Werten ihres formalen Wesens be- 
urteilt. Das Künstlerische, das Persönliche ist es, was man 
dort vor allen Dingen zu würdigen sucht. Man erforscht die 
Geschichte der Baustile und die Art, wie innerhalb derselben 
die einzelnen Meister sich betätigt haben. Kurz, Architektur- 
geschichte ist, wie jedermann weiss, ein Stück Kunstgeschichte. 
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Etwas anderes aber suchen diejenigen Studien zu erkennen, 
die auf die Geschichte des volkstümlichen Wohnbaues gerichtet 
sind, und die man kurz mit dem Namen „Hausforschung“, 
gelegentlich auch mit dem für manche vornehmer klingenden 
Ausdruck „Oekologie“ bezeichnet. Hier handelt es sich nicht 
um das Persönliche, sondern um das Typische, nicht um die 
künstlerische Leistung dieses oder jenes einzelnen Künstlers, 
sondern um die allgemeinen Bedingungen, denen alle, die sich 
überhaupt als Bauleute betätigen, in primitiven Verhältnissen 
zunächst unbewusst, später unter dem Zwange bestimmter 
Regeln und Gesetze unterworfen sind. 

Der primitive Wohnbau begegnet uns innerhalb desselben 
lokalen Bezirkes stets in den gleichen, stereotypen Formen. 
Er hat bei allen seinen Neuschöpfungen mit ein und denselben 
wirtschaftlichen Verhältnissen zu rechnen, und da auch infolge 
der Eigentümlichkeiten der betreffenden Landschaft, unter Ein- 
wirkung des herrschenden Klimas und infolge bestimmter 
stammesmäßiger Veranlagungen der Erbauer in langsamer 
Entwicklung ganz bestimmte und fest umrissene Wohnungs- 
ansprüche sich herausgebildet haben, so ist also bei allen Bauten 
der Frühzeit der Hausgedanke der gleiche. Ebenso aber unter- 
scheidet sich auch in der Ausführung kein primitiver Bau- 
meister, oder man muß besser sagen „Hauserbauer“ von dem 
anderen. Die Konstruktion ist überall dieselbe, und das Material 
ist an die Darbietungen der umgebenden Örtlichkeit gebunden: 
für die Wand Holz, Stein, Ruten und Lehm, und für das Dach 
Stroh, Schilf, Heide, auch Schindel und Schiefer. Selbst die 
Dekorationen, mögen sie sich nun in Bemalung oder in plastischen 
Formen halten, müssen sich immer in einem bestimmten volks- 
tümlichen Kanon bewegen. Also nicht nur der Hausgedanke, 
sondern auch der Baugedanke ist der gleiche. Mit einem Worte, 
wir sind berechtigt von Haustypen zu reden, von denen wir 
im Abendlande fünf Hauptarten unterscheiden, indem wir vom 
romanischen, vom oberdeutschen, vom niederdeutschen, vom 
osteuropäischen und vom nordischen Hause reden. Wie diese 
Typen ursprünglich entstanden sind, wie sie sich entwickelt 
haben, wie sie bei der Entstehung der Städte vom Lande 
übernommen sind, und wie sie dann unter neuen Verhältnissen 
und demgemäß geschaffenen Bauordnungen sich zu reicheren 
Formen erweitert und schliesslich zu dem modernen inter- 
nationalen Stadthause sich ausgebildet haben, das zu unter- 
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suchen ist die Aufgabe der Hausforschung. Bei ihr handelt 
es sich also um die historische Entwicklung der Baugewohnheiten, 
und damit ist es deutlich ausgesprochen, auf welchem Gebiete 
wir uns mit ihr bewegen: während die Architekturgeschichte 
einen Teil der Kunstgeschichte ausmacht, gehört die Haus- 
forschung durchaus der Altertumskunde an. 

Demgemäß ist es zunächst also ein rein wissenschaftliches 
Interesse, welches wir der Behandlung des volkstümlichen 
Wohnbaues entgegenbringen. Wir wünschen aus archäologischen 
Gründen zu wissen, wie unsere Altvordern gewohnt haben, 
unter welchen Bedingungen sie gebaut haben, wie ihre Bau- 
gewohnheiten durch die Bauordnungen, man kann auch sagen 
durch die baupolizeilichen Vorschriften der Vergangenheit in 
bestimmte Bahnen gelenkt sind. Es handelt sich um die Ge- 
schichte des Wohnungswesens und der Hauskultur, und aus 
ihrer Erkenntnis gewinnen wir einen Maßstab zur Beurteilung 
unserer eigenen häuslichen Verhältnisse ebensowohl wie zur 
Bewertung der Tätigkeit unserer modernen Baupolizei. 

Daneben aber haben die Ergebnisse der Hausforschung 
noch einen anderen, unmittelbar praktischen Wert für die Arbeit 
unserer, trotz allen modernen Getriebes doch immer noch sehr 
stark auf den Historismus gerichteten Zeit, und das geht gerade 
diejenigen Städte an, in denen noch am meisten Baudenkmäler 
aus der Vorzeit erhalten sind. Es ist bekannt, daß viele deutsche 
Städte wie Danzig, Frankfurt, Hildesheim, Lübeck, Nürnberg etc. 
seit Jahren eifrig bemüht sind, den altertümlichen Charakter 
ihrer Altstadt zu wahren, daß sie eigene Kommissionen ein- 
gesetzt haben, die darüber wachen sollen, und daß sie für die 
in diesen Bezirken zu errichtenden Neubauten baupolizeiliche 
Ausnahmebestimmungen getroffen haben, die also in manchen 
Punkten von den modernen Vorschriften abweichen und sich 
damit gewissermaßen auf den Standpunkt der alten Bauordnungen 
zurückschieben. Natürlich ist das meist nur in den Bestimmungen 
geschehen, die auf die Erhaltung des äusseren malerischen 
Strassenbildes gerichtet sind, die aber von hier aus mehrfach 
auch auf die inneren häuslichen Verhältnisse weiterwirken. 

Wenn man also in dieser Weise, soweit das überhaupt 
möglich ist, einem wirklich echten Historismus huldigen will, 
so leuchtet es ohne weiteres ein, wie wichtig es sowohl für 
unsere moderne Baupolizei wie auch für die Architekten, die 
solche „historische“ Neubauten auszuführen haben, sein muß, 
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sich mit dem volkstümlichen Wohnbau der Vergangenheit auch 
in dem Sinne, wie ich ihn anzudeuten versuchte, bekannt zu 
machen. Es scheint mir sogar nötig zu sein, daß auf diesen 
Punkt mehr, als es bislang geschehen ist, hingewiesen würde, 
denn man könnte mit Leichtigkeit eine ganze Reihe von Bei- 
spielen nennen, bei denen die Neubauten, die dem altstädtischen 
Charakter angepasst werden ‚sollten, zwar in den kunsthistorisch 
richtigen Stilformen, meist freilich mit viel zu starker Betonung 
derselben, ausgeführt sind, bei denen aber im übrigen mehr 
als nötig eine Vernachlässigung der historischen Baugewohnheiten 
zu Tage tritt. 

Schliesslich aber muss man vom historischen Standpunkt 
aus — ebenfalls im Hinblick auf jene altstädtischen Neubauten — 
nicht nur der Baupolizei und den ausführenden Architekten, 
sondern ebenso sehr auch dem grossen Publikum eine nähere 
Bekanntschaft mit dem volkstümlichen Wohnbau der Vergangen- 
heit wünschen, damit es einsehen lernt, daß man bei solchen 
Neubauten eben doch nur in manchen äusseren Dingen dem 
Stadtbilde zuliebe die alten Vorbilder nachahmen kann, daß 
dieselben im übrigen aber auch manche Eigenschaften haben, 
die sich mit den modernen Ansprüchen der Hauskultur wie 
der Wohnungshygiene nicht mehr vertragen, die daher vor 
neuen Bauvorschriften sowohl wie vor neuen Baugewohnheiten 
haben weichen müssen. 


2. Früheste Spuren. 


Wenn wir uns nunmehr der Darstellung des volkstümlichen 
Wohnbaues im alten Frankfurt zuwenden, so wird man sich 
nach den vorausgehenden Bemerkungen schon sagen können, 
daß wir zunächst für die älteste Zeit auf ein rein altertums- 
kundliches Interesse zu rechnen haben werden. Erst später, 
wenn wir uns dem ausgehenden Mittelalter nähern, werden wir 
Verhältnisse zu schildern haben, die gelegentlich auch in die 
Baupraxis direkt umgesetzt werden können. 

Die Besiedelung des Platzes, auf dem sich das heutige 
Frankfurt erhebt, ist nicht nur bis in römische, sondern noch 
weit darüber hinaus bis in vorgeschichtliche Zeit durch. die 
Bodenfunde bezeugt. Unzweifelhaft können wir schon für diese 
frühen Perioden von einem volkstümlichen Wohnbau sprechen, 
allein was sich an Resten davon gefunden hat, ist nach meinen 
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Kenntnissen bislang noch nicht in einer geschlossenen Zusammen- 
fassung dargestellt worden. Wir sind hier, wie es scheint, auch 
nicht in derselben glücklichen Lage, wie sie z. B. die prähisto- 
rische Forschung in den Neckargegenden sich zu Nutze machen 
kann, wo Schlitz-Heilbronn ohne grosse Schwierigkeiten den 
Bau vorgeschichtlicher Wohnanlagen durch die ganze Folge 
der prähistorischen Perioden zur Darstellung bringen konnte.!) 


Immerhin dürfen wir von jenen Heilbronner Forschungs- 
ergebnissen eine Reihe allgemeiner Eigenschaften der Haus- 
kultur unbedenklich auch auf den prähistorischen Wohnbau der 
unteren Maingegend übertragen. So können wir mit Bestimmt- 
heit sagen, daß hier wie dort in der ganzen langen Entwicklung 
der vorgeschichtlichen Perioden der Wohnbau gerade in der 
zu seiner Beurteilung allerwesentlichsten Hinsicht auf ein und 
demselben Standpunkte stehen geblieben ist, insofern als es 
sich dabei immer nur um sogenannte „Einfeuerhäuser“ handelt, 
also um Häuser, die nur eine einzige Feuerstätte haben, und 
bei denen Kochfeuer und Heizfeuer ein und dasselbe ist. Dieser 
auch in der Frankfurter Gegend herrschende Einfeuerhaus- 
Charakter ist besonders zu betonen, denn wir müssen uns er-. 
innern, daß wir uns auf einem Gebiete befinden, wo in ge- 
schichtlichen Zeiten uns das Zweifeuerhaus mit Herd und Ofen 
vertraut ist. 

Ob unser prähistorischer Wohnbau neben diesem Einfeuer- 
haus-Charakter auch den sogenannten „Einheitshaus-Charakter“ 
besessen hat, das heisst ob er alle Wirtschaftsräume, also Wohn- 
räume, Stallungen und Speicherräume unter einem Dache ver- 
einigt hat, darüber werden im Einzelnen die künftigen Grabungen 
hoffentlich noch genaue Klarheit verschaffen. Jedenfalls wird 
man sich in dieser Beziehung aber vor allzu eiligem Generali- 
sieren hüten müssen, denn es ist sehr wohl möglich, daß man 
z. B. für unsere Gegend das Vorhandensein des Einheitshauses 
feststellen würde, ohne daß es darum auch in landschaftlich 
anders veranlagten Gebieten vorhanden gewesen zu sein braucht, 
oder umgekehrt, daß es wo anders sich gefunden hat, bei uns 
aber fehlte. 

Dagegen dürfen wir in anderer Beziehung wieder die 
Neckartal-Verhältnisse auch für unser Gebiet ausbeuten, indem 
wir der Frage nach der inneren Einteilung und baulichen Aus- 


1) Vergl. Mitteilungen d. Anthropol. Gesellsch. Wien. 1903. S. 302—320. 
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stattung nachgehen. In dieser Hinsicht muß das Resultat zu- 
nächst ein wesentlich negatives bleiben. Wohl finden sich in 
der Ausstattung gewisse typische Formen, ich erinnere z. B. 
aus den Bauten des steinzeitlichen Dorfes Grossgartach an die 
ständig wiederkehrende Eingangsrampe, an die Lehmbank neben 
der Feuerstätte sowie an die erhöhte Lagerstelle. Selbst was 
die innere Einteilung angeht, begegnen mehrfach dieselben Er- 
scheinungen in den verschiedenen Hütten wieder, aber das ist 
für uns das Wichtige, daß die Anordnung und Gruppierung 
dieser an und für sich gleichen Einzelheiten in den verschiedenen 
Hütten noch durchaus verschieden ist, sie ist noch nicht an 
eine bestimmte Baugewohnheit gebunden, sondern sie wird von 
dem Bauherrn willkürlich, vor allem wohl nach den zufällig 
sich ergebenden örtlichen Verhältnissen, daneben natürlich auch 
im Hinblick auf die mehr oder minder ausgedehnte Hauswirt- 
schaft ausgewählt. 

Also, das ist das Wichtige: einen infolge lang anhaltender 
und gleichmäßig gefestigter Baugewohnheit zur Regel ge- 
wordenen Grundrisstypus gab es in den prähistorischen Wohn- 
. bauten unserer Gegenden noch nicht, wenigstens können wir 
nach den bislang vorliegenden Grabungsergebnissen nichts 
davon erkennen. 

Diesen negativen Feststellungen bezüglich eines typischen 
Grundrisses stehen nun aber auch für die sogenannten vor- 
geschichtlichen Kulturperioden schon einige positive Erkenntnisse 
gegenüber, sofern es sich um den Bau und seine Teile selber 
handelt. Schon was die Substruktionen angeht, können wir 
wie es scheint, wenn auch nicht von einer regelmässigen Bau- 
gewohnheit, so aber doch wenigstens von einer häufig wieder- 
kehrenden Bau-Tendenz sprechen, die dahin geht, den Wohn- 
raum zu einem Teile wenigstens in den Erdboden hineinzugraben. 
Der von den Archäologen geprägte Ausdruck „Wohngrube“, 
der jene Tendenz zum Ausdruck bringen will, ist zur Genüge 
bekannt. Wie weit diese Wohngruben während der Steinzeit, 
Bronzezeit und Hallstattzeit auch in den Maingegenden als 
regelmäßig auftretende bauliche Erscheinungen zu betrachten 
sind, und wie weit sie durch ihr mit bestimmten Siedelungs- 
verhältnissen verbundenes Auftreten geeignet sind, als Zeugen 
für verschiedene Völker mit verschiedener Kultur zu dienen, 
darüber muss ich das Urteil besseren Kennern überlassen. 

Soviel aber scheint festzustehen, daß das Eingraben des 
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Wohnraumes auch innerhalb ein und derselben Hauskultur sich 
nach den jeweiligen Boden- und Grundwasserverhältnissen 
richten musste, daß also die Völker bezw. Stämme ein und 
derselben Kultur je nach der landschaftlichen Beschaffenheit 
ihres Siedelungsgebietes die. Anlage der Wohngrube pflegten 
oder aber darauf verzichten mussten. Damit ist also gesagt, 
daß wir noch nicht etwa berechtigt sind, von einem bestimmten 
Wohngruben-Typus zu reden. Wohl kann es sich auch jetzt 
schon um einen Bautypus gehandelt haben. Aber wir dürfen 
von einem solchen erst dann sprechen, wenn wir noch durch 
eine Reihe anderer Eigenschaften dazu berechtigt werden. Die 
Wohngrube allein macht noch keinen Haustypus aus, ja es ist 
sogar möglich, daß es bestimmte Haustypen gegeben hat, deren 
einzelne Formen teilweise Wohngruben-Häuser waren, teilweise 
aber nicht. 

Erst wenn zusammenfassende Berichte über die bezüg- 
lichen Ausgrabungs-Beobachtungen vorliegen, werden wir über 
diese Frage auch für unsere Gegenden ein Urteil wagen dürfen. 

Für die Laténezeit dürfen wir wohl annehmen, daß hier 
wie in den Neckargegenden die Gebäude sämtlich auf ebenem 
Boden ohne Wohngrube errichtet waren, ohne daß dabei Wirt- 
schaftskeller ausgeschlossen sein sollen. In dieser Zeit können 
wir nun auch schon für den Oberbau der Häuser von einer 
typischen Konstruktion sprechen, mögen sie nun einen recht- 
winkeligen oder einen runden Grundriss haben, wie es in der 
Laténekultur beides neben einander vorkommt. Die Dächer 
waren an das landläufige Material gebunden, und wenn uns noch 
im späten Mittelalter selbst an den Stadthäusern von Frankfurt 
Stroh- und Schindelbedachung als die altüberkommene volks- 
tümliche Art begegnen, so dürfen wir zum mindesten dem 
Strohdach für unsere Gegend ein bis in die sogenannten vor- 
geschichtlichen Zeiten reichendes Alter zuschreiben. Ob der 
aus dem Lateinischen entlehnte Name der Schindel darauf hin- 
weist, daß diese Art der Bedachung auf römischen Einfluss 
zurückzuführen sei, oder ob es sich damit nicht vielmehr so 
verhält, daß die Schindel nur die nach römischem Vorbilde 
vervollkommnete Art einer uralten volkstümlichen Bedachung 
darstellt, diese Frage mag vorläufig dahingestellt bleiben. 

Mit völliger Sicherheit können wir uns dagegen über die 
Wandkonstruktion äussern, und wir können sagen, daß dieselbe 
während der Laténezeit in unserer Gegend durchaus eine 
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typische Form gezeigt hat, denn wir wissen, daß: die keltische 
Kultur, die auch das Untermaintal mit umfasste, sich eines aus 
schweren Pfosten errichteten Fachwerkes bediente, dessen Ge- 
fache mit Spränkelwerk geschlossen und mit Lehm verputzt 
waren. Selbst die Brockenmauertechnik kommt gelegentlich 
vor, aber sie scheint doch nur dann gewählt zu sein, wenn 
eine besondere Feuerfestigkeit erreicht werden sollte, wie es 
z. B. bei den Werkstätten von Eisenarbeitern nötig war. Jeden- 
falls darf man nicht etwa annehmen, daß der volkstümliche 
Wohnbau schon in der Laténezeit in Brockenmauerung aufge- 
führte Steinhäuser in grösserer Zahl hervorgebracht habe. Der 
Fachwerkbau war das Typische. Ihn fanden die Römer vor, 
als sie von den rechtsrheinischen Gebieten Besitz ergriffen, 
und als sie auch auf dem von zwei Mainarmen umschlossenen 
Hügel sich niederliessen, auf dem später der Dom der Stadt 
Frankfurt sich erheben sollte. 

Mit dem Auftreten der Römer stehen wir an der Schwelle 
derjenigen Zeitperioden, in denen zu den äusseren Denkmälern 
die schriftlichen Berichte als historische Quellen hinzukommen. 
Wir überschreiten diese Schwelle nicht, ohne ausdrücklich her- 
vorzuheben, daß es mit voller Absicht geschehen ist, wenn ich 
mehrfach von den „sogenannten prähistorischen Zeiten“ ge- 
sprochen habe, denn ich bin durchdrungen von der Überzeugung, 
daß überall da wirkliche Geschichte vorhanden ist, wo es darauf 
ankommt, eine wissenschaftlich begründete Darstellung von 
Menschen und Verhältnissen der Vergangenheit zu geben. Ob das 
auf Grund von äusseren Denkmälern oder von geschriebenen 
Berichten geschieht, ist ganz einerlei, und es ist nicht einzusehen, 
wie man da, wo der Spaten täglich neue Geschichtsquellen aus 
dem Boden hervorhebt, von einer vorgeschichtlichen Forschung 
sprechen kann. 


3. Römische Einflüsse. 


Als die Römer nach Germanien kamen, brachten sie die 
von ihnen ausgebildete Form des Stadthauses und die Villa 
rustica mit. Allein bei aller kulturellen Bedeutung, die diese 
neuen Bauformen unzweifelhaft auch für die Maingegenden be- 
sassen, darf man doch nicht vergessen, daß sie ganz fremde 
Erscheinungen auf deutschem Boden waren, und daß sie das 
auch geblieben sind. Freilich kommt gerade für unsere Gegend 
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eine Mitteilung des Ammianus Marcellinus (XVII, II.) in Betracht, 
welche berichtet, daß Julian am unteren Main schon alle Wohn- 
gebäude sorgfältiger nach römischer Sitte konstruiert gefunden 
habe. Allein man darf sich durch diese Stelle keinesfalls zu der 
Annahme verleiten lassen, daß die Germanen die Villa rustica 
als volkstümliche Bauweise adoptiert hätten. Man braucht darum 
jene Nachricht noch nicht etwa mit der Erklärung abzutun, 
daß man dem römischen Autor das Bestreben zuschreibt, die 
deutschen Gebiete in völliger Unterwerfung unter die römische 
Kultur darstellen zu wollen. Denn wenn auch die Villa rustica 
als eine von den römischen Kolonen verbreitete internationale 
Bauform sicher keine Volkstümlichkeit in Germanien gefunden 
hat, so könnte andererseits doch der germanische volkstümliche 
Wohnbau schon damals eine direkte römische Beeinflussung 
erfahren haben, die jene Nachricht des Ammianus Marcellinus 
einigermassen rechtfertigen würde. 

Die Sache liegt so: Die Römer fanden bei uns den Fach- 
werkbau, eine Konstruktionsweise, die sie selbst ebenfalls bereits 
übten, und die sie — wie die Ausgrabungen beweisen — auch 
in unserer Gegend gepflegt haben.') Ob das in Anlehnung an 
den heimischen römischen Fachwerkbau oder unter Herüber- 
nahme der germanischen Konstruktionsweise geschehen ist, 
lasse ich einstweilen dahingestellt. Nun aber führen die ein- 
zelnen Teile des deutschen Fachwerkes wie Schwelle, Ständer, 
Säule, Strebe, Rahmen etc. bis auf diesen Tag rein deutsche 
Namen. Das einzige römische Lehnwort, welches sich in diesem 
Kreise findet, ist der Riegel (lat. regula).2) Man könnte daher 
annehmen, daß hier nicht nur das Wort, sondern auch die da- 
mit bezeichnete Sache von den Römern übernommen worden 
sei. Man könnte also die Angabe des Ammianus Marcellinus 
so erklären, daß der volkstümliche Fachwerkbau der Main- 
gegenden durch die Herübernahme der bei den Römern üb- 
lichen Riegel eine Konstruktionsverbesserung erfahren habe. 

Dieser Erklärungsversuch würde sich aus dem Wunsche 
ergeben, den Bericht des Römers mit den volkstümlichen Bau- 
formen, wie sie uns aus späterer Zeit bekannt sind, in einen 
gewissen Einklang zu bringen. Ganz befriedigen würde auch 


') Die Zimmerleute, die fabri tignarii, werden in den rheinischen 
Inschriften der Römerzeit besonders häufig genannt. 

2) Vergl. R. Meringers Auseinandersetzungen „Zum germanischen 
Fachwerkbau“ (Idg. Forschungen 1904. 17, 132 ff,) 
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er nicht, denn zu einer restlosen Erklarung der mit klaren 
Worten ausgesprochenen römischen Angaben würde man ihn 
kaum für ausreichend erachten können. Nun aber sind wir 
jetzt glücklicherweise in der Lage, auf die vielbesprochene 
Frage eine Antwort geben zu können, die allen weiteren Zweifel 
ausschliessen dürfte. G. Wolff, der verdienstvolle Erforscher 
römischer Spuren in den Maingegenden, hat die Antwort ge- 
funden, die er in seinem lesenswerten Aufsatz „Über den Zu- 
sammenhang römischer und frühmittelalterlicher Kultur im 
Mainlande“ vorgetragen hat,!) und der ich mich völlig an- 
schliessen möchte. 


Wolff weist darauf hin, daß den siegreichen römischen 
Heeren alsbald Galloromanen auf das rechte Rheinufer gefolgt 
seien, die sich in den okkupierten Gebieten niedergelassen 
hätten. Unzweifelhaft haben sie bei den für den eigenen Bedarf 
errichten Häusern ihre heimischen Baugewohnheiten auch in 
den neuen Wohnsitzen befolgt, und sie haben diesen Bauge- 
wohnheiten später, als sie auch nach dem Zurückweichen der 
römischen Heere in der nunmehr wieder germanischen unteren 
Wetterau sitzen blieben, noch eine gewisse lokal beschränkte 
Nachwirkung erhalten. Diese Tatsache eben ist es, für die 
Wolff den Beweis erbringt, indem er berichtet, er habe im Dorfe 
Grossauheim an der vom Kastell nach der Mainbrücke bei 
Hanau führenden römischen Strasse Fundamente von Wohn- 
häusern aufgedeckt, welche die mittelalterlicher Lehmhäuser 
durch regelrechte Absteckung der Fluchten, Beschaffenheit des 
Mörtels und der Steine ebenso weit übertrafen, wie sie gleich 
grossen römischen Gebäuden aus der Zeit der römischen Herr- 
schaft nachstanden. Da die neben ihnen gefundenen Scherben 
frühfränkische oder besser wohl alemannische Formen zeigten, 
so fügt Wolff mit Recht hinzu: „Wer wird da nicht an die 
sorgfältiger nach römischer Art gebauten Häuser erinnert, die 
Julian im Jahre 357 n. Chr. auf seinem Zuge ins Mainland nach 
Ammianus Marcellinus bei den Alemannen vorfand ?“?) 


1) Einzelforschungen über Kunst- und Altertumsgegenstände zu 
Frankfurt am Main. I. 1908 S. 1—15. Besonders vergl. S. 13. 

*) Infolge der oben dargelegten Auseinandersetzungen Wolffs fällt 
auch die von B. Hanftmann, „Hessische Holzbauten“ (Marburg 1907. 
S. 83—84) aufgestellte Behauptung, daß die Nachricht des Ammianus 
Marcellinus, die H. in die Zeit um 260 versetzt, „knetbar“ sei, in sich 
selbst zusammen. 


— 225 — 


Damit dürfte dieses ungemein interessante Problem ein für 
allemal seine Lösung gefunden haben. Bei seiner Besprechung 
aber ist es unwillkürlich geschehen, daß wir auch diejenige 
Kulturbeeinflussung schon gelegentlich mit zur Sprache bringen 
mussten, die meines Erachtens die wichtigste ist, die das 
römische Bauwesen überhaupt in deutschen Landen ausgeübt hat. 

Es ist bekannt, daß fast alle deutschen Worte, die auf die 
Mauertechnik Bezug haben, als Mauer, Quader, Mörtel usw. 
römische Lehnworte sind. Nun haben wir ja freilich früher 
gehört, daß schon in der Laténezeit sich Brockenmauerwerk 
fand, allein über jene primitive Art des Mauerwerks waren die 
Germanen doch noch nicht hinausgekommen. Erst von den 
Römern haben sie die Kunstmauer, den Quaderbau kennen ge- 
lernt. Die Sprachforschung wie die Ausgrabungsergebnisse 
bestätigen das in gleichem Maße! 

Etwas anderes ist es freilich mit der Frage, wieweit diese 
neu übernommene Mauertechnik dann auch in der volkstüm- 
lichen Bauweise Verwendung gefunden hat. Bis das wirklich 
geschehen ist, hat es weit über ein Jahrtausend gedauert. 
Zwar darf die Möglichkeit nicht in Abrede gestellt werden, 
daß gerade in den deutschen Landesteilen, die die Römer in 
ihren Machtbereich gezogen hatten, und in denen sie auch ihre 
heimische Bauweise ausübten,. eben diese Bauweise bis in das 
späte Mittelalter‘ hinein nachgewirkt hat und in ihren letzten 
Einflüssen hier und da noch heute zu spüren ist. So hat 
Hummel die Vermutung ausgesprochen, daß das häufige Vor- 
kommen von Steinbauernhäusern im südlichen Baden wohl dem 
Einflusse der Römer zu verdanken sei, die dort den Steinbau 
eingeführt hätten.) Auch mag in diesem Zusammenhange dar- 
auf hingewiesen werden, daß Gradmann das Allgäuerhaus 
in der Urform — sowie das „Länderhaus“ der Ostschweiz und 
das badische „Hotzenhaus“ — als altalemannisches, mit räto- 
romanischen Überlieferungen versetztes Erbgut angesprochen 
hat,?) und daß Thiersch zu der Annahme neigt, daß auch 
die Häuser des Sundergaus zwischen Isar. und Inn, der von 
Bancalari sogen. „Achenseetypus“, sowie die niederbayrische 
Hofanlage „aus dem Süden stammt“.?) 


1) Das Bauernhaus im deutschen Reiche und in seinen Grenzgebieten. 
Hrsg. v. Verbande deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine. Dresden. 
Kühtmann 1906. Text S. 288b. 

2) Ebenda S. 291 a. 

3) Ebenda S. 304a und 312b. 
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Im allgemeinen aber darf man behaupten, daß diese direkten 
römischen Nachwirkungen über eine lokale Bedeutung der 
Grenzlande nicht hinausreichen. Auch in der Frankfurter Gegend 
hat sich meines Wissens keine Spur von ihnen finden lassen. 
Was aber die von den Römern ererbte Mauertechnik angeht — 
um zu dieser zurückzukehren — so kann man sagen: die 
Kunstmauer hat im frühen und im hohen Mittelalter in Deutsch- 
land nur an den Kloster- und Kirchenbauten sowie an den 
Pfalzen und Burgen Verwendung gefunden, nach dem Auf- 
kommen der Städte auch an ihren Befestigungswerken, wie 
denn der jüngst ausgegrabene Rest der frühmittelalterlichen 
ersten Stadtmauer von Frankfurt in den römischen Mauerformen 
des sogenannten „opus spiccatum“ gehalten ist.!) Für den 
volkstümlichen Wohnbau aber kommt die gemauerte Wand auf 
lange Zeit noch ganz ausser Betracht Selbst in den Städten, 
und selbst in einer so bedeutenden Stadt wie der Wahlstadt 
Frankfurt sind die gemauerten Häuser noch im Ausgang des 
Mittelalters so selten, daß die wenigen vorhandenen Exemplare 
durch die Bezeichnung „steinernes Haus“ ausdrücklich hervor- 
gehoben werden. Wir werden später sehen, wie langsam erst 
während der letzten Jahrhunderte in Frankfurt das gemauerte 
Haus das Übergewicht über das Fachwerkhaus erhalten hat. 
Auf dem Lande fängt es bekanntlich erst in unserer Zeit an, 
sich mehr auszubreiten und den alten volkstümlichen Wohnbau 
durch meist leider sehr wenig schöne Formen zu ersetzen. 

Diejenige Verlassenschaft also, durch welche die römische 
Kultur, soviel wir bislang sagen können, am meisten und am 
nachhaltigsten auf den deutschen Wohnbau eingewirkt hat, ist 
die Technik der Quadermauerung, aber die Germanen haben 
dieses Erbe nur sehr langsam und widerstrebend angenommen. 
Daß es mit der Zeit trotzdem den deutschen Holzbau ganz 
verdrängen wird, scheint sicher zu sein, denn auf allen Gebieten 
der äusseren Kultur ist bislang der Übergang vom Holz zum 
Stein der typische gewesen, und daß er auch beim Hausbau 
sich wiederholen wird, können wir umso sicherer sagen, als 
wir den darauf folgenden typischen Übergang vom Stein zum 





1) Vergl. Chr. L. Thomas, Die erste Stadtmauer von Frankfurt a. M. 
In dem „Bericht über die Fortschritte der römisch-germanischen Forschung 
im Jahre 1904“ Hrsg. von der Römisch-germanischen Kommission des 
Kaiserl. Archäologischen Instituts. Frankfurt. Baer & Co. 1905. S. 74—78 
Daselbst drei Abbildungen. 
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Eisen sich ebenfalls an mancherlei städtischen Bauwerken bereits 
vollziehen sehen. 

Nun aber sind einige Forscher geneigt, der römischen Kultur 
noch einen viel durchgreifenderen Einfluß auf den volkstümlichen 
deutschen Wohnbau als die bisher erwähnten zuzuschreiben. 
Es handelt sich dabei um die Frage nach dem Ursprung des 
oberdeutschen Hauses. 

Indem wir dieser Frage näher treten, können wir aber leider 
nicht wie bisher an die durch Ausgrabungen zu Tage geför- 
derten alten Denkmäler anknüpfen und von da die weitere Ent- 
wicklung ableiten, sondern wir müssen den umgekehrten Weg 
einschlagen und von den späteren Erscheinungen auf die frühe 
Zeit zurückzuschliessen suchen. Das ist die Art, in der die 
deutsche Hausforschung bislang ihre Arbeit immer hat einrichten 
müssen. Man hat nämlich seit den fünfziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts angefangen, die verschiedenen Arten der deutschen 
Bauernhäuser auf ihre Einzelerscheinungen zu studieren, ihre 
Verbreitungsgebiete gegen einander abzugrenzen und ihre Ent- 
wicklungsgeschichte zu erforschen. Diese Studien, die zuerst 
von Georg Landau mit voller Energie in Angriff genommen 
waren, sind dann in den achtziger Jahren vor allem von Meitzen 
und Henning wieder aufgenommen und finden seitdem be- 
sonders durch die Anthropologischen Gesellschaften von Berlin 
und Wien ihre weitere Pflege!) Abgeschlossen sind sie noch 
lange nicht, denn so interessant sie auch sind, so werden sie 
bislang leider nur von sehr wenig Forschern betrieben. Die 
weite Zerstreuung des Materials und die grossen Forderungen, 
die sowohl an die historischen und sprachlichen Kenntnisse 
wie an das formale Empfinden und den Tatsachensinn des 
Forschers dabei gestellt werden müssen, scheinen bislang noch 
meist von einer allgemeineren Beteiligung an der Hausforschung 
abgeschreckt zu haben. 

Immerhin sind die Ergebnisse doch so weit vorgeschritten, 
daß wir heute mit klaren Vorstellungen von den schon einmal 
genannten fünf Haupttypen des romanischen, des oberdeutschen, 
des niederdeutschen, des nordischen und des osteuropäischen 





') Das gerade bei Abschluß meines Manuskriptes erscheinende um- 
fangreiche Werk von K. Rhamm, Ethnographische Beiträge zur ger- 
manisch-slavischen Altertumskunde Il. Abteilung: Urzeitliche Bauernhöfe 
in germanisch-slavischem Waldgebiet. 1.Teil. Braunschweig, Vieweg & Sohn 
1908, habe ich leider nicht mehr benutzen können. 


15* 
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Hauses sprechen können. Die ältesten uns erhaltenen Exem- 
plare dieser verschiedenen Typen reichen bis in das späte Mittel- 
alter zurück. Sie zeigen uns schon damals den Typus so sicher 
ausgebildet und teilweise schon zu so komplizierten Formen 
entwickelt, daß wir ihn schon für jene Zeit als etwas Altüber- 
kommenes betrachten dürfen. Dazu bieten die volkstümlichen 
Benennungen der einzelnen Hausteile so viele der allerwich- 
tigsten sprachlichen Beweise dar, es finden sich auch in mehr 
als einer Hinsicht so enge Bezüge zu den Besiedelungsverhält- 
nissen und zur Stammesgeschichte, daß wir mit voller Sicher- 
heit die wissenschaftlichen Erkenntnisse der Hausforschung für 
mehr als nur für geistreiche Kombinationen einschätzen dürfen. 

Von den fünf Haupttypen, die man so als die Grundformen 
des heutigen volkstümlichen Wohnbaues im Abendlande erkannt 
hat, kommt für das Frankfurter Gebiet nur einer in Betracht, 
nämlich derjenige des oberdeutschen Hauses. Es ist das so- 
genannte Zweifeuerhaus, ein Haus mit zwei verschiedenen Feuer- 
stätten, dem Herde, auf dessen offenem Feuer man nur kocht, 
der aber zu Heizzwecken nicht mehr wesentlich in Betracht 
kommt, und dem Ofen, der in erster Linie als Wärmespender 
dient, in dessen weitem Feuerraum aber auch gekocht werden 
kann. Der Ofen ist die charakteristische Erscheinung des ober- 
deutschen Hauses. Mit seiner Entstehung ist zugleich das zweite 
Charakteristikum dieses Haustypus, nämlich die Stube geschaffen 
worden. Durch die Entstehung von Stube und Ofen ist aus 
dem alten einzelligen Hause ein zweizelliges geworden, und 
man kann nachweisen, daß dieses oberdeutsche zweizellige Zwei- 
feuerhaus entstanden ist, indem man eine Zellenspaltung ein- 
treten ließ, das heisst indem man aus dem bis zum Sparren- 
werk des Daches hinauf einräumigen Hause eine Art viereckigen 
Kasten aussonderte, nämlich die Stube, die sich um die zweite 
Feuerstelle den neuentstandenen Ofen herumlegte. 

Das also ist die Hauptsache; ohne den Ofen gibt es keine 
Stube, und ohne Ofen und Stube gibt es kein oberdeutsches 
Haus. Da nun aber dieser Haustypus ein sehr weites Ver- 
breitungsgebiet besitzt — er erstreckt sich über die Länder 
nördlich der Alpen bis hinauf jenseits des Harzes, zum Leinegau 
und zum Schaumburger Lande, er überschreitet im Westen die 
Grenze des Rheins, er überspringt im Osten die Nationalitäts- 
grenzen gegen Slaven und Magyaren, ja er umfasst selbst 
noch das bosnische Haus und findet erst am volkstümlichen 
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Wohnbau der Herzegowina seine Grenze — da ferner eben 
dieses oberdeutsche Haus noch heute eine wunderbare Lebens- 
und Entwicklungsfähigkeit bewährt und besonders gegen das 
vergebens widerstrebende niederdeutsche Haus in offenbarem 
stetigen Fortschreiten begriffen ist, da endlich selbst das nieder- 
deutsche Haus in seinen heutigen Formen die Segnungen von 
Stube und Ofen erst dem Muster des oberdeutschen Typus 
zu verdanken hat, so bildet die Überlegung über den Ursprung 
dieses wunderbar kraftvollen oberdeutschen Haustypus eine 
der wichtigsten Fragen, die es überhaupt für die Erforschung 
unserer äusseren Kultur geben kann. 


Ist das oberdeutsche Haus — so fragen wir uns — eine 
Schöpfung germanischen Geistes? Eine Reihe der namhaftesten 
Forscher vor allen Dingen R. Meringer in Graz, beantworten 
diese Frage mit nein. Meringer sagt, der Kulturkreis des 
oberdeutschen Hauses hat sein Ausstrahlungsgebiet an der 
Grenze gegen das romanische Haus. Er sagt, daß das be- 
fruchtende Moment, welches die Entwicklung des oberdeutschen 
Hauses zum Leben geweckt habe, der Kachelofen sei, und von 
eben diesem Kachelofen sucht er zu erweisen, daß er eine 
Erfindung der in nordischem Klima sich einrichtenden römischen 
Kultur gewesen sei. Mit einem Worte, seine Anschauung geht 
dahin, daß wir den Typus des oberdeutschen Hauses den 
Römern zu verdanken haben.') Wenn diese Anschauung richtig 
wäre, so hätten wir diesen weitest verbreiteten Typus unseres 
volkstümlichen Wohnbaues als eine Verlassenschaft Roms zu 
betrachten, die unstreitig für unsere ganze Hauskultur noch viel 
höher bewertet werden müsste als das Erbe der Mauertechnik. 
Ob sie aber richtig ist, das steht meines Erachtens auch heute 
noch dahin. 

Meringer hat sich bei seiner Ansicht, daß der Kachelofen 
römischen Ursprungs sei, vor allem auf einen mit Töpfen über- 
wölbten Heddernheimer Töpferofen gestützt. Allein dieser 
Hinweis kann nicht als überzeugend gelten.?) Dazu muß jener 


1) Meringer hat seine Ansicht zuletzt vorgetragen in seinem Buche: 
„Das deutsche Haus und sein Hausrat.“ (Aus Natur und Geisteswelt 
Bd. 116.) Leipzig. B. G. Teuber 1906. S. 60—62. 

*) Ich bin auf diese Frage in meiner Arbeit: „Der Kachelofen in 
Frankfurt“ in der „Festschrift zur Feier des 25jährigen Bestehens des 
Städtischen Historischen Museums in Frankfurt a. M.“ Frankfurt 1903, 
S. 106 näher eingegangen. 
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Theorie vom römischen Ursprung des Kachelofens vorläufig 
die Tatsache entgegengehalten werden, daß überall in unseren 
westdeutschen Gegenden und soweit sonst das Gebiet des 
oberdeutschen Hauses reicht, die Römer nach Ausweis der 
Grabungsergebnisse sich lediglich des offenen Feuers oder der 
Hypocausten zu Heizzwecken bedient haben, daß aber bislang 
noch nicht einmal eine Spur von einem römischen Kachelofen 
zu Tage gekommen ist. Und selbst wenn irgendwo die Reste 
eines sicher römischen Wohnbaues vom Typus des oberdeutschen 
Hauses, also mit Stube und Kachelofen nachgewiesen würden, 
so bliebe noch immer die Frage offen, ob es sich bei einem 
solchen Bau um eine originale Schöpfung der römischen Kultur 
handelt, oder ob in diesem Falle der betreffende römische Bau- 
herr nicht vielleicht einen Weg gegangen wäre, den alle Kolonial- 
völker in neubesiedelten Gebieten gelegentlich gegangen sind, 
daß sie nämlich ihren nationalen Wohnbau demjenigen des 
fremden Landes angepasst, oder auch daß sie den Wohnbau 
der Barbaren direkt nachgeahmt haben. 

Ja, wir können noch weiter gehen. Wir können es sogar 
als möglich anerkennen, daß der Kachelofen als eine römische 
Erfindung oder vielleicht eher noch als eine germanische 
Modifikation römischer Baugewohnheit nachgewiesen wird, was 
freilich bislang noch nicht geschehen ist.1) Aber damit würde 
immer noch nicht zugleich auch der ganze oberdeutsche Haus- 
typus als römisches Erbgut nachgewiesen sein. Darin liegt der 
schwächste Punkt in der Römertheorie der oberdeutschen Haus- 
forschung. Sie nimmt von vornherein als selbstverständlich 
an, daß der Kachelofen die früheste Form des Ofens überhaupt 
gewesen sei. Die Richtigkeit dieser Annahme ist aber vor- 
läufig in keiner Weise bewiesen. Es scheinen vielmehr die 
erhaltenen Denkmäler darauf hinzudeuten, daß der Kachelofen, 
dessen älteste bekannt gewordene Abbildung erst einem Kon- 
stanzer Wandgemälde des 14. Jahrhunderts angehört, und dessen 
erste literarische Erwähnung in deutscher Sprache sich erst 
bei einem, der Nachbarschaft Frankfurts entstammenden Dichter 
der Mitte des 14. Jahrhunderts, dem sogenannten „König vom 
Odenwald“ findet, daß dieser Kachelofen erst als eine sekundäre 
Form betrachtet werden muß. 


1) Auch eine nähere Untersuchung über die Arbeiten der in den 
römischen Inschriften des Rheinlandes oft genannten focarii und fornacatores 
liegt meines Wissens bislang nicht vor. 
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Es finden sich nämlich in manchen verkehrsfernen Gebieten 
des oberdeutschen Hauses noch heute bäuerliche Ofenformen, 
bei denen nur der obere Aufsatz aus einer verschwindend 
kleinen Anzahl von Kacheln zusammengesetzt ist, während der 
weitaus grösste Teil, und zwar vor allem das Hauptstück des 
ganzen Ofens, nämlich der Feuerraum aus Steinen aufgemauert 
ist. Ausserdem aber ist es bekannt, daß es auch gerade in 
Oberdeutschland noch heute volkstümliche Ofenformen gibt, 
die nur aus Stein erbaut sind und von der Verwendung von 
Kacheln überhaupt absehen.') Diese Erscheinungen legen doch 
die Vermutung nahe, daß wir in dem Kachelofen erst eine 
spätere kompliziertere Form des ursprünglich ganz gemauerten 
Ofens zu erblicken haben. Es wäre wirklich nicht einzusehen, 
wie man von dem Kachelofen, wenn er die primäre Form 
gewesen wäre, den offenbaren heiztechnischen Rückschritt zum 
Steinofen hätte machen sollen. Unsere Frankfurter Quellen 
scheinen sogar selbst im 15, Jahrhundert noch das Setzen von 
Kachelöfen als eine Maurerarbeit erkennen zu lassen, denn in 
der Tagelöhne-Ordnung vom 29. Juni 1425 und in den ent- 
sprechenden Bestimmungen der Polizeiordnungen von 1468, 
1490 und 1500) erscheinen die „Ofenmacher“ in der Reihe der 
Steinhauer, Maurer und Ziegeldecker, und ihre Lohnansprüche 
werden ausdrücklich denen der Maurer gleichgestellt. Die 
Hafner, die doch die Kacheln anfertigten, werden in der Reihe 
der Bauhandwerker überhaupt nicht genannt. Hätten sie aber 
— wie es im 16. Jahrhundert geschah — das Setzen der Öfen 
selbst besorgt, so würden auch sie diese Arbeit im Tagelohn 
verrichtet haben. Aus der Tatsache, daß sie in allen jenen 
Bestimmungen nicht erscheinen, können wir mit Sicherheit 
entnehmen, daß das Ofenbauen seit alters nicht die Aufgabe 
der Hafner war, wie sie denn auch noch im Jahre 1602 sich 
wiederholt beklagen, daß „die hiesige Maurer sich des Kachel- 
werckhversetzens vielfaltig annehmen.“ Ist aber das Ofensetzen 
ursprünglich eine Arbeit der Maurer oder besonderer Ofen- 
macher, die als Abart der Maurer erscheinen, so gewinnt auch 
dadurch die Annahme, daß der Ofen ursprünglich aus Steinen 
aufgemauert war, eine neue Stütze. 





1) Vergl. z. B.: M. Förderreuther, „Die Allgäuer Alpen.“ Kempten. 
J. Kösel 1907. S. 441. 

2) Stadt-Archiv: Gesetze 2. fol. 53a; 2a. fol. 93a; 3. fol. 99c— 99. 
Edikte 27 No. 52a. 
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In dieser Erkenntnis dürfen wir also die Frage nach dem 
römischen Ursprung des oberdeutschen Hauses nochmals ins 
Auge fassen, und wir können unser Urteil folgendermaßen 
präzisieren: da von den Römern erbaute oberdeutsche Haus- 
formen bislang nicht gefunden sind, und da — selbst wenn 
römischer Einfluß bei der Entstehung des Kachelofens nach- 
gewiesen würde — trotzdem bereits eine vorrömische Ent- 
wicklung des oberdeutschen Hauses mit Stube und gemauertem 
Ofen wahrscheinlich wäre, so muß der oberdeutsche Haustypus 
vorläufig auch weiter als eine einheimische Schöpfung betrachtet 
werden, die sich ohne römischen Kultureinfluß vollzogen hat. 
Wenn es dagegen gelänge, seine Formen an den Wohnbau der 
Latene-Zeit anzuknüpfen, so könnte man sicht vielleicht versucht 
fühlen, es als eine Hinterlassenschaft der keltischen Kultur zu 
betrachten. Allein auch dieser Zusammenhang ist bislang nicht 
konstatiert, und dazu kommt noch, daß auch die Sprache meines 
Wissens nicht einen einzigen keltischen Ausdruck für irgend 
einen der Hausteile bewahrt hat. Wir dürfen daher auch weiterhin 
das oberdeutsche Haus als einen von den Germanen geschaffenen 
Bautypus betrachten. 

Aber wann ist dieser unser Haustypus entstanden? Auf 
diese Frage hat bislang leider noch keine Ausgrabung eine 
Antwort erteilt, und die Gelehrten sind darüber verschiedener 
Meinung. Architekten und Kunsthistoriker sind im allgemeinen 
mehr geneigt, ihm sein Alter zu verkürzen, wie denn Stephani 
in seinem umfangreichen Werke über den ältesten deutschen 
Wohnbau sagt, daß das oberdeutsche Haus — er nennt es nach 
veraltetem Gebrauch das „fränkische“ — erst für die sächsische 
Zeit, also für das zehnte Jahrhundert als erwiesen angenommen 
werden könne. Die Vertreter der Sprachforschung dagegen, 
und zwar gerade diejenigen, denen die deutsche Hausforschung 
weitaus am meisten zu verdanken hat, neigen durchaus dazu, 
die Entstehung unserer Haustypen bereits in frühmittelalterliche 
Zeit zu versetzen. Ich persönlich schliesse mich dieser Auf- 
fassung unbedingt an, und ich will zur Stütze dessen nur auf 
die eine Tatsache hinweisen, daß es dem leider zu früh ver- 
storbenen Schweizer Gelehrten Dr. Hunziker gelungen ist, 
an dem Hause des Tessiner Gebietes nicht nur die Einwirkungen 
der Walliserkolonien (etwa seit dem elften Jahrhundert), sondern 
auch der viel früheren langobardischen Einwanderung (seit 568) 
deutlich nachzuweisen. Das spricht doch unwiderleglich für 
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ein sehr hohes Alter unserer Haustypen, und wenn die Gegner 
dieser Ansicht als Hauptgegenargument die Tatsache betonen, 
daß die Angelsachsen bei der Besiedelung Englands den nieder- 
deutschen Haustypus nicht mit übertragen und ihn also wahr- 
scheinlich nicht besessen hätten, so bildet das freilich einen 
Punkt, mit dem sich die deutsche Hausforschung noch eingehend 
auseinander zu setzen haben wird, der aber den Glauben an 
das hohe Alter der Haustypen nicht erschüttern wird. 


4. Stadthaus und Bauernhaus. 


Zur Erforschung der volkstümlichen Bauweise hat man nun 
vor allem die noch heute stehenden Bauernhäuser befragt, in 
der Überzeugung, daß sie die primitiven Verhältnisse deutlicher 
als das Stadthaus bewahrt haben, und daß bei ihren Erbauern 
und Bewohnern vor allem auch die so überaus wichtigen volks- 
tümlichen Benennungen sich am reinsten erhalten haben. Diese 
Erforschung unserer Bauernhäuser steckt noch ganz in den 
Anfängen. Freilich ist es ja bekannt, daß das schon früher 
erwähnte vom Verband deutscher Architekten- und Ingenieur- 
Vereine herausgegebene umfangreiche und vortrefflich aus- 
gestattete „Deutsche Bauernhaus-Werk“ vor kurzem seinen Ab- 
schluß gefunden hat, aber die Herausgeber haben, von ihrem 
Standpunkte aus mit vollem Recht, sich mehr für reiche Bauten, 
für konstruktive Lösungen und für malerische Motive interessiert. 
Die Hausforschung dagegen sucht die typischen, vielfach selbst 
primitiven Erscheinungen und ihre volkstümlichen Benennungen, 
und in dieser Hinsicht bedarf das Architekten-Werk noch der 
Ergänzung. Wenn daher der Gesamt-Verein deutscher Geschichts- 
und Altertums-Vereine in seiner Versammlung zu Danzig (1904) 
auf Antrag von O. Brenner beschlossen hat, auch seinerseits 
energisch in die Erforschung des volkstümlichen Wohnbaues 
einzutreten, so findet er ein grosses und noch wenig angebautes 
Arbeitsfeld vor, und er muß auf die weiteste Mitarbeit rechnen. 
Mitarbeiten aber kann hier jeder, der historisches Interesse hat. 
Es bedarf nur möglichst zahlreicher Aufnahmen und recht 
genauer Angabe aller volkstümlichen Benennungen von Haus- 
teilen und Geräten. Diese Sammlungen sind dann nur den 
lokalen Geschichtsvereinen zu überweisen, die ihre Weiterführung 
an den Gesamtverein besorgen werden. 
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Was den bäuerlichen Wohnbau der näheren Umgebung von 
Frankfurt angeht, so ist derselbe in dem Architekten-Werke 
insoweit berücksichtigt, als im Ganzen je fünf Blätter für das 
Grossherzogtum Hessen und die Provinz Hessen-Nassau geboten 
sind. Der Text dazu, den H. L uts ch unter Benutzung handschrift- 
licher, den Taunus betreffender Aufzeichnungen F. Luthmers 
geschrieben hat, gibt zwar die vom Verfasser gewohnten treff- 
lichen technischen Ausführungen und mancherlei interessante 
volkskundliche Mitteilungen, er geht aber, wie das in der Natur 
des Werkes liegt, auf entwicklungsgeschichtliche Fragen weniger 
ein. Auch zu der sonst so rühmenswerten Sammlung von An- 
sichten malerischer Bauernhäuser, die Bickell unter dem Titel 
„Hessische Holzbauten“ publiziert hat,') ist ausser einer vor- 
trefflichen kurzen Einleitung der vom Verfasser beabsichtigte 
Text leider nie erschienen. Was aber als Ersatz dafür B. H anit- 
mann in seinem oben genannten Werke darzubieten versucht 
hat, ist ein so merkwürdiges Gemisch von richtigen, phan- 
tastischen und sicher falschen Gedanken, daß es leider nur 
wenig empfohlen werden kann. 


Glücklicher Weise haben nun aber die Arbeiten der Haus- 
forschung den Wohnbau der allernächsten Umgebung von Frank- 
furt mit einer trefflichen Schilderung bedacht. Ich denke an die 
eingehende Behandlung, die schon im Jahre 1860 Landau 
einen aus dem Jahre 1656 stammenden Hause in Ginnheim 
gewidmet hat.?) Dasselbe ist ganz aus Holz. Die Gefache sind 
mit Flecht- oder Spränkelwerk „ausgezäunt“. Der Unterstock 
ist über Holz verputzt und gekalkt. Der Oberstock lässt das 
Fachwerk offen zur Schau treten, von dem vor allem die Eck- 
säulen sich durch Schnitzerei auszeichnen, während die Gefache 
teilweise mit Figuren oder Inschriften verziert sind. Das Dach 
ist bereits mit Ziegeln gedeckt, die alte volkstümliche Stroh- 
bedachung also schon geschwunden. Das Haus richtet seinen 
Giebel nach der Strasse. Die Traufe des einfachen Satteldaches 
liegt nach dem Hofe zu, von wo aus auch der Eintritt durch 
die Haustür erfolg. Man muß in der Tat sagen, daß Landau 
mit der Wahl dieses Beispiels einen guten Griff getan hat, denn 
fast alle die erwähnten Eigenschaften sind durchaus typisch, 


1) Fünfzig ausgewählte Tafeln. Neu hrsg. Marburg. Elwert 1906. 
2) Korr.-Bl. d. Gesamtvereins d. deutschen Geschichts- und Alter- 
tums-Vereine. 1860. 
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und wir werden uns spater bei der Besprechung des Frankfurter 
Stadthauses noch näher mit ihnen zu befassen haben. 

Ebenso bietet das Haus aber auch beziiglich des Grund- 
risses ein gutes Beispiel. Von der Haustiir aus betritt man den 
sogenannten Eren, dessen direkte hintere Fortsetzung die von 
Haus aus dunkle Kiiche mit dem offenen Herde und dem so- 
genannten „Busen“ darüber bildet. In dem Ginheimer Hause 
ist die Küche bereits von dem Eren getrennt. Früher waren 
beide ein Raum, der den Namen Eren, ahd. arin, erin, führte, 
und von dem erst später der Herdraum mit dem entlehnten 
Namen Küche abgetrennt worden ist. Neben Eren und Küche 
liegt nach der Strasse zu und die ganze Hausbreite einnehmend 
die Stube, die durch zwei Fenster nach dem Hofe und eines 
nach der Strasse erhellt wird. Der Ofen zeigt wie in allen 
älteren Bauernhäusern die ursprüngliche Form des Beileger- 
Ofens, das heisst er wird von der Küche aus durch ein Loch 
in der Wand angeschürt. Er lehnt sich infolgedessen an die fast 
immer gemauerte Trennungswand zwischen Stube und Küche 
und zeigt durch diese, in enger Nachbarschaft mit dem Küchen- 
herde sich haltende Anordnung auch hier diejenige Lage, die 
für den Ofen im oberdeutschen Hause überhaupt typisch ist. 

Der Stube gegenüber, jenseits von Eren und Küche be- 
findet sich die mit einer eigenen Haustür versehene Stallung. 
Auch nach dieser Stallseite hin hat sich bei reicher entwickelten 
Grundrissen der Wohnteil ausgedehnt und so die komplizierteren 
Formen geschaffen, zu denen das Ginheimer Haus schon den 
ersten Ansatz zeigt. Alle aber gehen auf die geschilderten 
einfachen Verhältnisse zurück, deren Kenntnis daher auch für 
die Beurteilung das Wichtigste ist. 

Das in alten Bauernhäusern wohl immer nur einmal vor- 
handene Obergeschoß wird in Hessen mit den dialektischen 
Formen von „Laube“ bezeichnet. Es hat denselben Grundriß 
wie das Erdgeschoß. Im Dachstuhl über ihm befindet sich ein 
doppelter Boden. 

Durch diese wenigen Angaben ist es nun schon hinreichend 
klargelegt, daß der volkstümliche Wohnbau der ländlichen Um- . 
gebung Frankfurts dem oberdeutschen Haustypus angehört. Wie 
weit er aber als eine lokale Abart desselben sich charakterisiert, 
und auf welchen Grenzen er sich von den benachbarten Unter- 
arten scheidet, das kann bislang leider noch nicht mit genügender 
Schärfe ausgesprochen werden, und bis das geschehen wird, 
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müssen noch fleissige Sammlungen und umfangreiche Einzel- 
untersuchungen vorgenommen werden. 

Solche weitere Forschungen werden umsomehr von Nutzen 
sein, als sie nicht nur der Erkenntnis des Bauernhauses dienen, 
sondern ebenso sehr auch die Entwicklung des Stadthauses in 
seinen ersten Anfängen klarlegen werden. Denn um es kurz 
zu sagen, die Hausforschung steht auf dem Standpunkte, daß 
der volkstümliche städtische Wohnbau als ein direkter Nach- 
komme des Bauernhauses zu betrachten ist. Es begegnet uns 
damit eine Anschauung, die ich durchaus teile, von der ich 
aber gleich bemerken muß, daß auch sie sich bislang noch 
keiner allgemeinen Anerkennung zu erfreuen hat. Nicht nur 
wird für das Frankfurter Gebiet der Zusammenhang des Stadt- 
hauses mit dem benachbarten Bauernhause von einem der Ver- 
fasser der „Baudenkmäler in Frankfurt“, nämlich von J. Hülsen 
entschieden in Abrede gestellt, sondern es ist auch erst vor 
kurzem wieder jener Zusammenhang sogar für das ganze 
deutsche Gebiet bestritten worden. 

Auf dem im Herbst 1904 zu Mainz abgehaltenen Denkmal- 
pflege-Tage hielt nämlich O. Stiehl einen Vortrag, in welchem 
er die an sich sehr erfreuliche Anregung gab, die Erforschung 
und Veröffentlichung der deutschen Kleinbürgerhäuser in An- 
griff zu nehmen. In der Begründung dieses mit Recht beifällig 
aufgenommenen Antrages führte er in eingehender Weise die 
Anschauungen vor, die er selbst nach mehrjähriger Beschäftigung 
mit dem Gegenstande sich von der Geschichte des bürgerlichen 
Wohnbaues gebildet hat. Ich habe dabei in manchen Einzel- 
heiten zu kritisieren gefunden, kann mich hier aber nur auf 
den Hauptgedanken einlassen. Stiehl bestreitet, lediglich unter 
Berufung auf die früher erwähnte Schwierigkeit bezüglich des 
Angelsachsenhauses, das von der Hausforschung behauptete 
hohe Alter unserer Haustypen. Er setzt sie deshalb für die 
Geschichte des Kleinbürgerhauses ganz ausser Betracht. Er 
befragt nur die erhaltenen Bürgerhäuser selbst um ihre Her- 
kunft, und indem er eine grössere Reihe von Grundrissen aus 
nord- und süddeutschen Städten, also — wie die Hausforschung 
sich ausdrückt — aus den Gebieten des ober- und des nieder- 
deutschen Hauses mit einander verglich, kam er zu der Über- 
zeugung, daß Kleinbürgerhäuser sowohl wie Patrizierhäuser 
auf eine grosse gemeinsame Grundlage für Nord- und Süd- 
deutschland hinweisen, und er glaubt, daß sich eine einheitliche 
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Entwickelung des deutschen Wohnhausbaues wird feststellen 
lassen. Er meint, daß etwa seit dem elften Jahrhundert aus 
dem alten Einraume sich in selbständiger Entwicklung ein all- 
gemein deutsches Stadthaus gebildet habe. 

Dieser Anschauung kann der Historiker aus vielen Gründen 
unmöglich zustimmen. Im elften Jahrhundert war ja unzweifel- 
haft der Einraum noch eine sehr häufige Erscheinung — er hat 
sich noch sehr viel länger, hier und da sogar bis in unsere 
Tage gehalten — aber er war doch schon damals die primitivste 
Form des Wohnbaues, da längst vorher die verschiedenen 
Haustypen ihre landschaftlich verschiedene Entwickelung be- 
gonnen hatten. Es lässt sich daher unmöglich einsehen, wie 
das Stadthaus bei seinem Ursprunge dazu hätte kommen sollen, 
jene fortgeschritteneren Formen, die es rings umgaben, ausser 
Betracht zu setzen und in den Primitivismus des Einraumes 
zurückzufallen. 

Dazu kommt, daß auch Stiehl selbst eine Reihe trennender 
Momente zwischen dem Bürgerhause von Nord- und Süd- 
deutschland bemerkt hat. Er zählt sie auf, ohne nach dem 
Grunde für diese Verschiedenheit zu fragen. Und doch hätten 
gerade sie ihn vorsichtig machen sollen. Wenn er jenen Unter- 
schieden weiter nachgegangen wäre, so hätte er ihre Entstehung 
doch wohl schliesslich auf die beiden verschiedenen Typen des 
oberdeutschen und des niederdeutschen Hauses zurückführen 
müssen. 

Alles in allem meine ich, daß man die ganze Frage nicht 
schwieriger machen darf, als sie an sich schon ist. Es handelt 
sich eben hier doch auch nur um allgemein menschliche Ver- 
hältnisse, die mit menschlichem Maßstabe gemessen werden 
wollen. Wo aber immer Wohnbauten geschaffen sind, da ist 
ein Abweichen von dem volkstümlichen Typus stets nur infolge 
veränderter wirtschaftlicher Ansprüche der Erbauer eingetreten. 
Ziehen wir also einmal die Wirtschaftsgeschichte unserer deut- 
schen Stadtkultur im allgemeinen und die der Stadt Frankfurt 
im besonderen zu Rate! Wenn die primitive städtische Kultur 
in ihren äusseren Erscheinungsformen sich von denen der be- 
nachbarten Dorfkultur wesentlich unterschieden hätte, dann 
könnten wir die Annahme einer von Anfang an verschieden 
gearteten Entwicklung als teilweise berechtigt anerkennen. Nun 
aber ist das durchaus nicht der Fall. Vielmehr können wir 
mit aller Bestimmtheit behaupten, daß die ersten deutschen 
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Städte — von den alten Römerstädten natürlich abgesehen — 
sich von den Dörfern äusserlich nur durch die Befestigung und 
vielleicht durch ihre grössere Ausdehnung unterschieden. Im 
übrigen trugen sie aber einen vorwiegend bäuerlichen Charakter, 
und das Wesen des Ackerbürgertums ist selbst an den grossen 
Städten oft bis in das sechszehnte Jahrhundert hinein haften 
geblieben. 

Das ist nicht etwa nur meine persönliche Vorstellung, 
sondern dieselbe wird auch von anderen, kulturgeschichtlich 
sehr wohl unterrichteten Gelehrten geteilt. So schreibt mit Be- 
zug auf die allgemeine deutsche Städtekultur G. Steinhausen 
in seiner „Deutschen Kulturgeschichte“!) (S. 357), daß der 
Gegensatz zwischen Stadt und Land nur sehr allmählich zum 
Ausdruck gekommen sei, und er weist darauf hin, daß eine 
grosse Reihe von Städten den alten Charakter als Ackerbaustadt 
noch bis in die neueste Zeit durchaus bewahrt habe. Speziell 
für Frankfurt kann ich mich auf die mit mannigfachen Quellen- 
stiicken belegte Angabe Kriegks beziehen, daß selbst die 
Neustadt noch eine Zeit lang nicht nur Gärten, sondern sogar 
förmliche Acker enthalten hat. Und wenn K. Bücher es aus- 
spricht, daß niemand, der sich mit diesen Dingen eingehender 
beschäftigt hat, sich wird des Eindruckes haben erwehren 
können, daß das mittelalterliche Städteleben sich sozusagen in 
einer durchaus ländlichen Atmosphäre bewegt, wenn er diese 
Anschauung für die Frankfurter Verhältnisse durch viele Einzel- 
heiten erhärtet, wenn wir dazu bedenken, daß es um 1400 
in Frankfurt — allerdings meist in den Vorstädten — noch 
229 Scheunen gab, und wenn wir endlich sehen, daß noch im 
Jahre 1411 ein vom 15. Oktober datierter Ratsbeschluß®) den 
Bürgern gestattet, in der alten Stadt und auf den Steinwegen 
der Neustadt vor ihren Häusern den Mist im Sommer bis zu 
acht Tagen und im Winter sogar bis zu 14 Tagen liegen zu 
lassen, so werden wir doch wohl zu der Überzeugung kommen, 
daß in der Frühzeit unseres Städtewesens die wirtschaftlichen 
Grundlagen der Hauskultur sich von denjenigen der umliegenden 
Dorischaften nur sehr wenig unterschieden haben können. 

Damit ist dann aber auch zugleich gesagt, daß wir ein 
gutes Recht haben, den Ursprung unseres Stadthauses unmittel- 
bar an die umgebenden Formen des ländlichen Wohnbaues 


> “ay Leipzig u. Wien. Bibliographisches Institut 1904. 
2) Stadt-Archiv: Gesetze 2, fol. 15a. 
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anzukniipfen, in Süd- und Mitteldeutschland also an den 
oberdeutschen Haustypus, in Norddeutschland an den nieder- 
deutschen. 


Darin freilich behält Stiehl unzweifelhaft Recht, daß auf 
dem Gebiete beider Haustypen die Kleinbürgerhäuser, vor allem 
im Grundriß, gewisse Ähnlichkeiten zeigen. Die Denkmäler 
belehren uns ganz unzweideutig darüber. Nur die Schluß- 
folgerung, die er aus dieser Tatsache gezogen hat, muß für 
verfehlt erachtet werden. Jene Ähnlichkeiten sind nicht primärer 
Natur, sondern sie haben sich erst später innerhalb der städti- 
schen Kultur unter ähnlichen wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Kleinbürgertums entwickelt. Die wirtschaftlichen Bedingungen, 
welche dieser Erscheinung zu Grunde liegen, sind von Loersch, 
dem damaligen Vorsitzenden des Denkmalpflegetages, so kurz 
und klar gezeichnet worden, daß ich sie nicht besser als mit 
seinen eigenen Worten wiedergeben kann. Es sagt: „Man muß 
berücksichtigen, daß diese kleinen Bürgerhäuser fast niemals von 
den Eigentümern des Grund und Bodens gebaut worden sind. 
Die Sache lag im Mittelalter so: Die Großgrundbesitzer in den 
Städten teilten ihren Grundbesitz in ganz gleichmässige schmale 
Stücke mit ganz kleinen Fronten nach der Strasse und mög- 
lichster Tiefe und gaben diese Grundstücke in Erbleihe. Es 
entwickelte sich in ganz Deutschland, im Norden wie im Süden, 
genau dasselbe juristische Verhältnis, ein Zinsverhältnis dessen, 
der ein solches Grundstück in Erbleihe bekommt mit dem 
Recht, das Haus darauf zu bauen. Und nun kann ich Ihnen 
sagen, daß vom Norden bis zum Süden in ganz wunderbarer 
Weise die Maße dieser sogenannten Areae — das Mittelalter 
spricht von einer Area, das ist der Grund und Boden — wie 
wir aus den Urkunden wissen, übereinstimmen. Das ist meiner 
Überzeugung nach ein Grund dafür, daß die Form sich in ganz 
gleichmässiger Weise entwickelt.“ 


Nach diesen Auseinandersetzungen erübrigt es sich auch, 
auf eine Ansicht näher einzugehen, die C. Schäfer einmal 
ausgesprochen hat, in der er zwar eine Abhängigkeit des Stadt- 
hauses vom Bauernhause zugiebt aber irrtümlicher Weise an- 
nimmt, daß das ländliche Haus der sächsischen Gegenden, also 
das niederdeutsche Haus ursprünglich vielleicht das Haus der 
sämtlichen Germanen gewesen sei, und dann fortfährt, daß von 
diesem Hause manches mittelalterliche Stadthaus, besonders in 
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Norddeutschland, aber auch in den mittleren Gegenden und im 
Süden eine direkte Ableitung sei.') 

Damit sind wir also schon in die Geschichte der Entwick- 
lung des Bürgerhauses eingetreten. Für seinen Ursprung aber 
bleibt es dabei, daß das Stadthaus auf den bäuerlichen Wohn- 
bau der Umgebung zurückzuführen ist, und daß also auch unser 
Frankfurter Wohnhaus in seinen volkstümlichen Formen mit dem 
Bauernhause der Nachbarschaft aufs Engste zusammenhängt. 

Wie weit dieser von uns behauptete Zusammenhang durch 
historisch beglaubigte Erscheinungen für Frankfurt seine Be- 
stätigung findet, müssen wir nun zunächst untersuchen, und da 
wird es für jeden, der gewöhnt ist, auch sprachliche Erschei- 
nungen als geschichtliche Beweise gelten zu lassen, von einiger 
Bedeutung sein, daß die Bezeichnungen der einzelnen Haus- 
teile in Frankfurt selbst genau die gleichen sind wie in den 
bäuerlichen Verhältnissen der Umgebung. Diese volkstümlichen 
Benennungen haben sich teilweise bis auf den heutigen Tag im 
Sprachgebrauche lebendig erhalten, und nach dieser noch heute 
fliessenden Quelle hat sie A. Askenasy in seinem Buche „Die 
Frankfurter Mundart und ihre Literatur“ unter dem Abschnitt 
„Hausbau“ (S. 111—113) zusammengestellt. Andererseits aber 
lassen sich auch aus literarischen Quellen volkstümliche Be- 
nennungen nachweisen, die wohl infolge des Eindringens fremder 
Bauformen und Baunamen sowie auch infolge der allmählichen 
Abschleifung des lokalen Dialektes heute aus dem Gebrauch 
geschwunden sind. 


Der wichtigste unter diesen volkstümlichen Namen ist der- 
jenige des Hausflurs, der „Eren“, und bei ihm müssen wir ein 
wenig verweilen, denn er führt uns zurück in die Frühzeit des 
oberdeutschen Haustypus, in eine Zeit, wo dieser noch auf der 
Entwicklungsstufe des zweizelligen Hauses stand, d. h. in einen 
Zustand, wo das Hausinnere lediglich in zwei Räume, nämlich 
in Eren und Stube zerfiel. Der Name Eren, ahd. arin, erin 
stellt sich sprachlich zu lat. arena. Es scheint sich daher zu- 
nächst die Vermutung aufzudrängen, daß das Wort römisches 
Erbgut sei, und daß der Name zunächst am Fußboden gehaftet 
und sich von da aus erst dem Raume mitgeteilt habe. Nun 
aber findet sich der Wortstamm auch sonst mehrfach in germa- 
nischen Sprachen belegt. Es ist daher der Gedanke, daß es 


1) C. Schäfer, „Über das deutsche Haus“ Zs. f. Bauwesen. 1883. S. 216. 
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sich um ein Fremdwort handele, überhaupt abgelehnt worden, 
und da der Stamm überall gleichmäßig in der Grundbedeutung 
von Herd erscheint, so hat sich Meringer (Idg. Forsch. 17, 122.) 
die Entwicklung so gedacht, daß vom Herde aus, als das Feuer 
auf dem Boden selbst angemacht wurde, das Wort zur Be- 
zeichnung des Fussbodens, natürlich des ungedielten, wurde, 
dann aber zur Bezeichnung des Feuerraums, und daß bei der 
später eingetretenen Spaltung von Feuerraum und Vorhaus der 
Name Eren schliesslich an diesem letzteren, also an dem Haus- 
flur haften geblieben sei. Wenn Meringer mit dieser Entwicklung 
Recht hat, so bleibt es immerhin sehr auffallend, daß der alte 
Name für den Herd nicht für den Feuerraum selbst sich er- 
halten haben, sondern auf den herdlosen Vorraum übergegangen 
sein sollte. Man könnte sich in diesem Falle nur denken, daß 
der Name Eren bereits jegliche Erinnerung an den alten Begriff 
des Herdes verloren hätte, als die römische coquina, unser 
„Küche“ zur Bezeichnung des Feuerraumes wurde, und daß 
man deshalb das Sinnwidrige nicht mehr empfand, wenn man 
den herdlosen Vorraum als „Eren“ bezeichnete. Am Erdgeschoß 
dagegen ist der Name immer haften geblieben, denn der Flur 
des Obergeschosses erscheint nie unter der Bezeichnung „Eren“, 
sondern stets mit bewusster Unterscheidung als „Gang“. 
Fassen wir nun die übrigen Hausteile ins Auge, so sehen 
wir auch hier, daß in der Stadt Frankfurt wie in ihrer Umgebung 
völlig die gleichen Benennungen dafür üblich sind oder wenig- 
stens waren: „Überhang“ für den Vorsprung des Obergeschosses 
über die Flucht der darunterliegenden Wände, „Schopf“ für das 
Vordach über der Haustür, „Winkel“ für das Traufgässchen 
zwischen zwei Hausern,') „Zwerchhaus“ für den quer zum First 
gestellten Ausbau des Daches, „Gaubloch“ für die kleineren 


1) Der „Winkel“, der in Österreich als „Reiche“ bezeichnet wird 
(vergl. „Das Bauernhaus in Österreich-Ungarn“ Text S. 41), darf nicht mit 
dem „Zwenger“ verwechselt werden. Dieser Ausdruck, der sich in der 
Wetterau bis in den oberhessischen Vogelsberg hinauf findet, und der 
auch sonst, z. B. im Allgäu durch Förderreuther a. a. O. S. 486, bezeugt 
ist, bezeichnet einen schmalen Weg, einen Durchgang zwischen zwei 
Häusern, auf dem man zwar gehen aber nicht fahren kann. Der Unter- 
schied zwischen „Winkel“ und „Zwenger“ scheint sich dann später teil- 
weise verwischt zu haben, wenigstens teilt mir R. Welcker mit, daß in 
der südlichen Wetterau (Gericht Eckartshausen) nur der Ausdruck 
„Zwenger“ gebraucht werde, auch für den „Winkel“, dessen eigener 
Name ganz unbekannt sei. 
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Lichtöffnungen im Dache. Schließlich kann man in diesem Zu- 
sammenhange auch wohl noch auf den „Kennel“ als Bezeichnung 
für die Traufrinne hinweisen. Daß alle diese volkstiimlichen 
Namen vom Bauernhause auf das Stadthaus übertragen wären, 
wenn beide aus verschiedenen Ursprüngen sich entwickelt hätten, 
ist undenkbar. Ihre anfängliche Gleichartigkeit wird also auch 
durch Gleichartigkeit in den Bezeichnungen für die Hausteile 
bezeugt. 

Nur ‘auf ein Wort muß ich hier noch hinweisen, welches 
scheinbar eine Art Sonderstellung einnimmt. Es ist das heute 
in Frankfurt nicht mehr gebräuchliche, in älteren lokalen Schrift- 
quellen aber sicher bezeugte Wort „Gaden“ als Name für Stock- 
werk im Sinne von Obergeschoß. Ob diese Bezeichnung auch 
in der bäuerlichen Umgebung von Frankfurt gebräuchlich war, 
oder womöglich noch ist, konnte ich infolge meines Scheidens 
aus Frankfurt nicht mehr feststellen. Es ist nicht unwahrschein- 
lich, daß sie nur auf die städtischen Verhältnisse beschränkt 
gewesen ist, aber auch dann muß man sie auf die frühesten 
Entwicklungsstadien unseres Stadthauses zurückführen. Gaden 
bedeutet nämlich ursprünglich durchgehends so viel wie Vorrats- 
haus und dann allgemeiner auch Vorratsraum oder Vorrats- 
kammer. Für diese Erklärung gibt M. Heyne in seinen „Haus- 
altertümern“ Bd. I zahlreiche Belege. Auch ich bin der Ver- 
breitung und der Bedeutung des Wortes etwas nachgegangen 
und möchte dazu folgendes bemerken. Die Bedeutung Vorrats- 
haus oder Vorratsraum ist in oberdeutschen Quellen wiederholt 
belegt. Ich verweise nur auf ,Zehrgaden“ und „Brodgaden“, 
die in einer badischen Hofordnung vom Jahre 1568 begegnen.!) 
In der Bedeutung Nebengemach, Kammer, Speisekammer, ist 
es auch heute noch in Gebrauch.?) Im thüringischen Werratale 
ist der Name Gaden als Bezeichnung für besondere Vorrats- 
häuser verbreitet,®) und G. Wolff macht mich darauf aufmerk- 
sam, daß in der Obergrafschaft Hanau im Kreise Schwarzenfels- 
Schlüchtern das Altenteil als „Gädchen“ bezeichnet wird. Als 


1) A. Kern, Deutsche Hofordnungen des sechszehnten und sieben- 
zehnten Jahrhunderts. II. (Berlin. Weidmann 1907) S. 127. 137. 139. 162. 

») Meringer, Das deutsche Haus S. 32. — Deutsches Bauernhaus- 
werk. Text S. 311. Abb. 16. — Österr. Bauernhauswerk. Text S. 64. — 
„Schlafgaden“ bei Forderreuther, a. a. O. S. 272 und 281. 

®) E. Fritze, Dorfbilder — Meiningen, Brückner & Renner 1906. 
S. 20—21. — Deutsches Bauernhauswerk. Text S. 207b. Anm. 
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Name für das Obergeschoß ist mir der Gaden in Mitteldeutsch- 
land bislang ausser in Frankfurt nirgends begegnet, nur im 
bayerischen und schweizerischen Sprachgebrauch habe ich Be- 
lege für eine solche Verwendung des Wortes finden können.!) 
Wie die Bedeutungsänderung vom Vorratsraum zum Obergeschoß 
erfolgt ist, liegt auf der Hand. Sie erklärt sich daraus, daß man 
aus äusseren Gründen nicht mehr in die Breite bauen konnte, 
sondern in die Höhe bauen musste, und wie in den oberbaye- 
rischen und schweizerischen Bergen der Mangel an Baugelände ‘ 
auf landschaftlichen Gründen beruht, so in der städtischen Enge 
von Alt-Frankfurt auf wirtschaftlichen und siedelungsgeschicht- 
lichen Gründen. Nachdem aber einmal die Vorratsräume auf 
das Obergeschoß beschränkt waren, ist es begreiflich, wenn 
nach einem Verblassen des alten Begriffes der Name „Gaden“ 
schlechthin zur Bezeichnung des Obergeschosses geworden ist. 
Andererseits scheint Frankfurt an der Bezeichnung, die seine 
hessischen Nachbargebiete für das Obergeschoß verwenden, 
indem sie es „Laube“ nennen, in keiner Weise teilgenommen 
zu haben, wenigstens bedient sich weder die lebendige Volks- 
sprache dieses Namens, noch ist derselbe in den Schriftquellen 
bislang belegt worden. Auf welcher Grenzlinie „Gaden“ und 
„Laube“ einander begegnet sind, müsste noch weiter unter- 
sucht werden. 

Der von Askenasy erwähnte Name „Gleichererd“ für den 
untersten Stock des Hauses ist ein seit Jahrhunderten in den 
lokalen Schriftquellen mehrfach bezeugter Ausdruck. 

Alle diese volkstümlichen Bezeichnungen, deren Reihe wir 
im Laufe der Darstellung noch hier und da vermehren werden, 
würden nun aber kaum viel mehr als ein Beleg für die ent- 
wicklungsgeschichtlichen Zusammenhänge für uns sein, jeden- 
falls aber uns keine unmittelbare Vorstellung von der lokalen 
Hausform selbst vermitteln können. Diese lernen wir erst deut- 
lich kennen, wenn wir andere Quellen zu Rate ziehen, und wir 


1) Deutsches Bauernhauswerk. Text S. 303b und 306a. — Österreich. 
Bauernhauswerk. Text S. 218 u. 219. — Gempeler-Schletti, Heimat- 
kunde des Simmentals. Bern. A. Francke. 1904. S. 114. — Zur Erklärung 
für den Bedeutungswechsel könnte man endlich noch auf die Stelle bei 
E. H. Meyer, „Badisches Volksleben im neunzehnten Jahrhundert“ (Straß- 
burg, K. J. Trübner 1900) verweisen, wo es auf S. 349 von dem aleman- 
nischen Hause heisst: „Häufig liegen an beiden Seiten des Flurs Stuben 
oder ist ein niedriger Stock dicht unter dem Dach für den Völkergaden, 
die Gesindestube, Schlafstuben und Vorratsräume bestimmt“. 


16* 
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finden solche Quellen glücklicher Weise noch in ausreichender 
Menge, indem wir einerseits die Bauwerke selbst, so weit sie 
uns erhalten oder in Abbildungen der letzten Jahrhunderte über- 
liefert sind, ins Auge fassen, und indem wir andererseits aus den 
mannigfaltigen Bauordnungen und sonstigen literarischen Quellen 
das gewonnene Bild zu vervollständigen suchen. 


5. Der volkstümliche Holzbau: Fachwerk und Überhang. 


Fragen wir uns zunächst einmal, auf welcher Stufe der 
Entwicklung sich der volkstümliche Wohnbau in Frankfurt be- 
fand zu einer Zeit, wo wir zuerst in der Lage sind, uns eine 
deutliche Vorstellung von ihm zu machen, also im ausgehenden 
Mittelalter seit etwa der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts, 
so finden wir auch hier alsbald zur Bestätigung dessen, was 
wir aus anderen Gründen nur schliessen konnten, daß das 
Frankfurter Bürgerhaus sich in den wesentlichsten Stücken der 
äusseren Erscheinung von dem benachbarten Bauernhause noch 
nicht viel unterschied. Häuser von Stein oder gar von Eisen 
zu bauen, fand der Bürgersmann jener Zeit sich im Durch- 
schnitt noch so gut wie niemals veranlasst, sondern Strasse bei 
Strasse standen die Häuser in der Fachwerkstechnik erbaut, 
die in unseren Gebieten als uralte Baugewohnheit bezeichnet 
werden muß. Es ist ein Fachwerk, bei dem die Kopfbander 
und die schrägen Streben im Vergleich zu anderen Gegenden 
nur in verhältnismäßig beschränktem Maße verwandt werden, 
und dessen Charakter dadurch wesentlich bedingt wird, daß 
die Ecksäulen deutlich betont und vielfach auch dekorativ aus- 
gestaltet sind, und daß die Gefache unter den Fensterbänken 
durch einfach oder oft auch durch paarweis gekreuzte Diagonal- 
balken überspannt sind und so die Reihen unter den Fenstern 
durch ein reiches Zickzackmuster von braunen Holzbalken aus- 
gefüllt sind. Die leeren Gefache zwischen den Säulen sind viel- 
fach nur durch Spränkelwerk — thüringisch „Zinsel“ genannt 
(vergl. Deutsches Bauernhauswerk. Text S. 217a) — ausgefüllt, 
das ist ein aus Staken und herumgebogenen Hölzern bestehendes 
Geflecht, welches von innen und aussen verputzt wird. Daß 
diese Art auch an der noch heute in Hessen nicht seltenen 
primitiven Dekoration teilgenommen hat, welche die mit einem 
Schabinstrument eingeritzten einfachen geometrischen Muster 
aufweist, haben wir gelegentlich des letzten grossen Durch- 
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bruches durch die Altstadt mit Sicherheit nachweisen können. 
Ob auch die zweite aus der benachbarten Wetterau uns ver- 
traute einfache Art der Fachwerksfüllung, bei der die Holzstaken 
mit Stroh umwickelt und beiderseitig mit Lehm verschmiert 
werden, die sogen. „gestickte und gewickelte Wand“, sich in 
den Bauten der Frankfurter Altstadt gefunden habe, ist meines 
Wissens bislang noch nicht an einem Beispiel gezeigt worden, 
es bleibt aber auch so höchst wahrscheinlich, man kann wohl 
sagen, so gut wie sicher. 

Daß endlich neben diesen beiden Techniken der Fachwerks- 
füllung, daß neben der geflochtenen und der gewickelten Wand 
auch die dritte Art, nämlich die Ausmauerung der Gefache 
schon im ausgehenden Mittelalter in Frankfurt verwendet worden 
sei, braucht man für jene Zeit und bei den städtischen Ver- 
hältnissen kaum besonders zu beweisen, und man braucht sich 
nicht abzumühen, ihr Vorhandensein etwa durch die Tatsache 
belegen zu wollen, daß um das Jahr 1475 in dem Eide des 
städtischen Bauknechtes an Baumaterialien ausser Tannenhölzern, 
Brückendielen [bruckendele], Nägeln, Schieferstein, Latten und 
Buchenbrettern, auch Speise, Sand, Ziegelstein und Backstein 
[gebacken stein] genannt werden.') Immerhin ist es in diesem 
Zusammenhang nicht ohne Interesse, daß noch in dem Bau- 
statut von 1809 bestimmt wurde, daß, wenn ausnahmsweise 
Fachwerk in den oberen Stockwerken bei Neubauten gestattet 
würde, die Gefache „mit gebackenen Steinen“ ausgemauert 
werden sollten. (Kap. I, § 9.) Etwas anderes dagegen ist es 
mit der Frage, seit wann in Frankfurt die noch heute übliche 
Verschieferung ganzer Fachwerksgeschosse aufgekommen sei. 
Die Verfasser der „Baudenkmäler in Frankfurt a. M.“ lassen 
gelegentlich (Lig. 5, S. 87) die Meinung erkennen, daß sie schon 
in der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts sich gefunden habe, 
und ich bin geneigt, mich ihnen anzuschliessen. Ob sich diese 
Ansicht aber dokumentarisch erweisen lässt, scheint mir nach 
meiner bisherigen Kenntnis der Quellen zweifelhaft. ` 

Daß der Schiefer bei harter Bedachung z.B. auch in Hamburg, 
wohin er vom Rheine in bedeutenden Mengen eingeführt wurde, 
schon im Mittelalter üblich gewesen sei, berichtet A. Erbe, 
„Historische Städtebilder aus Holland und Niederdeutschland“ 
(S. 91.2) Wievielmehr sollte das Gleiche nicht auch für Frankfurt 


1) Stadt-Archiv: Eidbücher, 2. Bl. 281a—281b. 
2) Aus Natur und Geisteswelt. 117. Bd. Leipzig-Teubner 1906. 
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gelten, das für den rheinischen Schieferbezug doch viel gün- 
stiger als Hamburg gelegen war. 


Für die überaus interessante Frage, aus welchen primitiven 
Anfängen sich die Fachwerkstechnik der Frankfurter Gegend 
entwickelt habe, konnten wir nun vor kurzem auch eine Be- 
obachtung machen, die uns bis in die Mitte des vierzehnten 
Jahrhunderts zurückführt, und die für eine von Bickell aus- 
gesprochene Behauptung ein neues Argument darzubieten vermag. 
Bickell hat in der vortrefflichen Einleitung zu seinen „Hessischen 
Holzbauten“ nachzuweisen gesucht, daß das Fachwerk seine 
Entwicklung nicht anders als von dem Eingraben der Säulen 
genommen habe. Er hat dafür eine ganze Anzahl von sprach- 
lichen und literarischen Gründen beigebracht, er hat auch mit 
Recht darauf hingewiesen, daß Schwellbalken erst im dreizehnten 
Jahrhundert erwähnt werden, und daß noch 1427 eine Ulmer 
Bauordnung die Verwendung von Schwellen ausdrücklich ge- 
bieten musste. Schliesslich berichtet er, daß seit dem fünfzehnten 
Jahrhundert nachweisbar auf hessischem Gebiete die konstante 
Sitte besteht, Eck- und Türpfosten unter allen Umständen, 
zuweilen aber auch einen Teil der Zwischenpfosten in regel- 
mäßiger Folge bis zum Boden herabgehen zu lassen und direkt 
auf eine flache Steinunterlage zu stellen, während die Schwelle 
in diese Hauptpfosten wie ein Riegel eingezapft wird.!) Eben 
diese letztere an und für sich gewiß doch sehr auffallende Art 
der Fachwerkstechnik haben wir nun auch für Frankfurt nach- 
weisen können, als im Sommer 1905 das alte Haus „zum Stein- 
heimer“ leider bei dem Braubachstrassen - Durchbruch fallen 
musste. Dort waren nämlich ebenfalls die Hauptsäulen auf eine 
flache Steinunterlage gestellt, und sie waren wirklich noch ein 
Stück in den Boden eingelassen, d. h. es fanden sich in der 
Fundamentmauer schartenartige Vertiefungen ausgespart, die 
mit einer eingemauerten Basalt-Steinplatte abschlossen, und in 
die man die Pfosten hineingestellt hatte. Zwischen den Pfosten 
waren atich hier die Schwellen ganz in der Weise eines Riegels 
eingezapft. Diese Art macht in der Tat den Eindruck, als handle 
es sich um den letzten Nachklang einer Technik, die lediglich 
mit dem Eingraben der Fachwerkssäulen operiert habe, und 
wir kommen mit diesem Belege noch um ein Jahrhundert über 


1) Dieselbe Baugewohnheit, die er auch als schwäbisch und franzö- 
sisch nachweist, bespricht Hanftmann a.a. O. S.7 und S. 98—99. 
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Bickell hinaus, denn der „Steinheimer“ war ums Jahr 1350 erbaut 
worden (vergl. Fig. 1). 
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Fig. 1. Holzkonstruktion des Hauses „Zum Steinheimer“. Erbaut um 1350. Abgebrochen 1905. 


Mit dem Eingraben der Hauptsäulen hängt dann unmittel- 
bar die Gewohnheit zusammen, diese Ständer durch zwei 
Geschosse, d. h. das Erdgeschoß und das erste Obergeschoß 
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durchlaufen zu lassen. Dieser Gebrauch ist in Hessen, West- 
Hannover, Braunschweig (Kreis Holzminden und Gegend von 
Schöppenstedt), Thüringen, Schlesien und Oberschwaben be- 
zeugt.!) Und so hat er auch in Frankfurt wiederholt beobachtet 
werden können, zuletzt bei dem Abbruch der aus dem sieben- 
zehnten Jahrhundert stammenden Helbergerhäuser am Römerberg 
und mehrfach bei dem Durchbruch des Nürnberger Hofes. 
Eine weitere besondere Eigentümlichkeit des Fachwerks, 
die ihm zugleich einen wesentlichen Teil seines Charakters 
verleiht, sind die „Überhänge“, dieses Vorragen des höheren 
Stockwerks über das jeweils darunterliegende. Auf die Frage, 
wie diese auffallende Bauart entstanden sei, könnte man — vom 
modernen Standpunkt geurteilt — wohl zunächst annehmen, 
daß es sich dabei um ein Zurückweichen der unteren Stock- 
werke zu gunsten der Strasse handele. Allein auch hier lehrt 
uns der Vergleich mit dem Bauernhause, welches diese Vor- 
sprünge ebenfalls, wenn auch nicht in so ausgedehntem Maße 
besitzt, daß es sich dabei zunächst um eine aus technischen 
Rücksichten entstandene Einrichtung handelt, welche bezweckte, 
die frei herausstehenden Balkenköpfe zu überdecken und vor 
der Verwitterung zu schützen, sowie eine sichere Lagerung und 
Verbindung der Querhölzer gegen die Ständer zu erzielen, 
und welche daneben noch den Vorzug besitzt, dem Verbiegen 
der inneren Balken dadurch hebelartig entgegenzuwirken, daß 
der Belastungspunkt ein Stück nach aussen über den Stütz- 
punkt hinaus verlegt wird.*) Aber erst in städtischen Verhält- 
nissen sind die Überhänge dann zu grösseren Dimensionen 
angewachsen, und wie man in der deutschen Rechtssprache 
unter „Überhang“ gewöhnlich das Hinausragen der Zweige 
eines Obstbaumes über die Grenze des Nachbarn versteht, so 
müssen wir auch den „Überhang“ am Hause so auffassen, daß 
die Räumlichkeiten der Obergeschosse über den eigentlichen 
Grund und Boden des Besitztumes sich hinausgereckt haben. 
Schon aus dem Namen „Überhang“ geht es hervor, daß das 
Haus nicht zugunsten der Strasse zurückgewichen ist, sondern 


!) Hanftmanna.a.O. S, 2. — Deutsches Bauernhauswerk S. 57b, 94a, 
95b, 172a, 215, 293a. — W. Pessler, „Das altsächsische Bauernhaus‘. 
Braunschweig. Vieweg & Sohn 1906. S. 88. 

*) Vergl. Hanftmann a. a. O. S. 25—26 und 40ff., wo auch die um- 
fängliche Literatur über diese vielbesprochene bauliche Erscheinung 
angegeben ist. 
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daß eben die Strasse in ihrer Ausdehnung durch die Überhänge 
gewohnheitsmäßig, aber im Grunde doch rechtswidrig mehr 
und mehr eingeschränkt worden ist. 

Diese Einschränkung musste natürlich umso stärker sein, 
je mehr das Maß der Überhänge sich ausdehnte und je mehr 
Stockwerke eins über dem anderen vorgetrieben wurden. Beides 
hatte in Frankfurt schon im vierzehnten Jahrhundert in einer 
Weise zugenommen, daß der Rat der Stadt sich genötigt sah, 
dagegen einzuschreiten. So wurde im Jahre 1418 bereits eine 
Bau-Ordnung erlassen, welche bestimmte, daß der unterste Über- 
hang eine Elle lang sein dürfe, und daß ausserdem nur noch 
ein zweiter Überhang von drei Viertel-Ellen gestattet sein solle, 
ein Erlaß, in dem auch die Erker-Ausbauten mit Recht den 
Überhängen gleichgestellt wurden, indem man ihrer zwar 
„etzliche“ gestattete, sie aber nicht weiter als drei Viertel-Ellen 
herausstehen lassen wollte.) Schon an der Grösse des zuge- 
lassenen Maßes erkennen wir, welch starker Missbrauch mit 
der Bausitte des Überhanges damals bereits getrieben sein muß, 
und es scheint auch, als ob diese erste Ordnung für die Praxis 
wohl noch zu mild ausgefallen war, denn bereits 15 Jahre später, 
im Juni 1433, wurde sie durch einen Zusatz-Erlaß eingeschränkt, 
der ihre Bestimmungen zwar für die breiteren Strassen noch 
zu Recht bestehen ließ, der aber für die engen Gassen schon 
damals bestimmte, daß künftig bei Neubauten in denselben 
überhaupt weder Überhänge noch Erker mehr gemacht werden 
sollten. Und selbst hier musste man sich damals noch ent- 
schliessen, die vielsagenden vier Worte: „ausser mit besonderer 
Erlaubnis“ anzuhängen.?) So stark war damals bereits die Sitte 
des Überhangs eingewurzelt! Wir werden die Jahrhunderte 
lange Lebensdauer derselben später noch kennen lernen. 

Aus den erwähnten Ordnungen haben wir nun auch schon 
einen Schluß auf die durchschnittliche Höhe der Häuser machen 
können, und wir sehen, daß in dieser Hinsicht der städtische 
Wohnbau bei den beschränkten räumlichen Verhältnissen inner- 
halb der ummauerten Stadt sehr rasche Fortschritte gemacht 
haben muß. Da dem Hause die Entwicklung in die Breite be- 
nommen war, so hatte es sich in die Höhe entwickelt: zwei 
Stockwerke ausser dem Erdgeschoß fanden wir in den erwähnten 





1) Stadt-Archiv: Gesetze 2 fol. 26b; 2a fol. 4b; 3 fol. 4b. Rollen ohne 
Bezeichnung. 
*) Stadt-Archiv: Gesetze 2a fol. 4c. 
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Bau-Ordnungen als das gewöhnliche Durchschnittsmaß voraus- 
gesetzt, aber wir würden uns sehr irren, wenn wir diese Aus- 
dehnung zugleich auch für das grösste damals erreichte Höhen- 
maß des Frankfurter Stadthauses halten wollten. Der, Steinheimer“ 
zum Beispiel hatte vier Stockwerke, bei dem auch das letzte, 
also das dritte Obergeschoß noch einen Überhang besaß, und 
wir werden nicht fehlgehen, wenn wir annehmen, daß er in 
Frankfurt mehr als einen seines gleichen gefunden hat. Be- 
sonders groß ist die Zahl der Stockwerke auf dem Römerberg 
und dem Samstagsberg sowie am Markt. Das jetzt zum Rat- 
haus gehörige Haus „Frauenstein“, erbaut 1484, hat drei Stock- 
werke ausser dem Erdgeschoß. Die beiden Häuser „zum Engel“, 
die in den dreissiger Jahren des sechszehnten Jahrhunderts er- 
baut sind, haben ausser dem Erdgeschoss und einem darüber 
liegenden kurzen Zwischenstock noch drei volle Obergeschosse. 
Am Markt haben eine grosse Zahl von Häusern drei, am 
Samstagsberge die ganze Häuserreihe drei und sogar vier 
Obergeschosse, eine Erscheinung, die gewiss nur zum Teil 
durch die späteren Rücksichten auf die Krönungen mit ihrem 
Krönungszug über den Markt und mit ihren Festlichkeiten auf 
dem Römerberg erklärt werden kann. 

Erwähnen wir schliesslich an dieser Stelle noch kurz die 
Keller unter den Häusern, so geschieht es deshalb, weil sie 
eine Art unterirdisches Gegenstück zu Obergeschoß und Über- 
hang bilden. Aus dem Bestreben, kühle Aufbewahrungsräume 
für Vorräte zu gewinnen, sind sie entstanden, und wie man den 
Überhang bald nicht mehr als eine technisch begründete Kon- 
struktionserscheinung, sondern nur noch als ein willkommenes 
Mittel zur Ausdehnung des Hausinnern über der Erde ansah, 
so hat man sich auch nicht gescheut, wiederholt die Ausdehnung 
der Keller über die Baulinie des Hauses hinaus unter der Strasse 
vorzuschieben. Noch heute gibt es eine Anzahl von Häusern, 
deren Keller teilweise unter der Strasse liegen. Es ist wohl der 
im Ausgang des Mittelalters für Frankfurt fast sprüchwörtlich 
gewordene Reichtum an Wein gewesen, der vor allem diese 
Ausdehnung der Keller veranlasst hat.!) Er muß auch als Grund 
dafür angesehen werden, daß mehr als ein Bauherr sich selbst 
mit dieser seitlichen Ausdehnung der Kellerräume nicht begnügte, 


1) Ebenso weist Kossmann darauf hin, daß der Weinbau zuerst 
zur Kelleranlage am badischen Bauernhause genötigt habe. (Deutsches 
Bauernhaus-Werk, Text S. 261b.) 
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und dazu überging, sie auch nach der Tiefe noch zu vermehren. 
Zweifach und selbst dreifach sind so die Kellergewölbe über, 
oder muß man nicht vielmehr sagen untereinander errichtet 
worden, und noch heutigen Tages kommen derartige unter- 
irdische Geschossreihen bei Hausabbrüchen gelegentlich zu Tage. 


In den Bauordnungen freilich werden diese Kellerreihen 
nur ein einziges Mal und noch dazu recht spät erwähnt, aber 
dieser einzige literarische Beleg ist für uns interessant genug. 
In der Judenbauordnung von 1711 wird bestimmt, daß die Juden 
künftig „in allen Häusern mehr nicht als ein gewölbten Keller 
und nicht zween, viel weniger drei übereinander, mit aufrecht 
stehenden und nicht liegenden Keller-Löchern machen sollen, 
und zwar die Keller nicht höher, damit nicht nötig sei, Treppen, 
die absolute nicht gelitten werden, vor die Häuser zu machen“. 
Aus dieser Vorschrift hebe ich zunächst die Bestimmung hervor, 
daß die Keller so angelegt werden sollen, daß dadurch nicht 
eine Höherlegung der Erdgeschossräume veranlasst werde. Man 
erkennt daraus, was man heute kaum mehr an Beispielen be- 
legen kann, daß auch diese alte über das ganze Gebiet des 
fränkischen Hauses verbreitete Bauweise mit äusserer Haus- 
treppe bis ins siebenzehnte Jahrhundert in Frankfurt üblich ge- 
wesen ist. Ausserdem aber geht aus jener Vorschrift die ge- 
schilderte Häufung der Kelleranlagen, von der vorher sicher 
auch die Juden in der Enge ihrer Gasse gern Gebrauch gemacht 
haben, mit grosser Deutlichkeit hervor. Daß sie nicht öfter in 
den Bauordnungen erwähnt wird, ist nur ein neuer Beweis für 
den Charakter dieser Ordnungen, die vor allem bezweckten, 
solche Gewohnheiten, des Bauwesens sowohl wie auch aller 
anderen Formen des Privatlebens, hintanzuhalten, durch deren 
Verbreitung irgendwie ein öffentliches Interesse gestört oder 
behindert werden könnte. Hinsichtlich des Anwachsens der 
Kellerräume scheint man eine solche Besorgnis lange Zeit nicht 
gehegt zu haben. So kommt es, daß wir für diese baugeschicht- 
liche Erscheinung, die für die Geschichte des Handels ebenso 
sehr von Interesse ist wie für diejenige der allgemeinen Haus- 
kultur, so wenig hören. Es bleibt zu hoffen, daß in dieser 
Hinsicht gelegentliche archivalische Funde unsere Kenntnisse 
noch weiter ergänzen werden. 
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6. Dach, Belvedere und Dachkändel. 


Wenn wir die geschilderte, für das Mittelalter doch gewiß 
recht beträchtliche räumliche Ausdehnung des Hauses bedenken, 
so ist damit auch für unsere modernen Begriffe die Erinnerung 
an die zugrundeliegende Erscheinung des Bauernhauses schon 
fast völlig verwischt. Umsomehr aber werden uns diese alten 
Beziehungen plötzlich zu unserem Erstaunen wieder klar, wenn 
wir uns von dem eine Vorstellung machen, was die Quellen 
über die Erscheinung des Daches zu berichten wissen. Ein 
um das Jahr 1420 ergangener Ratsbeschluß belehrt uns darüber 
in unzweideutiger Weise.!) Da sehen wir, daß — wie der Aus- 
druck lautet — alle „rohbelachte“ Dächer mit Schauben und 
Dächer und Giebel mit Schindeln in kurzer Frist abgetan werden 
sollen, und daß man alle Schaubendächer in der Altstadt und 
Sachsenhausen, die nicht „belacht“ sind, oben und unten und 
nebenzu, wo es nötig ist, bedecken und bekleiben solle mit 
Lehm und Erde so oft und gut, daß es vor Feuersgefahr sicher 
sei. Diese Bestimmungen geben uns mit einem Male ein Bild, 
wie man es wohl selbst für das Mittelalter in unseren städtischen 
Verhältnissen kaum vermutet haben dürfte. Zwar ist es richtig, 
daß schon im vierzehnten Jahrhundert sich auch bei uns Stein- 
dächer gefunden haben, wie wir denn schon nach dem Statut 
von 1352 mit den Zimmerleuten und Steinmetzen auch die 
Steindecker zu einer Zunft verbunden sehen,?) aber es hat doch 
noch über ein Jahrhundert gedauert, bis Erddächer, Strohdächer 
und Schindeldächer endgültig vor Schiefer- und Ziegelbedachung 
aus Frankfurt hatten weichen müssen. Schon um 1400 setzt 
der Kampf gegen jene primitiven Techniken ein, wenn der Rat 
beschliesst, daß wo hinfort Erddächer in der Altstadt und in 
Sachsenhausen schlecht werden, man keine neue wieder machen, 
sondern mit Schiefersteinen und Ziegeln decken solle, und daß 
selbstverständlich diese feuersicheren Materiale bei Neubauten 
ausschliesslich Verwendung finden sollen. Ja der Rat ging 
damals so weit, daß er sich bereit erklärte, jedem, der ein Stroh- 
dach durch Ziegeln ersetzen wollte, im Bedürftigkeitsfalle den 
dritten Teil der Ziegeln zu bezahlen.°) Wie weit man aber mit 





!) Stadt-Archiv: Gesetze 3 fol. 39b. 

2) Stadt-Archiv: Gesetze Ia pg. I—11.— Senckenberg, Sel. jur. I, 
1—22. Orth, Anmerkungen zur Reformation. V, 325—331. 

8) Stadt-Archiv: Gesetze 2a fol. 35a. 
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dieser Massnahme bis zum Jahre 1420 gekommen war, haben 
wir bereits gesehen, und so finden wir denn auch in der Tag- 
löhne-Ordnung vom 29. Juni 1425 die Schaubendecker und 
Kleuber noch offiziell neben den Steindeckern anerkannt.’) Durch 
mehr als achtzig Jahre sehen wir den Rat immer und immer 
wieder gegen Strohdächer und rohbelachte Dächer mit Schauben 
und Dächer und Giebel mit Schindeln oder „Delen“ gemacht 
vorgehen — es liegen uns darüber fünf Ratschlüsse vom 1. Mai 
1435, vom 14. April 1437, vom 14. Juni 1439, von ca. 1450 und 
von ca. 1455 vor?) — aber erst im Jahre 1485 kann man diesen 
Kampf als endgültig entschieden betrachten. Damals erst konnte 
sich der Rat entschliessen, den letzten Schritt zu tun, indem 
er nicht nur auf die Neuanfertigung von Stroh- und Schindel- 
dächern eine Strafe setzte, sondern zugleich auch befahl, daß 
die alten derartigen Dächer in kurzer Frist abgetan werden 
sollten.*) In der um 1490 ausgegebenen Tagelohn - Ordnung 
sind die „Schaubdecker“ aus der Reihe der Tagelöhner ver- 
schwunden,*) während sie z. B. in einer etwa zwanzig Jahre 
früher erschienenen Polizei-Ordnung — vom 20. März 1468 — 
noch aufgeführt werden mussten, wobei freilich schon damals 
die einschränkende Bestimmung sich gefunden hatte: „wenn 
sie alte Dächer stoppen, weil sie ferner keine neue Schaub- 
dächer machen dürfen.?) 

Was man unter den oben genannten Erddächern eigentlich 
zu verstehen habe, darüber konnte ich lange Zeit weder in den 
mir zugänglichen Schriftquellen noch in der Durchforschung 
der volkstümlichen Bauweise der Umgebung Frankfurts eine 
Erklärung finden. Erst meine Wanderungen durch den glück- 
licher Weise in mancher Hinsicht noch recht urwüchsigen 
Vogelsberg haben mir die erwünschte Aufklärung gebracht. 
Unter der Altfrankfurter Erddächern sind m. E. wohl jene mit 
Erde verklaibten Strohdächer zu verstehen, wie ich sie z. B. 
in Lanzenhain bei Herbstein im Vogelsberg noch im Jahre 1906 
gefunden habe. Die Technik dieser Bedeckungsart ließ ich mir 
dort folgendermaßen beschreiben: Das ganze Dach wird aus 


1) Stadt- Archiv: Gesetze 2 fol. 53a; 2a fol. 93a. 

2) Ebenda: Edikte 27 Nr. 52h und Nr. 58; Ges. 3 fol. 40a; 
Edikte 27 Nr. 52d; Eidbücher 2, Bl. 266a—266b. 

®) Ebenda: Edikte 27 Nr. 52g. 

4) Ebenda: Gesetze 3 fol. 99e—99f. 

5) Ebenda: Gesetze 3 fol. 94a—99a. 
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einzelnen Stroh-„Schinneln“ hergestellt. Diese „Schinneln“ aber 
werden jede für sich in der Weise zubereitet, dass man über 
einen etwa ellenlangen Stock eine Lage Strohhalme mit der 
Ährenseite so herüberhängt, daß die Ähren etwa eine Spanne 
lang nach unten herumgeschlagen werden. Dann wird die ganze 
„Schinnel“ von der Unterseite dicht mit Lehm verschmiert und 
an den beiden seitwärts herausstehenden Enden des Stockes 
an der Dachlatte angebunden. Man fängt beim Dachdecken an 
der unteren Traufkante an und legt dann die einzelnen „Schinneln“ 
schuppenförmig übereinander, sodaß die obere allemal etwa 
eine Hand breit über der darunterliegenden zurücksteht. Die 
Strohseite liegt immer nach oben und verhindert also, daß die 
verkleibte Erde durch Regen und Schnee abgewaschen werde. 
Von unten aber, vom Dachboden aus gesehen hat das Dach völlig 
die Erscheinung einer glatten Lehmwand. An Feuersicherheit 
steht dies Dach sicher wesentlich höher als das einfache Stroh- 
dach, und ich zweifle nicht, dass wir hier noch die letzten Bei- 
spiele des einst auch im mittelalterlichen Frankfurt üblichen 
Erddaches vor uns haben. 

Übrigens sind auch in den bäuerlichen Verhältnissen der 
Umgebung von Frankfurt die Strohdächer schon eine Selten- 
heit geworden. Auch hier hat man sie auf dem Wege der Ver- 
ordnungen zu beseitigen gesucht, wie z. B. ein bei Grimm Il, 83. 
dargebotenes Weistum der Mockstädter Mark in der Wetterau 
beweist, wo sich die Bestimmung findet: „Auf das soll auch 
kein nachbar sein behausung, scheuern, stall und giebel mit 
strohe oder landerichten holz behenken bei straf ein fl.“. 

Was nun die Bedachung mit Holzschindeln angeht, so sind 
dieselben erst am Ende des sechszehnten Jahrhunderts endgültig 
aus der Stadt verbannt worden. Sie hatten sich, wie es scheint, 
allem Verbot zum Trotz noch an den sogenannten „Schöpfen“, 
den nach der Strasse zu gelegenen Vordächern, in letzten Resten 
erhalten, sodaß noch im Jahre 1578 in der „Reformation“ 
(VIII, VI, § 1) die Bestimmung sich findet, dass die „Schöpffen, 
so mit Schindeln gedeckt“, fürohin gänzlich verboten sein und 
die noch vorhandenen binnen eines Vierteljahres abgeschafft 
werden sollten. Damit war endlich für die Schieferbedachung, 
deren erstes Auftreten ich vorläufig nicht sicher festzustellen 
vermag, deren Gebrauch aber in Frankfurt wohl bis auf die 
durch Ausgrabungen reichlich bezeugte Verwendung seitens der 
Römer zurückgeführt werden kann, das Feld völlig frei geworden. 
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Vom Ziegeldach hat sie in Frankfurt, wie es scheint, kaum je 
eine starke Konkurrenz zu überwinden gehabt, und so konnte 
in der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts Orth in seinen 
„Anmerkungen über die sogenannte erneute Reformation (1751. III, 
S. 402) schreiben: „Heutiges Tages werden gemeiniglich alle 
Häuser mit Schiefersteinen gedecket, welche allhier leicht zu 
haben und eben nicht zu teuer sind. Von Ziegeldächern aber 
findet man sehr wenige oder wohl gar keine, ausser etwa in 
den Vorstädten und Sachsenhausen an den sogenannten Aus- 
lager und anderen abgelegenen Orten“. Die Schieferdächer 
wurden durch Wetterborde eingefasst. Das waren, wie uns Orth 
an der gleichen Stelle belehrt, hölzerne Bretter, welche verhindern 
sollten, daß etwa gelockerte Schiefersteine auf die Gasse fallen 
könnten. Sie sind mir zum ersten und letzten Male in der Bau- 
ordnung von 1719 begegnet, wo man ihre fernere Verwendung 
untersagte. Ob dieses Verbot von raschem Erfolg gewesen ist, 
habe ich nicht feststellen können. 

Die Art, in der die Schieferplatten gelegt wurden, entspricht 
auf den Dächern von Frankfurt allgemein der sogenannten 
deutschen Deckung, die durch die diagonale Lagerung der 
Einzelplatten charakterisiert ist. Nur an den verschieferten 
Wänden der Obergeschosse sowie an den Fronten der Zwerch- 
häuser und endlich da, wo der Dachsaum vor den Zwerch- 
häusern entlang läuft, sind die Schiefer in horizontalen Reihen 
gesetzt. 

Daß Dalbergs Baustatut 1809 es noch einmal für nötig 
hielt, die Bedeckung mit Schindeln, Stroh, Rohr oder Dielen 
zu verbieten (Kap. I, $ 6), erwähne ich nur der Vollständigkeit 
halber. Eine praktische Bedeutung kann diese Bestimmung für 
den Frankfurter Wohnbau nicht mehr gehabt haben. 

Eine besondere Ausgestaltung des Daches, die Frankfurt 
mit manchen alten Städten — ich erinnere nur an Nürnberg — 
teilt, zeigt sich in den laubenartigen Aufbauten, die von wohl- 
habenderen Hausbesitzern hier und da auf das Dach gesetzt 
worden sind. Ihre Formengebung ist verschiedenartig, bald sind 
sie gedeckt, bald offen, bald haben sie mehr die Gestalt kleiner 
Dachreiter oder Türmchen, bald sind sie zu ganz komplizierten 
baulichen Gebilden entwickelt, wie z. B. besonders — leider 
auf unserer Abbildung nicht sichtbar — auf dem Hause „Zur 
goldenen Waage“. Sie werden in Frankfurt noch heute als 
„Belvedere“ bezeichnet. Wann aber dieser fremdländische Name 
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aufgekommen ist, habe ich leider ebensowenig feststellen können, 
wie ich einen Beleg für ein früher, etwa schon mittelalterliches 
Vorkommen dieser Bauerscheinung selbst darbieten kann. Es 
ist zweifellos, daß die Belvedere jenen Zeiten ihren Ursprung 
verdanken, wo die Stadt noch mit Wall und Graben einge- 
schnürt war. Die Sehnsucht, aus der Enge der Strassen zu 
fliehen und von freierem Standpunkte aus den Blick nach den 
Höhen des Pfarrturmes oder nach den fernen Gebirgszügen 
des Taunus schweifen lassen zu können, hat die Frankfurter 
veranlasst, sich auf dem Dache des eigenen Hauses einen solchen 
Ruheplatz anzulegen, und es ist nicht einzusehen, weshalb das 
in Frankfurt nicht wie anderswo schon im späten Mittelalter 
geschehen sein sollte. In dem Baustatut von 1809 (Kap. II, § 1) 
sind die Belvedere gänzlich verboten worden, aber bis auf 
diesen Tag sind noch eine Reihe von ihnen erhalten, die nicht 
nur als Zeugen einer vergangenen Baugewohnheit, sondern 
ebenso sehr auch infolge ihrer baukünstlerischen Ausgestaltung 
unser Interesse in höchstem Maße in Anspruch nehmen. 

Für die Ableitung des Wassers von den Dächern, das man 
in der Frühzeit wohl meist einfach in die weiterhin noch näher 
zu besprechenden „Winkel“ abtropfen ließ, darf man für das 
späte Mittelalter schon die Anbringung hölzerner Dachkändel 
annehmen, wie denn auch bereits ein Ratsbeschluß vom 9. Sep- 
tember 1401 bestimmte, daß alle Leute ihr Wasser und Kendel 
ausleiten sollten ohne Schaden anderer Leute „und siner mit- 
nachgeburen ane alle geverde“.') Bis weit in das achtzehnte 
Jahrhundert hinein sehen wir auf alten Bildwerken an den 
Dächern die hölzernen Kandel, die gut eine Elle lang über die 
Hausfront, d. h. iiber den obersten Oberhang hinausspringen, 
und die das Wasser offen in weitem Bogen auf die Strasse 
abfliessen liessen. Fiir unsere Begriffe auffallend spat hat man 
Veranlassung genommen, gegen diese Art der Wasserableitung 
vorzugehen, indem man erst in einer Stadtstrassenordnung vom 
28. Februar 1771 vorschrieb, daß bei künftigen Neuanlagen die 
Bürger das Wasser nicht mehr durch vorschiessende Kandel, 
sondern durch einen blechernen aufrecht stehenden an den 
Häusern herabziehenden Stand-Kändel von dem Dach auf die 
Gasse leiten sollten.?) 


1) Stadt-Archiv: Gesetze Ib pag. 27; 2 fol. 8b. 
3) Beyerbach V, 1076—1077. 
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Daß diese Vorschrift erst so spät erfolgte, erscheint uns 
umso auffälliger, als man für die Abwässer der Küche aus nahe- 
liegenden Gründen schon sehr lange vorher zu ähnlichen Vor- 
schriften gelangt war. Wenn eine kurze Abschweifung nach 
dieser Richtung gestattet ist, so möchte ich darauf hinweisen, 
daß schon die Reformation von 1578 (VIII, 7. § 3—4) über die 
Ausführung der Wassersteine, freilich mit einer Beschränkung 
auf diejenigen, „so zum Ausfluß aus den Küchen gemeiner 
Gassen zu gelegt werden“, feste Bestimmungen getroffen hatte. 
Danach sollten die Steine im untersten Stockwerk nicht über 
eine halbe Elle oder einen Schuh herausgehen, die aber aus dem 
zweiten oder mittelsten Stockwerk der Gasse zu nicht über acht 
Zoll. Auch sollten sie direkt in ein Rohr gehen, „also daß die- 
jenigen, so in solcher Gassen für über wandern, von dem aus- 
gegossenen unsaubern Wasser nicht besprengt und an ihren 
Kleidungen verunreinigt und beschädigt werden“. Ziehen wir 
diesen erklärenden Zusatz in Betracht, der doch sehr den Ein- 
druck macht, als sei er unmittelbar aus der persönlichen An- 
schauung heraus niedergeschrieben, und nehmen wir dann 
dazu noch die weitere sich anschliessende Bestimmung: „doch 
soll durch solche Wasserstein allein gewöhnlich Spülwasser und 
sonst kein andere stinckende Unreinigkeit noch Gedärm und 
anderer Unlust von Tieren ausgeschüttet werden“, so erkennt 
man doch wohl unmittelbar, was man sonst vielleicht nicht 
annehmen würde, daß jene Verordnung von 1579 kaum sehr 
viele und sicher keine sehr erfolgreichen Vorgängerinnen ge- 
habt haben kann. 

In Bezug auf Strassenreinigung und Strassenhygiene lassen 
sich eben die früheren Jahrhunderte nur sehr wenig mit unserer 
Zeit vergleichen, wofür man eine grosse Reihe höchst interessanter 
Belege anführen könnte. Und so kommt man zu der sonst fast 
unglaublich klingenden Annahme, daß man auch die weitvor- 
springenden Dachkändel mit ihren haushohen Wassergüssen, 
die bis mitten auf die Strasse herabschossen, lange Zeit vielleicht 
mehr noch als eine Unterstützung der öffentlichen Strassen- 
reinigung betrachtet hat, als daß man sie als eine Belästigung 
der Strassenwanderer unerträglich gefunden hätte. Nur so scheint 
mir ihr ungehinderter Fortbestand bis tief in das achtzehnte 
Jahrhundert hinein erklärt werden zu müssen. 
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7. Die Geschichte des Giebelhauses im alten Frankfurt. 


Mit der Schilderung der Entwicklung des Daches und seiner 
Teile sind wir schon in die neuzeitlichen Verhältnisse hinein- 
geraten. Wir kehren zum ausgehenden Mittelalter zurück und 
erinnern uns, daß Fachwerkbau mit Überhang und Erker nebst 
einem Gemisch von Stroh-, Schindel- und Schieferdächern im 
wesentlichen den Charakter der Strassenbilder jener Zeit be- 
herrschten. Nehmen wir dazu die meistens mehr hohen als 
breiten Fenster, die zu Gruppen vereinigt nur dem praktischen 
Bedürfnis entsprechend angebracht waren, für deren Anord- 
nung noch nicht der viel später eingedrungene Begriff der 
Fassade, sondern die innere Einteilung des Hauses so sehr 
maßgebend war, daß ein geübtes Auge schon von aussen an 
der Verteilung der Fenster einen Teil des Grundrisses abzu- 
lesen vermag! Nehmen wir ferner dazu die nach oben durch 
zwei geschweifte Holzbüge spitzbogenförmig abgeschlossenen 
Haustüren, die vielfach noch nach außen auffielen, und über 
denen sich an vielen Häusern die schindelgedeckten Schöpfe 
hinzogen! Und wenn wir endlich noch die im Erdgeschoß sich 
öffnenden Ladenklappen der Krämer, Höker und Handwerker 
dazu nehmen, so ist das Bild unseres spätmittelalterlichen Stadt- 
hauses fertig, im Äusseren nur durch die grössere Zahl der 
Stockwerke oder durch Kleinigkeiten, wie etwa die rein städtische 
Zutat der Läden, von ländlicher Baugewohnheit unterschieden. 
Und so standen die Häuser nebeneinander und kehrten — auch 
hierin bäuerlicher Anlage folgend — ihre hohen spitzen Giebel 
der Strasse zu, von wo aus in die Speicherräume des Bodens 
die verschiedenartige Habe des Besitzers hinaufgewunden wurde. 

Die Giebelfront der Häuser ist das letzte wichtige Charak- 
teristikum des mittelalterlichen Wohnbaues. In unmittelbarer 
Wechselwirkung zu ihr steht die Tatsache, daß die Dachtraufe 
nicht nach der Strasse zu lag, sondern in der Richtung nach 
den beiderseitigen Nachbarhäusern hin abfiel. Diese Anlage 
aber — als Typus betrachtet — war wiederum nur möglich 
infolge der für unsere Begriffe sehr eigenartigen städtischen 
Siedelungsweise, wie wir sie im spätmittelalterlichen Frankfurt 
noch völlig in Übung finden, und die ich als letztes Glied in 
der Beweiskette für die Zusammenhänge mit dem Bauernhause 
anführen möchte. Die Häuser waren nämlich nicht, wie wir 
es heute gewöhnt sind, in ununterbrochener Strassenflucht eins 
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an das andere angehängt, sondern jedes Haus war noch ein 
völlig selbständiges Einzelgebäude, das nach allen vier Seiten 
hin frei stand. Wohl waren sie schon so nahe wie möglich an 
einander gerückt, aber gerade die seitliche Dachtraufe, von der 
wir sprachen, hatte es bewirkt, daß immer noch ein gewisser 
Abstand von Haus zu Haus übrig geblieben war. Das sind 
die schmalen Traufgässchen, die man in Frankfurt, wie aus 
mehrfachen literarischen Erwähnungen hervorgeht, mit demselben 
Namen wie auch sonst in den bäuerlichen Verhältnissen der 
Wetterau als „Winkel“ bezeichnete, und für die noch im Jahre 1578 
die Frankfurter „Reformation“ (VIII, VII § 10) vorschrieb: „Ein 
jeder Winckel, so zwischen zweien Häusern stehet und den- 
selben zugleich zugehörig und gemein ist, also daß beide Nach- 
barn ihre Dachtraufe zugleich darinn fallen haben, der soll auf’s 
wenigst dreier Werkschuh, damit er desto geräumlicher möge 
gefeget werden, breit sein“. Das Wichtige und, wie ich meine, 
das entwicklungsgeschichtlich Beweisende dabei ist der Umstand, 
daß diese Winkel wirklich Privateigentum der beiden Nachbarn 
waren, nicht etwa öffentliches Besitztum. Sie unterschieden 
sich darin ganz wesentlich von den, ihnen sonst nicht unähn- 
lichen sogen. Alimenten, Almenden oder Almeien, und dieser 
Unterschied ist noch bis in die neueste Zeit hinein rechtsgiltig 
geblieben. Orth gibt in den „Anmerkungen“ zur Reformation 
(3,502) eine sehr deutliche Auskunit darüber, wenn er sagt: 
„Winkel zwischen den Häusern gibt es in dieser Stadt noch 
gar viele, und pflegen in selbige nicht nur die Dachträufe, 
sondern auch die Wassersteine zu gehen“. Sie sind beiden 
Häusern „ordentlicher Weise gemein, wie sie denn auch den 
sogenannten Allementen nicht ungleich kommen, nur daß diese 
meistens durchgängig sind und gemeiner Stadt zugehören, auch 
ihren besonderen zur gemeinen Sicherheit dienenden Nutzen 
haben, daher die daran wohnenden Nachbarn derselben keines- 
wegs nach Gefallen sich bedienen können“. Die Almeien, deren 
es nach einer im Stadt-Archiv befindlichen Aufstellung um die 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts noch 81 in Frankfurt und 
9 in Sachsenhausen gab, und für die übrigens damals schon 
gelegentlich auch der Name „Winkel“ sich findet, waren am 
Eingang durch die Anbringung des Frankfurter Adlers als öffent- 
liches Besitztum bezeichnet, wie man das heute noch an einigen 
Stellen beobachten kann. Die eigentlichen „Winkel“ dagegen 
sind immer Teile des Privatbesitzes geblieben. Das geht schon 
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daraus hervor, daß die beiden Nachbarn Türen zu ihnen hatten, 
um sich ihrer bedienen zu können. Und wie lange sie sich 
erhalten haben, erkennen wir daran, daß noch im Jahre 1809 
die Verfasser von Dalberg’s Baustatut sich genötigt sahen, die 
früher erwähnte Vorschrift der „Reformation“ bezüglich der 
Breite der Winkel einfach zu wiederholen. Im übrigen befehlen 
sie, daß dieselben stets verschlossen gehalten werden sollten. 

Soviel scheint mir nun bei alledem sicher zu sein, daß erst, 
wenn man die Baugewohnheit der „Winkel“ kennt, man sich 
einen rechten Begriff von dem Charakter des mittelalterlichen 
Stadthauses machen kann. Und wenn man nun bedenkt, daß 
bei jener Art die Verwendung von Brandmauern natürlich über- 
haupt nicht in Frage kommen konnte, und wenn man dazu die 
leichte Brennbarkeit von Dach und Fach in Erwägung zieht, 
so begreift man erst, wie dringend nötig es war, daß der Rat 
zu wiederholten Malen mit Feuerordnungen und sonstigen Be- 
stimmungen zur Abwehr der Feuersgefahr in den Jahren 1388 
(d. d. Aug. 30), 1425 (d. d. Nov. 10) und um 1450 an die Bürger- 
schaft herantrat.!) Es ist selbstverständlich, daß der geschilderte 
langjährige Kampf um Schiefer- oder Ziegelbedachung den 
gleichen Zweck verfolgte, und erst in diesem Zusammenhange 
findet eine ebenfalls im Laufe des fünizehnten Jahrhunderts 
durchgefochtene baupolizeiliche Maßnahme, welche der Ver- 
besserung der Schornsteinanlagen galt, ihre richtige Beleuchtung. 
In dieser Hinsicht konnte ein Ratsbeschluß vom 14. April 1437 
bereits auf drei vorhergehende Erlasse vom Jahre 1418 und 
etwa 1420, sowie vom 7. April 1426?) hinweisen, in denen er 
geboten habe, daß jeder seinen Schornstein oben gerade zum 
Dache heraus machen solle. Aber es sei bislang vergebens 
gewesen, da manche gar keine Schornsteine hätten — ein Be- 
weis, daß damals selbst die sogen. Rauchhäuser sich noch in 
Frankfurt gefunden haben — manche aber durch die Wand 
ausgeführte oder sonst unvorschriftsmäßige, liegende oder in- 
einander geleitete Schornsteine hätten. Er befahl damals auf’s 
Neue, binnen kurzer Frist alle Schornsteine gerade zum Dache 
heraus zu machen, aber in den nächsten achtzehn Jahren sah 
er sich noch dreimal — am 26. Aug. 1442, am 2. Dez. 1442 und 








1) Stadt-Archiv: Rollen ohne Bezeichnung, Heft A, fol. 4b; Gesetze 2, 
fol. 74a; Edikte 26, Nr. 39i, 49b und 64. 

2) Ebenda: Edikte 27, Nr. 58. Gesetze 2, fol. 26b; Gesetze 3, fol. 39b; 
Gesetze 2, fol. 74a. 
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etwa 1455 — genötigt, dieses Gebot zu wiederholen.!) Erst 
dann scheint er mit seiner Vorschrift endgiltig durchgedrungen 
zu sein, wir sehen wenigstens später nicht mehr, daß er darauf 
zurückkommt. Zwar bestimmt nach fünf Vierteljahrhunderten 
die „Reformation“ (VIII, I § 4) abermals, daß „alle Schornsteine 
anderst nicht als mit Ziegeln oder Gebackensteinen auffrecht 
in die Höhe zum Dach hinaus, und nicht liegend oder überlegt, 
noch auch auswendig der Behausung auf Kragsteinen gemacht 
werden sollen“, aber wir dürfen wohl annehmen, daß dieser 
Gesetzesparagraph nur eine Wiederholung der in der Praxis 
längst durchgeführten früheren Bauordnungen bedeutet. 

Nun aber hatte man damals wohl auch schon inzwischen 
mit Schmerzen eingesehen, daß eine möglichst solide Bauart 
der Schornsteine allein noch nicht die nötige Sicherheit bei 
Feuersgefahr gewährleisten könne. Ausserdem hatte der Steinbau 
langsam angefangen auch das volkstümliche Wohnhaus in Frank- 
furt in etwas grösserem Umfange für sich zu erobern, und so 
geschieht es in der „Reformation“ (VIII, | § 6 und VIII, VIII 
§ 7) zum ersten Male, daß wir in einer Bauordnung die Brand- 
mauern erwähnt finden. Freilich erkennt man dabei schon an 
der Art des Ausdruckes, wenn es z.B. heisst: „die Mauer zum 
obersten über dem dritten Stockwerk, so man bei uns ein 
Brandmauer nennet“, daß es sich noch um eine aussergewöhn- 
liche Erscheinung handelt. Das konnte ja auch gar nicht anders 
sein, solange die besprochenen „Winkel“ noch allgemein üblich 
waren. So lag es denn im sechszehnten Jahrhundert noch 
durchaus fern, etwa für jedes Haus Brandmauern zu verlangen. 
Nur wurde demjenigen, der sie errichten lassen wollte, vor- 
geschrieben, daß sie bis an das Dach des Hauses zwei Werk- 
schuh dick sein solle, und daß der übrige oberste Teil um 
einen halben Schuh abgesetzt werden dürfe. Daß diese Be- 
stimmungen aber selbst im Laufe des siebenzehnten Jahrhunderts 
die alten baulichen Verhältnisse noch nicht allzusehr gebessert 
hatten, dafür scheinen mir die beiden entsetzlichen Brandkata- 
strophen ein beredtes Zeugnis abzulegen, die am 14. Januar 1711 
und vom 26. auf den 27. Juni 1719 die Stadt heimsuchten, 
und von denen die erste die ganze Judengasse, die zweite 
aber den grossen Häuserblock zwischen Schnur- und Tönges- 
gasse einerseits und zwischen Ziegel- und Fahrgasse anderer- 


1) Stadt-Archiv: Gesetze 2a, fol. 124b; 3, fol. 72a; Edikte 27, Nr. 59a; 
Eidbücher 2, BI. 266a—266b. 
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seits, im ganzen an 400 Häuser in Asche legte. Gerade nach 
solchen schrecklichen Erfahrungen scheint es, selbst wenn man 
die erstaunlich schmalen Fronten der Judenhäuser, die vielfach 
noch nicht einmal eine Breite von 3 m erreichten, in Betracht 
zieht, für unsere modernen Begriffe fast unbegreiflich, daß die 
Judenbauordnung vom 7. April 1711 nur vorschreibt, dass auf 
der einen Judengassenseite acht auf der anderen neun Brand- 
mauern „bis über die Dächer auf beiden Seiten durch die ganze 
Gasse in einer ungefähr gleichen Distanz erbauet werden sollten “,!) 
und daß die Bauordnung vom 27. Juli 1719 als Mindestmaß nur 
verlangt, daß „allemal zwischen drei oder höchstens vier Häusern 
Brandmauern, und zwar zween Schuh, ohne den Horst, übers 
Dach geführt“, errichtet werden sollten. Wir erblicken darin 
nur einen klaren Beweis, daß auch damals die Brandmauern 
noch nicht als eine durchgängig geübte Baugewohnheit in 
unserer Stadt angesprochen werden konnte. Erst in dem Bau- 
statut von 1809 wurde der letzte Schritt getan, indem für jeden 
Neubau auf beiden Seiten Brandmauern vorgeschrieben wurden 
(Kap. I, § 10). Erst damit war dann auch endgültig für die 
fernere Anlage der alten volkstümlichen „Winkel“ jede Mög- 
lichkeit benommen worden. Es geschah zu einer Zeit, wo auch 
die Fachwerkstechnik in Frankfurt für Neubauten wenigstens 
nicht mehr in Betracht kam, denn die letzten Fachwerkbauten 
sind hier Anfang der neunziger Jahre des achtzehnten Jahr- 
hunderts entstanden. — 

So haben wir denn abermals eine bestimmte Reihe bau- 
licher Erscheinungen in ihrer Entwicklung durch die Jahrhunderte 
verfolgt, und wiederum ist es nötig, daß wir noch einmal zu 
unserem Ausgange zurückkehren. Mit Absicht hatten wir alle 
diejenigen baulichen Momente besonders betont, welche den 
ursprünglichen Zusammenhang von Stadthaus und Bauernhaus 
beweisen helfen. Allein unsere Darstellung würde eine empfind- 
liche Lücke haben, wenn wir nicht auch einen sehr wichtigen 
Gesichtspunkt gebührend hervorheben würden, in dem das 
Stadthaus schon von den ersten Zeiten an, in denen wir uns 
überhaupt einen klaren Begriff von ihm machen können, bereits 
auf einer neuen Stufe der Entwicklung sich darstellt. Es handelt 
sich dabei um die Frage des Grundrisses, und in dieser Hin- 
sicht scheinen in der Tat die städtischen Verhältnisse mit dem 


1) Beyerbach, „Sammlung der Verordnungen der Reichsstadt 
Frankfurt“. 5,1104. 
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engeren Zusammenrücken der Häuser schon in der Frühzeit 
der Stadtentwicklung auf ein Verlassen der Bauernhausformen 
hingedrängt zu haben. Wenn wir uns erinnern, daß bei dem 
Bauernhause in der Umgebung Frankfurts der Eingang an der 
Langseite, der Traufseite des Hauses liegt, daß er geradeaus 
auf Eren und Küche führt, neben denen an der Seite nach der 
Strasse hin die Stube, oder bei weiterer Ausgestaltung Stube 
und Kammer liegen, so ist es von vornherein klar, daß dieser 
Grundriss unmöglich beibehalten werden konnte, sobald die 
Häuser in der Stadt so nahe aneinander rückten, daß nur noch 
ein drei Schuh breiter Zwischenraum, der Winkel, zwischen 
ihnen frei blieb. Von hier aus konnte der Eingang unmöglich 
weiter genommen werden. Man musste unmittelbar von der 
Strasse aus in das Haus gelangen können. Und so vollzog 
sich das, was ich kurz als Grundrissschwenkung bezeichnen 
möchte: die Orientierung des Grundrisses verschob sich um 
einen rechten Winkel, und während früher — von der langen 
Traufseite aus gesehen — die Küche neben der Stube gelegen 
hatte, so kam sie jetzt — von der schmalen Giebelseite ge- 
rechnet — hinter die Stube zu liegen. Der Eingang zum 
Hause aber konnte nicht anders gewonnen werden, als daß 
man an der Langseite herunter ein Stück von der Stube ab- 
schnitt und diesen neu entstandenen Eren bis zur hinteren 
Küche durchfiihrte. Das ist die einfachste Form des Grund- 
risses, die uns an unseren Stadthäusern begegnet. Daß sie 
sich von derjenigen des Bauernhauses jetzt nicht unwesentlich 
unterscheidet, kann niemand leugnen, aber ich denke, wenn 
man die sonstigen unzweifelhaften Verwandtschaftsbeziehungen 
zum Bauernhause in Betracht zieht, so wird man der Ent- 
wicklung, wie ich sie zu schildern versuchte, beipflichten, und 
damit würde dann auch die zeitliche Bestimmung insofern ge- 
geben sein, als man annehmen muß, daß diese Grundriss- 
schwenkung im Laufe des hohen Mittelalters sich vollzogen hat. 

So treffen wir denn am Ausgange des Mittelalters das 
städtische Haus in einem merkwürdigen Stadium des Über- 
ganges. Im Inneren hat der Zwang der neuen Verhältnisse 
die Orientierung bereits völlig zu ändern vermocht, im Äusseren 
aber schien das Haus von diesem Vorgang kaum berührt zu 
sein, denn noch immer und, wie wir wissen, noch für lange 
Zeit richtete es, wie das Bauernhaus, nicht die Traufseite sondern 
den spitzen Giebel nach der Strasse. Die Giebelseite ist noch 
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Jahrhunderte lang das Antlitz des Stadthauses geblieben, und 
es dauert sehr lange, bis wir den ersten Anlauf dazu bemerken, 
daß man aus der Grundrissschwenkung die, wie es scheint, 
natürliche Konsequenz zog, ihr nun auch die entsprechende 
Veränderung im Äusseren, mit einem Worte die Firstschwenkung 
folgen zu lassen.’) 


Am Ende des Mittelalters waren, soweit es sich um den 
volkstümlichen Wohnbau handelt, in den Strassen von Frank- 
furt nur Giebelhäuser zu sehen, und auch der älteste grosse 
Plan von Frankfurt, der auf uns gekommen ist, der sogenannte 
„Belagerungsplan“ von 1552 lässt das Giebelhaus als durch- 
gehendes Charakteristikum des Strassenbildes mit völliger Deut- 
lichkeit erkennen. Immerhin aber sehen wir doch auch schon 
auf diesem Plane, freilich erst an ganz wenig Stellen, daß hier 
und da die Firstrichtung eines Hauses sich parallel zur Strasse 
gestellt hat. Wann das zuerst geschehen ist, wird voraussichtlich 
nicht mehr festgestellt werden können. Jedenfalls kann es sich 
dabei aber im Jahre 1552 erst um eine ganz junge bauliche 
Erscheinung handeln, ebenso wie z. B. auch in Dresden die 
Firstschwenkung sich erst seit der Mitte des sechszehnten Jahr- 
hunderts vollzogen hat,?) und man möchte vermuten, daß es 
die Einflüsse der Renaissance gewesen sind, die jene durch 
die Grundrissschwenkung seit langem vorbereitete Entwicklung 
ins Rollen gebracht haben. So finden wir denn auch in der 
„Reformation“ (II, II § 4) zum ersten Male eine Ausserung, 
aus der wir entnehmen können, daß man inzwischen angefangen 
hatte, die Trauffront der Häuser als eine neue Baugewohnheit 
gelten zu lassen, ebenso wie wir die dadurch erst ermöglichten 
Brandmauern in jenem Gesetz ebenfalls zuerst angetroffen haben. 





1) In direktem Gegensatz zu den obigen Ausführungen steht eine 
Ausserung von Grotefend, der in den Mitt. d. Ver. f. Gesch. u. Alter- 
tumsk. i. Frankfurt a. M. 1884 Bd. VII, Nr. 4, S. 104 schreibt: „In Franken 
und so auch in Frankfurt kommen nur wenig oder gar keine Reihenhäuser 
vor, die den Giebel der Strasse zuwenden. Erscheint ein solcher Giebel, 
so ist er stets vorgeblendet, und die Hauptfirst des Daches läuft parallel 
mit der Strassenflucht“. Wie Grotefend — sonst ein so trefflicher Kenner 
von Frankfurts Geschichte und Kultur — zu dieser Behauptung gekommen 
ist, die selbst heute noch durch die bestehenden Baudenkmäler widerlegt 
wird, und der in gleichem Maße die Schriftquellen wie alte Abbildungen 
entgegenstehen, bleibt mir unerfindlich. 

2) Vergl. W.Dietrich, Beiträge zur Entwicklung des bürgerlichen 
Wohnhauses in Sachsen im 17. u. 18. Jahrhundert. Leipzig. 1904. 
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Es ist dort nämlich die Rede von Dacherkern, und es wird 
ihretwegen folgendes bestimmt: „Wollte jemand bei einem 
Neubau über den dritten Stock und in das Dachwerk einen 
oder mehr Erker nach Gelegenheit der Behausung setzen, das 
soll ihm zugelassen sein, doch daß dieselben Erker solchem 
obersten Stock gleich stehen und um nichts fürlaufen“. Diese 
Bestimmung bedeutet ja zunächst nur, daß jene Erker nicht 
abermals mit einem Überhang über den dritten Stock vor- 
springen dürfen. Wir müssen uns hier aber sagen, daß jener 
ganze Gesetzesparagraph nur dann einen Sinn haben kann, 
wenn wir die dort gewählte Bezeichnung „Erker“ mit dem 
später üblichen Namen „Zwerchhaus“ gleichsetzen. Nur so ist 
das Verbot des Überhanges verständlich. Damit ist aber auch 
gesagt, daß meines Erachtens jene Bestimmung auf die damals 
neu aufgekommenen Häuser mit Trauffront hinzielt. 

In der zweiten Hälfte des sechszehnten Jahrhunderts scheint 
die Firstschwenkung freilich noch nicht über die ersten Anfänge 
hinaus gediehen zu sein. Das muß man wenigstens annehmen, 
wenn man sieht, wie ein Ratsschluß vom 28. April 1597 damit 
rechnet, daß jemand „Gauppen in seine Dachung gegen seinen 
Nachbarn‘ mache, „weil man der Gauppen wegen Säuberung 
der Kennel, Abtragung des Schnees und Feuersgefahr nicht 
entraten kann“. Doch sollen die Gauppen mindestens 15 Werk- 
schuh von einander stehen und durch „hölzerne oder eiserne 
Gerembse oder Läden“ verschlossen gehalten werden. Diese 
Bestimmung ist später in die Ausgabe der Reformation vom 
Jahre 1611 in Abschnitt VIII, Kap. VII, $3 übergegangen und 
sie ist selbst in Dalbergs Baustatut Kap. VII, 89, noch einmal 
wiederholt, obwohl damals im Jahre 1809 die Trauffront bereits 
in allgemeiner Übung war. 

Erst nach vollzogener Firstschwenkung, mit dem Ver- 
schwinden und infolge des Verschwindens der Giebelfronten 
sind die Zwerchhäuser, die vordem nur an Eckbauten und Hof- 
gebäuden möglich waren, auch nach der Strasse zu in grösserem 
Umfang aufgekommen. Diese mit einem besonderen Seitenfirst 
aus dem Dache vorgetriebenen Ausbauten hatten den Zweck, 
die ausser Übung gekommenen Giebel in mancher Hinsicht zu 
ersetzen, und so sind sie besonders während des siebzehnten 
Jahrhunderts, man kann wohl sagen zur ständigen Baugewohn- 
heit geworden. Noch in der nach dem „grossen Christenbrande“ 
erlassenen Bauordnung vom 27. Juli 1719 finden sich die 
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Zwerchhäuser erwähnt, und es wird ausdrücklich angegeben, 
daß ihr Zweck darin gesehen wird, daß man „etwas hinauf 
ziehen, auch im Fall der Not herunter bringen und salviren“ 
könne!). Es werden aber ihre Maßverhältnisse insofern be- 
schränkt, als sie in engen Gassen „nicht über acht oder neun 
Schuh breit, auch nach Proportion noch schmäler“ sein sollten. 
Damals war die Firstschwenkung aus einer Baugewohnheit be- 
reits zum Baugesetz geworden, denn dieselbe Ordnung bestimmte 
ein für allemal, daß „keine Giebel sondern alle Dachträufen von 
denen Häusern gegen die gemeinen Strassen gerichtet werden“ 
sollten. Die Zwerchhäuser, die auch während des achtzehnten 
Jahrhunderts noch auf den Dächern unserer Stadt entstanden 
sind, waren die letzten Schösslinge, die die hauswirtschaftlichen 
Verhältnisse des ausgehenden Mittelalters an den Neubauten 
der Folgezeit äusserlich getrieben haben. 

Erst in dem Baustatut von 1809 (Kap. II, § 1) ist die Neu- 
errichtung von Zwerchhäusern gänzlich verboten worden, und 
damit erst waren die alten Fachwerkgiebelhäuser mit all ihren 
Begleiterscheinungen und Nachklängen endgültig überwunden. 
Wohl ist noch manches Denkmal jener Bauweise in den Strassen 
der Altstadt auf uns gekommen, und wir hoffen auch noch 
manches von ihnen den kommenden Geschlechtern hinterlassen 
zu können. Aber darüber dürfen wir uns nicht täuschen, wo 
eins von ihnen fallen muß, da ist es etwas Anderes, etwas 
Moderneres und, wie wir glauben, etwas Besseres, was wir an 
seine Stelle setzen, selbst wenn wir uns aus romantischer 
Neigung bemühen, in Einzelheiten den Schein des Alten auf’s 
Neue erstehen zu lassen. 


8. Einzelformen am Hause. 


Bevor wir dazu übergehen, die Entwicklung des Steinbaues 
zu schildern, die mit den „steinernen Häusern“ des Mittelalters 
einsetzt und schliesslich in den neuzeitlichen Formen des Wohn- 
baues ausläuft, müssen wir im folgenden noch ein paar Nach- 
träge liefern, die das, was wir über die Geschichte des volks- 
tümlichen Holzhauses zu sagen hatten, in mancher Hinsicht 
ergänzen, und die zugleich zu den späteren Auseinandersetzungen 
in gewissem Sinne einen Übergang bilden können. Es handelt 





!) Beyerbach 5, 1099, 
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sich dabei um Einzelheiten an der äusseren Erscheinung oder 
in der inneren Einrichtung des Hauses, die nicht gerade als be- 
stimmendeMerkmale für den Haustypus betrachtet werden können, 
die aber grossen Teiles schon am spätmittelalterlichen Hause 
uns entgegentreten, die an seiner späteren Entwicklung teil- 
genommen haben, und die dann unter den neuen Konstruktions- 
verhältnissen des Steinbaues entweder in umgestalteten Formen 
weitergeführt sind oder aber vor neuen baulichen Erscheinungen 
haben weichen müssen. 

Auch hier kommen eigentlich nur solche Bauteile in Be- 
tracht, die dadurch zu gelegentlichen Verordnungen Anlaß gaben, 
daß sie das Bestreben zeigten, ganz oder teilweise über die 
Bauflucht hinaus und in die gemeine Strasse hineinzuwachsen. 
So wird uns über die Haustür als solche, um mit ihr zu be- 
ginnen, meines Wissens an keiner Stelle berichtet, und die 
mehr architekturgeschichtliche Tatsache, daß sie im Ausgange 
des Mittelalters meist einen spitzbogenförmigen oberen Abschluß 
fand, während sie in späterer Zeit unter einem geraden oder 
nur schwach gebogenen Sturz sich öffnete, können wir nur an 
den Denkmälern selber erkennen. Aber darüber, daß man bis 
ins sechszehnte Jahrhundert offenbar eine starke Neigung zeigte, 
die Haustüren nach aussen auffallen zu lassen und so die Haus- 
flur geräumiger zu machen, über dieses Bestreben hat uns ein 
obrigkeitliches Verbot deutliche Kunde gegeben. Die „Refor- 
mation“ (8, 6 § 9) betont nämlich ausdrücklich, alle Tore 
und Haustüren, so auf die gemeine Gasse gehen, sollten inwendig 
und nicht herauswärts angehängt werden, womit das Auffallen 
der Türen nach aussen prinzipiell verboten wurde. 

Besonders wichtig war die Frage der Anbringung der Kram- 
läden. Das springt sogleich ins Auge, wenn man bedenkt, daß 
im ausgehenden Mittelalter die gesamte Handwerkerschaft in 
Frankfurt ungefähr 60 bis 70 vom Hundert aller Einwohner 
ausmachte, und daß von Seiten der Zünfte hier wie auswärts 
das Verlangen gestellt wurde, daß die Werkstätten nach der 
Strasse zu liegen müssten, um auf diese Weise eine öffentliche 
Kontrolle der handwerklichen Arbeiten und ihrer Waren zu er- 
möglichen, ebenso wie aus ähnlichen Gründen auch kein Laden 
gesondert von der Wohnung gehalten werden sollte. Dabei 
wurden die Auslagen in der auch sonst in den deutschen 
Städten begegnenden Art hergerichtet, daß man den aus drei 
horizontal an einander gefügten Holzbrettern bestehenden Fenster- 
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verschluß nach oben und unten aufklappte. Das Oberbrett bildete 
auf diese Weise eine Art Wetterschirm für die Waren, die auf 
den beiden unteren niedergeklappten Ladenbrettern ausgelegt 
wurden. Beide aber sprangen aus der Hausflucht in die Gasse 
vor, und bei ungebührlichem Anwachsen mussten sie dem Ver- 
kehr auf der Strasse hinderlich werden. So ist es durchaus 
berechtigt, wenn die Reformation von 1578 sich mit ihnen des 
näheren beschäftigt. Sie lässt Abschn. 8, Kap. VI, § 10 den 
Gebrauch zwar ausdrücklich weiter bestehen, wenn sie sagt, 
„die Läden, so abgelassen und aufgezogen werden, wie in 
Krämer-, Höckler- und Handwerker-Behausung gebräuchlich, 
mögen wol angehenkt werden“. Aber sie fügt sogleich hinzu: 
„Doch so dieselben abgelassen werden, sollen sie über andert- 
halben Schuch nicht über die gemeine Straß oder Gassen 
herauß gehen“. 

In dieser Form haben sich die Läden teilweise bis ins 
neunzehnte Jahrhundert hinein erhalten. Der letzte ist meines 
Wissens im Nürnberger Hof dem großen Durchbruch für die 
Braubachstrasse zum Opfer gefallen. Aus ihnen sind im späteren 
Verlauf der Entwicklung die Glasfensterauslagen entstanden, 
die in Frankfurt als „Erker“ bezeichnet werden. Anderwärts, 
z. B. in Hamburg, heissen sie „Ausbauer“, und sie kündigen 
schon mit diesem Namen an, daß es sich bei ihnen um eine 
Erweiterung der Räumlichkeiten des Hauses zu ungunsten der 
Strasse handelt. Ihre Entstehung war durch die voraufgehende 
Form der Klappläden bestens vorbereitet. Man brauchte jene 
im geöffneten Zustande nur mit einem Glasverschluß zu um- 
geben, und der „Erker“ war fertig. Wann diese Entwicklung 
sich vollzogen hat, dafür ist mir kein Beleg zur Hand. Viel- 
leicht ist es schon im siebenzehnten Jahrhundert geschehen. 
Sicher sind die „Erker“ im achtzehnten Jahrhundert vorhanden 
gewesen, und als im Jahre 1809 Dalbergs Baustatut, Kap. VI, 
§ 12, in unmittelbarer Anlehnung an die obengenannte Vor- 
schrift der „Reformation“ bestimmte, daß die Läden nicht über 
anderthalb Schuh über die gemeine Strasse herausgehen sollten, 
da musste jene Vorschrift hinsichtlich der inzwischen ent- 
standenen „Erker“ eine Ergänzung erfahren. Jetzt sprach man 
nicht mehr allein von den „Läden“ an Krämer- und Hand- 
werkerbehausungen, sondern man fügte noch hinzu: „wie auch 
dergleichen Glaskasten“. 

Ebenso wie diese Kramauslagen wurden dann aber auch 
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die einfachen Fenstervergitterungen gemeiniglich so gemacht, 
daß sie über die Strasse herausragten. Wahrscheinlich hat man 
damit ebenfalls schon im siebenzehnten Jahrhundert begonnen. 
Für das achtzehnte Jahrhundert wird der Gebrauch — oder soll 
man im Sinne des öffentlichen Interesses sagen Missbrauch? — 
nicht nur durch Orths Angaben bezeugt,') sondern es sind 
aus dieser Zeit auch noch eine Anzahl von derartigen Vergitte- 
rungen an ihrer alten Stelle erhalten. Die volkstümliche Be- 
zeichnung für dieselben ist „Geräms“, ein Name der mir unter 
den Bauordnungen zuerst in einem Ratsschluß vom 28. April 1597 
begegnet ist, in dessen Verfolg er dann auch in der Ausgabe 
der Reformation von 1611 erscheint. Daß er auch früher schon 
im Sinne von Gitter oder auch Rost in Gebrauch war, dafür 
verdanke ich Fr. Bothe ein paar Belege. Derselbe weist mich 
freundlichst darauf hin, daß im Inventar von Claus Stalburg 
„ein groß eisern gereimsz in einen offen“ erwähnt wird, und 
daß im Jahre 1563 im Brommschen Hause „zum Esslingen“ 
zwei eiserne Gerämse für 5 fl. angebracht wurden. — Der Name 
wird von „Rahmen“ abgeleitet, und würde demgemäß nichts 
anderes als „Rahmenwerk“ bedeuten. 


Vor den Fenstern sind die Gerämse wohl, immer nur so 
weit aus der Flucht des Hauses hervorgetrieben, daß es mög- 
lich blieb, zwischen ihnen und den Fenstern noch eine Reihe 
von Blumen aufzustellen, und daß die Hausbewohner die Freiheit 
behielten, den Kopf so weit zum Fenster herauszustrecken, daß 
ihnen der beiderseitige Ausblick auf die Strasse gewährleistet 
war. Die erhaltenen Gerämse entsprechen diesen beiden, ver- 
hältnismäßig bescheidenen Anforderungen durchweg. Sie gehen 
aber auch nicht darüber hinaus, und so erklärt es sich auch, 
wenn die Bauordnungen niemals Veranlassung gehabt haben, 
sich in vorbeugender Weise mit den Gerämsen zu befassen. 


Dasselbe gilt von den Blumenbrettern vor den Fenstern. 
Unzweifelhaft sind sie von jeher vielfach in Frankfurt in Ge- 
brauch gewesen, und sie sind es auch heute noch. Erwähnt 
aber werden sie in den Ratsschlüssen nur ein einziges Mal, 
nämlich in einer Verordnung vom 20. Juli 1780.°) Dieselbe be- 
stätigt uns zunächst, „daß an sehr vielen Häusern dieser Stadt 
sowohl als auch in Sachsenhausen fast in allen Strassen und 


1) Orth, Anmerkungen zur Reformation 3,481. 
2?) Beyerbach 5, 1078—1079. 
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am meisten in den engen Gassen sogenannte Grasbänke oder 
Gestelle wie nicht weniger eingeschlagene schwebende eiserne 
Ärme zu Blumentöpfen und andern dergleichen Gefässen an- 
gebracht worden“. Da dieselben aber nicht immer genügend 
befestigt waren und gelegentlich herabgefallen sind und da auch 
durch herabfallende Erde und durch tropfendes Wasser die 
Passanten auf der Strasse belästigt wurden, so ergriff der Rat 
in jener Ordnung das Radikalmittel, ihre gänzliche Abschaffung 
binnen vierzehn Tagen zu befehlen. Es bleibt indessen zweifel- 
haft, ob diese Ordnung einen mehr als vorübergehenden Erfolg 
gehabt hat. — 

Wir wenden uns nun kurz zu der Besprechung der „Schöpfe“. 
Der starke Einfluss, den das handwerkliche und später auch das 
kaufmännische Leben auf die Gestaltung des mittelalterlichen 
Wohnbaues in Frankfurt ausgeübt hat, und der in besonderem 
Maße zu der Errichtung von kleinen Schutzdächern über der 
Eingangstür und wohl auch noch weiter entlang der Strassen- 
front der Häuser hindrängte, dieser Einfluß ist es meines Er- 
achtens gewesen, der die häufige Anbringung jener sogenannten 
„Schöpfe“ veranlasste. Dieselben haben nicht zum geringsten 
Teile dazu beigetragen, dem Strassenbilde des mittelalterlichen 
Frankfurt einen überaus abwechslungsvollen und malerischen 
Charakter zu verleihen. Daneben freilich ist es auch sicher, 
daß sie fast immer über die Grenzen des privaten Grund und 
Bodens herausgeschoben wurden. So erklärt es sich, daß man 
von Amts wegen sich genötigt sah, jenem Missbrauch die ge- 
bührenden Schranken aufzuerlegen. Orth 3,461 weist darauf 
hin, daß schon in einem 1545 ergangenen Statut die Bestim- 
mung anzutreffen sei: „Die Schoppen vor den Häusern sollen 
über 5 Schuh und 2 Zol weit nicht heraus gemacht werden, 
wer darwieder tete, sull alle Tag 1 fl. zur Strafe geben, bis er 
abetete.“ 
> Allein die um einen Ausweg selten verlegene Selbstsucht 
der Bauherren jener Zeit hat offenbar auch sogleich wieder ein 
Mittel gefunden, jene scheinbar so unzweideutigen Vorschriften 
zu umgehen. Wir können sogar mit ziemlicher Gewissheit 
sagen, wie man das angefangen hat. Aus dem weiteren Verlauf 
der Dinge ergibt sich mit völliger Klarheit, daß man nach dem 
Statut von 1545 auf das einfache Mittel verfiel, die Schöpfe 
nicht mehr vor dem Erdgeschoß anzuhängen, sondern sie in 
etwas grösserer Höhe erst vor dem ersten Obergeschoß an- 
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zubringen. So brauchte man die vorgeschriebene Breite von 
fünf Schuh und zwei Zoll nicht zu überschreiten und gewann 
gleichwohl die ganze Breite des Überhanges dazu. Dieser 
Sachverhalt geht deutlich aus der Tatsache hervor, daß die 
„Reformation“ (8, 6 $ 1) zwar die Bestimmungen des Statutes 
von 1545 einfach übernahm aber noch hinzufügte, daß die vor- 
geschriebene Breite „vom understen Pfosten an zu messen sei“. 

In konstruktiver Hinsicht verlangte die „Reformation“, daß 
die Schöpfe nur von Dielen, also ganz leicht gebaut und mit 
Schiefersteinen gedeckt werden sollten. Und diese Bestimmungen 
haben dann fast zwei und ein halbes Jahrhundert in Geltung, 
und wie es scheint auch in Nachahmung gestanden. Das Bau- 
statut von 1809 hat sie für die Schöpfe, „wo und wie lange 
sie noch geduldet sind“, einfach wiederholt, indem es sie freilich, 
wie man sieht, eben nur noch als Vorschrift für die bereits 
bestehenden Schöpfe gelten ließ. Neue „Schoppen, Läden oder 
Vorstände“ zu machen konnte man damals bereits gänzlich 
verbieten.!) Die bauliche Entwicklung war bereits zu anderen 
Formen übergegangen. Besonders hatten wohl die inzwischen 
erfolgte Verbreitung der Steinbauweise und die unter fremdem 
Einfluß entwickelte architektonische Ausgestaltung der Fassade 
schon im Verlaufe des siebenzehnten Jahrhunderts dahin gewirkt, 
daß die Schöpfe in der allgemeinen Wertschätzung allmählich 
ihre frühere Beliebtheit verloren hatten. Ja, fast scheint es, 
als ob selbst die volkstümliche Bezeichnung „Schopf“ schon 
in der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts allmählich von der 
Oberfläche des Sprachgebrauches verschwunden sei. Bezeichnend 
dafür scheint mir die leichte Unsicherheit zu sein, mit der Orth 
seine Anmerkungen zu dem genannten Paragraphen der „Refor- 
mation“ in die Worte kleidet: „Durch die schöpfe oder schöppe 
werden hier wol nichts anders, als die wetterdächer verstanden, 
welche an den häusern, beim untersten stocke zu sein und 
gemeiniglich die kaufleute und krämer über ihre kräme und 
läden zu haben pflegen, wie man deren noch viele, mitten in 
der alten stadt, an den häusern warnimt“. So kann man nur 
von einer Bauform sprechen, deren allmähliches Verschwinden 
aus der volkstümlichen Bauweise bereits in voller Entwicklung 
begriffen ist. 

Hier ist nun eine sehr interessante Erscheinung festzustellen, 
die für eine richtige Beurteilung der verschiedenen Einflüsse, 


1) Dalbergs Baustatut Kap. 6, § 1. 
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die sich beim Wohnbau geltend machen, für die Bewertung 
des Stärkeverhältnisses zwischen volkstümlicher Bauneigung 
und architekturgeschichtlicher Geschmacksrichtung einerseits 
und baupolizeilicher Beeinflussung andererseits von wesentlicher 
Bedeutung ist. Aus rein praktischen und hauswirtschaftlichen 
Gründen entstanden, hatten die Schöpfe, obwohl sie in den 
engen Gassen vielfach geradezu verkehrshinderlich gewesen 
sein müssen, doch von den Bauordnungen nicht verdrängt 
sondern nur auf ein Mindestmaß beschränkt werden können 
solange, bis sie von einem unter dem Einfluß der siegreich 
durchgedrungenen Steinbauweise veränderten künstlerischen 
Zeitgeschmack abgelehnt und infolgedessen auch tatsächlich 
beseitigt wurden. Da nun auf diese Weise die Befreiung der 
öffentlichen Strasse von den im Grunde unberechtigten privaten 
Überbauungen endlich vollzogen war, so sollte man meinen, 
es würden nun die öffentlichen Gewalten alle ähnlichen bau- 
lichen Übergriffe des privaten Interesses mit rücksichtsloser 
Entschiedenheit für die Zukunft durchaus verhindert haben. 
Aber hier kann man einmal an einem klaren Beispiel deutlich 
erkennen, wie stark der Einfluß einer allgemein volkstümlichen 
Geistesrichtung auch auf dem Gebiete der äusseren Kultur 
selbst im Kampf mit schwerwiegenden Rechts- und Besitzfragen 
sich durchzusetzen vermag. 

Tatsächlich steht es mit dem Baustatut von 1809 so, daß 
das, was damals durch Abschaffung der Schöpfe für die Strasse 
zurückgewonnen war, in einer anderen Hinsicht, wenigstens 
prinzipiell, wieder verloren gegeben wurde. Der architektonische 
Geschmack der Zeit hatte nämlich wiederholt die Neigung 
gezeigt, den Hauseingang dekorativ besonders zu betonen, ihn 
mit einem darüber liegenden Balkon zu einer Baugruppe zu- 
sammenzufassen und das Ganze zu einem grösseren Portalbau 
auszubilden. Da nun das Baustatut von 1809 mit Bewusstsein 
sich dem künstlerischen Zeitgeschmack willig unterordnete, so 
wurden nun jene Portalbauten, die rechtlich und verkehrs- 
technisch betrachtet doch durchaus nicht anders als die Schöpfe 
beurteilt werden können, nun mit einem Male auch offiziell für 
zulässig erklärt, und das in demselben Augenblick, wo jene 
ein für alle Mal abgeschafft wurden. Man beschränkte diese 
Erlaubnis auf die breiten Strassen, aber wie sehr man dem 
Zeitgeschmack entgegenkam, das beweist die Tatsache, daß 
man nicht nur gestattete, Balkons auf Säulen, Pfeilern oder 
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Tragsteinen aufzuführen, sondern daß man ausdrücklich noch 
hinzufügte: „Da wo es die Breite der Strasse zulässt, sind die 
den Balkon tragende Säulen oder Pfeiler dergestalt vorzurücken, 
daß man unter dem Balkon wie unter einer Halle bequem 
vorbeipassieren könne“.!) 

Allzu häufig freilich scheint man, soweit uns die Denkmäler 
darüber belehren, von dieser Erlaubnis keinen Gebrauch gemacht 
zu haben. Indessen, das ist in unserem Zusammenhang nicht 
von ausschlaggebender Bedeutung: das ist mehr eine Frage 
der Architekturgeschichte. Daß man aber im Gesetz jene Er- 
laubnis üherhaupt erteilen konnte, das bleibt nach allem, was 
vorausgegangen war, entwicklungsgeschichtlich überaus lehrreich. 

Damit würde nun der Kreis der Einzelformen am Hause, 
von denen hier zu reden war, abgeschlossen sein. Nur eines 
bleibt uns noch übrig. In einer Besprechung des Wohnbaues 
lässt es sich nicht wohl umgehen, auch von dem „heimlichen 
Gemach“ des Hauses kurz zu sprechen, und so möge man es 
auch mir nicht verdenken, wenn ich mit ein paar Worten darüber 
berichte. Sehr häufig werden die „Heimlichkeiten“ oder „Profeien“, 
wie sie schon ein Ratsbeschluss vom 14. November 1437 be- 
zeichnet?), nicht gerade erwähnt. Ich betrachte es auch nicht 
als meine Aufgabe, ihrer Geschichte an dieser Stelle näher 
nachzuspüren. Nur auf das eine wollte ich hinweisen, daß sie 
bei den Häusern, die sich an die Stadtgräben anlehnten, viel- 
fach unmittelbar in diese Gräben hinein ihre Entleerung hatten. 
Diesen Zustand hat man freilich, wie es scheint, schon im 
sechszehnten Jahrhundert nicht mehr ohne ein leises Bedenken 
angesehen, immerhin liess man ihn weiter bestehen, und in der 
„Reformation“ (8, 6 § 6—8) sah man sich noch zu dem Zu- 
geständnis genötigt: „es sollen die Profeyen, so in unsere Stadt- 
graben ihre Seß von Alters gehabt und noch haben, nochmals 
also bleiben“. So ist denn auch ihre Abschaffung nur sehr lang- 
sam vor sich gegangen. Nicht nur finden wir noch im acht- 
zehnten Jahrhundert bei Orth 3,471 die Mitteilung, daß die Sitz- 
oder Stuhlgerechtigkeiten in die Stadtgräben sich noch in gar 
vielen Häusern befänden, sondern es hat sich sogar ein an- 
scheinend letztes Exemplar dieser Gattung bis in den Beginn 
des 20. Jahrhunders erhalten. Dasselbe befand sich an der 
Rückwand eines dem „Steinernen Hause“ benachbarten Ge- 


1) Baustatut Kap. II, § 7. 
2) Stadtarchiv. Gesetze 2a fol. 79a; 3 fol. 68a. 
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bäudes am Römerberg. Es hatte seine Öffnung nach dem alten 
Wasserlauf der Braubach, und es ist erst im Jahre 1904 bei den 
Abbrucharbeiten für die neue Braubachstrasse vernichtet worden. 
Eine Photographie davon befindet sich im Besitz des Städtischen 
Historischen Museums. 

Wie wenig im allgemeinen die Ausstattung der „Profeien“ 
den modernen Ansprüchen an Komfort und Wohnungshygiene 
entsprachen, dafür zeugt wohl am besten ein Bericht, der sich 
an der soeben zitierten Stelle bei Orth findet und der folgender- 
massen lautet: „Ungeachtet es nun eine höchstnötige und nütz- 
liche Sache ist, daß in einem jeden Hause eigene Heimlich- 
keiten angerichtet werden, so trifft man doch noch in gar vielen, 
absonderlich in alten Häusern gar keine an, und pflegen die 
Einwohner der Stühlen sich zu bedienen, die dann von gewissen 
hierzu bestellten, Weibern öfters ausgetragen werden“. 

Ich fühle mich nicht veranlasst, zu diesem Bericht, der an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig lässt, noch weitere Er- 
gänzungen zu geben. Somit dürfen wir diesen Abschnitt, der 
kaum mehr als eine Zusammenstellung von Einzelheiten geben 
konnte aber doch in mancher Hinsicht unentbehrlich schien, 
beschliessen. 


9. Die „steinernen Häuser“ des Mittelalters. 


Wir haben schon früher gesehen, dass der Steinbau, obwohl 
er in entwickelterer Technik unmittelbar an die Römerzeit an- 
knüpft, doch den volkstümlichen Wohnbau im ganzen Verlaufe 
des sogenannten Mittelalters noch nicht ergriffen hat. Zunächst 
hat er im Laufe der Karolingerzeit von Westfranken aus an 
Boden gewinnend, wohl fast lediglich die Technik des Befes- 
tigungsbaues gebildet, ist dann auch in Deutschland für die 
ihrem Wesen nach mehr internationalen Bauten der christlichen 
Kirche, für Gotteshäuser und Klöster verwandt worden und hat 
ausserdem endlich auch bei der Errichtung von Pfalzen An- 
wendung gefunden. Die einzig herrschende Bauart ist er aber 
auch auf diesen Gebieten der öffentlichen Bautätigkeit des 
Mittelalters nicht gewesen, und es muss gerade in unserem 
Zusammenhange die Tatsache stark betont werden, daß er auch 
hier lange Zeit nur neben dem Holzbau oder in Vereinigung 
mit ihm in Geltung gestanden hat. Hölzerne Kirchen sind uns 
aus mittelalterlichen Quellen in grösserer Anzahl bekannt, und 
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für ihr späteres Vorkommen brauchen wir nicht etwa nur da- 
rauf hinzuweisen, daß sie noch heute in Deutschland zu finden 
sind, vielmehr können wir dafür noch aus dem Anfang des 
siebzehnten Jahrhunderts aus Frankfurt selbst ein Beispiel an- 
führen: im Jahre 1601 wurde nämlich von Rats wegen den 
Calvinisten erlaubt, vor dem Bockenheimer Tore ein „hölzernes 
Kirchlein“ zu bauen, ein Gebäude, welches nur ein paar Jahre 
gestanden hat, da es schon im Jahre 1608 wieder ein Raub der 
Flammen wurde. 


Der Steinbau hat auch nicht einmal für das mittelalter- 
liche Befestigungswesen von Anfang an die einzige Bauweise 
gebildet. Es ist bekannt, daß auch auf den Burgen lange Zeit 
nur die eigentlichen Wehrbauten in Stein errichtet waren, 
während die dazu gehörigen Wohnbauten aus Holzwerk be- 
standen, und wir brauchen in Frankfurt nicht weit'zu gehen, 
um dieses Nebeneinander der beiden Bauweisen feststellen zu 
können. Die im Laufe des fünfzehnten Jahrhunderts errichteten 
Warten, mit denen die Durchlass-Stellen der Frankfurter Land- 
wehr besetzt sind, haben zwar steinerne Türme und Zwinger, 
aber die innerhalb der Ummauerung gelegenen Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude sind, bezw. waren aus Fachwerk erbaut. 
Es steht sogar fest, daß die Warten, die schon am Ende des 
vierzehnten Jahrhunderts auf dem Galgenfelde und in Sachsen- 
hausen sich fanden, nur in Holzwerk gezimmert waren, und 
daß sie erst im Jahre 1414 durch Steinbauten ersetzt wurden.!) 
Demgegenüber verlieren die hölzernen Obergeschosse der 
Mauertürme, z. B. des ca. 1490 errichteten Kuhhirtenturmes 
und des ebenfalls in Sachsenhausen gelegenen Turmes zum 
„Tiergarten“, und noch mehr die erst nach 1552 in Fachwerk 
aufgeführten Wächterstuben auf den Warttürmen selbst für unsere 
Beweisführung durchaus an Bedeutung. Wenn eine Zeit, deren 
technisches Können kurz darauf an ein Steinbauwerk wie den 
Frankfurter Pfarrturm herangetreten ist, wenn diese Zeit sich 
bei ausgesprochenen Wehrbauten, wie jene Warten es doch 
waren, mit Holzbauten begnügen konnte, und wenn sie dann 
noch dazu etwa ein Menschenalter vorübergehen ließ, ehe sie 
steinerne Werke an deren Stelle setzte, wenn ferner auf dem 
sogen. Belagerungsplan, jenem grossen Stadtplan, der die Be- 
lagerung von Frankfurt durch die protestantischen Fürsten vom ' 


1) Vergl. Wolff und Jung, Baudenkmäler, Bd. II. 
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17. Juli bis 9. August 1552 zur Darstellung bringt, noch be- 
trächtliche Teile der Stadtbefestigung auf der Sachsenhäuser 
Seite in Holzwerk ausgeführt sind, so geht daraus doch ziem- 
lich deutlich hervor, daß die, fast möchte man sagen instinktiven 
Baugewohnheiten dieser Zeit doch in einem wesentlich anderen 
Verhältnis zum Steinbau gestanden haben müssen, als wir ge- 
wöhnlich anzunehmen geneigt sind. 

In ganz besonderem Maße gilt das nun von der Verwendung 
des Steinbaues bei der Errichtung von volkstümlichen Bürger- 
häusern. Es ist bekannt, daß in Frankfurt noch heute ein paar 
steinerne Wohnbauten des späten Mittelalters erhalten sind, und 
daß uns von ein paar weiteren ähnlichen Bauten einige Kunde 
geblieben ist. Die Forschungen der Architekturgeschichte haben 
sich gerade der wissenschaftlichen Behandlung dieser Stein- 
bauten mit gutem Grunde in besonders starkem Maße zugewandt, 
da sie eben wegen ihrer geringen Anzahl technologisch und 
stilgeschichtlich eine erhöhte Bedeutung gewinnen, und da sie 
auch entwicklungsgeschichtlich als die ersten Glieder einer von 
da an ununterbrochen fortlaufenden Kette baulicher Erschei- 
nungen den Blick besonders auf sich ziehen. Auch wir können 
an diesen ehrwürdigen Denkmälern der lokalen baugeschicht- 
lichen Vergangenheit Frankfurts, von denen der „Braunfels“ 
vermutlich um 1350 als erstes Beispiel seiner Art, dann der 
„Grimmvogel“ im Jahre 1367, das ,,Fiirsteneck* um 1440 und 
das „Steinerne Haus“ (vergl. Fig. 2) im Jahre 1464 „mit steynen 
und muwren“ erbaut sind, nicht achtlos voriibergehen.') 

Über den Zweck, für den diese steinernen Häuser mit ihren 
dicken Mauern, mehrfach auch mit dem oberen Kranz von Zinnen 
und den flankierenden Ecktürmchen gebaut worden sind, haben 
bekanntlich einige Forscher, so z. B. Essenwein?) und speziell 
für Frankfurt Cohausen?) und Reiffenstein eine Meinung 
vertreten, die sie mit dem wehrhaften Charakter ihrer Entstehungs- 
zeit in Verbindung zu bringen sucht und in ihnen eine Art bürger- 
licher Verschmelzung von privatem Wohn- und Wehrbau erblickt. 
Diese Meinung rechnet aber meines Erachtens viel zu wenig 
mit der mittelalterlichen Gebundenheit des Individuums, die 


1) Näheres siehe „Baudenkmäler“ Lfg. 5. 

2) Handbuch der Architektur IV., 2. Der Wohnbau. S. 83 ff. — In der 
2. Aufl. von O.Stiehl 1908 ist Essenweins Anschauung gemildert, vergl. 
z. B. Seite 133. 

8) Archiv f. Frankfurts Geschichte und Kunst. N. F. IV. S. 37 ff. 
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Fig. 2. Das „Steinerne Haus“. Nach einem Aquarell von Th, Reiffenstein, im Besitz des 
Städtischen Historischen Museums. 
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dem Einzelnen auch hinsichtlich der äusseren Kultur in be- 
sonders starkem Maße verbietet, aus dem gewöhnlichen Formen- 
kreise herauszutreten. Wir müssen doch immer bedenken, daß 
es sich um eine Zeit handelt, die selbst die Kleinigkeiten der 
äusseren Lebensführung in Regel und Ordnung zu bringen sich 
bestrebt hat, in der die obrigkeitliche Fürsorge selbst auf die 
Stickereien an Koller und Brusttuch oder auf die Breite des 
Sammetbesatzes sich erstreckte. Mit zwingender Notwendigkeit 
müssen wir daraus folgern, daß mit so stark in die Augen 
springenden Neuerscheinungen wie den steinernen Wohnhäusern 
mehr als eine Bauordnung sich befasst haben würde, wenn 
dieselben nach der ausgesprochenen Absicht der Erbauer oder 
auch nur nach dem Empfinden der Zeitgenossen den trotzig 
wehrhaften Zweck gehabt hätten, den die genannten Forscher 
bei ihnen vorausgesetzt haben. Wer irgend mit mittelalterlichen 
Ordnungen sich befasst hat, der weiss, daß sie immer in be- 
sonders starkem Maße das Bestreben zeigen, alle neuen Er- 
scheinungen zu verhindern oder einzuschränken, die geeignet 
sein konnten, den ruhigen Fortgang der bestehenden öffent- 
lichen Verhältnisse zu stören oder ihre Entwicklung in neue 
Bahnen zu leiten. Da nun aber die Frankfurter Ordnungen, 
die bekanntlich schon für das ausgehende Mittelalter mit seltener 
Vollständigkeit erhalten sind, von den steinernen Häusern völlig 
schweigen, so können wir mit Sicherheit daraus schliessen, daß 
diese letzteren in keiner Weise als private Wehrbauten empfunden 
worden sind. 

Übrigens ist auch vom kriegsgeschichtlichen Standpunkt 
aus zu bemerken, daß die Belagerungstechnik des vierzehnten 
und fünfzehnten Jahrhunderts doch etwas höher eingeschätzt 
werden muß, als daß wir annehmen könnten, man habe sich 
von den steinernen Häusern, noch dazu wenn sie wie das 
„Fürsteneck“ nur von drei Seiten, sonst aber sogar nur von 
zwei Seiten frei lagen, eine nennenswerte Widerstandsfähigkeit 
gegen einen ernstlichen Angriff versprechen können. Wenn 
man ausserdem noch sieht, daß z. B. bei dem um 1400 erbauten 
Leinwandhause der Wehrgang hinter den Zinnen so schmal ist, 
daß er für eine ernstliche Kampfesweise für völlig unzureichend 
erachtet werden muss, daß er dazu auch nach oben in keiner Weise 
abgedeckt ist, so muß man schon allein aus kriegstechnischen 
Rücksichten zu dem Ergebnis gelangen, daß die steinernen Häuser 
als Wehrbauten durchaus nicht angesprochen werden können. 
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Wir müssen also für die Entstehung der steinernen Bürger- 
häuser einen anderen Anstoss suchen. Nun aber wissen wir von 
fast allen diesen Häusern, daß sie von Anfang an zu Handels- 
zwecken gedient haben. Schon das „grosse steinerne Haus“, 
von dem wir wissen, daß es im vierzehnten Jahrhundert an 
Stelle des jetzigen Leinwandhauses stand, wurde von der Stadt 
zu Messzwecken verwendet. Das Leinwandhaus selbst ist, wie 
sein Name besagt und wie urkundlich feststeht, als Lager- und 
Verkaufstelle für den Leinwandhandel errichtet worden. Die 
1405 und 1406 erstellten gewölbten Hallen des „Römers“ und 
des anschliessenden „Goldenen Schwanes“ sollten nach Angabe 
des Baudenkmäler-Werkes 2,142 „in erster Linie dem Handel 
als Kaufräume dienen“. Daß das „Fürsteneck“ für ähnliche 
Zwecke bestimmt war, ergibt sich, wie E.Padjera mich freund- 
lichst aufmerksam machte, aus dem Umstande, daß es in seinem 
Untergeschoss grosse offene Spitzbogen besass, deren Spuren 
noch heute in der Mauer sichtbar sind, und die offenbar zur 
Aufnahme von Messläden gedient haben. Das „Steinerne Haus“ 
endlich wurde von Joh. v. Melem erbaut, der als Grosskaufmann 
sich mit geeigneten Lagerräumen für seine Tuchballen und 
seine sonstigen Bestände versehen musste. 

Wenn man in dieser Weise die Frankfurter Verhältnisse 
allein sprechen lassen will, so kommt man zu der Anschauung, 
daß die steinernen Häuser des Mittelalters nichts anderes sind 
als Handelshäuser, und es wäre wohl zu wünschen, daß man 
von diesem Standpunkte aus einmal eine möglichst lückenlose 
Zusammenstellung von den Baugeschichten sämtlicher bekannter 
steinerner Bürgerhäuser des deutschen Mittelalters in Angriff 
nehmen möchte. Ich bin der festen Überzeugung, daß man an 
allen anderen Orten zu demselben Ergebnis wie in Frankfurt 
gelangen wird.!) Und wenn die Bauherrn den ungewöhnlichen 
und auch damals sehr kostspieligen Entschluss fassten, „mit 
steynen und muwren“ ihre Neubauten auszuführen, so ist es 
meines Erachtens deshalb geschehen, weil sie ihren in den 

1) Dringend ist an dieser Stelle die Anschauung hervorzuheben, 
die bezüglich des vielbesprochenen Nassauer Hauses in Nürnberg von 
E. Mummenhoff in seiner Abhandlung über „Die Besitzungen der 
Grafen von Nassau in und bei Nürnberg und das sogen. „Nassauerhaus“ 
(Festgabe d. Ver. f. Gesch. d. Stadt Nürnberg z. Feier d. 50jähr. Bestehens 
d. Germ. Nationalmuseums i. Nürnberg 1902, S. 1—88) vertreten worden ist- 


Dieser beste Kenner der Alt-Nürnberger Verhältnisse spricht es (S. 25) 
deutlich aus, daß auch das Nassauer Haus nicht anders wie die übrigen 
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Kaufmannsgütern angelegten Besitz möglichst sicher einerseits 
gegen Diebstahl, andererseits und vor allem aber gegen den 
schlimmsten Feind, der sie innerhalb der Stadtmauern bedrohte, 
gegen das Feuer schützen wollten. Wir haben ja früher schon 
im Verlaufe unserer Darstellung Gelegenheit gehabt, auf die 
stets wiederholten vielfachen Ordnungen hinzuweisen, mit denen 
man von Seiten des Rates versuchte, der stetig drohenden 
Feuersgefahr vorzubeugen. Wir haben, gerade indem wir uns 
die Kenntnis des mittelalterlichen volkstümlichen Holzhauses zu 
erwerben suchten, eine Vorstellung gewonnen, wie leicht diese 
Häuser ein Raub der Flammen werden konnten. Wir wissen, 
daß in Frankfurt wie in anderen deutschen Städten das Feuer 
trotz aller Vorsorge immer aufs Neue gewütet hat. Wir haben 
auch die beiden grossen Feuersbrünste schon erwähnt, die selbst 
am Anfang des achtzehnten Jahrhunderts noch in Frankfurt 
ganze Quartiere in Asche gelegt haben. Wenn man sich dann 
zu alledem noch vor Augen hält, daß die technischen Mittel, 
mit denen man einen einmal ausgebrochenen Brand zu be- 
kämpfen suchte, zumal für das Mittelalter im Vergleich zu 
unseren Feuerwehr-Verhältnissen geradezu als primitiv bezeichnet 
werden müssen, sowie ferner auch, daß die segensreiche Ein- 
richtung der gegenseitigen Versicherung gegen Feuersgefahr 
erst eine Errungenschaft der allerneuesten Zeit ist, dann wird 
man sich erst vollends darüber klar, wie dringend der Gross- 
kaufmann des ausgehenden Mittelalters sich veranlasst sehen 
musste, seine Lagerbestände so sicher wie möglich gegen Brand- 
schaden zu schiitzen.') 


Als eine Art feuersicherer Schatzhäuser also müssen meines 
Erachtens die steinernen Profanbauten des Mittelalters in erster 
Linie betrachtet werden. Damit stimmt es durchaus zusammen, 
wenn der Rat der Stadt im Jahre 1436 einen steinernen Turm 
für die Unterbringung seines Archivs errichten liess: es sollten 
darin die Urkunden, auf die sich alle Rechtsansprüche der Stadt 
allein stützen konnten, vor allen Dingen wohl vor der Gefahr 


Kaufmannshäuser Nürnbergs eingerichtet gewesen sei, die im Erdgeschoß 
„ausschliesslich für den Handelsbetrieb und ausgedehnte Warenlager“ 
zu dienen hatten. — Auch Hanftmann a.a, O. 73—74, teilt, wie ich 
sehe, meine Meinung. 

1) Für das Frankfurter Feuerlöschwesen ist auf die ansprechende 
Schilderung zu verweisen, die Kriegk, Deutsches Bürgertum im Mittel- 
alter I, 264—279 davon gegeben hat. 
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des Verbrennens gesichert werden. Wir können uns in unserer 
Auffassung auch nicht durch die Tatsache beirren lassen, daB 
bei manchen der in Rede stehenden Bauten wie z. B. bei unserem 
„Steinernen Hause“ nur die Aussenmauern massiv, dagegen die 
Innenwände grösstenteils aus Holzfachwerk errichtet waren. 
Der Schutz gegen äussere Feuersgefahr wurde dadurch ja in 
keiner Weise beeinträchtigt, und J. Hülsen bestätigt mir, daß 
jene Verbindung mit Holzwerk schon aus den allerfrühesten 
Zeiten des Steinbaues zu belegen sei, wie ich denn auch auf 
eine Nachricht verweisen kann, die von dem Herrenhause eines 
karolingischen Königshofes berichtet, daß dasselbe aussen aus 
Stein, innen aber aus Holz „wohlerbaut“ gewesen sei.') 

Für die an den „Steinernen Häusern“ tatsächlich vorhan- 
denen Wehrbauformen, besonders für den oberen Gang mit 
Zinnen und Ecktürmchen, scheint sich auch bei unserer Auf- 
fassung eine Erklärung ungezwungen zu ergeben. Wenn man 
sieht, wie an allem möglichen gotischen Gerät, an Möbeln, 
Kaminen, Öfen, Altären usw. der obere Abschluss durch einen 
Zinnenkranz hergestellt wird, so gewöhnt man sich, diese ur- 
sprünglich ja unzweifelhaft vom Wehrbau hergenommenen For- 
men lediglich als eines der Hauptmotive des derzeitigen Zier- 
formenschatzes zu betrachten, mit dem die Gotik die Dekoration 
der freien Endigung am Hause sowohl wie am Gerät hergestellt 
hat, ohne daß man dabei irgendwie mehr an einen wehrhaften 
Zweck zu denken hat. Endlich aber dürfen wir auch nicht ver- 
gessen, daß die Maurer und Steinmetzen, die die Steinhäuser 
errichteten, ihre technische Schulung und damit auch ihr Form- 
gefühl abgesehen von den Kirchenbauten fast allein bei der 
Errichtung von Wehrbauten gewonnen hatten. Es widerspricht 
dem Wesen der handwerksmäßigen Arbeit in keiner Weise, 
wenn wir annehmen, daß die Zweckformen des Wehrbaues von 
den Bauhandwerkern lediglich gewohnheitsmäßig auch auf den 
friedlichen Steinwohnbau als Zierformen übertragen worden 
sind. Wer sich mit der Geschichte der äusseren Kulturerschei- 
nungen etwas eingehender befasst, wird es immer wieder be- 
merken, daß, fast möchte man sagen, nach einem gewissen 
Gesetz der Trägheit die äusseren Formen oft noch Jahrhunderte 


1) Karl’s d. Gr. Breviarium bei Bruns, Beiträge zu den deutschen 
Rechten des Mittelalters. Helmstädt 1799, pg. 72: Repperimus in illo fisco 
dominico domum regalem exterius ex lapide et interius ex ligno bene 
constructam. 
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lang gedankenlos mitgeschleppt oder zur reinen Dekoration 
umgemodelt sind, wenn die von Haus aus mit ihnen verbun- 
denen Zwecke sich längst geändert haben. Wer aus jedem 
Zinnenkranz immer gleich auf eine wehrhafte Bestimmung des 
zugehörigen Werkes schliessen wollte, würde mehr als einmal 
in schweren Irrtum verfallen. Auch die Nikolaikirche zu Frank- 
furt besitzt als oberen Abschluss gegen das Dach einen Umgang, 
der im Jahre 1467 ausgeführt ist. Er bildet mit seinem reichen 
Maßwerk und den zierlichen Ecktürmchen ihren schönsten 
äusseren Schmuck, aber gerade von ihm können wir wohl mit 
Bestimmtheit sagen, daß man bei seiner Errichtung an wehr- 
hafte Zwecke gewiß nicht gedacht hat, zumal bei ihm die Zinnen 
überhaupt fehlen. Einen wiederkehrenden praktischen Zweck 
hat dieser Umgang nur insofern erfüllt, als er bei den Kaiser- 
wahlen sowie späterhin bei den Krönungen stets eine grosse 
Menge von Zuschauern aufgenommen hat, und da er nur an 
der Nord- und Westseite, also an den nach dem Römerberg 
zu gelegenen Seiten der Kirche sich findet, so ist es mehr als 
wahrscheinlich, daß er in der Tat von vorn herein nur für jenen 
Zweck aufgeführt worden ist. 

Als eine Vermutung darf es ausgesprochen werden, daß 
die deutschen Handelsherren den Anstoss zum Steinbau wohl 
in erster Linie durch die Handelsbeziehungen mit den roma- 
nischen Ländern, besonders wohl durch die vielfach bezeugten 
Reisen nach Italien erhalten haben. Die Ausstattung der 
Steinernen Häuser mit den oberen Umgängen aber mag durch 
das Vorbild der französischen Schlossanlagen teilweise mit 
beeinflusst sein, die den Zinnenkranz vielfach in grossartig 
architektonischer Weise ausgestaltet haben. 

Wenn wir nun die Überzeugung gewonnen haben, daß der 
Handel, dieser wohltätige Träger und Förderer aller Kultur, es 
gewesen ist, der die Verwendung des Steinbaues am Bürger- 
hause zuerst in umfänglicherem Maße herbeigeführt hat, so 
wird diese Meinung schliesslich noch gestärkt durch die Be- 
obachtung, daß auch in der weiteren Entwicklung unseres Bau- 
wesens der mit den Messen verbundene lebhafte Handelsbetrieb 
immer auf’s Neue das Bedürfnis nach steingebauten Niederlage- 
Räumen wach gehalten hat. Zum Beweise dessen brauchen wir 
ja nur auf die bekannte Erscheinung hinzudeuten, daß /noch 
heute im Frankfurter Sprachgebrauch die Bezeichnung „Gewölbe“ 
so eng mit dem Begriff des Warenlagers verbunden ist, daß 
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man selbst solche Lagerräumeein „Gewölbe“ nennt, die durchaus 
nicht gewölbt, sondern mit einer geraden Decke versehen sind. 
Ein weiteres Zeugnis für die Richtigkeit meiner Auffassung 
glaube ich schliesslich noch in den Ausserungen eines Mannes 
erblicken zu sollen, den wir als Frankfurter Kind gern zu den 
Unseren zählen, wenn ihn das Schicksal auch im Laufe seines 
späteren Lebens aus Frankfurt entführt hat. Joachim v. Sand- 
rart schreibt in seiner „Teutschen Academie“, zuerst erschienen 
in Nürnberg 1675—1679, im I. Band, Kap. 11: „Kaufmannshäuser 
sollen stark und wohl verwahrt sein, so viel möglich, gegen 
Mitternacht liegen, grosse Gewölber und Warenlager haben, die 
vor Dieben, Feuer und dergleichen Zufällen sicher sind“. Die 
Absichten, die wir bei der Errichtung der mittelalterlichen 
steinernen Häuser glaubten erkennen zu müssen, sind hier also 
in einer Art Lehrsatz des späten siebzehnten Jahrhunderts scharf 
und klar in genau der gleichen Weise zum Ausdruck gebracht.') 
Ebenso ist die Bemerkung gewiss nicht uninteressant, daß 
auch in der anderen grossen Mess-Stadt Deutschlands, in 
Leipzig die Entwicklung des volkstümlichen Wohnbaues viel- 
fach direkt zu derjenigen in Frankfurt in Parallele gestellt werden 
kann. Ich verweise in dieser Hinsicht auf das treffliche Buch 
von W. Dietrich, „Beiträge zur Entwicklung des bürgerlichen 
Wohnbaues in Sachsen im siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hundert“ (Leipzig 1904), welches seinerseits wieder auf die 
Übereinstimmungen mit den Ulmer Verhältnissen im Anschluss 
an die im Jahre 1640 erschienene „Architektura Recreationis“ 
des Ulmer Baumeisters Jos. Furttenbach Bezug nimmt. 
Für Frankfurt erübrigt uns nun, darzustellen, wie der Steinbau 
nach der anfänglich nur ausnahmsweise geübten Benutzung 
allmählich neben dem Fachwerk zu allgemeinerer Geltung kommt, 
und wie er schliesslich die Holztechnik gänzlich verdrängt. 


10. Vom Holzhause zum volkstümlichen Steinbau. 


„Übrigens ist es wol andem, daß man wenige von Stein 
gebaute alte bürgerliche Häuser antrifft, sondern die meisten 
von purem Holze gebaut sind, wie in unserer Stadt an den 


1) Die verbesserte achtbändige Ausgabe von J. J. Volkmann (Nürn- 
berg 1768—1775) enthält die zitierte Stelle in Band I, S. 23. Die An- 
schauungen, die im dritten Viertel des 18. Jahrhunderts herrschten, müssen 
damit also übereingestimmt haben. 
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meisten Orten zu ersehen ist.“ Mit diesen kurzen und doch 
für unser Interesse so bedeutungsvollen Worten gibt uns Orth 
in seinen „Anmerkungen über die Reformation“ (IH, 406) einen 
ungemein überraschenden Überblick über das Ausbreitungs- 
verhältnis, in welchem der Steinbau und der Holzbau in Frank- 
furt um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts zu einander 
standen. Über drei Jahrhunderte war es damals bereits her, 
daß der Steinbau auf die Konstruktions-Verhältnisse des Bürger- 
hauses übergesprungen war, aber es wäre, wie man deutlich 
sieht, durchaus unrichtig, wenn wir etwa aus unseren modernen 
Anschauungen heraus annehmen wollten, daß die Steintechnik 
den volkstümlichen Holzbau sehr rasch zu verdrängen oder 
auch nur einzuschränken vermocht hätte. 

Wohl wissen wir von einer Anzahl ganz aus Stein errichteter 
Bauten der Renaissance- und der Barockzeit, aber doch können 
wir von ihnen nicht sagen, daß sie als typische Vertreter des 
volkstümlichen Wohnhauses ihrer Zeit anzusehen wären. In 
dieser Hinsicht ist zunächst darauf hinzuweisen, daß man, wie 
uns die Bauernhausforschung gelehrt hat, für ein gut gebautes 
Holzhaus immerhin eine Lebensdauer von etwa 250 bis 300 
Jahren ansetzen kann, daß also diejenigen Häuser, die noch 
zur Zeit der unumstrittenen Herrschaft des Holzbaues errichtet 
waren, erst im achtzehnten Jahrhundert anfingen, baufällig zu 
werden,!) und daß man am allerwenigsten in den geldarmen 
Zeiten des siebenzehnten Jahrhunderts sich durchschnittlich 
geneigt gezeigt hat, ein noch gesundes Holzhaus abzureissen, 
um einen kostspieligen Steinbau an dessen Stelle zu setzen. 
Ausserdem aber ist die Entwicklung auch nicht etwa so vor 
sich gegangen, daß sie der Regel nach immer gleich im raschen 
Sprunge vom Holzhause direkt zum vollen Steinbau geführt 
hätte, vielmehr sind es gerade die Zwischenstufen, die Kom- 
binationen von Holz- und Steintechnik, die etwa zwei Jahr- 
hunderte lang den Charakter der Frankfurter Neubauten ganz 
wesentlich beherrscht haben (vergl. Fig. 3). Wir können das 
an den gewöhnlichen Bürgerhäusern des sechszehnten, sieben- 
zehnten und achtzehnten Jahrhunderts, die uns ja noch in ziem- 
licher Anzahl erhalten sind, mit eigenen Augen beobachten, 





1) Gerade das 15. Jahrh. hatte zur Herstellung und Verbauung der 
baufälligen Häuser und öden Plätze innerhalb der Stadt eine regere Tätig- 
keit entfaltet, worüber J. G. Batton, Örtliche Beschreibung d. Stadt 
Frankfurt a. M. I, 184 ff. zu vergleichen ist. 
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ferner aber geben uns dariiber auch die Bauordnungen wieder 
manchen erwiinschten Aufschluss. 

Von der Forderung nach ganzen Steinhäusern ist in den 
Frankfurter Ordnungen noch lange Zeit keine Rede, und zu der 
höchst bemerkenswerten Tatsache, daß in Dresden der Rat — 
freilich unter dem Eindruck einer starken Feuersbrunst — schon 
in einer Bauordnung von 1491 verlangt hatte, es sollten künftig 
in den Strassen alle Eckhäuser ganz von Stein erbaut werden,!) 
gibt es in Frankfurt durchaus kein Gegenstück. Hier war man 
erst im Jahre 1578 so weit vorgeschritten, daß man in der 
„Reformation“ (VII, 
1,85.) bei Neubauten 
von dem Bauherrn 
verlangte, er „solle 
aufs Wenigst den 
untersten Stock zu 
der gemeinen Stras- 
sen oder Gassen zu 
mit gehauenem Stein 
und Mauerwerk auf- 
bauen lassen,“ und am u sul 
daß man selbst diese 
nach unseren Be- 
griffen geringe For- 
derung ausdrücklich 
nur für diejenigen 

Bauherren gelten 
lassen wollte, die 
„eines ziemlichen 
Vermögens“ seien.?) Fig. 3. Haus zur Goldenen Waage. Nach Photographie 

2 2 von C. Abt. 

Diese letzte Ein- 
schränkung hat man dann freilich im Laufe des 17. Jahrhunderts 
allmählich fallen lassen, aber während man z. B. in Dresden 

1) Vergl. Dietrich a. a. O. S. 1. 

2) Man bemerke die Einschränkung, die in den Worten „zu der ge- 
meinen Strassen oder Gassen“ liegt! Die hintere Hofseite der Häuser 
ist dabei — wie aus anderen Ordnungen deutlich hervorgeht — in die 
Steinbau-Vorschrift noch nicht mit einbezogen gewesen. — Daß man in 
Frankfurt zu der Vorschrift, das Erdgeschoss in Stein aufzuführen, erst 
im Jahre 1578 gelangt ist, bleibt umso mehr auffällig, als z. B. eine von 
Gradmann im Text zum Deutschen Bauernhauswerk S. 290a erwähnte 


Württembergische Bauordnung vom Jahre 1495 bereits das steinerne 
Erdgeschoss vorgeschrieben hatte. 
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schon im letzten Viertel des 15. Jahrhunderts mehrfach verlangt 
hatte, daß die untersten Stockwerke, d. h. die Erdgeschosse alle 
von Stein gemacht werden sollten, so begegnet uns in Frank- 
furt diese Forderung zum ersten Male offiziell ausgesprochen 
erst in der Judenbauordnung vom 7. April 1711. Freilich mag 
man in diesem Falle wohl sagen, daß die Gesetzesparagraphen 
hier der allgemeinen Entwicklung nachgehinkt seien, denn die 
steinernen Erdgeschosse sind in der Tat, wie uns die Baudenkmäler 
belehren, in Frankfurt schon seit dem Ende des 16. Jahrhunderts 
mehr und mehr volkstümlich geworden. Aber das ist das Charakte- 
ristische, daß man auch in jener Ordnung, die in der unmittelbaren 
Folge und unter dem direkten Eindrucke des Judenbrandes er- 
lassen ist, bezüglich des Steinbaues noch nicht zu weitergehenden 
Forderungen ausser den bereits früher erwähnten Brandmauer- 
vorschriften glaubte vorgehen zu dürfen. 

Die weitere Entwickelung der Dinge zeigt uns deutlich, 
wie sehr wir damit recht haben, wenn wir jene Bestimmungen 
der Judenbauordnung mehr von der negativen Seite einzu- 
schätzen geneigt sind. Acht Jahre später, im Jahre 1719 geschah 
der „grosse Christenbrand,“ ein Schreckensereignis, welches 
jeden, und selbst den sorglosesten Menschen ausser aller Frage 
dazu anspornen musste, die baupolizeilichen Vorschriften so 
scharf wie irgend möglich anzuspannen. Aber gerade bei dieser 
Gelegenheit sehen wir, wie stark das volkstümliche Empfinden 
jener Zeit, die noch nicht zwei Jahrhunderte hinter uns liegt, 
von dem unsrigen in Baufragen abweichend war. Selbst die 
neue Bauordnung vom 27. Juli 1719 geht in ihren Forderungen 
nur wenig über die acht Jahre früher erlassene hinaus, und für 
unser Empfinden lahm genug bestimmt sie, „daß in allen Gassen 
wenigstens das erste Stockwerk, [d. i. das Untergeschoss], von 
lauter Steinen erbauet werden solle.“ Eine kurze Zwischenbe- 
merkung freilich dürfen wir dabei nicht übersehen, denn in 
Klammern eingeschoben sind die Worte: „wer nicht von lauter 
Steinen bauen will!“ 

Aus dieser Bemerkung „wer nicht von lauter Steinen bauen 
will“ können wir deutlich entnehmen, wie sehr in dieser Be- 
ziehung das beginnende 18. Jahrhundert noch mitten in der 
Entwicklung stand. Der Zug zum vollen Steinhause war in der 
Bevölkerung bereits erwacht, aber damals war er doch noch 
nicht stark genug, als daß man es hätte wagen können, ihn 
als Hauptgedanken der ganzen neuerlassenen Ordnung zu Grund 
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zu legen. Erst während des 18. Jahrhunderts, im Verlaufe der 
nächsten drei Menschenalter hat sich der allgemeine Umschwung 
zugunsten des Steinbaues endgültig durchgesetzt, und so finden 
wir denn im Jahre 1809 in Dalbergs Baustatut (Kap. I. $ 9) 
die klare und bündige Bestimmung: „alle neue Häuser sollen 
hinfüro nicht anders als ganz in Stein gebaut werden.“ Nur 
wie eine Erinnerung an die Bauvorschriften der früheren Zeiten 
mutet es uns an, wenn jenem Hauptgesetz noch als erleich- 
terndes Ausnahme-Zugeständnis der Satz angefügt ist: „Dem 
Bauamt ist jedoch verstattet, nach Beschaffenheit der Umstände 
die Aufführung der zweiten und höheren Stockwerke in Holz 
nachzusehen und zu bewilligen ... In jedem Falle muß der 
unterste Stock oder gleicher Erde sowohl gegen die Strasse 
als gegen den Hof in Steinen aufgeführt werden.“ Daß in 
diesen Ausnahmefällen die Gefache alle mit Backstein ausge- 
mauert werden sollten, wurde früher bereits erwähnt. 

Die grosse Bedeutung des primatischen Baustatuts beruht 
also darin, daß wir von seinem Erlaß ab in der Geschichte des 
volkstümlichen Wohnbaues in Frankfurt eine ganz neue Periode 
beginnen lassen müssen. Mit ihm erst setzt die allgemeine 
Pflege unseres modernen Stadthauses ein, welches vor allem 
durch drei Eigenschaften charakterisiert ist: als volles Steinhaus 
mit Trauffront und mit Brandmauerzwang. 

Aus dem Wesen der Mauertechnik ergibt sich aber als 
unmittelbare Folge, daß dem modernen Wohnhause nun auch 
eine Eigenschaft abhanden gekommen ist, die wir als besonderes 
Charakteristikum des mittelalterlichen Holzhauses kennen ge- 
lernt haben, nämlich das Überhängen der Obergeschosse. Mit 
der Zeit, wo der Steinbau sich endgültig durchgesetzt hat, ist 
auch der Überhang als definitiv überwunden zu betrachten, aber 
wie alle wichtigeren Einzelformen des Frankfurter Wohnbaues, 
so hat auch der Überhang seine eigene Entwicklung durchge- 
macht, die wir etwas näher ins Auge fassen müssen. Wir halten 
uns dabei gegenwärtig, daß der Überhang nicht etwa ein spezi- 
fisches Charakteristikum aller unserer Wohnbauten des Mittel- 
alters ist. Die besprochenen „Steinernen Häuser“, die wir aus 
jener Zeit kennen, sind sämtlich mit gerade aufsteigenden 
Wänden gebaut, denn der Überhang ist ja von vornherein — 
rein technisch betrachtet — beim Steinbau nur im ersten Ober- 
geschoß und auch hier nur in beschränkter Ausdehnung zu- 
lässig. Auf dem Boden der Holzkonstruktion enstanden, ist 
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der Überhang von ihr auch in seiner weiteren Entwicklung 
fast allein abhängig geblieben. Beide sind in der volkstümlichen 
Bauweise Frankfurts eng an einander gebunden, und insofern 
gibt uns das Vorhandensein des Überhangs während des 16., 
17. und 18. Jahrhunderts zugleich einen Anhalt zur Beurteilung 
der Frage, wie lange sich der Holzbau beim Publikum einer 
gewissen Beliebtheit gegenüber dem vordringenden Steinbau 
zu erfreuen gehabt hat. 

Wir erinnern uns aus unseren füheren Besprechungen, daß 
schon in einer Ordnung von 1410 die Zahl der Überhänge auf 
zwei, ihre Maße aber so festgesetzt waren, daß der erste Über- 
hang um eine Elle Frankfurter Stadtmaß (= 54,73 cm), der 
zweite aber nur um %/s Ellen über das darunterliegende Stock- 
werk vorspringen dürfe. Wir erinnern uns ferner, daß jene 
Bestimmungen im Jahre 1433 nur auf die breiteren Strassen 
beschränkt, für die engen Gassen dagegen die Überhänge ganz 
verboten wurden. Aus Zweckmäßigkeitsrücksichten, um die 
zu ungunsten der öffentlichen Strasse gepflegten Übergriffe des 
Privateigentums einzuschränken, waren jene Ordnungen erlassen 
worden.!) Aber darin besteht das entwicklungsgeschichtlich 
Bemerkenswerte, daß sie in ihrem alten Wortlaut fast drei Jahr- 
hunderte lang unverändert in Kraft geblieben sind. Die „Refor- 
mation“ (VIII, II § 2 u. 3) hat sie genau übernommen, und 
während des ganzen 17. Jahrhunderts ist keine Bauordnung 
ausgegeben worden, die etwas daran geändert hatte. Der Grund 
dafür kann nirgends anders als in der durchgängig geübten 
und hartnäckig festgehaltenen Baugewohnheit gefunden werden. 
Solange der Steinbau im allgemeinen Brauch noch nicht über 
das Erdgeschoss hinausgewachsen war, d. h. solange man die 


1) Eine besondere Ausführungsbestimmung dazu gibt eine Ordnung 
vom 3. Juni 1456 (Stadt-Archiv: Gesetze 2a fol. 4d): Wer einen neuen 
Stock unter einen alten Bau machen will, wo die Überhänge unvorschrifts- 
mäßig gross sind, soll, wenn er nachher auch den obern Bau bessern 
will, diesen obern Bau mit den Überhängen nach Vorschrift machen. 
Wenn aber einer die alten weiten Überhänge mit Balken ausbessern und 
unterziehen und darnach über kurz oder lang auch den untersten Stock 
von neuem machen will, so soll er den alten weiten Überhang, den er 
vorher unterzogen hat, kürzen nach dem vorgeschriebenen Maß! — Man 
sieht, wie schon damals die Hausbesitzer die verfügte Einschränkung der 
weiten Überhänge zu umgehen gesucht hatten. Jene Bestimmungen von 
1456 sind daher auch 1578 in der „Reformation“ (VIII, III § 4/5) im glei- 
chen Sinne wiederholt. 
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Obergeschosse gewohnheitsmäßig noch in Holzwerk zu er- 
richten pflegte, solange haben die Bauherren eben auch von 
der dadurch gebotenen Möglichkeit des Überhanges ständigen 
Gebrauch gemacht. Die mit den Überhängen verbundene Raum- 
vergrösserung ist ohne jede Frage der Grund gewesen, der sie 
von Generation zu Generation populär erhalten hat, und der 
dadurch indirekt auch der Verbreitung des Steinbaues, weil 
dieser die Überhänge wie gesagt nur in sehr geringem Maße 
zulässt, lange Zeit hindernd in den Weg getreten ist. 

Es ist nicht nur baugeschichtlich, sondern auch verwaltungs- 
geschichtlich interessant, zu bemerken, daß der Rat der Stadt 
von vornherein in der Sitte der Überhänge eine Schädigung 
der öffentlichen Interessen mit Recht erkannt hat, und daß 
er trotzdem Jahrhunderte lang kein Mittel gefunden hat, um sie 
zu beseitigen. Was half es, daß man sich in der „Reformation“ 
zunächst prinzipiell ablehnend gegen jene Bausitte verhielt und 
direkt gegen sie Stimmung zu machen suchte mit den Worten, 
daß die Überhänge „von Alters in dieser Stadt gemein, auch 
gar ubermäßig gewesen, wie zum Teil noch zu sehen, welchs 
aber neben andern Unbequemlichkeiten nicht einen geringen 
Mißstand, auch Engung gemeiner Gassen gebähret“, wenn man 
gleich darauf eben diese Überhänge in der altgewohnten Weise 
und mit den alten Maßverhältnissen zu Recht bestehen ließ? 
Erst am Anfang des achtzehnten Jahrhunderts ist die rückläufige 
Bewegung ernstlich in Fluß gekommen, indem man sich damals 
entschloß, nur noch einen Überhang und auch diesen nur mit 
beschränkter Breite zuzulassen. Wir finden zuerst in einer 
Bauordnung vom 7. Februar 1708 (Beyerbach 5, 1096) und dann 
drei Jahre später in der sich daran anlehnenden Judenbauordnung 
vom 7. April 1711 die Bestimmung, daß in den engen Gassen 
fernerhin nur noch über dem Erdgeschoß ein Überhang von 
einem Schuh gestattet sein solle. Müssen wir in diesen Vor- 
schriften an und für sich schon einen Fortschritt erblicken, so 
war es für die weitere Entwicklung doch auch nicht minder 
wichtig, daß der Rat damals wie es scheint von vornherein auch 
die ernstliche Absicht gehabt hat, jenen Ordnungen energisch 
zur Durchführung zu verhelfen. Durch den bald darauf erfolgten 
Christenbrand wurde man darin noch bestärkt, und so war es 
nur eine konsequente Fortsetzung der bereits bestehenden Vor- 
schriften, was in der Bauordnung vom 27. Juli 1719 bestimmt 
wurde: „In denen weiten Gassen, als jetzo in specie in denen 


19 


— 290 — 


bei obigem Brand ruinierten Tönges-, Schnur- und Fahr-Gassen 
und andern weiten Plätzen soll allezeit ein Überhang, doch nur 
ein und ein halben Werkschuh breit!), und sofort gerad auf- 
zubauen, auch die Stockwerk etwas höher als in denen engeren 
Gassen einzurichten, wie weniger nicht die Zwerch-Häuser er- 
laubet sein. — In denen engern bei solchem Brand ruinierten 
und allen dergleichen Gassen hingegen soll jetzt und allezeit 
ein Überhang von einem ganzen Werkschuh erlaubet, und nach 
dem ersten steinernen Stock alles gerad auf ohne Überhäng, 
und der erstere Stock höher nicht als 12 Schuh, der zweite 
11 Schuh und der dritte 10 Schuh hoch erbauet werden.“ 


Das Neue an dieser abermaligen Ordnung bestand nur 
darin, daß hier die Einschränkung auf nur einen Überhang auch 
auf die breiten Strassen der Stadt ausgedehnt worden war. Ein 
wichtiger Schritt war damit getan worden, um die alte ursprüng- 
liche Strassenbreite auch über dem Erdboden allmählich für die 
Allgemeinheit zurückzuerobern. Die davon betroffenen Haus- 
besitzer suchten dem aber auch jetzt noch, solange es ging, 
vorzubeugen, und wie schon das fünfzehnte Jahrhundert Mittel 
und Wege gefunden hatte, um die Überhang-Bestimmungen zu 
umgehen, so tat es nun auch das achtzehnte Jahrhundert noch 
in fast genau derselben Weise. Jeder Gebildete weiß, wie noch 
im Jahre 1755 Goethe’s Vater bei dem Umbau, man müsste 
eigentlich besser sagen bei dem Neubau seines Hauses auf dem 
Grossen Hirschgraben es anstellte, um den damals bereits seit 
36 Jahren bestehenden Vorschriften jener Ordnung sich zu 
entziehen. Es sind weltbekannte Worte, mit denen Goethe im 
Anfange seiner Lebenserinnerungen über jenen Bau berichtet. 
Dennoch dürfen wir es uns nicht versagen, sie hier zu wieder- 
holen, weil darin die verschiedenen Gesichtspunkte, die für die 
ganze Frage in Betracht kommen, von einem Zeitgenossen in 
klassischer Weise zum Ausdruck gebracht sind. Goethe erzählt 
folgendermaßen: 

„In Frankfurt, wie in mehrern alten Städten, hatte man bei Auf- 
führung hölzerner Gebäude, um Platz zu gewinnen, sich erlaubt, nicht 
allein mit dem ersten, sondern auch mit den folgenden Stocken über- 
zubauen; wodurch denn freilich besonders enge Strassen etwas Düsteres 
und Aengstliches bekamen. Endlich ging ein Gesetz durch, daß, wer ein 


neues Haus von Grund auf baue, nur mit dem ersten Stock über das 
Fundament herausrücken dürfe, die übrigen aber senkrecht aufführen 


1) Ein Frankfurter Schuh entsprach 28,461 cm. 
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miissen. Mein Vater, um den vorspringenden Raum im zweiten Stock 
auch nicht aufzugeben, wenig bekiimmert um äusseres architektonisches 
Ansehen, und nur um innere gute und bequeme Einrichtung besorgt, 
bediente sich, wie schon Mehrere vor ihm getan, der Ausflucht, die obern 
Teile des Hauses zu unterstiitzen und von unten herauf einen nach dem 
andern wegzunehmen, und das Neue gleichsam einzuschalten, so daß, 
wenn zuletzt gewissermassen nichts von dem Alten übrig blieb, der ganz 
neue Bau noch immer für eine Reparatur gelten konnte.“ 

Wie mancher Leser wohl mag aus persönlichem Interesse 
für Goethe dieser Erzählung und den daran sich anschliessenden 
heiteren Jugenderinnerungen des Dichters mit Spannung ge- 
folgt sein. Wir stehen ihr hier mit anderen Interessen gegen- 
über. Für uns wird sie zur lokalgeschichtlichen Schriftquelle 
von allgemeinerer als nur persönlicher Bedeutung. Wir finden 
in ihr zunächst auf’s neue eine Bestätigung dafür, daß die Ord- 
nungen zwar die Gesammtentwicklung der von ihnen betroffenen 
Verhältnisse klar wiederspiegeln, daß man aber im allgemeinen 
nicht etwa berechtigt ist, allemal mit den Erscheinungsdaten 
der einzelnen Ordnungen scharfe Einschnitte in der archäolo- 
gischen Entwicklung zu verbinden, weil alte Gewohnheiten und 
persönliche Sonderinteressen ihrer Ausführung oft genug als 
verzögernde Momente entgegenstehen. Zum anderen gemahnt 
uns jene Erzählung daran, daß wir bei der Altersbestimmung 
der einzelnen städtischen Baudenkmäler nicht etwa den Ver- 
gleich mit den Vorschriften der verschiedenen Bauordnungen 
als einzigen Anhalt nehmen dürfen, wir würden sonst, wie man 
deutlich sieht, zum Beispiel das Goethehaus in seiner jetzigen 
Gestalt um mindestens 40 Jahre zu früh ansetzen. 

Endlich aber geben uns Goethe’s Worte auch die Möglich- 
keit, Kritik zu üben an einem an und für sich sehr zuverlässig 
scheinenden Bericht, der wenige Jahre vor dem Umbau des 
Goethe’schen Hauses geschrieben ist. Wenn nämlich Orth in 
den „Anmerkungen zur Reformation“ (HI, 439) ebenfalls auf die 
Ordnung von 1719 zu sprechen kommt und dazu bemerkt, die- 
selbe würde „noch täglich also genau beobachtet,“ so ist diese 
Angabe zunächst nur im Sinne des Juristen zu verstehen, der 
konstatiert, daß die Ordnung noch im Jahre 1751 unverändert 
zu Recht bestand, während die volkstümliche Baupraxis — wo- 
rüber uns Goethe unzweifelhaft belehrt — hier wie in anderen 
Fällen sich nicht scheute, das Gesetz nach Möglichkeit zu umgehen. 


Im übrigen aber ist es nun gerade Orth, der uns an der- 
selben Stelle einen sehr erwünschten Einblick in die durch- 
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schnittlich doch schon bestehenden Bauneigungen seiner Zeit 
ermöglicht, wenn er dann fortfährt: „Heutiges Tages die meisten, 
so ihre neue Gebäue nach den rechten Bauregeln einrichten 
wollen, auch den untersten Überhang ganz hinweg lassen und 
von unten sofort gerade hinauf in gleicher Breite bauen, welches 
den Häusern ein treffliches Ansehen und Zierde gibt.“ Diese 
Mitteilung ist ebenso wie eine andere Ausserung Orth’s, in der 
er die Einschränkungen der alten übermässigen Überhänge als 
„ein gemeinnütziges und zur Zierde der Stadt dienendes Werk“ 
bezeichnet,!) für uns deshalb so wertvoll, weil wir hier aus der 
Feder eines den interessierten Architektenkreisen unparteiisch 
gegenüberstehenden gebildeten Laien ein gleichzeitiges Zeugnis 
dafür besitzen, was man aus Goethes späterer Äusserung nur 
mit einigem Vorbehalt entnehmen könnte, daß nämlich um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts die Ablehnung der Überhang - Sitte 
schon wesentlich eine Frage des Zeitgeschmackes und der Mode 
geworden war. Das ist der wichtige Hauptgedanke, den wir 
von Orth zu lernen haben?). Daneben verschlägt es nicht viel, 
daß er an der genannten Stelle nicht scharf genug zwischen Stein- 
bau und Holzbau unterschieden hat und in dieser Beziehung 
ein wenig berichtigt werden muß. 


Für den Steinbau freilich trifft es zu, daß das 18. Jahrhundert 
die Überhänge schon fast ganz vermieden hat. Bei der überaus 
sorgfältigen Durchforschung der Altstadt, die J. Hülsen an- 
gestellt hat, sind — wie er mir freundlichst mitteilte — nur 
zwei Häuser zu Tage gekommen, die mit dem vollen Steinbau 
einen kurzen Überhang des ersten Obergeschosses verbinden, 
nämlich das Haus „Zu den drei Schinken“ in der Saalgasse 
und der „Schwarze Hirsch“ in der Allerheiligenstrasse. Sonst 
haben alle die Steinhäuser jener Zeit eine durchaus gerade auf- 
steigende Fassade. 

Auf den Holzbau dagegen sind Orths Angaben sicher nicht 
anwendbar, denn noch fast das ganze 18. Jahrhundert hindurch 
haben die Bauherren bei der Neuerrichtung von Holzhäusern 
das ihnen zustehende Recht des Überhanges im ersten Ober- 
geschoss ausgenutzt. Erst durch den mehr und mehr gefestigten 
allgemeinen Gebrauch der Steintechnik und unter der Einwirkung 


1) Orth, Anmerkungen 3,446. 


2) In Würzburg war unter Balth. Neumanns Einfluß der Überhang 
schon im Jahre 1722 verboten worden, vergl. Hanitmann a. a. O.S. 68, Anm. 
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eines in anderen architektonischen Bahnen wandelnden Zeit- 
geschmackes sind die Überhänge endlich ganz verdrängt worden. 
Das Cornill’sche Haus in der grossen Sandgasse — im Jahre 1793 
erbaut — war in Frankfurt das erste Holzhaus, das ganz ohne 
Überhang errichtet wurde (vergl. Fig. 4).!) Sehr viel Nachfolge 
konnte es nicht mehr finden,?) denn wie wir gesehen haben, 
ist noch in demselben Jahrzehnt die Holztechnik endgiltig aus 
dem volkstümlichen Wohnbau in Frankfurt geschwunden. Und 
wie im Jahre 1809 in Dalbergs Baustatut der Steinbau auch 


m MEAN 
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Fig. 4. Das Cornill’sche Haus in der Großen Sandgasse. Erbaut 1793 als erstes Frankfurter 
Holzhaus ohne Überhang. y 


offiziell seine unumstrittene Herrschaft begann, so wurde in 
diesem selben Gesetz auch der Sitte des Überhanges noch 





1) Vergl. „Neue Chronik von der freien Stadt Frankfurt a. M.“ 
Frankfurt. Döring. (1833.) S. 75: „1792 wurden die beiden alten Gast- 
häuser zur goldenen Rose und zur Gans von dem Kaufmann Schmidt 
gekauft, dieser liess solche abreissen und sowohl dieses, als das Cornill’sche 
Haus in der grossen Sandgasse waren die ersten zwei Häuser, welche 
schon im Jahre 1793 nach dem neuesten Stil und Geschmack ganz ohne 
Überhang erbaut wurden.“ [NB. Das erstgenannte, später v. Mumm’sche 
Haus, abgerissen 1904, war ein volles Steinhaus im Geschmack Louis XVI.] 

2) Vor allem kommen für diese Nachfolge die Neubauten in Betracht, 
die in den neunziger Jahren des 18. Jahrhunderts und im ersten Jahrzehnt 
des 19. Jahrhunderts auf dem Fischerfeld errichtet worden sind. 
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einmal von Amts wegen der Garaus gemacht. Nicht nur wurden 
Überhänge, Erker und Ausladungen gänzlich verboten, sondern 
es wurde noch obendrein bestimmt, daß sie auch an den alten 
Häusern bei Umbauten gänzlich verschwinden sollten. Die für 
den Zeitgeschmack charakteristische Begründung lautete, daß 
sie „der Stadt zur grössten Unzierde gereichten“.!) 

Mit dieser Bestimmung war aber nicht nur der Überhang 
für künftige Neubauten ein für allemal abgeschafft. Zugleich 
bedeutete die Vorschrift auch das Ende der Entwicklungsreihe 
für ein paar Bauformen, die im Grunde nur als weitere Aus- 
gestaltungen der Überhangsitte am Bürgerhause betrachtet 
werden müssen, und die daher von dem Baustatut mit Recht 
in dem gleichen Atem erledigt wurden, indem dort, wie man 
sieht, nicht nur von Überhängen, sondern zugleich auch von 
Erkern und Ausladungen die Rede ist. Da diese Erker und 
Ausladungen, als Baugewohnheiten betrachtet, den Überhängen 
durchaus wesensgleich sind, so kann fast alles, was zu ihrer 
Beurteilung von Belang ist, schon aus unseren früheren Aus- 
führungen über den Überhang entnommen werden. Nur noch 
ein paar ergänzende Bemerkungen seien gestattet. 


Von den „Ausladungen und Erkern, so im mittelsten Stock- 
werk gegen gemeiner Gassen zu wöllen gemacht werden“, 
hören wir in den Bauordnungen meines Wissens zuerst in der 
„Reformation“ III, II. § 6, wo darüber bestimmt wird, daß die- 
selben nicht anders als mit des Rates sonderlicher Vergünsti- 
gung nach gehabtem Augenschein und Ermäßigung der Ge- 
legenheit, auch allein in den weiten Gassen gemäßigter Weiss, 
d. h. in maßvollen Grenzen, zugelassen werden sollten. Was 
für Bauformen darunter verstanden sind, bleibt für uns ausser 
Zweifel. Es handelt sich um jene mittelalterlichen Erkeraus- 
bauten, die für uns da, wo sie in wenigen Fällen noch erhalten 
sind, wegen ihrer malerischen Wirkung so viel anmutendes 
haben, und von denen unter anderen das bekannte frühere 
Bromm’sche Haus auf der Zeil ein schönes Beispiel dargeboten 


hat. 
Ausdrücklich von ihnen zu unterscheiden sind die Fenster- 


ausladungen, kleine Glasausbauten, die dadurch entstanden, 
daß man die Fensterbank eines Fensters — nicht aber auch 
die darunter befindliche Brüstungswand — soweit nach aussen 


*) Baustatut Kap. II, § 5 u. 6. 
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herausführte, als der über dem Fenster befindliche Überhang 
vorsprang. Die Fensterfliigel selbst wurden dann mit ihrem 
Rahmenwerk natürlich ebenfalls bis etwa in die Fläche der 
Wandung des schützenden nächst höheren Geschosses vorge- 
schoben, während die dadurch entstehenden Öffnungen zwischen 
Fensterrahmen und Wand durch schmale, senkrecht oder auch 
schräg gestellte Fensterbreiten verschlossen wurden. Es ent- 
stand auf diese Weise ein kleiner dreiseitiger Glasausbau, der 
über der vorspringenden Fensterbank bis hinauf zu dem über- 
hängenden Schwellbalken des nächsten Geschosses sich erhob 
und einen. bequemen beiderseitigen Ausblick auf die Strasse 
gestattete. Es kann nicht wunder nehmen, daß die Reformation 
von 1578, die gegen die Überhänge selbst nur mit verhältnis- 
mässig unzureichenden Mitteln vorgegangen war, an diesen in 
der Tat nicht sehr bedeutenden Fensterausladungen nicht eben 
viel zu ändern suchte. Sie gestattete (VIII, VII § 7) dieselben 
ausdrücklich mit den Worten: „Wolt auch jemand seiner Stuben 
Fenster eins gegen der gemeinen Gassen zu ein Aussladung 
machen, darinn man sich umbsehen kann, solches mag er tun“. 
Als Beschränkung wurde nur die fast selbstverständliche Vor- 
schrift ausgesprochen: „doch daß dieselbige under dem obersten 
Überhang bleibe und weiter nicht herausgehe“. 

Das Schicksal der Fensterausladungen musste im Durch- 
schnitt entschieden sein, sobald man gewohnheitsmäßig dazu 
überging, die Bausitte des Überhanges mehr und mehr aufzu- 
geben. So konnte in der Mitte des 18. Jahrhunderts Orth 
bereits in den „Anmerkungen“ 3,497 schreiben: „Die Fenster- 
ausladungen werden, weil sie wenig oder gar nichts ausmachen, 
hoc tempore bei den neuaufgebauten Häusern selten mehr ge- 
machet: wie sie auch in der Tat gegen die heutige Bauart sind 
und einem Hause das Aussehen nicht wenig benehmen.“ Bis 
in den Anfang des 20. Jahrhunderts sind nur wenige Beispiele 
von ihnen an den Häusern der Altstadt erhalten geblieben. 

Während aber die Fensterausladungen im Grunde nur kleine 
Erweiterungen von sehr geringer Bedeutung waren, bildeten 
im Gegensatz dazu die Erker eine Art von Baugliedern, die 
nicht nur als ein willkommenes räumliches Ausdehnungsmittel 
dem Bauherrn erwünscht sein mussten, sondern die wegen 
ihrer dekorativen Werte unzweifelhaft auch von den werkführen- 
den Baumeistern gern als architektonische Schmuckstücke an 
ihren Neubauten verwandt worden sind. Gerade bei ihnen ist 
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es für mich ausser aller Frage, daß ihr allmähliches Verschwin- 
den ebenso wie das der Überhänge in viel geringerem Maße 
der Einwirkung der Bauordnungen als vielmehr derjenigen eines 
veränderten Zeitgeschmackes zuzuschreiben ist. Orth hat von 
seinem Standpunkte aus ihre Geschichte durchaus richtig darge- 
stellt, wenn er in seinem oft genannten grossen Werke 3,440schreibt: 
„Die Erker, Ausladungen oder Ausgebäude, welche im mittlern 
Stocke gemeiniglich in der Mitte des Hauses um bessern Aus- 
sehens willen, sonderlich wo sie in Eckhäusern sind, gemachet 
werden, müssen in vorigen Zeiten hier gar gebräuchlich ge- 
wesen sein, weil man deren noch viele findet .. . Nachdem 
aber solche die Häuser überaus misstellen und verschänden, 
auch den andern Zimmern die behörige Aussicht benehmen, 
vornehmlich aber in Feuersnot wegen ihrer Hervorragung der 
Gefahr eher unterworfen auch den Nachbarn beschwerlich 
sind“... so ist ihre Errichtung eingeschränkt worden. 


Haben wir somit die Geschichte des Überhangs und seiner 
Begleiterscheinungen bis an’s Ende verfolgt, so müssen wir 
endlich noch ein paar kurze Bemerkungen anschliessen, in denen 
wir die Zahl und die durchschnittliche Höhe der Stockwerke 
und die daraus sich ergebende Höhe der Häuser überhaupt ins 
Auge fassen. Wir haben früher gesehen, daß an den Wohn- 
bauten des späten Mittelalters bereits eine starke Neigung zur 
Höhenentwicklung festgestellt werden muß, und daß die Bau- 
ordnungen demgegenüber das Maß von drei Stockwerken oder 
Gäden, d. h. von einem Erdgeschoß und zwei Obergeschossen 
als Höhengrenze aufgestellt hatten. Bei dieser Vorschrift ist es 
dann auch bis in das 19. Jahrhundert hinein verblieben. Die 
„Reformation“ lässt zwar die Möglichkeit einer besonderen Ver- 
günstigung des Rates zum Höherbauen bestehen. Aber das 
sind doch nur Ausnahmen. Es berichtet uns z. B. in der Tat 
eine Bauordnung vom 24. Januar 1594, daß einigen Juden zu- 
vor. erlaubt worden sei, ihre Häuser vorn in der Gasse vier 
Stockwerk hoch zu bauen, aber zugleich wird auch unter Hin- 
weis auf die dadurch entstehende Ungleichheit der Häuser und 
auf die Enge der Gasse bei Feuersgefahr bestimmt, daß diese 
Erlaubnis künftig nicht mehr erteilt werden solle.!) In der „Juden- 
stätigkeit“ von 1614 findet sich dieselbe Bestimmung, und alle 
Versuche, sie zu umgehen, wurden alsbald durch neue Ord- 


1) Beyerbach 5, 1107. 
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nungen wieder erstickt. Da die Juden, für die sich bei der 
Enge ihrer Gasse der Trieb zum Höherbauen ganz von selbst 
rege erhielt, die Zwerchhäuser — wie Orth III, 435 es ausdrückt — 
„auf betrügliche Weise so gross gemacht, daß sie einem eigenen 
Stockwerke gleich kommen“, so erneuerte ein Ratsbeschluß 
vom 12. November 1696 den Befehl, daß sie nur drei Stock- 
werke machen sollten. Die Judenbauordnung 1711 behielt dann 
diese Bestimmung bei und auch die nach dem Christenbrande 
1719 erschienene Ordnung sprach sich — wie wir bereits mit 


ihren eigenen Worten gehört haben — in dem gleichen Sinne 
aus, indem sie zugleich die Héhenvorschriften für die einzelnen 
Stockwerke — 12 Schuh für das’erste, 11 für das zweite und 


10 Schuh für das dritte — beibehielt, die soviel ich sehe zum 
ersten Male in der Judenbauordnung scharf präzisiert waren. 


Diese Bestimmungen sind dann das ganze 18. Jahrhundert 
hindurch in Kraft geblieben. Eine wesentliche Änderung brachte 
wieder erst das Baustatut von 1809. Erst dieses Gesetz hat 
wieder eine Vermehrung der Stockwerke zugelassen, indem es 
gestattete, daß in den breiten Straßen, auf das Erdgeschoß, zu 
welchem auch noch eine niedrige Entresol gerechnet wurde, 
drei Stockwerke aufgesetzt werden dürften, wobei die Höhe 
der einzelnen Stockwerke ausdrücklich der Willkür des Bauenden 
nach dem Zweck seines Baues überlassen wurde. In dieser 
Hinsicht liess man nur die einzige Beschränkung bestehen, daß 
die Gesamthöhe solcher Häuser bis über das Gesims 64 Schuh 
nicht überschreiten solle, während in den engeren Strassen, 
deren Breite nicht viel über 30 Schuh oder weniger betrüge, 
als zulässig grösstes Höhenmaß bis über das Gesims 48 Schuh 
festgesetzt wurden.!) 

Wieder also ist es dieses von uns so oft genannte Bau- 
statut Dalbergs, in welchem die alten Bauformen zu Grabe 
getragen werden. Eine neue Entwicklung hebt mit ihm an, in 
der wir noch mitten darin stehen. Mit ihm beginnt die Geschichte 
des modernen volkstiimlichen Wohnbaues von Frankfurt. Was 
vor jenem Gesetz an Bauten geschaffen ist, atmet trotz aller 
Verschiedenartigkeit der Einzelformen im Grunde doch noch 
denselben Geist, der uns schon am mittelalterlichen Wohnbau 
entgegentritt, wenn er zuletzt auch nur noch in abgeblasster 
Weise sich äussert. Was aber nach 1809 bei uns gebaut wurde, 


1) Baustatut 1809, Kap. II, § 1 und 2. 
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das ist etwas von jener eigenartigen bodenständigen und lokal- 
gefärbten mittelalterlichen Art völlig Verschiedenes. Die Kultur 
einer neuen Zeit mit unermesslich gesteigerten Verkehrsmitteln 
und technischen Errungenschaften kommt darin zum sichtbaren 
äusseren Ausdruck: die Kultur unserer eigenen Zeit. 

Und wie das Wesen, das innere Gefüge und die Maßver- 
hältnisse, wie der gesamte Organismus des einzelnen Hauses 
sich geändert hat, so hat notwendigerweise auch das Stadtbild 
im Ganzen ein anderes Gesicht angenommen. Wohl müssen 
wir es bedauern, wenn wir die anheimelnden alten Strassen 
und Plätze, um die unsere Phantasie ihre freundlichen Träume 
von der guten alten Zeit zu spinnen liebt, mehr und mehr 
ihres altertümlichen Wesens sich entkleiden sehen, und wir sollen 
diesen Prozeß nicht ohne Not mit brutaler Hand zu fördern 
suchen. Aber wir dürfen dabei doch auch nie vergessen, daß 
es abgestorbene Formen sind, die dort ins Grab sinken. Den 
neuen Formen dagegen gehört die kommende Zeit, und an uns 
ist es, dafür Sorge zu tragen, daß spätere Geschlechter unseren 
Neubauten mit denselben Gefühlen gegenüberstehen können, 
mit denen wir die Häuser der Vorzeit zu betrachten pflegen, 
indem wir sie nicht nur als Träger vergangener Baugewohn- 
heiten und handwerksmäßiger Fertigkeiten respektieren, sondern 
sie zugleich auch als Repräsentanten eines einheitlichen, in 
sich geschlossenen und seiner selbst sicheren Zeitgeschmacks 
schätzen, der Zweck und Material durch eine ästhetisch schöne 
Form zu adeln gewusst hat. 


11. Die Aussenarchitektur im Wechsel des Zeitgeschmacks. 


Zum Schlusse unserer Ausfiihrungen wollen wir noch mit 
ein paar kurzen Worten auf die Frage eingehen, wieweit der 
Wechsel des Zeitgeschmackes die äussere Erscheinung unserer 
Wohnbauten und ihre ästhetische Beurteilung beeinflusst hat. 
Dabei kann nicht etwa die Betrachtung einzelner architektonischer 
Leistungen unsere Aufgabe sein. Vielmehr handelt es sich einer- 
seits um die Feststellung gewisser ästhetischer Begriffe, welche 
durch ganze Kulturperioden hindurch den Geschmack des 
Publikums beherrscht und damit gewissermaßen die gemein- 
same Tonart für die verschiedenen Einzelschöpfungen bestimmt 
haben. Andererseits aber handelt es sich darum, zu unter- 
suchen, wie die verschiedenen Generationen unserer Vorfahren 
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von ihrem jeweils wechselnden Standpunkt aus die baugeschicht- 
lichen Denkmäler der voraufgehenden Zeiten beurteilt haben. 
Auch diese Art der Forschung ist gewiss nicht ohne Interesse, da 
sie manche erwünschten Beiträge zur Geschichte der ästhetischen 
Kultur der Vergangenheit zu liefern vermag. Weil wir aber in 
dieser Hinsicht an den Baudenkmälern selbst immer nur den 
formalen Niederschlag der ästhetischen Begriffe, so wie sie an 
und für sich waren, gewinnen können, und weil andererseits 
die Schriftquellen, die dafür heranzuziehen sind, meines Wissens 
noch keine zusammenhängende Behandlung gefunden haben, 
so dürfen wir hier eher hoffen, in gewissem Sinne einen neuen 
Ausblick auf die Geschichte der Frankfurtischen Kultur eröffnen 
zu können. Auf Vollständigkeit freilich dürfen auch unsere 
Zusammenstellungen keinen Anspruch erheben, da die Gelegen- 
heiten, bei denen einmal einer unserer Altvorderen eine ästhetische 
Wertschätzung der heimischen Bautätigkeit geboten hat, sich ihm 
nur bei Wege lang ergeben haben, und infolgedessen derartige 
Ausserungen sich dem Forscher immer nur als eine Art glück- 
licher Gelegenheitsfunde darbieten. Trotzdem will ich nicht 
säumen, mein entsprechendes Material, wenn es auch vorläufig 
nur beschränkt ist, zusammenzustellen, in der Hoffnung, daß 
eine mehr aus dem Vollen schöpfende Zukunft es dereinst 
weiter ausbauen möge. 

Suchen wir uns einen Überblick zu verschaffen über die 
verschiedenen architekturgeschichtlichen Perioden, die in der 
Entwicklung des Frankfurter Wohnbaues sich abgelöst haben, 
und suchen wir die ästhetischen Werte ihrer Einzelleistungen 
zu erkennen, so tritt uns das typische Moment in der formalen 
Gestaltung zu keiner Zeit für unser modernes Auge so klar 
erkenntlich entgegen, wie an den Werken des volkstümlichen 
Holzbaues. Das Bodenständige, das in gewissem Sinne Primi- 
tive, das durch und durch Handwerksmäßige, was diesen Bauten 
anhaftet, das ist es auch, was ihnen in erster Linie ihren Charakter 
verleiht. Der konstruktive Zweck ist für das Aussehen dieser 
Häuser noch fast allein maßgebend. Ihre Schönheit liegt in 
dem gut proportionierten Verhältnis der Einzelteile zu einander, 
in dem handwerksmäßigen Sinn für die Verdeutlichung von 
Last und Stütze, sowie endlich auch in dem stets wirkungs- 
vollen Kontrast des Materials, zwischen dem Holzwerk des Ge- 
rüstes und den Putzflächen der Gefache. In einer nach ästhe- 
tischen Rücksichten mit Bewusstsein gruppierten Anordnung 
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des Gesamtbildes aber macht sich an den Holzhäusern das 
Schmuckbedürfnis zunächst noch nicht geltend. Dieses äussert 
sich vielmehr nur an bestimmten Einzelheiten, in der durch 
buntwechselndes Riegelwerk erstellten Ausfüllung der unter den 
Fenstern herlaufenden Gefache, in den Schnitzereien an den 
Ecksäulen, schliesslich auch in der Profilierung der Balkenköpie 
und der Schwellbalken an den Überhängen. 

Das alles ist reine Zimmermannsarbeit, die sich durch 
Generationen hindurch in der gleichen Tradition und daher 
auch in den gleichen’ typischen Formen weiter bewegt, bei der 
die konstruktiv wichtigsten Teile auch für das Ansehen am 
stärksten betont sind, und bei der dem persönlichen, dem 
künstlerischen Schaffensdrange des Bauhandwerkers nur in den 
Schmuckmotiven des Schnitzwerkes einiger Spielraum gelassen 
ist. Wenn der Zimmermeister die aus der Technik selbst her- 
ausgewachsenen typischen Formen beherrschte, so genügte er 
damit allen Anforderungen, die man an ihn bei der Errichtung 
eines Neubaues stellte. Daß er eine mit Bewusstsein geleitete 
ästhetische Schulung erfahren habe, die ihn befähigt hätte, den 
von ihm auszuführenden Bau zum persönlichen Kunstwerk aus- 
zugestalten, diese Forderung lag ausserhalb des Gedanken- 
kreises jener Zeit. 

Man braucht nur einmal die durchgängige Erscheinung der 
Fachwerksbauten in Frankfurt und Umgebung, die ich bereits 
früher zu schildern versuchte, daraufhin ins Auge zu fassen, 
und man wird die vorgetragene Anschauung bestätigt finden. 
Die Frankfurter Holzbauten fügen sich damit, was ihren künst- 
lerischen Gesamtcharakter anlangt, durchaus ein in den grossen 
Kreis der rheinischen Fachwerkbauten. Auch in Frankfurt fehlt 
im allgemeinen der aus einem schier unerschöpflichen Schmuck- 
bedürfnis geborene reiche Schmuck, durch den sich die nieder- 
deutschen Fachwerkbauten oft so sehr auszeichnen. Auch von 
Frankfurt gilt, was vor kurzem ein guter Kenner der rheinischen 
Holzbauten gesagt hat: „Man kann sich in diese Bauten nicht 
vertiefen; und doch üben sie einen eigenen Reiz aus. Nicht 
der Bauherr mit seiner ehrenhaften, gottvertrauenden stolzen 
Gesinnung, nicht der erfahrene Werkmeister mit der gründlich 
erlernten und sorgsam geübten Zimmermannskunst und der 
geübte Bildschnitzer kommen zu Worte; es scheint, daß der 
freie Künstlersinn ganz allein die schön geschwungenen, ge- 
schickt verteilten und verschränkten Linien des Fachwerkgefüges 
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entworfen und die anmutig gewellte Umrisslinie des Giebels 
vorgezeichnet hätte, hier und da in den Fensterbrüstungen ein 
reicheres Flächenmuster durch Überschneidung der Streben 
einschaltend, oder an gut hervortretender Stelle eine Füllung 
mit Jahreszahl und Namen anbringend“.t) 

Man mag daher noch so sehr den reichen Schmuck be- 
wundern, mit dem die Römerbergfassade des alten Salzhauses 
ausgezeichnet ist.) Er bleibt immer nur eine hervorragende 
Einzelerscheinung, die durch die Nachbarschaft mit dem Römer 
und durch das Repräsentationsbedürfnis an dieser Stelle hervor- 
gerufen war. Charakteristisch für den typischen Frankfurter 
Holzbau ist er deshalb nicht. Selbst von den viel einfacheren 
geschnitzten Holztafelfüllungen, mit denen mehrfach die Gefache 
an den Holzhäusern der Judengasse geziert waren, kann man 
nicht behaupten, daß sie zu den wesentlichen Bestandteilen der 
volkstümlichen Holzbauweise von Frankfurt gezählt werden 
dürften. 

Wie wenig man selbst in den Kreisen der Bauhandwerker 
zu der Anschauung geneigt hat, etwa die künstlerische Aus- 
bildung des Fachwerkes als eine der höchsten Aufgaben des 
eigenen Handwerkes zu betrachten, das geht meines Erachtens 
mit völliger Deutlichkeit daraus hervor, daß die Ordnung der 
Zimmerleute vom Jahre 1593 als Meisterstücke allein in einer 
für das weinbauende Land höchst bezeichnenden Weise den 
Bau einer Kelter und daneben die Errichtung eines liegenden 
Dachstuhles vorschrieb, von der Ausgestaltung des Fachwerkes 
aber nicht einmal mit einem Worte zu reden für nötig fand.?) 
Immerhin könnte man hier noch geltend machen, daß die An- 
sprüche an jene handwerklichen Probearbeiten doch nur auf 
ein Durchschnittsmaß der Leistungsfähigkeit hätten zugeschnitten 
werden können. Dann aber müsste man doch wenigstens er- 
warten, daß diejenigen, die mit bewusster Absicht das Ziel ver- 
folgten, das künstlerische Niveau handwerksmäßiger Arbeiten 
zu heben, in ihren Schriften der Ausbildung des Fachwerks 
ihr besonderes Augenmerk zugewandt hätten. Aber auch das 
ist nicht der Fall. Wenn von ihnen Heinr. Lautensack, der 





1) A. v. Behr, Rheinische Fachwerkbauten von Rhein und Mosel, 
Eifel, Westerwald und Hunsrück. Trier 1905. S. 6. 

2) Vergl. O. v. Leixner. Der Holzbau in seiner Entwicklung und in 
seinen charakteristischen Typen. Wien 1907. S. 95—96. 

8) Stadt-Archiv. Ugb. C. 40. A. 
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im Jahre 1564 schrieb, weder von der Holzarchitektur noch von 
der Ausbildung der Aussenansicht des Hauses spricht, so könnte 
man selbst das bei der besonderen Richtung seines Interesses 
noch begreiflich finden.) Den Ausschlag aber gibt meines Er- 
achtens die Tatsache, daß in den sechziger Jahren des 17. Jahr- 
hunderts, zu einer Zeit, in der, wie wir sahen, die Holzarchitektur 
doch noch durchaus lebenskräftig in Frankfurt war, der Baumeister 
Joh. Wilhelm in seiner „Architektura civilis“ (Nürnberg 1668) 
zwar die Dachkonstruktionen eingehend behandelt, aber der 
Ausbildung des Fachwerkes ebenfalls keine Erwähnung tut. 

Nach alledem wird es begreiflich, wenn uns bis in die Mitte 
des 17. Jahrhunderts keine einzige Ausserung in den Schrift- 
quellen begegnet, die auf die äussere Erscheinung des Frank- 
furter Wohnbaues Bezug nimmt. Noch in den Reiseberichten 
aus der zweiten Hälfte des Jahrhunderts, die uns gelegentlich 
erhalten sind, liegen nur herzlich unbedeutende Mitteilungen 
vor. Ich verweise in dieser Beziehung zunächst auf den Reise- 
bericht des englischen Arztes Dr. med. Edward Brown, der in 
den Jahren 1668 bis 1673 Deutschland und Oesterreich bereiste 
und im Jahre 1686 zu Nürnberg seinen Bericht über diese Reise 
erscheinen ließ. Wenn derselbe über die äussere Erscheinung 
von Frankfurt berichtet: „Es sind unterschiedliche schöne 
Brunnen in dieser Stadt und die Häuser von gutem Schlag 
gebauet“?), so zeigt er damit ebensowenig Sinn für die künst- 
lerischen Qualitäten der ortsüblichen Bauweise, wie noch am 
Anfang des 18. Jahrhunderts Maximilian Misson es tat, als er 
in seiner „Italienischen Reise“ (deutsche Ausgabe 1713), S. 86 
von Frankfurt schrieb: „Die Häuser sind meistens aus roten 
Steinen oder aus Holz und Leimen aufgeführt und mit Schiefer 
gedeckt“ $). 

Wenn nun auch Brown sowohl wie Misson für Frankfurt 
insofern nur bedingt in Frage kommen, als sie beide nicht 
selber Frankfurter waren, sondern nur den Eindruck wieder- 





1) Heinr. Lautensack, Goldschmid und Maler zu Frankfurt am 
Main: Des Cirkels und Richtscheits auch der Perspektiva und Proportion 
der Menschen und Rosse kurze doch gründliche Underweisung. Frankfurt. 
Verlag von Sigm. Feyerabend und Heinr. Lautensack 1564. (Druck von 
Georg Rabe.) 

2) Nach Stricker im Archiv f. Frankfurter Geschichte und Kunst, 
N. F. 6, 411. 


3) Ibid. S. 412—413. 
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geben, den sie bei einem kurzen Aufenthalt von der Stadt ge- 
wonnen haben, so bleibt es doch für die allgemeine Richtung 
auch ihrer Zeit noch charakteristisch, daß beide in ihren 
Ausserungen über den Frankfurter Wohnbau sich mehr bemühen, 
das Durchgängige und Typische hervorzuheben, als etwa bei 
der Schilderung besonders tüchtiger Einzelleistungen länger 
zu verweilen. 

Wir.kommen somit zu einem Ergebnis, welches auf den 
ersten Blick etwas durchaus Befremdliches zu haben scheint. 
Dennoch dürfen wir glauben, daß es den Tatsachen entspricht, 
wenn wir annehmen, daß in der ganzen langen Zeit, die wir 
mit dem kunstgeschichtlichen Namen der Renaissance zu be- 
zeichnen pflegen, und die doch unzweifelhaft als eine Zeit von 
lebhaft gesteigerter ästhetischer Kultur angesprochen werden 
muß, nur ganz verschwindend wenig Häuser in Frankfurt gebaut 
worden sind, bei deren Errichtung der werkführende Baumeister 
von vornherein von der bewussten Absicht geleitet wurde, eine 
Arbeit von solchen künstlerischen Qualitäten zu schaffen, die 
den ästhetischen Wert der Nachbarhäuser wesentlich überträfen. 
In dieser Hinsicht unterschied sich jene Zeit zu ihrem Glück 
beträchtlich von der unsrigen. Heute wollen fast bei jedem 
Neubau sowohl der Bauherr wie der Architekt ein Werk errichten, 
welches sich durch besondere Eigenart nicht nur in der Ver- 
teilung und Gruppierung der Bauglieder, sondern auch in der 
Ausstattung mit dekorativem Beiwerk möglichst vor der Umgebung 
auszeichnen oder doch wenigstens mit den gleichfalls auf das 
Reichste durchgeführten Nachbarhäusern in dieser Beziehung 
gleichen Schritt halten soll. Dieses Bestreben war jener älteren 
Zeit fremd, und darin lag nicht etwa ein Mangel, im Gegenteil, 
es war zum guten Teil die Wurzel, aus der sie ihre künst- 
lerische Kraft zog. Man rechnete schlicht und ehrlich mit einer 
bestimmten Reihe gegebener Bautypen, und man hatte im all- 
gemeinen nicht die Absicht, über diese Typen in wesentlichen 
Punkten, besonders in solchen, die nicht konstruktiver Natur 
waren, hinauszugehen. In dieser Beschränkung liegt meines 
Erachtens zum großen Teil das Geheimnis der äusseren Kultur 
unseres älteren Städtewesens, darin liegt das Geschlossene, das 
Einheitliche und das Beruhigende unserer alten Stadtbilder ganz 
wesentlich begründet, und es wäre gut, wenn der moderne 
Beurteiler sich diese Tatsache immer recht klar vor Augen 
halten wollte. Sowohl die Erkenntnis der historischen Wahrheit 
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wie auch das Streben nach einer kräftigen neuen Städtekultur 
würden dabei nur gewinnen. 

Jene Richtung auf das Typische ist im allgemeinen auch 
noch herrschend geblieben, als der Begriff der Fassade begonnen 
hatte, sich bei der Errichtung auch des bürgerlichen Wohnbaues 
zur Geltung zu bringen, als seit etwa der Mitte des 17. Jahr- 
hunderts sein Einfluss bereits so stark geworden war, daß auch 
die Grundrissgestaltung des Hauses, selbst bei kleineren Bauten 
oft wesentlich dadurch bedingt wurde. Aber erst durch die 
bewusste Rücksicht auf eine künstlerische Ausgestaltung der 
Fassade war in das Bauwesen ein Moment hineingekommen, 
welches auch dem einzelnen Wohnhause gewöhnlichen Schlages 
allmählich einen, in den breiten Volksschichten empfundenen 
persönlichen Charakter verlieh. Diese Entwicklung ist, wie uns 
die Denkmäler belehren, immerhin schon etwas früher zu einer 
allgemeinen Entfaltung gelangt, als wir nach den Schriftquellen 
vermuten würden. Aber vor dem ausgehenden 17. Jahrhundert 
habe ich keine Äusserung gefunden, die nach jener Richtung 
ausgelegt werden könnte. Zwar haben wir bereits früher ein- 
mal eine Stelle aus der Bauordnung vom 24. Januar 1594 an- 
geführt, die die vorher den Juden erteilte Erlaubnis, ihre Häuser 
vorn in der Gasse vier Stock hoch zu machen, wieder zurück- 
zog und dabei unter anderem auch darauf hinwies, daß die durch 
die verschiedene Anzahl der Stockwerke entstehende „Ungleich- 
heit der Gebäu“ ein Mißstand sei. Aber wenn auch damit die 
Geschmacksfrage offensichtlich aufgeworfen wurde, so ist es doch 
kein Zweifel, daß man nicht sowohl einen Vergleich der einzelnen 
Gebäude im Auge hatte, als man vielmehr die Rücksicht auf 
die Gesamterscheinung der Strasse, oder man kann auch sagen 
ein städtebautechnisches Interesse walten ließ. 

Erst in der im Jahre 1675 erschienenen „Teutschen Aca- 
demie“ von J. v. Sandrart finde ich die Rücksicht auf die 
architektonische Behandlung des Einzelhauses und auf die Ge- 
staltung der Fassade unzweideutig zum Ausdruck gebracht. 
Da lesen wir die dem Geschmack der Zeit entsprechende Vor- 
schrift: „Die äussere Fassade soll prächtig und, dem Gebäude 
gemäß, zierlich werden. Da der Haupteingang in der Mitte 
liegen muß, so kommen zu beiden Seiten eine gleiche Anzahl 
Fenster, Säulen, Schwibbogen und andere Zierraten.“') Und 





*) Zitiert nach Volkmanns neuer Ausgabe 1768 I, S. 21. 
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mit diesen Worten, die, wie man sieht, so gefasst sind, als 
sollte hier ein ewig gültiger Grundsatz präzisiert werden, sind 
wir in eine baugeschichtliche Entwicklung hineinversetzt, die 
erst im 19. Jahrhundert ihren Abschluss gefunden hat. Länger 
als anderthalb Jahrhunderte bleibt nun die Rücksicht auf die 
Fassade, auf symmetrische Verteilung der einzelnen Bauformen 
und auf Gliederung nach durchlaufenden festen Achsen ein 
feststehendes Prinzip, das auf die Ausgestaltung des volkstüm- 
lichen Wohnbaues den stärksten Einfluss ausgeübt hat. 

Gute und schlechte Architekten haben hinfort im Fassaden- 
bau sich geübt, künstlerisch gute und künstlerisch minder- 
wertige Leistungen sind dabei geschaffen worden, aber das ist 
das Gemeinsame, daß hinfort jeder Baumeister, der ein neues 
Haus zu bauen hatte, an diese Aufgabe herantrat, mit der be- 
wussten Absicht, etwas Eigenartiges, etwas künstlerisch Selbst- 
ständiges zu leisten. Die Rücksicht auf die von allen Zeit- 
genossen befolgten Bautypen behielt man bei, aber innerhalb 
dieser freiwilligen, als selbstverständlich betrachteten und durch- 
aus heilsamen Beschränkung, löste man sich los von der hand- 
werksmäßigen, auf das konstruktive gerichteten Gebundenheit 
und gelangte so zu der künstlerischen Freiheit, die die Wohn- ' 
bauten des ausgehenden 17., des ganzen 18. und auch noch 
des beginnenden 19. Jahrhunderts geschaffen hat. 

Wie sehr nun jedes neuentstehende Haus als ein Werk von 
selbständiger künstlerischer Bedeutung betrachtet sein wollte, 
das ersieht man auch aus dem Umstande, daß so viel ich sehe, 
jetzt erst die Gewohnheit aufkam, in jedem einzelnen Falle 
maßstäblich ausgeführte Baurisse und sogar Modelle anzufertigen. 
Eine sehr interessante Mitteilung darüber gibt uns in der Mitte 
des 17. Jahrhunderts der schon genannte Frankfurter Baumeister 
Joh. Wilhelm in seiner „Architektura civilis“, aus der man 
ersieht, daß zu seiner Zeit — das Werk erschien 1668 — die 
Ausarbeitung von solchen Rissen und Modellen allerdings noch 
nicht bei jedem Neubau selbstverständlich, wohl aber schon 
mehrfach gebräuchlich gewesen sein muss. Er schreibt folgender- 
maßen: „Es soll der Meister mit gutem Nachdenken und auf das 
allerverständlichste einen Abriß auf das Papier machen aus einem 
verjungten Zollstab, und den verjungten Werkschuh darzureissen. 
Im Fall aber ein Bauherr die Risse nicht verstünde, soll ihme 
der Baumeister ein Modell von Holtz oder dickem Papier 
machen: Das Modell aber also gemacht seyn, daß man die 
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Stockwerke abheben und dem Bauherrn alle Gemäche und 
Zimmer füglich gewiesen werden können. 

Man kann nun ganz deutlich Schritt für Schritt beobachten, 
wie die Vorschrift Wilhelms zunächst nur gewohnheitsmäßig 
befolgt worden ist, und wie sie dann im Laufe des 18. Jahr- 
hunderts allmählich auch offiziell zur Bedingung gestellt worden 
ist. Orth erzählt uns in seinen „Anmerkungen“ (Ill. Forts. 
S. 444) bereits, daß die zu einem neuen Baue vom Baumann 
gezogenen Werkleute entweder einen Riß oder gar ein Modell 
oder Muster von der Art und Weise, wie der neue Bau ein- 
gerichtet werden solle, zu machen und solchen auf das Bauamt 
zu liefern pflegten, damit die Bauherren, wann derselbe nach 
vorher beschehener Gutheissung wirklich aufgeschlagen worden, 
die Besichtigung dahin wieder nehmen könnten, ob der neue 
Bau in allen Stücken nach sotanem Risse oder Muster einge- 
richtet und bewerkstelligt worden sei. Diese Gewohnheit ist 
dann bald zur ständigen Einrichtung geworden, und so konnten 
die Gesetzgeber des Dalberg’schen Baustatuts endlich dazu 
übergehen, die Einreichung der „richtigen Zeichnung, bestehend 
aus den Grund- und Aufrissen nebst erforderlichen Durch- 
schnitten“ vor der Errichtung eines Neubaues zur Pflicht zu 
machen (Kap. I, § 1), ohne dem bauenden Publikum damit eine 
neue und ungewohnte Last aufzulegen. 

Wie nun in diesem einen Punkte offenbar erst die Riicksicht 
auf die künstlerisch selbständige Ausgestaltung der Fassade 
und auf die dadurch bedingte Verteilung der Innenräume sich 
als treibende Kraft bewährt hatte, so geschah es auch sonst, 
und vor allem geschah es in vielen Dingen, die für den künst- 
lerischen Ausbau der Strassenerscheinung und des Stadtbildes 
von wesentlicher Bedeutung waren. Jetzt hatte man sich in der 
Bevölkerung sowohl wie an den leitenden Stellen daran ge- 
wöhnt, bei der Errichtung von Neubauten nicht nur das wirt- 
schaftliche und das konstruktive Moment in Rechnung zu setzen, 
sondern auch jedes einzelne Haus als eine selbständige indivi- 
duelle Kunstleistung zu betrachten und demgemäß auch der 
Rücksicht auf eine ästhetisch befriedigende Lösung der baulichen 
Aufgabe den breitesten Raum zu gewähren. So finden wir in 
unserer so oft angeführten Quelle des 18. Jahrhunderts, in 
Orths Anmerkungen immer wieder die Geschmacksfrage be- 
tont, worauf ich schon früher wiederholt, z. B. bei der Besprechung 
des Überhanges, des Hauserkers und der Fensterausladungen, 
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hingewiesen habe. So legt auch die grosse Sammlung von 
architektonischen Aufnahmen Frankfurtischer Fassaden, die 
Gerning in den 70er Jahren des 18. Jahrhunderts anfertigen 
ließ, und die jetzt einen, von vielen anderen deutschen Städten 
beneideten Besitz des Städtischen Historischen Museums bildet, 
ein Zeugnis ab für die lebhaft gesteigerte Anteilnahme, die das 
volkstümliche Empfinden den ästhetischen Fragen der städtischen 
Baukultur entgegenbrachte. Vor allem aber stehen zu unserem 
Glück bis auf den heutigen Tag in den Strassen der Stadt noch 
eine grosse Reihe von Häusern, die jener Zeit ihre Entstehung 
verdanken, stumme Zeugen der Vergangenheit und doch Zeugen, 
die eine überlaute wohltönende Sprache reden für jeden, der 
ihnen mit empfänglichem Herzen entgegentritt, verlockende 
Lehrbeispiele auch für das heranwachsende Geschlecht in seinem 
Ringen nach einer neuen ästhetischen Kultur. 

Wie sehr man mit Bewusstsein die Fragen eines künst- 
lerischen Städtebaues pflegte, das erkennen wir besonders auch 
an dem Umstande, daß man nicht nur den Maßstab des Ge- 
schmackes an die einzelnen Häuser und Teile anlegte, sondern 
daß man in gleicher Weise auch den Blick auf die Gesamtheit 
der Strassenbilder richtete. Einen schlagenden Beleg dafür bietet 
z. B. die Art, in der sich Orth (Ill, 410) über die dem der- 
zeitigen Empfinden nötig erscheinende Abschaffung der Almeien 
und Winkel äussert. „Das hart an einander stossen der Häuser, 
sagt er, wird für ein solch nötiges Stück gehalten, daß man 
einen leeren Platz dazwischen nicht duldet, sondern selbiger 
vom Eigentümer gebaut werden muß, damit nicht die Stadt 
durch solche leere Plätze verschändet werde oder an ihrer 
Zierrat und Wohlstande etwas abgehe.“ Diese erstrebte Abhilfe 
gegen die allgemein empfundene Verunstaltung ist ihm offen- 
bar das Wichtigste, denn erst in zweiter Linie lässt er die 
Rücksichten der Nützlichkeit zu Worte kommen. 

Den offiziellen Abschluß der Entwicklung, die Krönung des 
ganzen Gebäudes bildet nun auch in diesen Geschmacksfragen 
wieder das Dalberg’sche Baustatut. Hier ist man bereits zu 
einer deutlich ausgesprochenen Kunstpflege in ganz modernem 
Sinne, die als Verpflichtung des Staates erkannt und über- 
nommen wird, fortgeschritten. Freilich nimmt es uns nach dem, 
was wir bei Orth gefunden haben, kaum groß Wunder, wenn 
der Gesetzgeber des beginnenden 19. Jahrhunderts bei aller- 
hand Einzelbestimmungen zur Begründung einfach die Rück- 
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sicht auf den guten Geschmack ins Feld führt, wovon bei der 
Besprechung des Überhanges, des Schopfes und des Balkons 
bereits die Rede war. Aber mit wahrhaftem Erstaunen lesen 
wir den in Kap. Il, § 12 sich findenden Gesetzeserlass, der als 
erstes durch und durch modernes „Verunstaltungsgesetz“ sich 
darstellt, und der seinem Verfasser und der Zeit, in der er 
entstand, umso mehr zum Ruhme angerechnet werden muß, 
als er meines Wissens fast ein Jahrhundert lang keinen auch 
nur annähernd gleichwertigen Nachfolger gefunden hat. Kein 
Geschichtsschreiber, der nur ein wenig an den gleichartigen 
Bestrebungen unserer Tage Anteil nimmt, wird es sich versagen 
können, den Wortlaut jenes denkwürdigen Gesetzes völlig an- 
zuführen. Es lautet folgendermaßen: 


„Da es auch zur Ehre und Zierde der Stadt gereicht, wenn nach 
und nach die Facaden der Gebäude in allen Strassen in einem guten 
Geschmack erbaut zu sein befunden werden, so hat das Bauamt und be- 
sonders der demselben beisitzende Stadt-Baumeister dem Bauenden, wenn 
solcher nach seinen Umständen der Façade seines Gebäudes, das er ent- 
weder neu aufzuführen oder von Grund aus herzustellen gedenkt, ohne 
seinen Nachteil eine schönere und geschmackvollere Gestalt geben kann, 
nicht nur zweckmässige Vorstellungen deswegen zu tun und ihn zu ver- 
mögen zu suchen, einen solchen schönern Plan seines Gebäudes zu wählen, 
ihm auch deshalb alle weiters diensame Anleitung und Belehrung von 
Amts wegen und unentgeltlich zu geben, sondern es darf auch, wenn sich 
der Fall ereignen sollte, daß jemand aus Liebe zum Sonderbaren oder 
aus Eigensinn seinem Gebäude eine solche Fagade geben wollte, durch 
welche ein offenbarer Mißstand entstehen und die gemeine Strasse ver- 
unziert werden würde, zu der Ausführung die Erlaubniß nicht gegeben, 
sondern es muß in diesem Fall der Bauende angehalten werden, einen 
andern Bauplan zu wählen, der mit den Gesetzen der Symmetrie und des 
guten Geschmacks vereinbarlich ist.“ 


Wenn wir also sonst zu der Ansicht neigen würden, daß 
Gedanken wie die unentgeltliche staatliche Überarbeitung un- 
schöner Baupläne oder wie die Verhinderungsbefugnis bei 
drohender Verunstaltung als ganz moderne Errungenschaften 
anzusehen seien, und wenn diese Anschauung für fast alle 
deutschen Staaten und Städte zutrifft, so sehen wir hier mit leb- 
haftester Bewunderung, daß diese Gedanken in jenem rühmens- 
würdigen Frankfurtischen Baustatut bereits 100 Jahre früher als 
sonst in ganz Deutschland zu einer klaren gesetzmäßigen 
Fassung ausgebildet worden sind, Umso bedauerlicher bleibt es, 
daß dieser vielversprechende Ansatz zu einer staatlichen Kunst- 
pflege durch die politischen Ereignisse und die dadurch ver- 
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anlasste wirtschaftliche Depression der Folgezeit an einer weiteren 
Entfaltung verhindert worden ist. 

Nun aber freilich bedürfen diese unsere Ausführungen nach 
einer bestimmten Richtung doch noch eines Zusatzes, wenn sie 
nicht in dem Leser ein falsches Bild von der ästhetischen Kul- 
tur jener Zeit erwecken sollen. Wollte man nur nach den An- 
schauungen unserer Tage urteilen, so würde man leicht zu 
der Vermutung neigen können, daß neben einem so vortreff- 
lichen baulichen Heimatschutzgesetz, wie wir es schildern konn- 
ten, nun wohl auch ein gleich gutes Denkmalpflegegesetz be- 
standen hätte, oder daß wenigstens die geistigen Grundlagen 
dazu vorhanden gewesen wären. Dieses aber ist nicht der Fall. 
Gerade das Gegenteil trifft zu, und mit dieser kulturgeschichtlichen 
Tatsache müssen wir uns nun noch etwas näher beschäftigen. 

In der von uns besprochenen starken volkstümlichen Rich- 
tung der zweiten Hälfte des 17. und des ganzen 18. Jahrhun- 
derts auf eine möglichst selbständige künstlerische Ausbildung 
der eigenen Baukultur lag es gerade begründet, daß man von 
den Leistungen solcher baugeschichtlichen Perioden, die älter 
waren als diejenigen, deren Formgefühl man unmittelbar fort- 
zusetzen und auszugestalten sich bemühte, den Blick mehr und 
mehr abwandte, um sie schliesslich mit Bewusstsein völlig ab- 
zulehnen. Es ist bekannt, mit welcher Verachtung man schon 
im ausgehenden 17. Jahrhundert auf die Arbeiten der Gothik 
herabzusehen sich berechtigt hielt, und wir haben in unserer 
früheren Darstellung an vielen Einzelheiten gezeigt, wie man 
in der Folgezeit unter dem Einiluss eines neuen und seiner selbst 
sicheren volkstümlichen Geschmackes in allen Baufragen mehr 
und mehr von den Überlieferungen der mittelalterlichen Bau- 
weise sich abwandte. Sehr interessant ist es in dieser Beziehung, 
zu sehen, wie man hier und da sogar den Versuch gemacht 
hat, ältere Bauten dem neuzeitlichen Geschmack anzupassen. 
So waren offenbar die Häuser mit ganz schmalen Fronten, wie 
sie besonders in der Judengasse aber auch sonst in der Stadt 
sich, fanden, und die durch die vielen spitzen Giebel und 
Zwerchhäuser bedingte starke Bewegung in der Silhouette so 
wenig beliebt, daß man sich entschloß, zu einem Radikalmittel 
zu greifen, um — aller Rücksicht auf den individuellen Charakter 
der Einzelbauten und auf die wirtschaftliche Abgeschlossenheit 
der verschiedenen Hauswesen zum Trotz — zu einem dem 
Zeitgeschmack genehmeren Ergebnis zu gelangen. 
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Man wählte einen für unsere Anschauung fast unbegreif- 
lichen Ausweg, indem man befahl, daß mehrere solcher schmalen 
Häuser unter einem einzigen Dache zusammengekoppelt werden 
sollten. In der Judenbauordnung vom 7. April 1711 steht das 
deutlich ausgesprochen mit den Worten: „Es sollen alle die 
schmale Häuser nicht separat, sondern in andere Häuser ver- 
bauet und nach advenant mit einem gleichen Tach-Stuhl von 
zwey Böden versehen werden“.') Nicht nur für die damals neu 
zu errichtenden Judenhäuser, für die ja aus wirtschaftlichen 
Gründen die alten schmalen Hausfronten beibehalten werden 
mussten, ist diese Bestimmung in Geltung gewesen, sondern 
man kann ihren Einfluß auch sonst in den Strassen der Stadt 
selbst heute noch gelegentlich feststellen, wenn man hier und da 
zwei unter einem Dach verbundenen Häusern begegnet. Indem 
dieses Dach sich nun in der Formengebung den Gewohnheiten 
des beginnenden 18. Jahrhunderts anschloß, die in der Bau- 
ordnung von 1719 dahin präzisiert wurden, daß die Dächer 
nicht zu hoch, mithin jeder Sparren um den siebenten Teil 
kürzer als der Balken, darauf er zu stehen käme, gemacht 
werden sollte, so gelang es in der Tat, derartige Häusergruppen 
wenigstens in der Silhouette des Daches den gleichzeitig ent- 
stehenden Bauten des neueren Geschmackes anzuähneln, zumal 
da auch seit dieser Zeit keine Katzenzüge, keine lange Kändel- 
höltzer, keine Stürzbretter an den Giebeln und keine Wetter- 
borte mehr erlaubt werden sollten.?) 


Immerhin handelte es sich bei solchen Versuchen doch nur 
um Ausnahme-Erscheinungen, von denen heute nur noch ganz 
wenige Beispiele erhalten sind. Im allgemeinen aber musste 
man, da man ja doch die ganze Stadt nicht von Grund auf 
neu bauen konnte, die Wohnbauten der Väter so übernehmen, 
wie sie waren, und so blieb in dem persönlichen Verhältnis des 
Einzelnen zu dem heimatlichen Besitz an Bauformen ein Zwie- 
spalt bestehen, den man bis in das 19. Jahrhundert hinein nicht 
zu überbrücken vermocht hat. Die Freude an den architek- 
tonischen Leistungen der eigenen Zeit ließ ein Verständnis für 
die Bauweise der Vergangenheit nicht aufkommen. 


Wir besitzen für diese Tatsache eine Reihe von Zeugnissen 
aus dem 18. Jahrhundert, die mir interessant genug erscheinen, 


1) Beyerbach a. a. O. 5,1105. 
*) Ibid. 5,1101. 
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um sie im folgenden im Wortlaut wiederzugeben. Schon bei 
J. Bernh. Müller findet sich in seiner 1747 erschienenen „Be- 
schreibung des gegenwärtigen Zustandes der Freien Reichs-, 
Wahl- und Handels-Stadt Frankfurt am Mayn“ auf Seite 18 ein 
Absatz, der durchaus bezeichnend ist. Er erklärt zwar, daß die 
neueren am Rossmarkt und an der Zeil erbauten Häuser mehren- 
teils schön und gemächlich seien und diesen Teil der Stadt zu 
einem vollkommen angenehmen Aufenthalt machten. Dann aber 
fährt er fort: „Kommt man weiter in die Stadt und den Sitz 
der eigentlichen uralten Stadt hinein, so trifft man die Häuser 
viel älter, dunkeler und gar an einander gebauet an. Wenig Luft 
wird daselbst verspühret, und die Sonne wirft ihre Strahlen 
gleichsam im Vorbeigehen dahin. Weil die Gebäude von ziem- 
licher Höhe sind, und das Oberteil derselben meistenteils mehr 
als drei Schuh lang hervorraget und überhänget, so ist es ganz 
natürlich, daß diese Gegenden etwas dunkel und zugleich auch 
feucht sein müssen.“ 

Ganz besonders charakteristisch aber für die Stellung, die 
das 18. Jahrhundert gegenüber den älteren Baulichkeiten einnahm, 
scheint mir die Art zu sein, in der sich J. H. Faber in seiner 
„Topographischen, politischen und historischen Beschreibung 
der Reichs-, Wahl- und Handelsstadt Frankfurt am Mayn“ 
(1788, I, S. 76) darüber äussert. Er schreibt: „Nach der Krönung 
Kaisers Karls des Siebenten hat die Stadt erst ihre Hauptver- 
änderungen erlitten. Es sind’seit dieser Zeit nicht allein viele 
herrliche Gebäude in allen Straßen und auf allen Plätzen auf- 
geführt worden, sondern Frankfurt kann auch jetzt mit allem 
Recht behaupten, daß es die schönsten Gasthäuser vor den 
meisten Europäischen Städten besitzt, worinn Fremde hohen 
und niedern Standes gleich gute Bedienung und Annehmlich- 
keit geniessen können. Kenner werden dessen ungeachtet noch 
vieles an dem äusseren Frankfurt auszusetzen wissen, wenn sie 
uns besonders die halb zuverbaute Hasengasse und die elenden 
Baraken vorwerfen, die noch auf der Zeil und andern grossen 
Strassen neben den besten Gebäuden stehen. Schön sieht es 
nicht aus, dieß ist nicht zu läugnen; eine so alte Stadt wie 
Frankfurt lässt sich aber auch nicht so geschwind gänzlich 
umgiessen. Genug, daß seit dem Jahre 1764 kein Jahr vergangen 
ist, in welchem nicht 4. 5. bis 6. alte Häuser abgebrochen und 
dagegen modern wieder aufgebaut worden sind, ohne diejenigen 
zu rechnen, die Hauptverbesserungen erhalten haben. Ja, es 
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scheint sogar, als wenn der Baugeist noch immer fortdauern 
wird. Welch schreckliches Gericht droht also noch in der Zu- 
kunft mancher Spelunk und versetzt dagegen seine Bewohner 
in glücklichere Paläste“. 

Wie merkwürdig enthüllten sich uns hier die Anschauungen 
einer Zeit, die freilich mit Recht stolz war auf die eigenen 
Leistungen, die vielfach mit gutem Grunde aufräumte mit aller- 
hand Unzuträglichkeiten, die ihr von Alters her überkommen 
waren, die aber bei dieser Arbeit nur die Schattenseiten von 
dem, was sie zu beseitigen strebte, erkannt hat, während ihr 
offenbar jegliches Gefühl fehlte für die malerischen und stimmungs- 
vollen, die gemütsmäßigen und die künstlerischen Werte, die 
die sie dabei mit vernichtete. Unzweifelhaft stehen wir hier vor 
einer Erscheinung, die für die Geschichte der ästhetischen 
Kultur überaus lehrreich ist, und es würde höchst verlockend 
sein, diesen Dingen bis ins Einzelne nachzugehen. Allein im 
Rahmen dieser Arbeit müssen wir uns auf einige wenige be- 
sonders augenfällige Beispiele beschränken. 

Derjenige, der die in Rede stehende geistige Richtung wohl 
am schäristen, soviel ich sehe, zum Ausdruck gebracht hat, ist 
Phil. Wilh. Gercken, dessen „Historisch-Statistische Beschrei- 
bung der freien Reichsstadt Frankfurt a. M.“ zu Worms in dem 
gleichen Jahre 1788 wie das vorhin genannte Werk von Faber 
erschienen ist. Gercken, vor dessen Augen nur eine Reihe der 
„regelmäßig gebauten“ Wohnhäuser des 18. Jahrhunderts Gnade 
findet, nimmt in einer Anmerkung auf Seite 3 seines Buches 
Veranlassung, sich über die Geschichte der Baukunst in Frank- 
furt zu äussern. Er spricht dabei freilich vor allem von den 
öffentlichen Gebäuden und hat kaum ein Wort über, um die 
privaten Wohnbauten völlig abzutun. Insofern könnte man 
meinen, dass er für unser Thema nur in beschränktem Maße 
in Betracht käme. Allein es kommt hier weniger auf Gerckens 
einzelne Worte wie auf die Gesamtheit der geistigen Richtung 
an, und die ist in der Tat höchst bemerkenswert. Er schreibt 
das folgende: 

„Schon von uralten Zeiten zeigt sich hier bei allen öffentlichen 
Gebäuden eine schlechte Bauart, wovon die Kirchen, Thorn und selbst 
der Römer zeuget. Der eigentliche gothische Geschmack, der in andern 
grossen Städten besonders an Kirchen im XIV. und XV. Jahrhundert 
herrschet und in Wahrheit dabei respektabel ist, hat hier nicht Beifall 


gehabt. Blos allein die St. Bartholmäikirche zeigt etwas von gothischer 
Baukunst, aber doch nicht das Feine, sondern einen plumpen und groben 
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gothischen Geschmack, wovon der Thurm überzeuget, wenn man selbigen 
gegen den Stephansturm in Wien und den Thurm des Münsters zu Strass- 
burg vergleichet. Alle übrigen Kirchen sind klein und schlecht. Die 
Nikolaikirche auf dem Römerberg siehet einem alten Kaufhause weit ähn- 
licher, man sollte fast glauben, sie sey nach dem Modell des alten Kauf- 
hauses zu Mainz gebauet, und wohl gar von einem Baumeister. Die alten 
Thorthürme sind abscheulich, oben mit kleinen Thürmchen und hässlichen 
ungestalten Auswüchsen im Dach und an den Seiten gezieret. Man würde 
nichts verlieren, wenn man den obern Teil dieser Thürme abreissen ließ, 
sie von diesem abgeschmackten Zierrath befreite und nur ein ganz simples 
Dach wieder darauf setzte. Vor allen macht der Brückenthurm oben die 
traurigste Figur. Das Rathaus oder Römer hat auswärts mit seinen 
3 altfränkischen Giebeln ebenfalls wenig Ansehen, ingleichen das Zeug- 
haus etc. Die alten Bürgerhäuser sind grösstenteils von Holz und elend.“ 

Wenn man solche durchaus ernst gemeinte Worte liest, 
dann freilich begreift man, wie es in der Folgezeit dazu kommen 
konnte, daß nicht nur der ganze Umkreis der Befestigung mit 
fast all seinen Bauwerken, sondern auch sonst noch so manches 
schöne alte Haus, dem wir heute nachtrauern, dem Untergang 
geweiht wurde, ohne daß irgend eine Stimme von Gewicht sich 
für sie erhoben hatte. So musste dann erst in der geistigen 
Grundstimmung des gesamten Volkstums ein durchgreifender 
Wandel eingetreten sein, ehe eine Aussicht vorhanden war, daß 
man auch den Bauformen der älteren Zeit wieder mehr Ge- 
rechtigkeit wiederfahren liesse und ihnen wieder mehr Verständnis 
entgegen brächte. Und dieser Wandel ist, wie bekannt, seit 
dem Anfang des 19. Jahrhunderts tatsächlich eingetreten. 


Kein geringerer wie Goethe, Frankfurts grösster Sohn, 
ist es gewesen, der soviel ich sehe als erster zur Umkehr ge- 
mahnt hat. Auch Goethe hat, das ist ja natürlich, im allgemeinen 
an der Geschmacksrichtung seiner Zeit teilgenommen, und es 
ist bekannt, wie er zum Beispiel in „Dichtung und Wahrheit“ 
bei Erwähnung der Krönungsfeierlichkeiten vom Jahre 1764 
seinen ablehnenden Standpunkt gegenüber der nach der Stadt 
gerichteten „verworrenen Aussenseite“ des Saalhofes mit ihren 
„kleinen, weder in Form noch Grösse übereinstimmenden, noch 
auf eine Linie, noch in gleicher Entfernung gesetzten Fenstern 
und ihren unsymmetrisch angebrachten Thoren und Thüren“ ganz 
unzweideutig zu erkennen gibt, und wie er dann mit einem 
feinen Lächeln erzählt, daß durch die Krönungsillumination diese 
„schlechteste und missbildetste aller Fagaden ganz unglaublich 
in des hellste Licht gesetzt wurde“. Aber wenn Goethe dieser 
Saalhoffassade, die ich übrigens durchaus nicht etwa als grosses 
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Kunstwerk eingeschätzt wissen will, lediglich als ästhetischer 
Beurteiler und sicher noch ohne stärkere romantische Regung 
gegenüberstand, so zeigt er auf der anderen Seite doch auch, 
daß er nicht gewillt war, in der herrschenden Geschmacks- 
strömung ohne eigene Entscheidung über Ziel und Richtung 
der Fahrt sich forttreiben zu lassen. So gewann er die Kraft, 
auch die neuen Leistungen der damals modernen Bauweise mit 
ruhiger Kritik zu würdigen, und so ist er wie gesagt wohl der 
erste gewesen, der die Mahnung ausgesprochen hat, es möge 
die Frankfurter Bauweise, und damit hat er zugleich auch die 
gesamtdeutschen Verhältnisse im Auge, nicht ganz die altüber- 
kommene heimische Art vergessen und in mancher Beziehung 
wieder an sie anzuknüpfen suchen. 

Als Goethe im August des Jahres 1797 auf der Reise in 
die Schweiz sich einige Zeit in Frankfurt aufhielt, da widmete 
er der Anlage der Stadt und der Ausführung ihrer Bauten mit 
erneutem Interesse seine Aufmerksamkeit, und damals kam er 
zu der Erkenntnis, die er am 18. August in die Worte kleidete: 

„Was die Bürgerhäuser betrifft, so würde ich raten, der italienischen 
Manier nicht weiter zu folgen und selbst mit steinernen Gebäuden spar- 
samer zu sein. Häuser, deren erster Stock von Steinen, das übrige von 
Holz ist, wie mehrere jetzt sehr anständig gebaut sind, halte ich in jedem 
Sinn für Frankfurt für die schicklichsten; sie sind überhaupt trockener, 
die Zimmer werden grösser und luftiger. Der Frankfurter, wie überhaupt 
der Nordländer, liebt viele Fenster und heitere Stuben, die bei einer Fagade 
im höhern Geschmack nicht Statt finden können.“ 

In diesen Worten liegt ein erster Aufruf zur Umkehr, wie 
er deutlicher kaum ausgesprochen werden konnte. Hier sehen 
wir, wie aus der unendlichen Flut historischen Geschehens eine 
neue Welle sich zu erheben beginnt. Es ist der Anbruch des 
in der Folgezeit herrschenden Historismus, der erst allmählich 
auftauchend, dann mehr und mehr anschwellend und endlich 
deutlich wieder von dem erreichten Höhepunkte zurückfallend, 
das 19. Jahrhundert durchzogen hat. Wie dieser Historismus 
gewirkt hat, das ist allgemein bekannt. Das heute heran- 
wachsende Geschlecht steht ihm schon wieder vielmehr abge- 
neigt als wohlwollend gegenüber. Es sieht die Bauten jenes 
retrospektiven Geschmackes, und es verwirft das Nachempfundene 
daran als künstlerische Unselbständigkeit, es wendet sich mit 
Recht von einer Bauweise ab, die aus romantischen Neigungen 
vielfach bis zum Surrogat heruntergekommen ist, die ihre Eisen- 
betonbauten, wie es selbst in der neuen Braubachstrasse noch 
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geschehen ist, mit Eichenplatten überzog, um den Schein des 
Holzfachwerkes zu erwecken, und die selbst so weit gegangen 
ist, sinnlosen Anstreichern die Erlaubnis zu erteilen, Stein- 
mauern zu überstreichen und schwindsüchtige Fachwerksbilder 
darauf zu malen, die noch dazu oft eines jeden konstruktiven 
Zusammenhaltes entbehren würden. 

In der Tat hat die Zeit, in der man in der Aneignung 
historischer Stilformen alles Heil suchte, gerade auf dem Ge- 
biete des volkstümlichen Wohnbaues trotz einer unendlich ge- 
steigerten Bautätigkeit verschwindend wenig geschaffen, wovon 
wir glauben dürfen, daß auch die Zukunft es einer höheren 
ästhetischen Einschätzung für würdig erachten wird. Unsere 
Zeit hat daher ein gutes Recht, wenn sie, ohne die guten 
Leistungen der Vorzeit zu verachten, doch nicht mehr im Nach- 
empfinden älterer Stilformen ihre Befriedigung finden kann, 
und wenn sie für das in mancher Hinsicht eigenartige Wesen 
unserer modernen Geistesrichtung auch neue und selbständige 
architektonische Ausdrucksformen finden will. Wenn aber dieses 
Streben nach einer neuen ästhetischen Kultur dereinst und, 
dürfen wir hinzusetzen, hoffentlich in nicht zu ferner Zeit von 
Erfolg gekrönt ist, wenn auf künstlerischem Gebiete der Kampf 
gegen den in dieser Hinsicht heute mehr und mehr versandenden 
Historismus ausgekämpft ist, dann wird auch das Urteil über 
ihn wieder ruhiger und gerechter werden. Dann wird man es 
auch in weiteren Kreisen wieder schätzen lernen, welche starken 
und dankenswerten erhaltenden Kräfte er entfaltet und welche 
Fülle von kulturellen Gütern er dem geistigen Besitz unseres 
Volkes erhalten hat. 


12. Chronologische Zusammenstellung der benutzten 
Archivalien aus dem Besitz des Stadtarchivs. 
Nebst Angabe der Archiv-Signaturen. 


1. 1352. s. d. Sammlung von Verordnungen. Ges.la pg. I—11. (Sencken- 
berg Sel. jur. I, 1—22. Orth, Anm. V, 325—331). 

2. s. a. et d. [1357 ?] Bauverbote. Ges. la pg. 21. (Senckenberg I, 41). 

3. s. a. et d. [136?] Ges. la pg. 39. (Senckenberg I, 74). 

4. 1365 s. d. Bord über dem ycher. [sic.!] Ges. la pg. 9 am Rande. 
(Senckenberg I, 19. Orth V, 330). 

5. 1373 s. d. Einleitung der Stadt. Ges. I. fol. 6b. No. 28. 

6. 1376. Apr. 17. Verbot betr. Backhäuser und Schmieden Ges. 2 fol. 10b, 
3 fol. 38b. 


7. 


go 


11. 
12. 


13. 
14. 


15. 
16. 
17. 


19. 
20. 
21. 
22. 
. 1413. Juli 11. Dass. Ges. 2 fol. 19b. 2a fol. 35b. 3 fol. 40b. 
24. 
25. 


26. 
27. 


28. 
29. 


31. 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
37. 
38. 
39, 
40. 
41. 
42. 
43. 
44. 
45. 
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s. a. et d. [1382?] Nachtwachen etc. Ges. 2 fol. 11b. 2a fol. 20b. 3 fol. 
33b (Archiv VIII, 143). 

1386 März 28. Betr. Backhäuser und Schmieden. Ges. 2 fol. 10b. 

1786. Juli 24. Dass. Ges. 2 fol. 10b 

1387. Okt. 11. Verbot des Bauens auf dem Steinwege. Rollen ohne 
Bez. Heft A. fol. 6a. 

1388 Aug. 30. Wasser vor die Thüren zu setzen. Rollen ohne Bez. 
Heft A. fol. 4b. 

1388 s. d. [ca. Sept.] Dienstanweisung für den Zimmermann. Rollen 
ohne Bez. Heft A. fol. 8b. 

s. a. et d. [ca. 1400] Wasser vor die Türen setzen. Edikte 26 No. 49a. 

s. a. et d. [ca. 1400] Verbot, sich zu virmachen. Ges. 2 fol. 15a. 
2a fol. 21a. 3 fol. 33b. (Archiv VIII, 143). 

s. a. et d. [ca. 1400] Decken der Dächer etc. Ges. 2a fol. 35a. 

1401. Sept. 9. Ausleitung des Wassers. Ges Ib. pg. 27. 2. fol. 8b. 

1405. Juni 19. Schutz der Tauben. Ges. 2 fol. 10a. 2a fol. 49a. 3. 
fol. 58a. Rollen ohne Bez. (Abschr. d. 17. Jahrh.). 


. 1408 ca. Dez. Verordnung betr. Stallmiete. W T A. I, 6la—6lb. (J R 


I, 136. R T A VI, 363). 
1411. Okt. 15. Entfernung von Mist. Ges. 2 fol. 15a. 
1412. Okt. 4. Dass. Ges. 2 fol. 20a. 2a fol. 35b. 
s. a. et d. [vor 1413. Juli I1.] Dass. Ges. 3 fol. 40b. 
s. a. et d. [vor 1413. Juli 11.] Dass. Ges. 3 fol. 40b. 


s. a. et d. [ca. 1415] Dass. Ges. 3 fol. 42a. 

1418 s. d. Bauordnung. Ges. 2 fol. 26b. 2a fol. 4b. 3 fol. 4b. Rollen 
ohne Bezeichnung. 

1419. Dez. 26. Neue Verschreibungen über Häuser. Edikte 27. No. le. 

s. a. et d. [ca. 1420] Betr. Schaub- und Schindeldächer und Schorn- 
steine. Ges. 3 fol. 39b. 

s. a. et d. [ca. 1422] Verbot des Verleihens von städt. Baumaterial 
an Private. Rollen ohne Bez. 

1425. Juni 29. Ordnung der Tagelöhne. Ges. 2 fol. 53a. 2a fol. 93a. 

1425. Nov. 10. Warnung vor Feuersgefahr. Ges. 2 fol. 74a. 

1426. Apr. 7. Bau der Schornsteine. Ges. 2 fol. 74a. 

s. a. et d. [14??] Eid des Parliers. Eidbücher 1. Bl. 71a No. 46. 

s. a. et d. [ca. 1430] Feuerordnung. Ges. 2a fol. 79b. 

s. a. et d. [ca. 1430] Feuerordnung. Ges. 2a fol. 84a. 

1433 ca. Juni 5. Zusatz zur Bauordnung von 1418 s. d. Ges. 2a fol. 4c. 

1435 Mai I. Bedeckung der Dächer. Edikte 27. No. 52h. 

1437 Apr. 14. Schörnsteine und Dächer. Edikte 27. No. 58. 

1437 Nov. 14. Fegen der Abtritte. Ges. 2a fol. 79a. 3 fol. 68a. 

1439 Juni 14. Dächer und Einfriedigungen. Ges. 3 fol. 40a. 

1439 Juni 14. Dächer und Schornsteine. Ges. 2a fol. 35a in margine. 

s. a. et d. [ca. 1440.] Feuerordnung. Ges. 3 fol. 100a—104a. 

1442. Aug. 26. Schornsteine. Ges. 2a fol. 124b. 3 fol. 72a. 

1442. Dez. 2. Schornsteine. Edikte 27. No. 59a. 

1448. Mai 5. Feuersgefahr. Edikte 27. No. 52d. 

s. a. et d. [ca. 1450.] Schaub- und Schindeldächer. Edikte 27. No. 52d. 


46. 
47. 
48. 
49. 


51. 


52. 


53. 


55. 


56. 
57. 
58. 
59. 
60. 
6l. 
62. 
63. 
64. 


65. 


67. 
68. 
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. et d. [ca. 1450.] Wasser vor die Türen. Edikte 26. No. 39i. 

. et d. [ca. 1450.] Wasser vor die Türen. Edikte 26. No. 49b. 

. et d. [ca. 1450.] Brandstiftung. Edikte 26. No. 64. 

. et d. [ca. 1455.] Eid des Parlierers. Eidbücher 2. Bl. 193a. 

. et d. [ca. 1455.] Schornsteine, Dächer, Einfriedigungen. Eid- 

bücher 2. Bl. 266a — 266b. 

1456. Juni 3. Herrichtung neuer Stockwerke und Überhänge. Ges. 2a. 
fol. 4d. 

s. a. et d. [ca. 1458] Eid des städtischen Steindeckers. Gesetze und 
Verordnungen ohne Bezeichnung. [Auf der vorletzten Seite der 
1430 s. d. repplierten Schröderlohnordnung.] 

1468. März 20. Allgemeine Polizei-Ordnung. Ges. 3. fol. 94a — 99a. 

1475. Dec. 10. Abtun der Bauten. Edikte 26. No. 4a. 4n. 

s. a. et d. [ca. 1475.] Eid des Steindeckers und Werkmanns. Eid- 
bücher 2. Bl. 274a. 

s. a. et d. [ca. 1475.] Eid des Bauknechts. Eidbücher 2. Bl. 281a—281b. 

1478 s. d. [Aug. — Sept.] Feuerordnung. Ugb. B. 85. Y. 

1485. Aug. 7. Dachdeckung mit Schiefer und Ziegeln. Edikte 27. No. 52g. 

1485. Aug. 7. Dächer bei Neubauten. Ges. 3. fol. 37b. 

1489. Jan. 4. Allgemeine Polizei-Ordnung. Ugb. B. 85. A. 

s. a. et d. [ca. 1490.] Ordnung der Tagelöhne. Ges. 3. fol. 99c — 99f. 

s. a. et d. [ca. 1490.] Feuerordnung. Ges. 3. fol. 104a. 

1495. Febr. 19. Abbrechen von Bauten. Ges. 3. fol. 41a. 

s. a. et d. [ca. 1500.] Gebot wüste Flecken zu bebauen. Ugb. A 82. 
ad. No. 13. 

s. a. et d. [ca. 1500.] Tagelohn-Ordnung. Edikte 27. No. 52a. 

1503. Aug. 17. Ordnung der Streicher. Ugb. B. 86. No. 28. Al. 1—7. 

s. a. et d. [ca. 1520.] Erneuerte Feuerordnung. Ugb. B. 85. Aa. [Druck]. 

1523. März 15. Feuerordnung. Edikte 27. No. 3a. 
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Fig. 5. Konstruktion des Überhanges 
am Hause „Zum Steinlieimer“. 


VI. 


Die Erzeugnisse 


der 


Frankfurter Fayence-Fabrik. 


Von 


Dr. med. O. Grossmann. 


Fr: 


Die Frankfurter Marke in verschiedener Ausführung. 


Länger wie ein Jahrhundert bestand in Frankfurt eine blühende 
Fayence-Industrie, aber es schien bis vor kurzem, als ob von 
dieser Industrie nichts übrig geblieben sei als der Name Porzellan- 
Hof und die danach genannte, heute noch existierende 
Porzellanhof-Strasse. Nur dieser Name erinnerte noch schwach 
daran, daß hier in alter Zeit eine Porzellan- oder, um es genauer 
zu sagen, eine Fayence-Fabrik sich befand. 

Porzellan ist wohl niemals in Frankfurt fabriziert worden, 
aber man nannte, etwas euphemistisch, die feinere glasierte 
Tonware, später nach der Stadt Faénza, Fayence genannt, da- 
mals Porzellan. Man hatte die Absicht die holländischen Fayencen 
und damit indirekt das von den Holländern zum Vorbild ge- 
nommene chinesische Porzellan nachzuahmen. 

Die Stürme der Napoleonischen Kriege hatten genügt um 
die Frankfurter Fabrik und ihre Fabrikate völlig in Vergessen- 
heit zu bringen, bis im Jahre 1901 zum ersten Male Herr 
Archivdirektor Prof. Dr. Jung mit seiner Arbeit über die Frank- 
furter Porzellan-Fabrik im Porzellan-Hof!) eine ausführliche 
Geschichte dieser Industrie brachte. „Bis dahin wusste man 
nur“ — so schreibt Herr Dr. Jung — „daß in Frankfurt eine 
Porzellan-Fabrik bestand, daß nach Lersner im Jahre 1713 ein 
Porzellan-Maler im Porzellan-Hofe verunglückte und daß die 
Fabrik zu Anfang der siebziger Jahre des XVIII. Jahrhunderts 
in Konkurs geriet und eingehen musste. In Folge dieser dürf- 
tigen Kenntnisse von der Frankfurter Fabrik, zumal da Fabrikate 
von ihr vollständig fehlten, galt Frankfurt bisher als ein Ort, 


1) Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, Dritte Folge, 
Band VII, Seite 221—241. 
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der keine oder wenigstens keine nennenswerte Fabrikation auf- 
zuweisen hätte.“ 

An der Hand von Akten bringt nun Herr Dr. Jung die aus- 
führliche Geschichte der im Jahre 1666 gegründeten Fabrik und 
erwähnt bezüglich der Fabrikate, daß nur eine Anzahl Wand- 
plättchen, zwei Halskrüge im Historischen 
Museum zu Frankfurt und ein sternför- 
miges Schüsselchen im Hamburger Mu- 
seum bekannt seien. Er fügt jedoch hinzu: 
„es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
sich von den anderen Fabrikaten das eine 
oder andere Stück erhalten hat. So lange 
aber die Marke der Fabrik noch nicht 
bekannt ist — den Plättchen fehlt wie 
immer jede Bezeichnung — so lange sons- 
tige Bezeichnungen der Waren ihr nicht 
mit Bestimmtheit zugewiesen werden, 
können Frankfurter Fayencen nicht mit 
absoluter Gewissheit festgestellt werden.“ 

Wenn wir nun bedenken, daß die Frankfurter Fabrik länger 
wie ein Jahrhundert bestanden und in dieser Zeit sicher weit 
über 100000 Gegenstände fabriziert hat — erwähnt doch das 
Inventar über den Nachlaß des Johann Christoph Fehr aus dem 
Jahre 1693 allein schon 9550 Stück kleiner und mittlerer Apotheker- 
büchsen, 3400 Halbmaß- und 3452 Viertelmaßkrüge, 2000 Blättchen 
(das sind Tonfliessen zur Wandbekleidung), ferner 66 History- 
Teller, Blumenkrüge, Engelsköpfe, feine Krüge mit Purpur ge- 
malt und Wappenteller — so ist es auffallend, daß abgesehen von 
ein paar Dutzend Wandplättchen nur drei Gegenstände auf uns 
gekommen sein sollen. 

Nun ganz so schlimm ist es ja nicht. Im Laufe von fast 
dreissig Jahren sind eine Reihe von Fayencen in meinen Besitz 
gelangt, die ich jetzt zum Teil mit Sicherheit, zum Teil mit mehr 
oder weniger Wahrscheinlichkeit als Erzeugnisse der Frankfurter 
Fayence-Fabrik ansprechen muß. 

Wie ich in den Besitz dieser Gegenstände gelangte, die 
als Leihgabe im Historischen Museum Aufnahme gefunden 
haben, und wie sich allmählig die Überzeugung befestigte, 
daß dieselben für Frankfurt in Anspruch zu nehmen seien, 
darüber möchte ich berichten und damit weitere Kreise teil- 
nehmen lassen an den kleinen Freuden eines bescheidenen 





— 323 — 


Sammlers. Ist doch bei diesen Dingen die Freude des Er- 
werbens, die Freude der zunehmenden Kenntnis und Erkennt- 
nis grösser, als die Freude am Besitz. Es ist gewissermassen 
eine Entdeckungsreise, die um so reizvoller ist, als sie sich auf 
heimatlichem Boden bewegt. 

Daß uns bisher keine Frankfurter Fayencen bekannt waren, 
das lag nicht nur daran, daß dieselben gleicher Art wie die der 
Hanauer Fabrik und der anderen Fabriken der Maingegend 
waren, sondern auch daran, daß die Frankfurter Fabrikate, wie 
es scheint, ziemlich selten mit einer Marke bezeichnet worden sind. 
Die Marken der übrigen Fabriken der Maingegend — Hanau, 
Offenbach, Höchst, Kelsterbach, Flörsheim — kommen ziemlich 
häufig vor. Darum waren dieselben schon lange bekannt. Eine 
Frankfurter Marke dagegen war unbekannt. Die ersten Stücke 
meiner Sammlung, welche ich schon Ende der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts für wenige 
Mark — es waren damals noch ideale Sammlerzeiten — vom 
Händler erhielt, wurden mir als „Delitkrüge“ angeboten. Man 
bezeichnete damals ebenso wie noch heute alle Fayencen, welche 
weiß glasiert und blau bemalt waren, mit „Delft.“ 

Schon früh aber war ich misstrauisch gegen diese Bezeich- 
nung, ganz besonders darum, weil die Händler in Giessen und 
später in Frankfurt mir erzählten, daß 
fast jedes Stück aus den Bauerndörfern = Sf nurges 
der Wetterau und der Maingegend 36 DRY, Pry 
stamme. Vor etwa 10 Jahren erhielt RM 
ich einen Teller, der keine weitere Ver- 
zierung trägt als das nebenstehende, 
blau aufgemalte Wappen (Fig. 1) und 
am Boden ebenfalls in Blau die Marke F, y 
von einem kleinen Handler in das Haus DA Dr, 0. Gr, 
gebracht mit dem Bemerken, das sei ii NN 
Schweizer Fabrikat und das F sei die a 
Malermarke. Mir aber drängte sich der . 
Gedanke auf, ob das F nicht die unbekannte Marke der Frank- 
furter Fayence-Fabrik sein möge, und eifrig war ich nun bemüht 
nachzuforschen, ob das Wappen ein Frankfurter Wappen sei. 
Leider bis jetzt ohne Erfolg, doch gliickte es mir, iiber der Tiire 
des Hauses Schnurgasse 36 ein ähnliches Wappen (Fig. 2) zu 
finden. Nach giitiger Mitteilung des Herrn Professor Dr. Jung 
ist es das Wappen des Handelsmannes Johann Friedrich Schmid, 
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kgl. Preussischen wirklichen Hofrates, welcher 1748 an Stelle 
der Häuser Vogelsang und Kaisersberg das Haus baute, das 
heute noch steht. Ich möchte nun glauben, daß zwischen diesen 
beiden Wappen Beziehungen vorhanden sind. Entweder ist es 
dasselbe Wappen, welches in zwei Varianten besteht, oder es 
sind verschiedene Wappen, aber von demselben Wappenmaler 
entworfen, und dieser Wappenmaler und die Besteller wären 
in Frankfurt zu suchen. 

Um diese Zeit nun erinnerte ich mich wieder an einen 
Teller mit einem Wappen, den mir früher ein Zufall zu Ge- 
sicht gebracht hatte. Im Jahre 1894 kam ich gelegentlich der 
Wohnungssuche in ein Haus und sah dort im Speisezimmer 
bei sehr reichen Leuten einen Teller mit einem blaugemalten 
Wappen an der Wand hängen. Damals war mein Interesse 
noch nicht groß genug, nun aber fragte ich mich, ob dieser 
Teller wohl auch mit einem F bezeichnet sei. Ich ließ mich 
bei der Besitzerin, einer sehr würdigen Dame, melden und 
bat den Teller besichtigen zu dürfen. In der Tat, er war mit 
einem F in blauer Farbe am Boden bezeichnet. Eine zarte 
Anfrage meinerseits, ob der Teller etwa verkäuflich sei, wurde 
sehr ungnädig beantwortet. Über diese Abweisung ganz nieder- 
geschlagen, vergaß ich auch das Wappen abzuzeichnen. 

Mittlerweile war die Arbeit des Rechtsanwaltes Herrn Dr. 
A. Dietz erschienen, worin er nachwies, wie bedeutend das 


Gewerbe der Zinngiesser in Frankfurt gewesen war!). Zugleich 
machte Herr Dr. Dietz auf die Zinnstempel aufmerksam, durch 


welche die Frankfurter Fabrikate kenntlich waren. Einer der 
häufigsten Zinnstempel bestand in einem F. Jetzt revidierte ich 
die Zinnstempel in den Zinndeckeln meiner Fayence-Krüge, 
die ich früher nie beachtet hatte, und fand ein überraschendes 
Resultat. Eine ganze Menge Krüge zeigte in der Zinnmon- 
tierung einen Frankfurter Zinnstempel, entweder das F oder 
den bekannten Engel. Alle diese Fayence-Krüge sind somit in 
Frankfurt montiert, waren wahrscheinlich in Frankfurt im Ge- 
brauche und sind auch sicherlich zum Teil Erzeugnisse der 
Frankfurter Fayence-Fabrik. 

Mit diesen Untersuchungen beschäftigt, fand ich bei einem 
hiesigen Händler einen Krug, geziert mit den schönsten und 

') Festschrift zur Feier des 25jährigen Bestehens des Städtischen 
Historischen Museums in Frankfurt a. M. Dem Historischen Museum 


ar nehracht vom Verein für Geschichte und Altertumskunde (Frankfurt 
1903) S. 149— 180. 
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echtesten Delftchinesen, der am Boden mit blauer Farbe die 
Marke F zeigte und im Zinndeckel den Stempel F trug (siehe 
Fig. 3 Tafel I.) Bald darauf einen ähnlich bemalten zweiten Krug, 
aber ohne Deckel, ebenfalls am Boden mit blauem F markiert. 
Jetzt war mir jeder Zweifel ausgeschlossen: die Frankfurter 
Marke hatte sich gefunden. 


Nun wurde ich wieder scharf auf den oben erwähnten Teller, 
denn der war jetzt sicher Frankfurt und das Wappen wohl ein 
Frankfurter Wappen. Da ich bemerkt hatte, daß die Besitzerin altes 
Porzellan sammelte, so versuchte ich den Teller, von dessen Be- 
deutung die Besitzerin natürlich keine Ahnung hatte, auf dem 
Tauschwege zu erlangen. Ich bot ein Höchster Porzellanfigürchen; 
als dieses abgelehnt wurde, ein anderes, schöneres Figürchen 
und schliesslich zwei solcher Figürchen. Aber es war alles ver- 
gebens. Je feuriger in mir der Liebhaber wurde, desto kühler 
blieb die alte Dame. In meiner Not wandte ich mich an den 
verstorbenen Antiquitätenhändler Herrn Ricard. Dieser son- 
dierte vorsichtig und kam zurück mit der überraschenden Nach- 
richt, daß die sehr reiche Dame lieber Bargeld haben wolle. 
Ich will die Summe, für welche wir einig geworden sind, nicht 
nennen, um nicht als Verschwender zu erscheinen Den An- 
kauf brauchte ich aber nicht zu bereuen, denn bald darauf war 
es mir gelungen, das Wappen des Tellers als das Wappen der 
Frankfurter Familie Bansa festzustellen (Tafel I, Fig. 2). 


In der Zwischenzeit waren noch einige Gegenstände dazu- 
gekommen. Vor allem der grosse Krug (Tafel I, Fig. 1) mit 
einem Palmenbaum im Wappen und einem Arm der einen 
Palmenzweig hält als Helmzier. Dicht unter dem unteren 
Henkelansatz sind in blau aufgemalt die Buchstaben M. I. G. 1722. 
Im Zinndeckel ein Frankfurter Stempel, Engel. Die Form des 
Kruges, Glasur sprechen ebenfalls für Frankfurt, aber das Wappen 
war nicht aufzufinden. Leider haben wir noch kein Frankfurter 
Wappenbuch, wie Fahne ein solches für Cöln geschaffen hat. 
Immerhin fand sich ein weiterer Anhaltspunkt. Das historische 
Museum besitzt eine Sammlung von Siegelabdrücken, deren 
Stempel der Frankfurter Stempelschneider Josef Loewenthal in 
den Jahren 1814—48 gefertigt hat. Dort ist das gleiche Wappen 
vorhanden. Somit deutet alles darauf, daß wir es hier mit dem 
Wappen einer Frankfurter Familie zu tun haben, die leider bis 
jetzt noch ganz unbekannt ist. 
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Der auf Tafel Il, Fig. 1 abgebildete Teller, mit einem F in 
blauer Farbe am Boden markiert, befand sich bis vor kurzem 
im Besitze eines hervorragenden hiesigen Sammlers, des Herrn 
Julius Heyman. Er hatte denselben, durch meine Nachforschungen 
nach der Marke F aufmerksam gemacht, bei einem Händler 
gefunden. Ein erhebliches Geldangebot wies Herr Heyman 
zurück, ließ sich aber doch bewegen, den Teller im Tausch- 
verkehr, unter nicht geringen Opfern meinerseits, abzutreten. 
Daß derselbe Frankfurter Fabrikat sei, war für mich nach der 
Wesensgleichheit mit dem Bansateller ohne Frage. Aber das 
Wappen mit der Fürstenkrone? — Herr Dr. Freiherr Schenk 
zu Schweinsberg, Direktor des Grossherzoglichen Hessischen 
Haus- und Staatsarchivs in Darmstadt, an den ich mich brief- 
lich wandte, war so liebenswürdig, mir am 10. Januar 1906 zu 
schreiben: „Das Wappen scheint mir nach Inhalt und Stil der 
Elisabeth Dorothea, Landgräfin von Hessen-Darmstadt, geb. 
Herzogin von Sachsen-Gotha, anzugehören, der zweiten Ge- 
mahlin des Landgrafen Ludwig VI. (+ 1678). Sie war vom 24. 
April 1678 bis 15. Februar 1688 Regentin, zog dann auf ihr 
Wittum nach Butzbach und starb dort am 24. August 1709. Das 
gleiche Wappen findet sich in Darmstadt am alten Eingangstor 
des Herrengartens, gegenüber der neuen katholischen Kirche. 
Die Krone macht es ganz zweifellos, daß es sich um eine Fürstin 
handelt.“ Am 11. Januar 1906 erhielt ich weiterhin auf meine 
Anfrage bezüglich der fehlenden Querstreifung am Löwen die 
Antwort: „Das Fehlen der Streifung des Löwens war mir auf- 
gefallen, ich erinnere mich aber, daß bei nichtfarbiger Ausführung 
derartige Flüchtigkeiten nicht selten sind. Auch die Wendung 
des Löwen nach rechts ist bei einem Allianzwappen ungewöhn- 
lich. Die Stilisierung spricht aber meines Erachtens für Elisabeth 
Dorothea, auch der doppelte Schwanz für Hessen-Darmstadt. 
Da die Fürstin zahlreiche Nachkommenschaft hatte, wird der 
Verkauf des Nachlasses wahrscheinlich.“ Eine mir vorliegende 
Abbildung des obengenannten Tores zeigt genau das gleiche 
Wappen wie auf dem Teller. Dem Löwen fehlt ebenfalls die 
Querstreifung. 

Da wir aus dem Fehr’schen Testamente wissen, daß die 
Frankfurter Fayence-Fabrik eifrig für den Bedarf der Apotheken 
gearbeitet hat, so war es notwendig, einmal in hiesigen 
Apotheken nachzuforschen. Das Apothekergefäß (Tafel II, 
Fig. 2) erhielt ich von dem jetzigen Besitzer der Hirschapotheke; 
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es war das einzige Gefäß, das ich in sämtlichen hiesigen Apo- 
theken auftreiben konnte. Das Stück ist zwar nicht markiert, 
steht aber durch Glasur und Bemalung ausser allem Zweifel. 
Der Besitzer der Einhornapotheke konnte mir nur noch mit- 
teilen, daß vor einem Jahre beim Umzuge der Apotheke sich 
im Keller noch einige weissglasierte, mit Schrift, Kranz und 
Figur eines Einhorns blaubemalte Gefässe, ähnlich wie das 
Gefäß aus der Hirschapotheke, vorgefunden hätten. Seitdem 
seien dieselben verschollen, wahrscheinlich zerschlagen worden. 
Das Testament Fehr’s zählt unter den Vorräten des Jahres 1693 
allein 9550 Stück kleiner und mittlerer Apothekergefässe auf. 
Von dieser Fülle ist also wie es scheint nur ein einziges Stück 
übrig geblieben. 

Den Teller in Fig. 3 hatte ein Frankfurter Händler in Süd- 
deutschland angekauft und mir als Schweizer Fabrikat ange- 
boten. Das Wappen war zunächst nicht aufzufinden ; Siebmachers 
Wappenbuch versagte. Wieder durch Zufall fand ich bei einem 
Freunde das gleiche Wappen auf einem Porträtbilde angebracht 
und erfuhr, daß es das Wappen der Frankfurter Familie Hassel 
sei. Somit musste man den Teller zu den Frankfurter Fabri- 
katen stellen, obgleich er in der Glasur nicht damit harmonierte. 
Dieselbe ist 
nämlich etwas 

dünn und 
trocken, das 
Weiß kreidig, 
während die 
Frankfurter 
Fabrikate sich 
meist durch 
eine dicke 
rahmartige 
und doch 
warme und 
feurige Hoch- 
glanz - Glasur 
auszeichnen, 
deren 
Schmelz 
leicht an Per- 
lenglanz er- 





Fig. 3. Teller, blaubemalt, mit dem Wappen der Frankfurter Familie 
Hassel, 39 cm Durchmesser, ohne Marke. 


— 328 — 


innert. Auch ist bei der Frankfurter Glasur ein Stich ins Rötliche 
nicht zu verkennen, denn es schimmert der rötlich-weisse Ton 
durch die weiß-bläuliche Glasur hindurch. Im Gegensatz hierzu 
zeigen die holländischen Fayencen eine dünne Glasur von har- 
tem glasigen Glanz. Der durchschimmernde weiß-bläuliche 
Ton macht die Glasur kalt. Die Glasuren der Hanauer Fayencen 
haben nicht ganz das Feuer der Frankfurter Glasur, sie sind 
etwas kreidig im Ton. So auch der Teller Fig. 3, der sich 
schliesslich in der Tat als Hanauer Fabrikat herausstellte und 
zwar auf folgende Weise. In auswärtigem Privatbesitz entdeckte 
ich einen flachen glatten Fayenceteller von 26 cm Durchmesser, 
breitem Rand, darauf blau gemalt (mit manganvioletten Konturen) 
Streublumen, Bienen und Vögel, am Boden die manganviolette 
Marke S M, und im Fond die Inschrift: 
Johanna 

von der wallen 

Herrn Hasseln 

hatt gefallen. 

Nach der Ansicht des Herrn Prof. Dr. Jung war dieser 
Teller wahrscheinlich ein Hochzeitsgeschenk aus dem Jahre 
1706, denn am 8. Februar d. J. heiratete Werner Hassel, Agent 
verschiedener Fürsten, Johanna von der Walle. Die Hanauer 
Fayence-Fabrik ist aber im Jahre 1661 von dem in Hanau 
wohnenden Daniel Behaghel und seinem Schwager Jacobus von 
der Walle aus Rotterdam begründet worden. Es war nun da- 
mals so wie heute; die Ausstattung wird von der Braut be- 
schafft, und wir werden nicht fehl gehen, wenn wir annehmen, 
daß die beiden genannten Teller in Hanau in der väterlichen 
(oder grossväterlichen?) Fabrik der Braut hergestellt worden 
sind. Darum müssen wir den Teller Fig. 3 trotz des Frank- 
furter Wappens der Hanauer Fabrik zuweisen. 

Ein birnförmiger Krug meiner Sammlung zeigt in blauer 
Bemalung Schifferembleme und die Buchstaben G. F. M. 1765. 
Das sind die Anfangsbuchstaben des Namens eines Frankfurter 
bezw. Sachsenhäuser Schiffers; denn der Zinndeckel beweist durch 
den Stempel F die Montierung und damit wohl auch den Gebrauch 
in Frankfurt. Gehören diese Initialen nach Frankfurt, was sich 
vielleicht noch feststellen lässt, dann dürfte der Krug von dem 
Besitzer eher in der Frankfurter, als in der Hanauer Fabrik 
bestellt worden sein. Dazu kommt noch, daß es in Folge 
Magistratsbeschlusses der Hanauer Fabrik ebenso wie den anderen 
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Fabriken verboten war, ihre Waren in Frankfurt — ausgenommen 
in Messzeiten — zu verkaufen. Ein mittelgrosser Halskrug mit, 
Zopihenkel zeigt im Wappenschild drei Blumen. Ueber einer 
Haustüre in der Metzgergasse befindet sich das gleiche Wappen- 
schild. 


Fig. 4. Zwei Konfektkörbchen, blau bemalt, Größe 32X20 cm, beide am Boden mit Marke F. 





Bei der Seltenheit der Frankfurter Fayencen ist in hiesigem 
oder auswärtigem Besitz nicht viel zu finden. Das Hamburger 
Museum besitzt ausser dem oben erwähnten sternförmigen 
Schüsselchen noch eine grosse Platte von der gleichen Form 
wie der Bansateller, aber fast dreimal so groß, mit doppelter, 
sehr reich gemalter Bordüre. Im Fond ein Wappen, das noch 
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nicht festge- 
stellt werden 
konnte. Die 
blau gemalte 
Bordüre, die 
Form desTel- 
lers, nament- 
lich des 
Bodens, die 
schöne feu- 
rige Glasur 
sind jedoch so 
charakte- 
ristisch für 
Frankfurt, daß 
trotz der am 
Boden fehlen- 
den Marke F 


Fig. 5. Teller, blaubemalt auf kleisterblauem Grunde, mit dem Wappen für mich jeder 
der Frankfurter Familie von Reineck, 35,5 cm Durchmesser, ohne Marke. Zweifel aus- 


geschlossen 
ist. Dieses imposante Prachtstück hat Herr Direktor Dr. Brinck- 
mann, wie er mir gütigst mitteilte, im Jahre 1896 bei einem 
hiesigen Händler für den Spottpreis von 50 Mark gekauft. Es 
ist sehr bedauerlich, daß man in Frankfurt mit den Händlern 
damals nicht besser Fühlung hatte und sich ein solches 
Stück entführen ließ. Auch der Umstand, daß der Entführer der 
bedeutendste Fayencekenner und rührigste aller Museums- 
direktoren war, der das Stück schon damals als eine Fayence 
aus der Maingegend ansprach, kann den Schmerz über diesen 
Verlust nicht mildern. 

Ein Halskrug, der Frankfurter Arbeit ist, befindet sich in 
den Sammlungen des Schlosses Erbach im Odenwald. Zwar 
zeigt weder der Zinndeckel einen Stempel noch der Boden 
eine Marke, aber Glasur und Bemalung mit Schmetterlingen, 
Bienen und Tulpen (letztere genau wie auf dem Apotheker- 
gefäß Tafel II, Fig. 2) sind’ durchaus charakteristisch. 

Das Museum in Cassel, dessen Direktor, Herr Dr. Böhlau, 
in erfreulicher Weise sich die Pflege der heimischen Fayencen 
zur Pflicht macht, besitzt einen birnförmigen Krug, aus der 
Sammlung des Herrn Professors von Drach stammend, der mit 
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einem Frankfurter Wappen geziert ist, und einen Teller mit dem 
gleichen Wappen. Im Schlosse zu Bürresheim (Eifel) befindet 
sich ein sehr feiner blaugeblümter Halskrug, gewunden mit 
Zopihenkel, dessen Zinndeckel den Stempel F zeigt. 

Wenn nun auch unter den besprochenen Gegenständen 
manche sind, die nur mit mehr oder weniger Wahrscheinlichkeit 
zu Frankfurt gehören, so ist doch ein Teil über jeden Zweifel 
erhaben. Ich glaube hiermit zum ersten Male mit Sicher- 
heit die bisher unbekannte Marke der Frankfurter Fabrik 
festgestellt zu haben. Wir bekommen ausserdem einen 
besseren Begriff von den Fabrikaten, die durchaus nicht so 
unbedeutend waren, wie man seither vermutete. Die Fabrik 
hatte auch eine recht noble Kundschaft, wie der Teller der 
Landgräfin Elisabeth Dorothea von Hessen-Darmstadt beweist. 


Nachtrag. 


Seit dem vorstehenden, am 6. Februar 1906 gehaltenen 
Vortrage hat sich nun unsere Kenntnis der Frankfurter Fayencen 
wieder erfreulich erweitert, so daß die Frankfurter Fabrik sich in die 
ersteReiheder 

mitteldeut- 
schenFayence- 
Fabriken 
stellen darf. 
Vor allem 
ist meine Ver- 
mutung, daß 
der Krug mit 
dem Palmen- 
baum imWap- 
pen (Tafel I, 
Fig. 1) ein Er- 
zeugnis der 
Frankfurter 
Fabrik sein 
möge, glän- 
zend bestätigt 


worden. Das 


’ Fig. 6. Teller, gebuckelt, blau bemalt, mit dem Wappen der Grafen 
scheinbar so Pappenheim, 40 cm Durchmesser, ohne Marke, 
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schön gebliimtem Rande zeigt auf kleisterblauem Grunde in Blau 
das Wappen der Frankfurter Familie von Reineck, deren Name 
noch in der „Reineckstrasse“ fortlebt. Im Jahre 1729 wurde 
der sehr vermögende Friedrich Ludwig Reineck, Weinhändler, 
Hofrat und Agent mehrerer Fürsten von Kaiser Karl VI. geadelt.') 
Vermutlich hat er im ‚Anschluß an diese Standeserhöhung die 
Wappenteller, von denen der vorstehende noch übrig geblieben 
ist, anfertigen lassen. 

Der Teller (Fig. 6) zeigt auf weissem Grunde das blau- 
gemalte Wappen der bayerischen Grafen von Pappenheim. 
Beziehungen der Grafen Pappenheim zu Frankfurt sind uns 
bis jetzt nicht bekannt, aber die Form des Tellers und die 
Glasur spricht trotz fehlender Marke stark für Frankfurt. 

Leider ist auch der Teller (Fig. 7) nicht markiert, aber das 
Wappen ist das der Frankfurter Familie Schweitzer vonWiederhold, 
Ein Grabstein mit dem gleichen Wappen befindet sich in der 
Vorhalle der Weissfrauenkirche zu Frankfurt. Derselbe trägt die 
Aufschrift: Memoriae Joannis Georgii Schweitzer nobilis Domini 
de Wiederhold 
S. R. I. Equitis 

Reipublicae 
M. F. Senatoris 
natus A. D. 
MDCLXXXII 
peregit 
MDCCLXX. 
Aus altem Sach- 
senhäuser Besitz 
stammen die 
beiden Teller 
Fig. 8. Der 
kleine ist mit der 
MarkeFbezeich- 
net. Der grosse 
trägt keine 
Marke, aber 


H E Fig. 8. Gebuckelte Fayenceteller von 35 und 7,5 cm Durchmesser, 
seineForm, seine blau bemalt, der kleinere trägt auf der Rückseite die Marke F. 





') Über die interessante Persönlichkeit dieses Mannes, dessen Rechts- 
streit mit seiner Tochter und ihrem Entführer, dem Hauptmann Klenck, 
seiner Zeit das grösste Aufsehen erregte, vgl. Kriegk, Die Brüder Sencken- 
berg S. 369ff. 
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Glasur und seine Herkunft sind derart, daß wir ihn trotz seiner 
„Delft- Chinesen“ für die Frankfurter Fabrik in Anspruch 
nehmen müssen. 

Etwa ein halbes Hundert blaubemalter gebuckelter Platten 
und zopfhenkeliger Krüge, die von Herrn Direktor Dr. Angst 
seiner Zeit in der Ostschweiz gesammelt wurden, befinden sich 
im Landesmuseum in Zürich. Ich spreche dieselben als zum 
grössten Teile der Frankfurter Fabrik zugehörig an. Es ist 
Exportware, die auf dem Wasserwege rheinaufwärts ihren Weg 
nach der Schweiz genommen hat. 

Zum Schlusse wäre noch ein Prachtstück zu erwähnen, das 
Herr Welcker, Direktorialassistent am Historischen Museum zu 
Frankfurt, bei einem Händler entdeckt und sofort für das Museum 
gesichert hat. Es ist ein Teller von 33 cm Durchmesser, der 
im Fond auf kleisterblauem Grunde eine Fortuna, ähnlich der- 
jenigen des Konfektkörbchens trägt und überreich mit den feinsten 
sorgfältigst gezeichneten Streublümchen bedeckt ist. Am Boden 
trägt er den Namen des Frankfurter Porzellanmalers Auer und 
die Jahreszahl 1717. Die ganze Art der Dekoration dieses reich 
und vornehm ausgestatteten Tellers zeigt einen so feingebildeten 
Geschmack und eine solche verblüffende Stilsicherheit, daß selbst 
diejenigen, welche kulturhistorischen Erinnerungen ganz inte- 
resselos gegenüberstehen, denen auch die Frankfurter Fabrik 
höchst gleichgültig ist, dennoch ihre Freude an der prächtigen 
kunstgewerblichen Leistung haben werden. 

Wenn wir uns das Frankfurter Bürgerhaus des 18. Jahr- 
hunderts im Geiste rekonstruieren, so darf darin nicht fehlen, 
die reiche Fülle von glänzenden Gebrauchsgegenständen, wie 
sie die heimische Fabrik in Gestalt von appetitlichen blaube- 
malten, reflexlichtsprühenden, in feuriger. Hochglanz - Glasur 
strahlenden Buckelplatten und schön gemalten Wappentellern 
(einen „History-Teller“ kennen wir leider noch nicht) und in 
Form von bauchigen, mehr oder weniger reich verzierten, oder 
mit Wappen geschmückten Halskrügen liefern konnte. 

Es wird die Aufgabe des Historischen Museums zu Frank- 
furt sein, uns zu zeigen, wie das Zimmer eines Frankfurter 
Patriziers in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ausgestattet 
war. Die zu einem solchen Zimmer gehörigen Möbel sind zwar 
vorhanden, aber jetzt im Museum regellos zerstreut. Einen 
Ehrenplatz in diesem Zimmer müssen die Erzeugnisse der 
Frankfurter Fayence-Fabrik bekommen. 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


I. Bericht über die Tätigkeit des Vereins im Jahre 1907. 


Erstattet in der Hauptversammlung am 23. Januar 1908. 


Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1907 im ganzen 326. 
Davon wurden im Laufe des Jahres eines zum Ehrenmitgliede ernannt, 
acht sind gestorben und acht sind ausgetreten oder verzogen. Der Ab- 
gang beträgt also im ganzen 17. Er wird ersetzt durch 11 neue Mit- 
glieder, die im Laufe des Jahres eingetreten sind, und 10 weitere, die sich 
vom Beginn des Jahres 1908 zum Beitritt gemeldet haben. Demnach be- 
trägt am 1. Januar 1908 der Bestand 330. 

Unter denen, die uns der Tod entrissen hat, befindet sich auch 
unser allverehrtes Ehrenmitglied Herr Museumsdirektor Otto Cornill, der 
bis in die letzten Tage seines langen Lebens stets ein eifriger Förderer 
des Vereins, viele Jahre hindurch ein reges Mitglied des Vorstandes 
gewesen ist und der als Mensch sich die Herzen aller derer gewonnen 
hat, die ihm nahe treten durften. Durch das städtische Historische 
Museum, dessen Gründung ihm vor allem zu danken ist und dem er ein 
Menschenalter hindurch vorgestanden hat, ist für die historisch-archäo- 
logischen Interessen in Frankfurt eine Sammelstelle geschaffen worden, 
die von Anfang an auf die weitesten Kreise unserer Mitbürger einen tief- 
greifenden Einfluß ausgeübt hat und die auch für die kommenden Ge- 
schlechter zur Anregung, zur Belehrung und zum ästhetischen Genuß 
eine unversiegbare Quelle bleiben wird. In dieser Anstalt hat sich 
Cornill selber ein dauerndes Denkmal geschaffen. Wir aber werden ihm 
in aufrichtiger Dankbarkeit und Verehrung alle Zeit ein gutes Andenken 
bewahren.*) 

Der Vorstand setzte sich am Beginn des abgelaufenen Vereins- 
jahres in folgender Weise zusammen: 

Otto Cornill, Direktor des Historischen Museums, 
Dr. jur. Alexander Dietz, Rechtsanwalt, 

Prof. Otto Donner-von Richter, Maler, 

Robert Flauaus, Rentner, 

Dr. Julius Hülsen, Architekt und Privatdozent, 
Dr. Rudolf Jung, Direktor des Stadtarchivs, 


*) Ein eingehender Nachruf findet sich im 30. Jahresbericht des Vereins 
f. d. Historische Museum 1907, S. 3—10. 


22 


Er 


Prof. Dr. /sidor Kracauer, Oberlehrer, 

Dr. Otto Lauffer, Direktorial-Assistent am Historischen Museum, 
Emil Padjera, Rentner, 

Prof. Dr. Eduard Pelissier, Oberlehrer, 

Prof. Dr. Alexander Riese, Oberlehrer a. D., 

Rudolf Welcker, Direktorial-Assistent am Historischen Museum, 
Prof. Dr. Georg Wolff, Oberlehrer, 

Stadtrat Dr. Julius Ziehen. 

Die Verteilung der Vorstands-Ämter war in der Weise 

geschehen, daß die Herren 
Archivdirektor Dr. Jung zum Vorsitzenden, 
Prof. Dr. Wolff zum Stellvertreter des Vorsitzenden, 
Dr. Lauffer zum Schriftführer, 
Padjera zum Kassenführer 
gewählt wurden. 

Ferner waren die Ausschüsse in folgender Weise besetzt: 

1) Schriftleitungs-Ausschuß: Direktor Dr. Jung, Prof. 
Donner-von Richter und Prof. Dr. Riese, hinzuzuziehen Prof. 
Dr. Wolff und Dr. Lauffer. 

2) Orts-Ausschuß: Padjera, Dr. Traut und Welcker. _ 

3) Ausflugs-Ausschuß: Flauaus, Prof. Dr. Pelissier und 
Welcker. 

4) Bibliotheks-Ausschuß: Direktor Dr. Jung, Dr. Lauffer 
und Dr. Traut. 

5) Vortrags-Ausschuß: Prof. Donner-von Richter, Dr. Lauffer, 
Prof. Dr. Pelissier und Prof. Dr. Wolff. 

Im Laufe des Jahres ist aus dem Vorstande durch Tod ausge- 
schieden Herr Direktor Cornill. An seine Stelle ist später Dr. Lauffer 
getreten, der dadurch ständiges Vorstands-Mitglied wird, daß er zum 
Direktor des Historischen Museums ernannt worden ist. Außerdem sind 
mit Ablauf des Jahres 1907 aus dem Vorstande satzungsgemäß ausge- 
schieden die Herren Rechtsanwalt Dr. Dietz, Prof. Dr. Pelissier und 
Welcker, deren Wahl im Jahre 1905 stattgefunden hat. Ohne den Ent- 
schlüssen der Hauptversammlung vorgreifen zu wollen, schlägt der Vor- 
stand die genannten Herren zur Wiederwahl vor, indem er zugleich an- 
heim gibt, zum Ersatz für Herrn Dr. Lauffer Herrn Rentner Carl Abt in 
den Vorstand zu wählen. 

Ferner schlägt der Vorstand vor, der Verein möge wie im Vor- 
jahre die Herren Schuchardt und Kober ersuchen, die Rechnungsprüfung 
freundlichst auszuüben, und die Herren Ochs und Rechnungsrat Mentzel 
bitten, nötigen Falles die Vertretung dabei zu übernehmen. 

Für die Führung der Kassengeschäfte ist der Verein wiederum 
Herrn Padjera zu lebhaftem Danke verpflichtet. Ein Rechenschafts- 
bericht desselben liegt vor. 

Im Berichtsjahre wurden acht wissenschaftliche Sitzungen 
abgehalten, in denen aus dem Kreise der Vereinsmitglieder folgende 
Vorträge gehalten wurden: 

Am 24. Januar: Prof. Dr. /. Kracauer: Die Gefangennehmung 
des Frankfurter Kontingentes in Leipzig 1759 und ihre Folgen. 


Er. 


Am 7. Februar: Dr. O. Lauffer: Volkstümlicher Wohnbau in 
Frankfurt (Der Steinbau). 

Am 21. Februar: Archivdirektor Dr. R. Jung: Senckenberg und 
seine Stiftung. — Zum .200. Geburtstag des Stifters. 

Am 7. März: Prof. Dr. H. Dragendorff: Grabdenkmäler von 
Neumagen. (Mit Lichtbildern.) 

Am 31. Oktober: Prof. Dr. R. Schwemer: Der Freiherr vom Stein 
und die Wiederherstellung der Unabhängigkeit der Stadt 
Frankfurt in den Jahren 1813—1815. 

Am 14. November: Konsistorialrat Pfarrer Dr. H. Dechent: Ein 
Blick auf Frankfurts kirchliches Leben im Mittelalter. 

Am 5. Dezember: Museums-Assistent R. Welcker: Römisches 
Leuchtgerät. (Mit Demonstrationen.) 

Am 19. Dezember: Prof. Dr. R. Froning: Frankfurts Stellung 
im Reiche im ausgehenden Mittelalter. 

Eine für den 21. März anberaumte Sitzung, für die Herr Museums- 
Assistent R. Welcker einen Vortrag über „Ausgrabungen in Praunheim“ 
zugesagt hatte, wurde ausgesetzt, da dieselbe mit einer im Hochstift ab- 
gehaltenen Vortragsreihe des Geheimrats Prof. Dr. Lamprecht-Leipzig zu- 
sammenfiel. 

Alle Sitzungen wurden wie bislang im Lokale der Künstler-Gesell- 
schaft im Steinernen Hause abgehalten. Den Herren Vortragenden sei 
auch an dieser Stelle für ihre gehaltvollen Darbietungen der beste Dank 
namens des Vereins ausgesprochen. 

Am 17. Oktober beging der Verein sein fünizigjähriges 
Jubilaeum, ein Fest, welches zwar nur im kleinen Kreise und in den 
gewohnten Räumlichkeiten, aber doch in eindrucksvoller und würdiger 
Weise gefeiert wurde und zu welchem wir durch mündliche Ansprachen 
der Herren Vertreter der städtischen Behörden und der gleichstrebenden 
und befreundeten Vereine aus Frankfurt und den Nachbarstädten, sowie 
durch viele schriftliche und telegraphische Glückwünsche erfreut wurden. 
Mit lebhafter Genugtuung und Freude können wir berichten, daß bei 
diesem Anlaß unser langjähriger Vorsitzender Herr ArchivdirektorDr. Jung 
vom Herrn Kultusminister durch die Verleihung des Professortitels 
ausgezeichnet wurde. Andererseits hat es auch der Verein sich nicht 
nehmen lassen, bei dieser feierlichen Gelegenheit eine Anzahl von Ge- 
lehrten, die sich um den Verein und seine wissenschaftlichen Bestrebungen 
vornehmlich verdient gemacht haben, besonders auszuzeichnen. Zu 
Ehrenmitgliedern wurden ernannt die Herren Prof. Donner-von Richter 
und Geheimrat Prof. Dr. Bücher in Leipzig, zu korrespondierenden Mit- 
gliedern die Herren Prof. Dr. Anthes-Darmstadt, Museumsdirektor Prof. 
Dr. Ritterling-Wiesbaden und Museumsdirektor Prof.Dr. Schumacher-Mainz. 

Als Festgaben an die Mitglieder wurden bei Gelegenheit des 
Jubiläums die diesjährigen Veröffentlichungen des Vereins aus- 
gegeben, nämlich der IX. Band der dritten Folge des „Archivs für Frankfurts 
Geschichte und Kunst“ und das IV. Heft der „Heddernheimer Mitteilungen“. 
Die reiche Ausstattung dieses Bandes mit Karten und Abbildungen ist 
durch einen besonderen Beitrag von 2000 Mk. seitens der städtischen 
Kommission für Kunst- und Altertumsgegenstände ermöglicht worden, wo- 
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für wir der Kommission auch an dieser Stelle wiederholt den wärmsten 
Dank aussprechen. 

Der nächste Archivband, für den das Programm schon fast fertig 
vorliegt, ist für das Jahr 1909 vorgesehen. Ob es möglich sein wird, 
auch im Jahre 1908 noch eine wissenschaftliche Vereinsgabe an die 
Mitglieder zu verteilen, darüber sind die Verhandlungen noch nicht ab- 
geschlossen. Weiterhin ist mitzuteilen, daß der Vorstand sich genötigt 
gesehen hat, das seither bestehende Abonnement auf das Korrespondenz- 
blatt der Westdeutschen Zeitschrift zum 1. Januar 1908 zu kündigen, 
nachdem die Redaktion sich entschlossen hat, sich künftig völlig auf die 
prähistorische und römisch-germanische Forschung zu beschränken. In 
welcher Weise unseren Mitgliedern ein Ersatz geboten werden soll, darüber 
ist ein Beschluß noch nicht gefaßt worden. 

l Um sich mit den wissenschaftlichen Vorträgen auch einmal wieder 
an einen größeren Kreis als an den unserer Mitglieder zu wenden, haben 
wir uns bei dem hiesigen Ausschuß für Volksvorlesungen bereit 
erklärt, im Winter 1908/09 einen Zyklus von etwa 6—10 Vorlesungen 
über Frankfurts Geschichte und Altertumskunde zu halten, ein Unter- 
nehmen, an dessen Verwirklichung kaum mehr zu zweifeln ist und von 
dem wir wohl mit Recht eine weitere Verbreitung heimischer Geschichts- 
kenntnis und eine Popularisierung unserer Vereins-Interessen erwarten 
dürfen. 

Die Sommer-Ausfliige, die abgesehen von einer Ausnahme 
sämtlich von Herrn Welcker vorbereitet und geleitet wurden, führten uns in 
zwei Tagesausflügen nach der Ronneburg und nach Büdingen, ferner in 
drei Nachmittagsausflügen nach Rückingen-Wolfsgang, nach Darmstadt 
zur Besichtigung des neuen Landesmuseums und nach Schwanheim zur 
Besichtigung der dortselbst veranstalteten Volkskunst- Ausstellung. In 
Büdingen hatten S. Durchlaucht der Fürst zu Isenburg-Büdingen persön- 
lich die Führung durch das Schloß, die Herren des Büdinger Geschichts- 
vereins die Führung durch die Stadt übernommen, wofür wir an dieser 
Stelle nochmals unseren verbindlichsten Dank namens des Vereins aus- 
sprechen. Dieser Dank richtet sich auch an die Herren Dr. Müller und 
Dr. Kienzle in Darmstadt, welche sich zu unserer Führung durch das 
Landesmuseum freundlichst bereit erklärt hatten. 

Bei einem Ausilug, den der Altertumsverein in Friedberg nach 
Frankfurt unternommen hat, sind die Mitglieder unserer Ausflugs- 
kommission und einige andere Herren des Vorstandes bei der Aufstellung 
des Programms und bei der Führung durch die Sehenswürdigkeiten 
unserer Stadt gern behülflich gewesen. 

Ueber die Tätigkeit der von unserem Verein gemeinsam mit der 
städtischen Kommission für Kunst- und Altertumsgegenstände und dem 
Verein für das historische Museum begründeten Ausgrabungs- 
Kommission legt der Grabungsleiter Herr Prof. Dr. Wolff den Bericht 
vor, der im Jahresbericht des Vereins für das ZUNDERENE Museum von 
1907 bereits zum Abdrucke gelangt ist. 

In der Geschäftsordnung der Ausprabusge.Kömminsion ist infolge 
einer Übereinkunft der drei beteiligten Gremien insofern eine Änderung 
eingetreten, als eine Vermehrung der Zahl der Kommissions-Mitglieder 
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durch je einen weiteren Vertreter vorgenommen wurde. Der Vorstand 
hat demgemäß beschlossen, außer den Herren Prof. Dr. Jung und Prof. 
Dr. Wolffnoch Herrn Oberlehrer Dr. Bieber in die Kommission zu entsenden. 

In Fragen der lokalen Denkmalpflege nennenswerte Schritte 
zu tun, hat der Verein im abgelaufenen Jahre keine Veranlassung gehabt. 

An der diesjährigen in Mannheim stattgehabten Tagung des Ge- 
samtvereins hat im Auftrage des Magistrats an Stelle unseres damals 
erkrankten Herrn Vorsitzenden Herr Dr. Lauffer teilgenommen und daher 
zugleich unseren Verein vertreten. Bei der vorhergehenden, in Heidelberg 
abgehaltenen Hauptversammlung des Verbandes west- und süddeutscher 
Vereine für römisch-germanische Altertumsforschung ist der Verein durch 
die Herren Prof. Dr. Riese und Prof. Dr. Wolff vertreten gewesen. 

Die mit auswärtigen Geschichts-Vereinen bestehenden Verhältnisse 
des Schriftentausches sind weiter gepflegt worden. Neue Tausch- 
verträge sind geschlossen mit den Redaktionen der Aschaffenburger Ge- 
schichtsblätter und der Neujahrsblätter von Winterthur, sowie mit dem 
Städtischen Museum in Troppau für die Zeitschrift dieses Museums. 

Da bei dem geplanten Büchertausch zwischen Deutsch- 
land und Amerika auch die hiesige Stadtbibliothek eine Zentrale für 
amerikanische Literatur werden soll, so hat für die in Vorbereitung be- 
findliche städtische Gegengabe der Magistrat auch unseren Verein um 
Überlassung seiner Veröffentlichungen ersucht, wobei etwa 35 Exemplare 
in Betracht kommen. Der Vorstand hat beschlossen, diesem Ansuchen 
zu entsprechen und dabei außerdem noch, soweit es aus den vorhandenen 
Beständen möglich ist, die III. Folge des „Archivs“ in vollständiger Reihe 
abzugeben. 

Endlich ist zu berichten, daß die im Jahre 1904 für drei Jahre be- 
willigte städtische Subvention von 1000 M. im Jahre 1907 zum 
letzten Male ausgezahlt wurde. Der Vorstand hat daher in einer Ein- 
gabe an den Magistrat um fernere Bewilligung der gleichen Summe ge- 
beten, und wir freuen uns berichten zu können, daß für diesen Zweck 
wiederum 1000 M. in den städtischen Etat eingestellt worden sind. Für 
diese tatkräftige Förderung unserer Vereinsbestrebungen sprechen wir 
den städtischen Behörden wiederholt unseren allerverbindlichsten Dank aus. 

Der Vorstand schließt diesen Jahresbericht, indem er auch den 
Mitgliedern seinen Dank für die oft erwiesene Teilnahme an den Arbeiten 
des Vereins ausspricht, und indem er sie bittet, den Bestrebungen für 
die Erforschung der vaterstädtischen Vergangenheit auch fernerhin treue 
Anhänglichkeit zu bewahren und ihnen in allen Kreisen unserer Bürger- 
schaft neue Freunde zu werben, damit ein gedeihlicher Fortbestand der 
Arbeiten des Vereins auch für die zweite Jahrhunderthälfte seines Be- 
stehens gewährleistet werde. 


Einnahme. 


Il. Rechnungsabschluß 
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An Kassa-Konto 
Barbestand 


An Mitgliedsbeitrag-Konto 
Jahresbeitrag der Mitglieder . 


An Unkosten-Konto 
Vergütung für Porti . 


An Effekten-Konto 


Zinsen des österr. Loses 


An Frankfurter Gewerbekasse 


Konto-Korrent A-Konto 
Zahlungen. 


An Subventions-Konto 
Unterstützung der städt. Behörden für 1907 . 


An Verlag-Konto 
Verkauf von Vereinsschriften etc. . 
Beitrag für Drucksachen von der städt. Kom- 
mission für Kunst- und Altertumsgegen- 
stände ar he, Rei, Nar er asus LA 
Beitrag eines Mitgliedes zu den Kosten der 
Jubilaeumsfeier . ee re & 














Frankfurt a. M., 
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für das Jahr 1907. 





1907 
31. Dez. 
31. 5 
Siz, -5 
Bis: 5 
3 SE 
BE, 


Per Bibliothek-Konto 


Ankauf von Büchern, Zeitschriften etc. 


Per Verlag-Konto 
Honorar undDrucklegung desArchivbandes III. 
Folge 9 und Heddernheimer MINDEN, 
Heit IV Sc a, Sa er Mee ay ; 
Per NTER 
Kassen- und Hauptbuch etc. etc. . 


Per Frankfurter Gewerbekasse 


Konto-Korrent A-Konto 
Zahlungen . 


Per Konto: Kommission für Herausgabe des 
Werkes über die Baudenkmäler in Frank- 


furt a. M. 
Rückzahlung des Darlehens . 


Per Unkosten-Konto 
Inserate . > 
Drucksachen, Neujahregescherke . 
Miete, Beleuchtung ; 
400 Exemplare des Korrespondenzblattes . 


Beitrag zum Verband siid- und hapa URREN 
Vereine . 


Beitrag zum Bestehen and 15 Protokolle 
der Hauptversammlung desselben . 


Schriftliche Arbeiten und dergl. 
Versand von 2 Publikationen 
Kleine Ausgaben, Jubilaeum etc. . 


Per Kassa-Konto 
Barbestand 


31. Dezember 1907. 


Emil Padjera 


Ausgabe. 
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